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Die Bundesregierung sieht es als eine gesellschaftliche Notwendigkeit an, dass der Pflege-

beruf auch durch attraktive Arbeitsbedingungen weiter gestärkt wird. Dazu gehört eine 

angemessene Entlohnung der Pflege- und Betreuungskräfte. Mit dem nun vorliegenden 

Abschlussbericht zur gesetzlichen Evaluation wurde eine umfassende Bestandsaufnahme 

der seit dem 1. September 2022 geltenden Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung vor-

gelegt. Dabei wurde deutlich, dass die wesentlichen vom Gesetzgeber beabsichtigten Wir-

kungen erreicht werden konnten: Die Entlohnung der Beschäftigten in Pflege oder Betreu-

ung in der Langzeitpflege hat sich mit Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Ent-

lohnung deutlich verbessert und hat sich der Entlohnung in der Krankenhauspflege wei-

testgehend angenähert. Auch die Löhne der Beschäftigten in den unteren Lohngruppen 

liegen mittlerweile deutlich über dem branchenspezifischen Pflegemindestlohn. Damit ist 

der Pflegeberuf in den letzten Jahren zu einem nicht nur fachlich, sondern auch finanziell 

sehr attraktiven Beruf geworden. 

Die gesetzlichen Vorgaben zur Entlohnung der Pflege- und Betreuungskräfte sind aller-

dings mit einem zum Teil nicht unerheblichen Aufwand für die Pflegeeinrichtungen und 

Pflegekassen verbunden. Der Abschlussbericht beleuchtet diese Herausforderungen und 

schlägt gezielte Maßnahmen vor, um den Aufwand zu reduzieren und die Rahmenbedin-

gungen für alle Beteiligten weiter zu verbessern. 

Im Namen des Bundesministeriums für Gesundheit danke ich allen, die an diesem umfas-

senden Evaluationsvorhaben mitgewirkt haben. Ich bin sicher, dass die Ergebnisse in die 

Diskussion über eine notwendige Neuordnung der Pflegeversicherung einfließen werden. 

 

Bonn, im Mai 2026 

 

  

Nina Warken 

Bundesministerin für Gesundheit 

 

 

Vorwort  
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Einleitung 1 

 

Die αYƻƴȊŜǊǘƛŜǊǘŜ !ƪǘƛƻƴ tŦƭŜƎŜά όY!tύ zielte auf Strate-

gien und Maßnahmen zur Erhöhung der Attraktivität des 

Pflegeberufs. 5ƛŜ !ǊōŜƛǘǎƎǊǳǇǇŜ ό!Dύ р α9ƴǘƭƻƘƴǳƴƎǎōŜπ

ŘƛƴƎǳƴƎŜƴ ƛƴ ŘŜǊ tŦƭŜƎŜά1 hatte den Auftrag, Vorschläge 

für konkrete Maßnahmen zu erarbeiten, wie unter Wah-

rung der Tarifautonomie einerseits und des kirchlichen 

Selbstbestimmungsrechts andererseits eine angemes-

sene Entlohnung für Pflegepersonal in der Langzeitpflege 

in Deutschland gesichert werden könne (BMG, BMFSJ & 

BMAS, 2019, S. 158). In den Beratungen wurde deutlich, 

dass die Erhöhung der Attraktivität des Pflegeberufs maß-

ƎŜōƭƛŎƘ ŀǳŎƘ ŘŀǊŀǳŦ ŀōȊǳǎǘŜƭƭŜƴ ƘŀōŜ αώΧϐ dass die Wert-

schätzung von Pflegekräften auch und insbesondere 

ŘǳǊŎƘ ŜƛƴŜ ŀƴƎŜƳŜǎǎŜƴŜ 9ƴǘƭƻƘƴǳƴƎ ŀǳǎƎŜŘǊǸŎƪǘ ǿƛǊŘά 

(ebd., S. 157). Bereits im Vorfeld der KAP wurden unter 

anderem mit der Einführung des Pflegemindestlohns 

(2010), den Pflegestärkungsgesetzen (PSG I bis PSG III, 

2015 - 2017) sowie mit dem Gesetz für bessere Löhne in 

der Pflege (Pflegelöhneverbesserungsgesetz, 2019)2 poli-

tische Maßnahmen umgesetzt, um die Löhne im Pflege-

sektor nachhaltig und flächendeckend zu verbessern.  

In den Beratungen der AG 5 wurde gleichwohl deutlich, 

dass die Lohnzuwächse im Pflegesektor der Vorjahre 

nicht hinreichend waren, um die Lohndifferenz zwischen 

dem Pflegepersonal in der Langzeitpflege gegenüber dem 

Krankenhaussektor zu verringern. Zudem wurde eine 

nach wie vor hohe Schwankungsbreite der Löhne inner-

halb des Pflegesektors (BMG, BMFSFJ & BMAS, 2019, S. 

160) und eine Zunahme der in der Pflege tätigen Leihar-

beitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer konstatiert 

(ebd., S. 159). In den Jahren 2014 bis 2018 hatte sich die 

Zahl der Leiharbeitskräfte in der Pflege, wenngleich im 

Branchenvergleich auf insgesamt niedrigem Niveau, von 

 

 

1 Zu den Mitgliedern der AG 5 der KAP siehe BMG, BMFSFJ & BMAS, 2019, S. 

177.  
2 Bundesgesetzblatt (BGBl) Jahrgang 2019 Teil I Nr. 42, ausgegeben zu Bonn 

am 28.11.2019. 
3 IƛŜǊōŜƛ ƘŀƴŘŜƭǘ Ŝǎ ǎƛŎƘ ǳƳ ŘŜƴ α¢ŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎ !ƭǘŜƴǇŦƭŜƎŜάΣ ŘŜǊ ȊǿƛǎŎƘŜƴ ŘŜǊ 

Bundesvereinigung der Arbeitgeber in der Pflegebranche (BVAP) und der 

Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ausgehandelt wurde. 
4 BGBl., Jahrgang 2021 Teil I Nr. 44, ausgegeben zu Bonn am 19. 07. 2021. 
5 Dies bedeutet, dass die Beschäftigten mindestens 50 Prozent der vertrag-

lich vereinbarten Tätigkeit in Pflege oder Betreuung tätig sind. 

12.000 auf 22.000 Beschäftigte erhöht (Riedlinger et al., 

2020, S. 143). 

Der Gesetzgeber ergriff daher die Initiative, um über die 

Verbesserung der Löhne die Attraktivität des Pflegebe-

rufs in der Langzeitpflege zu erhöhen, den Berufsverbleib 

von Pflege- und Betreuungskräften zu fördern und hier-

über sicherzustellen, dass sich in Zukunft genügend Men-

schen für eine Erwerbstätigkeit im Pflegeberuf und im 

Pflegesektor entscheiden. Nachdem die Erstreckung ei-

nes Tarifvertrags (TV Altenpflege)3 auf die Pflegebranche 

auf Grundlage des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (A-

EntG) nicht realisiert werden konnte, trat im Juli 2021 das 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversor-

gung (Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz 

[GVWG])4 in Kraft. Mit dem GVWG wurde die αǘŀǊƛŦƎŜπ

ǊŜŎƘǘŜ 9ƴǘƭƻƘƴǳƴƎά in der Langzeitpflege gesetzlich ver-

ankert. 5ƛŜ ƎŜǎŜǘȊƭƛŎƘŜƴ wŜƎŜƭǳƴƎŜƴ ȊǳǊ αǘŀǊƛŦƎŜǊŜŎƘǘŜƴ 

9ƴǘƭƻƘƴǳƴƎά ŜǊŦŀǎǎŜƴ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǘŜ ƴŀŎƘŦƻƭƎŜƴŘŜǊ .Ŝπ

schäftigten-/Qualifikationsgruppen, die überwiegend5 in 

der Pflege oder Betreuung tätig sind: a) Pflege- und Be-

treuungskräfte ohne mindestens einjährige Berufsausbil-

dung, b) Pflege- und Betreuungskräfte mit mindestens 

einjähriger Berufsausbildung sowie c) Fachkräfte in den 

Bereichen Pflege und Betreuung mit mindestens dreijäh-

riger Berufsausbildung. 

Seit dem 1. September 2022 sind zugelassene ambulante 

und stationäre Pflegeeinrichtungen nunmehr bundesweit 

dazu verpflichtet, Pflege- und Betreuungskräfte mindes-

tens in Höhe von in der jeweiligen Region6 geltenden Ta-

rifverträgen (TV)7 bzw. kirchlichen Arbeitsrechtsregelun-

gen (AVR) (kollektivvertragliche Regelungen) zu entloh-

nen (§§ 72 Absatz 3a ff. SGB XI)8. In den Geltungsbereich 

6 Gemäß § 2 der Pflegevergütungs-Richtlinien zum Verfahren nach § 82c Ab-

sätze 1 bis 3 ǳƴŘ р {D. ·L ƛǎǘ ŘŜǊ .ŜƎǊƛŦŦ αwŜƎƛƻƴά ŀƭǎ Řŀǎ ƧŜǿŜƛƭƛƎŜ .ǳƴŘŜǎπ

land definiert. 
7 Die Abkürzung TV umfasst im Weiteren zur besseren Lesbarkeit Einzahl und 

Mehrzahl sowie die deklinierten Formen. 
8 Tarifordnungen und Arbeitsverträge für Beschäftigte in Kirchen und kirch-

lich-konfessionellen Wohlfahrtsverbänden werden in Deutschland üblicher-

weise auf Grundlage kirchlicher Arbeitsrechtsregelungen gestaltet. Dieser so-

ƎŜƴŀƴƴǘŜ α5ǊƛǘǘŜ ²ŜƎά ŘŜǎ ƪƛǊŎƘƭƛŎƘŜƴ !ǊōŜƛǘǎǊŜŎƘǘǎ ƛǎǘ ƛƳ DǊǳƴŘƎŜǎŜǘȊ ό!Ǌπ

tikel 140 GG) verankert. Die Arbeits- und Entlohnungsbedingungen der Be-

schäftigten werden ς auf Grundlage des kirchlichen Arbeitsrechts ς in 
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der tarifgerechten Entlohnung fallen nach § 72 SGB XI 

ambulante Pflegeeinrichtungen einschließlich der Be-

treuungsdienste nach § 71 Absatz 1a SGB XI sowie alle 

teil- und vollstationären Pflegeeinrichtungen einschließ-

lich der Kurzzeitpflege, die bereits eine Zulassung zur Pfle-

geversorgung haben (Bestandseinrichtung) bzw. eine sol-

che anstreben (Neuzulassung). Pflegeeinrichtungen und 

Pflegedienste in der Langzeitpflege haben nunmehr drei 

Möglichkeiten, um die gesetzlichen Zulassungsvorausset-

zungen im Kontext der tarifgerechten Entlohnung zu er-

füllen:  

(1) hǇǘƛƻƴ αBindung an kollektivvertragliche Regelungά: 

Diese Voraussetzung ist erstens erfüllt, wenn die Pflege-

einrichtung mit Wirkung für ihre Pflege- und Betreuungs-

kräfte einen Tarifvertrag (TV) mit einer Gewerkschaft ab-

geschlossen hat. Als kollektivvertragliche Regelung gelten 

zweitens auch kirchliche Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR). 

An diese gebunden sind kirchliche Dienstgeber, die auf-

grund ihrer satzungsmäßigen Zuordnung Mitglieder der 

Rechtsträger der (Erz-)Bistümer oder des Deutschen Cari-

tasverbandes und seiner Gliederungen bzw. der Evange-

lischen Gliedkirchen oder des Evangelischen Werkes für 

Diakonie und Entwicklung e. V. oder der gliedkirchlichen 

oder freikirchlichen Diakonischen Werke sind oder die 

sich in ihren Satzungen verpflichten, für Abschluss, Inhalt 

und Beendigung von Arbeitsverträgen die jeweiligen 

kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen in ihren jeweils gel-

tenden Fassungen anzuwenden.9  

(2) hǇǘƛƻƴ αOrientierung an kollektivvertraglicher Rege-

lungά: Diese Option impliziert, dass die Pflegeeinrichtung 

ihre Pflege- und Betreuungskräfte mindestens in Höhe 

der Entlohnung eines TV oder einer kirchlichen AVR ent-

lohnt, ohne jedoch an die darüber hinausgehenden kol-

lektivvertraglichen Regelungen gebunden zu sein (§ 72 

Absatz 3b Nummer 1-3 SGB XI).  

(3) Option α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴŘǳƴƎά: Die Pflegeein-

richtung entlohnt ihre Pflege- und Betreuungskräfte min-

destens in Höhe der aktuellen regional üblichen Entloh-

nungsniveaus (rüE) für die jeweilige Beschäftigtengruppe 

und hält mindestens das aktuelle regional übliche Niveau 

der pflegetypischen Zuschläge ein (§ 72 Absatz 3b Num-

mer 4 SGB XI). Neben der Bindung an eine kollektiv-

 

 

(kirchlichen) Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) normiert. Während Tarifver-

träge auf die Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse wie ein Gesetz mit 

normativer Wirkung (§ 4 Absatz 1 TVG) anzuwenden sind, wirken AVR nur 

dann auf die Arbeitsverhältnisse der Beschäftigten ein, wenn ihre Geltung im 

Arbeitsvertrag ausdrücklich vereinbart ist (Einheitsregelung aufgrund einzel-

vertraglicher Bezugnahme). bŀŎƘŦƻƭƎŜƴŘ ǎǇǊŜŎƘŜƴ ǿƛǊ Ǿƻƴ α¢ŀǊƛŦǾŜǊǘǊŅƎŜƴά 

ό½ǿŜƛǘŜǊ ²ŜƎύ ōȊǿΦ α!ǊōŜƛǘǎǊŜŎƘǘǎǊŜƎŜƭǳƴƎŜƴά όŀōƎŜƪǸǊȊǘ ŘǳǊŎƘ ŘŜƴ ƎŜπ

ōǊŅǳŎƘƭƛŎƘŜƴ .ŜƎǊƛŦŦ α!±wάΣ 5ǊƛǘǘŜǊ ²ŜƎύΣ ǎƻŦŜǊƴ ŜƛƴŜ .ŜȊǳƎƴŀƘƳŜ ŀǳŦ ŘƛŜ 

Arbeits- und Entlohnungsbedingungen der Beschäftigten in Pflege oder Be-

treuung auf Grundlage kollektivvertraglicher Regelungen erfolgt. Der Aus-

ŘǊǳŎƪ αǘŀǊƛŦƎŜǊŜŎƘǘŜ 9ƴǘƭƻƘƴǳƴƎά ǎŎƘƭƛŜǖǘ ŘŀƳƛǘ ǎƻǿƻƘƭ ŘƛŜ 

vertragliche Regelung όǎƻƎŜƴŀƴƴǘŜ αоŀ-9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴάύ 

haben Pflegeeinrichtungen somit zwei weitere gesetzlich 

normierte Optionen, um die Zulassungsvoraussetzungen 

gemäß § 72 Absätze 3a und 3b SGB XI zu erfüllen. Für die 

Option αOrientierung an kollektivvertragliche Regelungά 

gilt, dass Pflegeeinrichtungen ihre Pflege- und Betreu-

ungskräfte mindestens in Höhe eines für die Region gülti-

gen TV oder einer kirchlichen AVR unter Einhaltung der 

Entgeltordnung sowie der Eingruppierungsregelungen 

entlohnen müssen (§ 72 Absatz 3b Nummer 1-3 SGB XI). 

Für die Zulassungsoption der α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴŘǳƴƎά 

wiederum gilt, dass die Entlohnung der Pflege- und Be-

treuungskräfte im Durchschnitt aller Beschäftigten der 

betreffenden Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe min-

destens in Höhe des jeweiligen rüE erfolgen muss. Dar-

über hinaus ist mindestens das aktuelle rüE der pflegety-

pischen (variablen) Zuschläge einzuhalten (§ 72 Absatz 3b 

Nummer 4 SGB XI). Zur Einschätzung der Wirtschaftlich-

keit von Personalaufwendungen in nach SGB XI zugelas-

senen Pflegeeinrichtungen haben die Landesverbände 

der Pflegekassen anhand von maßgeblichen Informatio-

nen aus TV bzw. kirchlichen AVR, die ihnen von Pflegeein-

richtungen nach § 72 Absatz 3e SGB XI zu übermitteln 

sind, ein rüE zu bestimmen. Das rüE ist für nicht kollektiv-

vertraglich gebundene Pflegeeinrichtungen (sogenannte 

α3b-Einrichtungenά) insofern maßgeblich, als eine Bezah-

lung der Beschäftigten bis maximal 10 Prozent über dem 

jeweiligen rüE10 in den Pflegevergütungsverfahren nach 

§§ 85 und 89 SGB XI nicht als unwirtschaftlich abgelehnt 

werden darf. Für eine über die Höhe der Bezahlung von 

Gehältern nach § 82c Absatz 1 SGB XI oder die Höhe der 

Entlohnung nach § 82c Absätze 2, 2a und 2b SGB XI hin-

ausgehende Bezahlung der Beschäftigten bedarf es eines 

sachlichen Grundes. 

Das rüE stellt einen nach der Anzahl der Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer, die Leistungen der Pflege oder 

Betreuung von Pflegebedürftigen erbringen, gewichteten 

Durchschnitt der Entlohnungsbestandteile nach § 72 Ab-

satz 3b Satz 2 Nummer 1 bis 5 SGB XI entsprechend den 

in der Region nach § 2 geltenden TV/kirchlichen AVR dar. 

Es wird als durchschnittlicher Stundenlohn in Euro, kauf-

männisch auf zwei Nachkommastellen gerundet, ausge-

wiesen. Das rüE wird jeweils für die drei Beschäftigen-

/Qualifikationsgruppen ermittelt und veröffentlicht. 

Entlohnungsbedingungen auf Grundlage von Tarifverträgen als auch von 

kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen ein. 
9 S. § 2 Absätze 2 und 3 der Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes nach § 72 

Absatz 3c SGB XI. Träger von Pflegeeinrichtungen hingegen, die sich an die 

kollektivvertraglichen Mantel- und Entlohnungsregelungen kirchlicher Ar-

beitsrechtsregelungen lediglich orientieren und nicht alle darin vereinbarten 

Regelungen umsetzen, unterliegen keiner kollektivvertraglichen Bindung. 
10 Da das rüE sowohl jeweils für die Bundesländer als auch für die jeweilige 

Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe ausgewiesen wird, wird nachfolgend die 

Mehrzahl (die rüE) verwendet, es sei denn, es wird im Bericht auf das Kon-

strukt als solches Bezug genommen.  



Einleitung 3 

 

Diese Veröffentlichung erfolgte ursprünglich zum 31. Ok-

tober des Jahres. Ab Inkrafttreten der einschlägigen Re-

gelungen des Gesetzes zur Befugniserweiterung und Ent-

bürokratisierung in der Pflege (BEEP)11 wurde das Veröf-

fentlichungsdatum der rüE gemäß § 82c Absatz 5 SGB XI 

auf den 30. September des jeweiligen Jahres geändert. 

Darüber hinaus werden ς nunmehr ebenfalls jährlich zum 

30. September ς die regional üblichen Durchschnitts-

werte der pflegetypischen Zuschläge für Nacht- und 

Sonntagsarbeit sowie für Feiertagsarbeit mit und ohne 

Freizeitausgleich als Prozentwerte zum Grundlohn ausge-

wiesen.12 Mit dem Gesetz zur Zahlung eines Bonus für 

Pflegekräfte in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen 

(Pflegebonusgesetz, PflBoG)13 wurde die Option der 

α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴŘǳƴƎά ƎŜǎŜǘȊƭƛŎƘ ǾŜǊŀƴƪŜǊǘ ǳƴŘ zu-

gleich normiert, welche Entlohnungsbestandteile im 

Sinne des Gesetzes zur Entlohnung14 zählen und wie pfle-

getypische Zuschläge zu definieren sind. Auf Grundlage 

des GVWG wurde der GKV-Spitzenverband (GKV-SV)15 ge-

mäß § 72 Absatz 3c SGB XI ermächtigt, unter Beteiligung 

der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger 

der Sozialhilfe und der Eingliederungshilfe das Nähere 

insbesondere zu den Verfahrens- und Prüfgrundsätzen 

für die Einhaltung der Vorgaben nach § 72 Absätze 3a und 

3b SGB XI in Richtlinien zu konkretisieren. Für die Evalua-

tion galt es nachfolgende Richtlinien zu berücksichtigten, 

die durch den GKV-SV beschlossen und durch das Bundes-

ministerium für Gesundheit (BMG) im Einvernehmen mit 

dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 

genehmigt wurden:  

a) Richtlinien des GKV-SV nach § 72 Absatz 3c SGB XI zu 

den Verfahrens- und Prüfgrundsätzen zur Einhaltung der 

Vorgaben für Versorgungsverträge nach § 72 Absätze 3a 

und 3b SGB XI (Zulassungs-Richtlinien)16,  

b) Richtlinien des GKV-SV nach § 82c Absatz 4 SGB XI zum 

Verfahren nach § 82c Absätze 1 bis 3 und 5 SGB XI (Pfle-

gevergütungs-Richtlinien)17 sowie  

 

 

11 BGBl. Jahrgang 2025, Teil I Nr. 371, ausgegeben zu Bonn am 29. 12. 2025   
12 Die jährlich ermittelten Werte der rüE sowie zu den regionalen Durch-

schnittswerten der pflegetypischen Zuschläge werden auf den Seiten des 

GKV-Spitzenverband unter https://www.gkv-spitzenverband.de/pflegeversi-

cherung/gs_tarife_pflege/gs_tarife.jsp veröffentlicht. 
13  BGBl., Jahrgang 2022 Teil I Nr. 21, ausgegeben zu Bonn am 29. Juni 2022.  
14 Hierzu zählen: Grundlohn, regelmäßige Jahressonderzahlungen, vermö-

genswirksame Leistungen des Arbeitgebers, pflegetypische (fixe Zulagen), 

der Lohn für Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft sowie pflegetypische 

Zuschläge.  
15 Der GKV-SV ist die zentrale Interessenvertretung der gesetzlichen Kranken- 

und Pflegekassen in Deutschland und auf europäischer sowie internationaler 

Ebene. 
16 Richtlinien vom 24.01.2022 zuletzt geändert durch Beschluss vom 

12.07.2023, online verfügbar unter: https://www.gkv-

c) Richtlinien des GKV-SV nach § 84 Absatz 7 SGB XI zum 

Nachweisverfahren über die bei der Pflegevergütung zu 

Grunde gelegte Bezahlung von Beschäftigten in Pflege-

einrichtungen (Nachweis-Richtlinien)18.  

Zum 31. Dezember 2022 wurde auf Grundlage des PflBoG 

die Geschäftsstelle αTarifliche Entlohnung in der Langzeit-

pflegeά (GS-Tarife) eingerichtet.19 Die GS-Tarife ist beim 

GKV-SV (konkret: Spitzenverband Bund der Pflegekassen) 

angesiedelt und verantwortet im Auftrag der Landesver-

bände der Pflegekassen die Erhebung und Auswertung 

der Daten zur Ermittlung der rüE. Darüber hinaus nimmt 

die GS-Tarife Beratungsaufgaben für die Landesverbände 

der Pflegekassen zu entgeltrelevanten Änderungen von 

TV/kirchlichen AVR wahr. Die Einführung der tarifgerech-

ten Entlohnung konkretisiert sich somit über eine neue 

Gesetzesnorm im Zulassungsrecht des SGB XI, denn Pfle-

geeinrichtungen müssen sich, um die Zulassung zur pfle-

gerischen Versorgung zu erhalten, für eine der Zulas-

sungsoptionen (Bindung an eine kollektivvertragliche Re-

gelung, Orientierung an einer kollektivvertraglichen Re-

gelung, Durchschnittsanwendung) entscheiden. Darüber 

hinaus definieren sich über die Zulassungs-, Pflegevergü-

tungs- und Nachweis-Richtlinien die Verfahrensnormen 

zur Umsetzung der tarifgerechten Entlohnung, ein-

schließlich der Vorgaben zur Ermittlung und Berechnung 

der rüE. Weiterhin wurden durch die gesetzliche Neure-

gelung zur tarifgerechten Entlohnung bei etablierten Akt-

euren (GKV-SV) neue Aufgabenzuständigkeiten institutio-

nalisiert (GS-Tarife) sowie bestehende Aufgaben und Auf-

gabenzuständigkeiten erweitert (unter anderem Konkre-

tisierung der Prüfung der Einhaltung der Zulassungsvo-

raussetzungen durch die Landesverbände der Pflegekas-

sen). Schließlich erfordern die Verfahrensnormen zur Er-

mittlung des jeweiligen rüE über die DatenClearingStelle 

Pflege (DCS Pflege) eine jährliche Datenmeldung der an 

kollektivvertragliche Regelungen gebundenen Pflegeein-

richtungen sowie die jährliche Ermittlung und Veröffent-

lichung der rüE durch die GS-Tarife.  

spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/gs_ta-

rife/2024_01_30_Zulassungs-Richtlinien_nach_72_Abs.3c_SGB_XI_geneh-

migt.pdf. 
17 Richtlinien vom 24.01.2022 zuletzt geändert durch Beschluss vom 

12.07.2023, online verfügbar unter: https://www.gkv-spitzenver-

band.de/media/dokumente/pflegeversicherung/gs_tarife/2024_01_30_Pfle-

geverguetungs-Richtlinien_nach_82c_Abs.4_SGB_XI_genehmigt.pdf. 
18 Richtlinien vom 07.11.2022 zuletzt geändert durch Beschluss vom 

12.07.2023, online verfügbar unter: https://www.gkv-spitzenver-

band.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarun-

gen__formulare/rahmenvertraege__richlinien_und_bundesempfehlun-

gen/2024_01_30_Nachweis-Richtlinien_nach__84_Abs._7_SGB_XI_geneh-

migt.pdf. 
19 Die Erhebung und Ermittlung der rüE erfolgte in den Jahren 2021 (Erster-

hebung) und 2022 durch den AOK-BV. 

https://www.gkv-spitzenverband.de/pflegeversicherung/gs_tarife_pflege/gs_tarife.jsp
https://www.gkv-spitzenverband.de/pflegeversicherung/gs_tarife_pflege/gs_tarife.jsp
https://www.gkv-spitzenverband.de/krankenversicherung/kv_grundprinzipien/alle_gesetzlichen_krankenkassen/alle_gesetzlichen_krankenkassen.jsp
https://www.gkv-spitzenverband.de/krankenversicherung/kv_grundprinzipien/alle_gesetzlichen_krankenkassen/alle_gesetzlichen_krankenkassen.jsp
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/gs_tarife/2024_01_30_Zulassungs-Richtlinien_nach_72_Abs.3c_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/gs_tarife/2024_01_30_Zulassungs-Richtlinien_nach_72_Abs.3c_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/gs_tarife/2024_01_30_Zulassungs-Richtlinien_nach_72_Abs.3c_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/gs_tarife/2024_01_30_Zulassungs-Richtlinien_nach_72_Abs.3c_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/gs_tarife/2024_01_30_Pflegeverguetungs-Richtlinien_nach_82c_Abs.4_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/gs_tarife/2024_01_30_Pflegeverguetungs-Richtlinien_nach_82c_Abs.4_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/gs_tarife/2024_01_30_Pflegeverguetungs-Richtlinien_nach_82c_Abs.4_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/rahmenvertraege__richlinien_und_bundesempfehlungen/2024_01_30_Nachweis-Richtlinien_nach__84_Abs._7_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/rahmenvertraege__richlinien_und_bundesempfehlungen/2024_01_30_Nachweis-Richtlinien_nach__84_Abs._7_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/rahmenvertraege__richlinien_und_bundesempfehlungen/2024_01_30_Nachweis-Richtlinien_nach__84_Abs._7_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/rahmenvertraege__richlinien_und_bundesempfehlungen/2024_01_30_Nachweis-Richtlinien_nach__84_Abs._7_SGB_XI_genehmigt.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/rahmenvertraege__richlinien_und_bundesempfehlungen/2024_01_30_Nachweis-Richtlinien_nach__84_Abs._7_SGB_XI_genehmigt.pdf


4 Ziel der Evaluation, Forschungsdesign und Methoden 

 

Gemäß § 72 Absatz 3f SGB XI ist das BMG unter Beteili-

gung des BMAS verpflichtet, die Wirkungen der gesetzli-

chen Regelungen der tarifgerechten Entlohnung gemäß 

§ 72 Absatz 3a und 3b SGB XI sowie des § 82c SGB XI zu 

evaluieren. Ziel der Evaluation ist es, empirisch fundierte 

Erkenntnisse über die Wirkungen der Regelungen der 

§§ 72 Absätze 3a ff. SGB XI sowie § 82c SGB XI zu erhalten 

und mögliche Verbesserungspotentiale zu ermitteln. Der 

vorliegende Bericht präsentiert auf Grundlage der Analy-

sen und Befunde die Ergebnisse dieses gesetzlichen Eva-

luationsauftrags. Durch die Evaluation sollten Erkennt-

nisse insbesondere zu folgenden Wirkungsfeldern und 

korrespondierenden Fragestellungen gewonnen wer-

den:  

ω Wirkungsfeld I: Wie ist die Qualität der Datengrundla-

gen zu bewerten und welche Verbesserungspotentiale 

werden für das Verfahren und die Methodik zur Ermitt-

lung des rüE gesehen?  

ω Wirkungsfeld II: Welche Auswirkungen haben die Re-

gelungen für Pflege- und Betreuungskräfte?  

ω Wirkungsfeld III: Welche Auswirkungen haben die 

Regelungen auf die Pflegebedürftigen?  

ω Wirkungsfeld IV: Welche Auswirkungen haben die Re-

gelungen auf die Pflegeeinrichtungen und Pflegekas-

sen, insbesondere auf die Wirtschaftlichkeit von Perso-

nalaufwendungen?  

Eine Gesamtübersicht der für die Evaluation leitenden 

operativen Fragestellungen ist Anhang A dieses Berichts 

zu entnehmen.  

Die Evaluation wurde im Zeitraum vom 1.1.2024 bis 

31.12.2025 durchgeführt. Beauftragt mit der Evaluation 

wurden das Institut Arbeit und Technik (IAT), Westfäli-

sche Hochschule Gelsenkirchen Bocholt Recklinghausen 

und das SOCIUM ς Forschungszentrum Ungleichheit und 

Sozialpolitik der Universität Bremen. Zwischenstand und 

Zwischenergebnisse der Evaluation wurden im Untersu-

chungszeitraum in Form zwei projektinterner Zwischen-

berichte (31. August 2024; 30. Juni 2025) dokumentiert. 

Im nachfolgenden Abschnitt werden zunächst das der 

Evaluation zugrunde liegende konzeptionelle Wirkmodell 

und das Forschungsdesign sowie der methodische Zu-

gang der Evaluation erläutert. 

2.1 Konzeption eines Wirkmodells  

Die Einführung der tarifgerechten Entlohnung adressiert 

das Politikfeld der Lohn- und Arbeitsbedingungen von Be-

schäftigten, die überwiegend in Pflege oder Betreuung in 

der Langzeitpflege tätig sind. Die tarifgerechte Entloh-

nung ist insofern eine politikfeldspezifische Intervention 

mit dem Ziel der Verbesserung der Entlohnungssituation 

der Beschäftigten in der Langzeitpflege. Ausgehend hier-

von war die Evaluation als Ex-Post-Wirkungsevaluation 

angelegt. Der Fokus richtete sich darauf, sowohl die Ziel-

erreichung als auch multidimensionale Wirkungen der ta-

rifgerechten Entlohnung einschließlich ihrer zielgruppen-

spezifischen Effekte zu analysieren und Verbesserungs-

potenziale auf Grundlage der Wirkungen der Regelungen 

der §§ 72 Absätze 3a ff. sowie 82c SGB XI zu ermitteln.  

Um dem Zweck der Identifizierung von Verbesserungspo-

tenzialen hinreichend Rechnung tragen zu können, war es 

erforderlich, im Forschungsdesign auch Rückgriff auf Me-

thoden formativer Evaluation zu nehmen. Ziel war es, be-

reits im Zuge der Umsetzung des Evaluationsauftrags un-

ter Einbezug zentraler Akteurinnen und Akteure konkrete 

Verbesserungspotenziale des Verfahrens zur Umsetzung 

der tarifgerechten Entlohnung zu identifizieren (Gestal-

tung des Evaluationsgegenstandes). Dies erfolgte unter 

anderem in Form der Beratungen zu möglichen alternati-

ven Datenerhebungs- und Datenermittlungsverfahren 

zum rüE. Auf dieser Grundlage konnten bereits Zwischen-

ergebnisse des Evaluationsauftrags in Gesetzgebungspro-

zesse (konkret: BEEP) eingespeist werden. Die Beantwor-

tung der Forschungsfragen erforderte zudem die Konzep-

tion eines Wirkmodells, um ausgehend von potenziellen 

Wirkungszielen und -richtungen entsprechende Indikato-

ren und Messgrößen abzuleiten sowie relevante Ak-

teurskonstellationen abzubilden und zu berücksichtigen 

(s. Abbildung 1). Das Wirkmodell basiert konzeptionell 

auf folgenden Zugängen:  

2 Ziel der Evaluation, 
Forschungsdesign und 
Methoden 
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(1) Organisationskontexte und Handlungsarenen: Die 

gesetzliche Regelung zur tarifgerechten Entlohnung 

adressiert unterschiedliche Handlungsarenen, die sich 

ȊǿƛǎŎƘŜƴ α{ƻȊƛŀƭǊŜŎƘǘά όvor allem Leistungserbringungs-

ǊŜŎƘǘύΣ α¢ŀǊƛŦŀǳǘƻƴƻƳƛŜά ǳƴŘ αLƴŘƛǾƛŘǳŀƭŀǊōŜƛǘǎǊŜŎƘǘά 

aufspannen (unter anderem Bieback, 2025; Evans-Bor-

chers, 2025). Tarifabschlüsse mit Entgeltanpassung fol-

gen üblicherweise der Logik von Entgelterhöhungen, die 

in der jeweiligen Entgeltordnung eines TV/einer kirchli-

chen AVR umgesetzt wird. Die Entwicklung der Entloh-

nung der Beschäftigten in Pflege oder Betreuung auf Ba-

sis (verhandelter) TV/kirchlicher AVR ƛƴ ŘŜǊ !ǊŜƴŀ α¢ŀǊƛŦπ

ŀǳǘƻƴƻƳƛŜά ǿƛǊƪǘ ǎƻǿƻƘƭ ǸōŜǊ ŘƛŜ ½ǳƭŀǎǎǳƴƎǎƻǇǘƛƻƴ ŘŜǊ 

αBindung an eine kollektivvertragliche Regelungά als auch 

über ŘƛŜ hǇǘƛƻƴŜƴ αOrientierung an kollektivvertraglicher 

Regelungά ǳƴŘ α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴŘǳƴƎά ŀǳŦ ŘƛŜ 9ƴǘπ

lohnung der Beschäftigten in Pflege oder Betreuung. In 

ŘŜǊ hǇǘƛƻƴ αOrientierung an kollektivvertraglicher Rege-

lungά ŜǊŦƻƭƎǘ ŘƛŜǎ ǸōŜǊ ŘƛŜ 9ƴǘƎŜƭǘƻǊŘƴǳƴƎ sowie die Ein-

gruppierungsregelungen derjenigen kollektivvertragli-

chen Regelung, die von Pflegeeinrichtungen als maßge-

bend für die gesetzlich definierten Entlohnungsbestand-

ǘŜƛƭŜ ƎŜǿŅƘƭǘ ǿǳǊŘŜΦ Lƴ ŘŜǊ hǇǘƛƻƴ ŘŜǊ α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴπ

ǿŜƴŘǳƴƎά ƘƛƴƎŜƎŜƴ konkretisieren sich Lohnzuwächse 

über das rüE als gewichteter Durchschnitt der Entloh-

nungsbestandteile nach § 72 Absatz 3b Satz 2 Nummer 1 

bis 5 SGB XI entsprechend der in der jeweiligen Region 

(Bundesland) geltenden TV/kirchlichen AVR. Dabei ist je-

doch zu berücksichtigen, dass das jeweilige rüE nur auf 

die Entlohnungshöhe der Beschäftigungs-/Qualifikations-

gruppe insgesamt wirkt, d. h. es entsteht kein Individu-

alanspruch der Beschäftigten auf eine Entlohnung auf 

 

 

20 Hinzu kommt die Ausbildungsumlage, die über einen Ausbildungsfonds ge-

tragen wird. Diese Kosten für die Ausbildungsumlage werden indirekt über 

die Pflegesätze an die Pflegebedürftigen weitergegeben. 

Grundlage des jeweiligen rüE. Die Lohnuntergrenze der 

Beschäftigten in Pflege oder Betreuung wird weiterhin 

durch den jeweils geltenden Pflegemindestlohn bezie-

hungsweise die geltenden Pflegemindestlöhne für die Be-

schäftigten-/Qualifikationsgruppen normiert (!ǊŜƴŀ αIn-

dividualarbeitsrechtά).  

Höhere Entgelte der Beschäftigten in Pflege oder Betreu-

ung wirken auf die Lohnkosten der Pflegeeinrichtungen. 

Höhere Lohnkosten haben wiederum Auswirkungen auf 

Preise für pflegebedingte Leistungen im ambulanten und 

(teil-)stationären Pflegesektor, was eine Anpassung der 

Vergütung der Leistungen in der ambulanten Pflege bzw. 

der Pflegesätze induziert. Im gegenwärtigen Teilleis-

tungssystem übernimmt die Soziale Pflegeversicherung 

(SPV) im Falle der Pflegebedürftigkeit nur einen Teil der 

pflegebedingten Kosten (Leistungsrecht). Die Kosten für 

Unterkunft und Verpflegung sowie Investitionskosten 

sind von der SPV unberührt.20 Zugleich unterscheiden sich 

Pflegeeinrichtungen ς je nach Versorgungsart ς in ihren 

Finanzierungsgrundlagen (z. B. Relevanz von Leistungen 

der häuslichen Krankenpflege [HKP] und der außerklini-

schen Intensivpflege [AKI] nach SGB V) und Leistungsport-

folios.  

Steigende Personalkosten wirken somit in der Refinanzie-

rungslogik der SPV über höhere Preise in der vollstationä-

ren Langzeitpflege auf den einrichtungseinheitlichen Ei-

genanteil (EEE) der Pflegebedürftigen sowie über Preise 

für Leistungskomplexe auf die Pflegekosten in der ambu-

lanten Versorgung. Der EEE bezeichnet den über alle Be-

wohnenden gemittelten Anteil an den Pflegekosten in 

  

Abbildung 1: Wirkmodell der Evaluation 
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einem Pflegeheim, der über die Leistungsbeträge der 

Pflegekasse hinausgeht und daher von den Bewohnen-

den der Pflegeeinrichtung selbst bezahlt werden muss. 

Vorliegende Befunde weisen darauf hin, dass sich die Kos-

ten für Einrichtungsträger und Pflegebedürftige im Zuge 

der tarifgerechten Entlohnung erhöht haben (Greß & Je-

sberger, 2025, S. 171; Lenzen & Evans-Borchers, 2024). 

Trotz Einführung der Leistungszuschläge zu den EEE in der 

vollstationären Langzeitpflege nach § 43c SGB XI wird der 

größere Teil der aus den Lohnsteigerungen resultieren-

den Pflegekosten durch die Eigenanteilszahlungen der 

Pflegebedürftigen getragen (Rothgang et al., 2021, 2025). 

Gleichzeitig erhöhen sich die Ausgaben der Pflegekassen 

bei Lohnsteigerungen aufgrund der anteilig gewährten 

Leistungszuschläge nach § 43c SGB XI. Auch ambulante 

Pflegedienste geben ς nach Maßgabe der Preisverhand-

lungen ς Kosten an Pflegebedürftige weiter (Greß & Jes-

berger, 2025, S. 171). Steigen die Preise für ambulante 

Pflegeleistungen stärker als die Leistungsbeiträge der 

Pflegeversicherung für Pflegesachleistungen, verringert 

sich entweder die Menge erbrachter Leistungen oder es 

erhöhen sich die Zuzahlungen der Pflegebedürftigen. So-

fern höhere Kosten für Pflegeleistungen nicht durch Pfle-

gebedürftige und Angehörige übernommen werden kön-

nen, kann Hilfe zur Pflege (HzP) nach SGB XII beantragt 

werden. Am 31. Dezember 2024 erhielten in Deutschland 

insgesamt knapp 330.000 Personen Hilfe zur Pflege, dies 

entspricht einem Anstieg gegenüber dem Vorjahr um 

rund 4,6 % (Statistisches Bundesamt, 2026). Die Zahl der 

Leistungsbeziehenden aus der SPV erhöhte sich bei glei-

cher zeitlicher Betrachtung um rund 7,8 % und damit fast 

doppelt so hoch (BMG, 2025). 

Die skizzierten Zusammenhänge erfordern es, die Auswir-

kungen höherer Löhne sowohl auf Preise und Passgenau-

igkeit der Vergütungshöhen einerseits wie auch auf die 

Entwicklung pflegebedingter Kosten im Teilleistungssys-

tem der Pflegeversicherung und ihrer Implikationen auf 

die Leistungsinanspruchnahme andererseits in den Blick 

zu nehmen. 

(2) Entwicklungsverläufe und Entwicklungsdynamiken: 

Die Einführung der tarifgerechten Entlohnung wurde vor 

dem Hintergrund eines historisch-institutionellen Ent-

wicklungspfads der (Re-)Regulierung von Entlohnungs- 

und Arbeitsbedingungen in der Langzeitpflege wirksam 

(Bosch & Evans-Borchers, 2025). Dieser Entwicklungspfad 

konkretisiert sich unter anderem über die (historisch ge-

wachsene) Trägerstrukturverteilung in der (teil-)stationä-

ren und ambulanten Versorgung (öffentliche, freigemein-

nützige und private Träger) sowie über (länderspezifi-

sche) Strukturen und Reichweiten der Regulierung von 

Arbeits- und Entlohnungsbedingungen der Beschäftigten 

in der Langzeitpflege. Diese Strukturen, die unter ande-

rem in Tarifbindungsquoten von Beschäftigten und Pfle-

geeinrichtungen ihren Ausdruck finden, werden maßgeb-

lich dadurch bestimmt, ob und in welchem Umfang die 

Arbeits- und Entlohnungsbedingungen der Beschäftigten 

in Pflege oder Betreuung nach Erstem Weg (arbeitgeber-

seitige Festlegung von Löhnen und Arbeitsbedingungen), 

Zweitem Weg (kollektivvertragliche Regulierung i. S. der 

tarifgerechten Entlohnung auf Grundlage von Tarifver-

handlungen, TV) sowie Drittem Weg (kollektivvertragli-

che Regulierung i. S. der tarifgerechten Entlohnung auf 

Grundlage kirchliche Arbeitsrechtsregelungen, kirchliche 

AVR) normiert werden. Geprägt werden entsprechende 

Strukturen unter anderem durch Ausprägung und Ent-

wicklung des Organisationsgrads von Pflegeeinrichtun-

gen in Arbeitgeber-/Dienstgeberverbänden sowie der Be-

schäftigten in Gewerkschaften (Schroeder & Inkinen, 

2025).  

Bereits vor Inkrafttreten der tarifgerechten Entlohnung 

nach GVWG wirkte die Einführung und Entwicklung des 

Pflegemindestlohns auf die Lohnentwicklung im Pflege-

sektor (Boockmann et al., 2011). Zeitreihenanalysen zur 

Lohnentwicklung von Fachkräften, Helferinnen und Hel-

fern in der Langzeitpflege verweisen zudem darauf, dass 

bereits vor Einführung der tarifgerechten Entlohnung 

deutliche Lohnzuwächse der Beschäftigten zu verzeich-

nen waren (Carstensen et al., 2025, S. 4). Mit Einführung 

der tarifgerechten Entlohnung waren Pflegeeinrichtun-

gen nunmehr aufgefordert, sich für eine Zulassungsop-

tion zu entscheiden. Insofern stellte sich im Rahmen der 

Evaluation erstens die Frage nach den Auswirkungen der 

tarifgerechten Entlohnung auf Pfadkontinuitäten oder 

Pfadwechsel, etwa im Hinblick auf die von Pflegeeinrich-

tungen im Zeitverlauf gewählten Zulassungsoptionen, 

diesbezüglichen Begründungszusammenhängen und 

Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit von Personalauf-

wendungen. Darüber hinaus galt es zweitens, Verände-

rungen der Lohndynamik, der Preise für Pflegeleistungen, 

der Eigenanteile sowie der Inanspruchnahme von Pflege-

leistungen im Zeitverlauf unter Berücksichtigung eines 

Zeitraums auch vor Einführung der tarifgerechten Entloh-

nung zu betrachten, um entsprechende Wirkungen nach 

Einführung der gesetzlichen Neuregelungen valide ab-

schätzen zu können. Und drittens war in den Blick zu neh-

men, welches Wirkungsgefüge zwischen Lohnentwick-

lung, Kosten- und Preisentwicklung sowie der Inan-

spruchnahme von Pflegeleistungen besteht und welche 

möglichen Folgen und Herausforderungen sich diesbe-

züglich abzeichnen.  

(3) αAttraktivität des Pflegeberufsά als mehrdimensiona-

les Konstrukt: Darüber hinaus zielte die Evaluation darauf 

zu ermitteln, wie sich die tarifgerechte Entlohnung auf die 

Attraktivität des Pflegeberufs auswirkt. Konstitutiv hier-
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für war die Annahme, dass sich die Attraktivität des Pfle-

geberufs nicht ausschließlich an Entgelten, Entgeltni-

veaus und Entgeltdynamiken bemisst. Zwar können hö-

here Löhne in der Pflege einen Anreiz zur Aufnahme einer 

Tätigkeit auf dem Arbeitsmarkt setzen, sie haben vorlie-

genden Befunden zu Folge jedoch eher geringe Auswir-

kungen auf den Beschäftigungsumfang (Kroczek & Späth, 

2022). So können Lohnsteigerungen dazu führen, dass 

das individuelle Beschäftigungsvolumen durch Reduzie-

rung der Arbeitszeit gesenkt wird, da dies mit relativ ge-

ringerem Einkommensverlust infolge einer Lohnerhö-

hung möglich ist. In diesem Fall würde der Einkommens-

effekt der Lohnerhöhung den Substitutionseffekt über-

wiegen. Hierüber rückt die relationale Relevanz des Lohn-

niveaus im Zusammenspiel mit Arbeitsmotiven, arbeits-

platzspezifischen Anforderungen und Ressourcen sowie 

der individuellen Arbeitssituation im Sinne der Arbeitsbe-

dingungen in den Fokus. Insbesondere eine bedarfsge-

rechte Personalausstattung, verlässliche Arbeitszeitge-

staltung, belastungssensible Führungskulturen sowie 

Fort- und Weiterbildung haben in der Präferenzordnung 

beruflich Pflegender einen hohen Stellenwert (Trumpa & 

Schöner, 2025; BMG, 2023; Auffenberg et al., 2022). Aus-

gehend hiervon galt es, Löhne und Lohndynamiken im 

Verhältnis zur Entwicklung von qualitativen Merkmalen 

von Arbeitsplätzen und Arbeitsbedingungen zu betrach-

ten. Denn die Attraktivität des Pflegeberufs stellt ein 

mehrdimensionales Konstrukt dar, in welchem der Ein-

fluss von Löhnen im Verhältnis zu weiteren aus Sicht der 

Beschäftigten relevanten Arbeitsbedingungen zu be-

trachten ist.  

2.2 Forschungsdesign und Forschungsmethodik 

Zur Durchführung der Evaluation wurde ein Mixed-Me-

thods-Design gewählt, in das sowohl quantitative als auch 

qualitative Daten, Forschungsmethoden und -instru-

mente gemäß einer Methoden- und Datentriangulation 

einbezogen wurden. Denn die Ableitung kausaler 

Schlüsse aus rein quantitativen Methoden und statisti-

schen Zusammenhängen erweist sich oftmals als schwie-

rig. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass auch starke 

statistische Effekte, die auf validen Daten beruhen und im 

Einklang mit begründeten theoretischen Mechanismen 

stehen, zwar als Hinweis auf kausale Zusammenhänge 

dienen können- Gleichwohl ist es jedoch möglich, dass 

die wirklichen Ursachen für die beobachteten Wirkungen 

durch Faktoren begründet sind, die aufgrund fehlender 

Daten nicht in die statistische Analyse miteinbezogen 

werden konnten (Treib, 2014, S. 225). Primär qualitative 

Untersuchungsmethoden, wie etwa Expertinnen- und Ex-

perteninterviews oder Fallstudien, haben hingegen oft-

mals den Nachteil einer unzureichenden Generalisierbar-

keit der Befunde (ebd., S. 217f.) Ziel der Kombination 

unterschiedlicher Datenquellen und Untersuchungsme-

thoden ist es, durch den Abgleich von Informationen aus 

verschiedenen Quellen eine höhere Verlässlichkeit der 

Befunde sicherzustellen (ebd., S. 211 ff.) 

Grundlage der Analyse im Evaluationskonzept waren zum 

einen Datenmeldungen der Pflegeeinrichtungen nach 

§ 72 Absatz 3e SGB XI (2021-2025). Die Rohdaten wurden 

über die GS-Tarife (2023-2025) und den AOK-Bundesver-

band (AOK-BV, 2021-2022) unter Beachtung der Vorga-

ben des Datenschutzrechts zur Verfügung gestellt. Die 

Daten ermöglichten unter anderem Analysen zu Typus, 

Struktur und Reichweite kollektivvertraglicher Regelun-

gen, zur qualifikationsspezifischen Lohnentwicklung von 

Beschäftigten gemäß der relevanten Beschäftigten-/Qua-

lifikationsgruppen in kollektivvertraglich gebundenen 

Pflegeeinrichtungen sowie zur Entwicklung von Brutto- 

und Nettomeldequoten von Pflegeeinrichtungen zum rüE 

im Zeitverlauf. Zum anderen konnte auf anonymisierte 

Rohdaten der Meldungen der Pflegeeinrichtungen nach 

§ 72 Absatz 3d SGB XI (2022-2025), die durch den AOK-BV 

unter Beachtung der Vorgaben des Datenschutzrechts 

zur Verfügung gestellt wurden, zurückgegriffen werden. 

Auf dieser Grundlage konnte eine Verlaufs- und Wech-

selanalyse im Hinblick auf die von den aktuell (Stand Au-

gust 2025) zugelassenen Pflegeeinrichtungen gewählten 

Zulassungsoptionen im Meldeverlauf durchgeführt wer-

den. 

Zur Analyse der Lohnentwicklung wurde auf Daten der 

Verdienststrukturerhebung (VSE, 2014; 2018) sowie der 

Verdiensterhebung (VE, 2022-2024) zurückgegriffen. Die 

Daten wurden mittels deskriptiver Analyse, Regressions-

analyse sowie einer Differenz-von-Differenzen (DvD)-

Analyse ausgewertet.  

Um die Preisentwicklung von Pflegeleistungen im Zeitver-

lauf zu untersuchen, wurden Struktur- und Preisdaten der 

Pflegeanbieter nach § 71 SGB XI genutzt, die durch den 

Verband der Ersatzkassen (vdek) zur Verfügung gestellt 

und um Daten der amtlichen Pflegestatistik ergänzt wur-

den. Die Analysen zur Entwicklung der individuellen Inan-

spruchnahme von Pflegeleistungen erfolgte auf Grund-

lage eines Datensatz der DAK-Gesundheit (DAK). Die 

Stichprobe umfasste alle Versicherten der DAK, welche 

im Zeitraum 1.10.2019 bis zum 30.6.2024 erstmalig einen 

Pflegegrad erhielten und bei Eintritt in die Pflegebedürf-

tigkeit mindestens 65 Jahre alt waren.  

Um die Auswirkungen der tarifgerechten Entlohnung auf 

die Landesverbände der Pflegekassen zu erheben, wurde 

eine bundesweite Online-Befragung von Landesverbän-

den der Pflegekassen durchgeführt. Befragt wurden die 

in den Bundesländern für die Zulassung von Pflegeein-
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richtungen jeweils federführend zuständigen Pflegekas-

sen. Für die vertiefende Analyse der Wirkungen der tarif-

gerechten Entlohnung auf Pflegekassen, Pflegeeinrich-

tungen, Beschäftigte und auf die Wirtschaftlichkeit von 

Personalaufwendungen wurde ein Ländersample gebil-

det. Grundlage war ein fallkontrastierendes Samplingver-

fahren unter Einschluss der Bundesländer Berlin, Nord-

rhein-Westfalen, Thüringen und Schleswig-Holstein. Mit-

tels dieses Vorgehens sollte der Heterogenität des Unter-

suchungsgegenstandes durch strukturelle Variation der 

länderspezifischen Fallauswahl so weit wie möglich Rech-

nung getragen werden. Auf der ersten Ebene erfolgte das 

Sampling auf Grundlage struktureller Unterschiede der 

Bundesländer nach Trägerstrukturverteilung und Anteils-

verteilungen der Zulassungsoptionen sowie länderspezi-

fischer Kostenstrukturen; auf der zweiten Ebene der 

Samplebildung wurde nach Träger, Versorgungsart und 

Größe der Einrichtungen auf Grundlage von Datenbank- 

und Internetrecherchen (AOK-Pflegenavigator) differen-

ziert. Für die vertiefenden, länderspezifischen Untersu-

chungen wurde zudem eine Online-Befragung von Ver-

handlerinnen und Verhandlern von Pflege- und Vergü-

tungssätzen in den ausgewählten Bundesländern Berlin, 

Nordrhein-Westfalen, Thüringen und Schleswig-Holstein 

durchgeführt (n=32).  

Zur Entwicklung der Erhebungsinstrumente für die zwei 

Online-Erhebungen wurden problemerschließende Ge-

spräche mit Expertinnen und Experten von Pflegekassen 

(n=8) geführt. Die problemerschließenden Gespräche 

dienten der Identifizierung von Strukturen und Verfah-

rensweisen sowie Herausforderungen der Landesver-

bände der Pflegekassen im Kontext der tarifgerechten 

Entlohnung im Hinblick a) auf das Zulassungsverfahren 

und b) das Pflegesatz- und Vergütungsverfahren. Für 

beide Erhebungsinstrumente wurde jeweils ein Pretest 

durchgeführt. Die Ergebnisse der Pretests wurden ausge-

wertet und die Erhebungsinstrumente bei Bedarf ange-

passt. Die Mobilisierung für die Online-Erhebungen er-

folgte über Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der 

Bundesverbände der Pflegekassen, zusätzlich wurden 

projektspezifische Begleitschreiben des BMG (Auftrag 

und Ziel der Evaluation), Datenschutzkonzepte und -er-

klärungen erstellt und beigefügt. 

Die Evaluation basierte darüber hinaus auf qualitativen 

Erhebungsmethoden. Diese wurden in Form felderschlie-

ßender Interviews, problemzentrierter Expertinnen- und 

Experteninterviews sowie nachfassender Validierungsge-

spräche geführt (n=20). Die explorativen Interviews dien-

ten der Identifizierung relevanter Aspekte zur Entwick-

lung der Erhebungsinstrumente (Fragebögen für Online-

Erhebungen, Interviewleitfäden). Die problemzentrierten 

Expertinnen- und Experteninterviews wurden insbeson-

dere mit Geschäftsführungen/Einrichtungsleitungen von 

Pflegeeinrichtungen, Sozialpartnern, Akteurinnen und 

Akteuren der Wirtschaftsprüfung, Pflegekassen und der 

GS-Tarife geführt. Sie dienten der Erfassung von Auswir-

kungen der tarifgerechten Entlohnung auf Pflegeeinrich-

tungen und Pflegebeschäftigte, der Konkretisierung alter-

nativer Datenerhebungs- und Ermittlungsverfahren für 

das rüE sowie der Präzisierung praktisch-technischer An-

forderungen an alternative Datenerhebungs- und Ermitt-

lungsverfahren. Die Validierungsgespräche hatten die 

Funktion, einzelne Befundlagen im Hinblick auf die Gül-

tigkeit der Deutung/Interpretation und die Datentriangu-

lation abzusichern. Darüber hinaus wurden, sofern für 

den Untersuchungsgegenstand relevant, Positionspapier, 

Publikationen und Stellungnahmen von Berufsverbänden 

der Pflege und des Deutschen Pflegerats (DPR e.V.) für die 

Evaluation gesichtet und berücksichtigt. 

Zur Identifizierung möglicher alternativer Datenerhe-

bungs- und Ermittlungsverfahren zum rüE wurden dar-

über hinaus moderierte Workshops (n=3) durchgeführt. 

Die Ergebnisse wurden in einem Konzept- und Metho-

denvorschlag zur Prüfung und Erprobung alternativen Da-

tenerhebungs- und Ermittlungsverfahren für die rüE zu-

sammengefasst. Ein vierter Workshop fokussierte das Zu-

sammenspiel von tarifgerechter Entlohnung und Pflege-

mindestlohn sowie die Wirkungen der tarifgerechten Ent-

lohnung auf den Arbeitsmarkt und auf die Attraktivität 

des Pflegeberufs. Die Zusammensetzung der Teilnehme-

rinnen und Teilnehmer der Workshops erfolgte fach- und 

themenbezogen, wobei darauf geachtet wurde, dass 

Praktikerinnen und Praktiker, Sozialpartner und wissen-

schaftliche Expertinnen und Experten thematisch rele-

vanter Felder gleichermaßen vertreten waren.  

Die statistischen Datenauswertungen erfolgten mit SPSS, 

Stata 18 (Stata Corp, 2023) sowie R (v.4.5.1, R Core Team 

2025) in RStudio (v.2025.05.1, RStudio Team, 2025). Die 

evaluative inhaltsanalytische Auswertung der problem-

zentrierten Interviews erfolgte nach Kuckartz (2012). Auf 

Grundlage der Interviewleitfäden wurden relevante 

Hauptkategorien für die Inhaltsanalyse gebildet, die im 

weiteren Schritt um induktiv gebildete Subkategorien er-

gänzt wurden. Auf Basis des Kategoriensystems erfolgte 

die Auswertung des Materials mit dem Ziel, problemrele-

vante Themen, Inhalte oder Aspekte aus den Daten zu 

extrahieren. Im Fokus stand eine fallübergreifende, the-

menzentrierte Inhaltsanalyse, die gleichwohl der Kom-

plexität unterschiedlicher (länderspezifischer) Rahmen-

bedingungen und Ausgangslagen Rechnung trägt.  
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2.3 Datenschutz 

Um die Durchführung der Evaluation gemäß der Daten-

schutz-Grundverordnung (DSGVO) zu gewährleisten, 

wurden für alle quantitativen und qualitativen Erhebun-

gen anforderungsspezifische Datenschutzkonzepte er-

stellt, in welchem die technischen und organisatorischen 

Maßnahmen (TOM) zum Datenschutz beschrieben wur-

den. Diese beinhalteten Maßnahmen zur Pseudonymisie-

rung der Daten, Maßnahmen zur Gewährleistung der In-

tegrität und Vertraulichkeit der beteiligten Systeme, un-

ter anderem durch regelmäßige Updates des Betriebssys-

tems, Maßnahmen zur Gewährleistung der Verfügbarkeit 

und Belastbarkeit der beteiligten Systeme sowie Maß-

nahmen zur Wiederherstellung der Daten und des Zu-

griffs nach einem physischen oder technischen Zwischen-

fall und Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Be-

wertung und Evaluierung. Zudem wurden Datenschutzer-

klärungen und Einverständniserklärungen für die prob-

lemzentrierten Interviews sowie für die Online-Erhebun-

gen erstellt. Im Rahmen der Datenverarbeitung wurden 

jegliche personenbezogene Daten pseudonymisiert. 

Transkripte, Aufzeichnungen sowie erhobene und ange-

forderte Datensätze werden zeitlich begrenzt auf pass-

wortgesicherten Laufwerken gespeichert. Der Zugang 

zum Zwecke der Auswertung wurde lediglich für die Mit-

arbeitenden im Projekt gewährt. Die Übermittlung von 

Routinedaten der DAK ist auf Grundlage des § 75 Absatz 

1 SGB X erfolgt.  
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5ŜǊ ƴŀŎƘŦƻƭƎŜƴŘŜ 9ǊƎŜōƴƛǎōŜǊƛŎƘǘ ŘŜǊ α9ǾŀƭǳƛŜǊǳƴƎ ŘŜǊ 

Wirkungen der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung von Pflege- und Betreuungskräften in der Langzeit-

ǇŦƭŜƎŜά ƻǊƛŜƴǘƛŜǊǘ ǎƛŎƘ ƛƴ !ǳŦōŀǳ und Struktur an den 

vorab skizzierten zentralen Wirkungsfeldern der Evalua-

tion. Die Kapitel 4 bis 11 fokussieren die zentralen Evalu-

ationsbefunde zu den nachfolgenden Themenschwer-

punkten: 

Kapitel 4 widmet sich der Qualität der Datengrundlagen 

und Compliance der Pflegeeinrichtungen im Zulassungs-, 

Melde- und Nachweisverfahren. Die Qualität der Daten-

grundlagen thematisiert insbesondere die Grundlage zur 

Ermittlung des rüE. 5ŜǊ .ŜƎǊƛŦŦ α/ƻƳǇƭƛŀƴŎŜά ƛǎǘ ŘŜŦƛƴƛŜǊǘ 

als regelkonformes Verhalten der Pflegeeinrichtungen, 

den über den Richtlinien definierten Zulassungs-, Melde- 

und Nachweisverpflichtungen nachzukommen.  

In Kapitel 5 werden die Befunde zur Entwicklung der von 

den Pflegeeinrichtungen gewählten Zulassungsoptionen 

im Meldeverlauf dargestellt.  

Kapitel 6 fasst die Ergebnisse zu den Wirkungen der Re-

gelungen der tarifgerechten Entlohnung auf die Lohnent-

wicklung in der Langzeitpflege zusammen. In diesem Kon-

text wird sowohl auf die Befunde der Analysen auf Basis 

der VSE/VE-Daten als auch auf die Befunde aus den Ana-

lysen der Datenmeldungen der Pflegeeinrichtungen nach 

§ 72 Absatz 3e SGB XI eingegangen.  

Die Auswirkungen der tarifgerechten Entlohnung auf die 

Pflegebedürftigen stehen im Fokus des Kapitels 7. Nach-

folgend werden in Kapitel 8 die Auswirkungen auf die 

Pflegekassen sowie in Kapitel 9 die Auswirkungen auf die 

Pflegeeinrichtungen betrachtet.  

Hieran schließt die Zusammenfassung der Ergebnisse des 

Workshops zum Zusammenspiel von Pflegemindestlohn, 

tarifgerechter Entlohnung, Arbeitsmarkt und Berufsat-

traktivität in Kapitel 10 an.  

Kapitel 11 fasst abschließend die Ergebnisse und Befunde 

der Workshops zu den alternativen Datenerhebungs- und 

Ermittlungsverfahren zum rüE zusammen. 

Die Darstellung der Ergebnisse und Befunde in den jewei-

ligen Kapiteln folgt einer einheitlichen Struktur. Es wer-

den jeweils die leitenden Untersuchungsfragen des Kapi-

tels vorangestellt, dann folgen das methodische Vorge-

hen sowie die Kernbefunde der Analyse. Daran schließt 

sich eine vorläufige Interpretation der Ergebnisse sowie 

eine Erläuterung der methodischen Limitationen an.  

Sofern Abbildungen/Tabellen zur Erläuterung der Kern-

befunde zwingend erforderlich sind, werden sie inner-

halb des jeweiligen Kapitels dargestellt. Auf ergänzende 

Abbildungen/Tabellen, die im Anhang zu finden sind, wird 

im laufenden Text verwiesen.  

Der Bericht führt in Kapitel 12 die Befunde in einer Ge-

samtbewertung zusammen und ergänzt diese um hieraus 

abgeleitete Handlungsempfehlungen.  

An dieser Stelle möchten sich IAT und SOCIUM auch im 

Namen von BMG und BMAS bei all denjenigen Personen 

ausdrücklich bedanken, die die Evaluation durch Enga-

gement, Expertise, Zeit, Daten- und Feldzugänge sowie 

Praxiseinblicke unterstützt haben. Wir bedanken uns 

bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Work-

shops, bei unseren Interview- und Gesprächspartnerin-

nen und -partnern, den Expertinnen und Experten in den 

Bundes- und Landesverbänden der Pflegekassen, dem 

GKV-Spitzenverband sowie der Geschäftsstelle Tarifli-

che Entlohnung in der Langzeitpflege. Darüber hinaus 

gilt unser Dank insbesondere dem AOK-Bundesverband, 

den Landesverbänden AOK Bayern und Hessen, der 

DAK-Gesundheit und dem vdek sowie dem Statistikamt 

Nord. 
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Ein zentrales Ziel der Evaluation ist die Bewertung der 

Qualität der Datengrundlagen der Meldungen der Zulas-

sungsoptionen gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI sowie zur 

Berechnung der rüE gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI. Dar-

über hinaus sollen Aussagen zur Compliance von Pflege-

einrichtungen, diese Meldungen zu tätigen, getroffen 

ǿŜǊŘŜƴΦ 5ŜǊ .ŜƎǊƛŦŦ α/ƻƳǇƭƛŀƴŎŜά ǿƛǊŘ ŀƭǎ ƎŜǎŜǘȊŜǎƪƻƴπ

formes Handeln von Pflegeeinrichtungen im Hinblick auf 

die Einhaltung anlassbezogener Meldepflichten (z. B. Zu-

lassung, Änderungsmitteilung), von Meldefristen und die 

Plausibilität von Meldeangaben definiert. 

In diesem Kapitel werden folgende Fragestellungen be-

handelt: 

ω Wie ist die Compliance der Pflegeeinrichtungen bezüg-

lich der Datenmeldungen gemäß § 72 Absätze 3d und 

3e SGB XI und wie kann diese ggf. verbessert werden? 

ω Aus welchen Gründen waren die Landesverbände der 

Pflegekassen bzw. die Geschäftsstelle Tarifliche Entloh-

nung in der Langzeitpflege des GKV-SV (GS-Tarife) zu 

Nachfragen bei den Pflegeeinrichtungen veranlasst? 

ω Haben die Landesverbände der Pflegekassen von den 

gesetzlichen Sanktionsmöglichkeiten bei Nichtmeldung 

einer Pflegeeinrichtung Gebrauch gemacht? Wenn ja, 

in welchem Umfang wurden diese angewendet? Was 

konnte damit ggf. erreicht werden? 

ω Wie wird die Qualität der Datengrundlagen für die Er-

mittlung des/der rüE basierend auf den Meldungen der 

Pflegeeinrichtungen gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI be-

wertet?  

ω Wie viele Datenmeldungen mussten in den einzelnen 

Erhebungsrunden wegen nicht richtiger oder unvoll-

ständiger Meldungen ausgeschlossen werden? 

ω Wie erfolgte die Plausibilisierung der Meldungen ge-

mäß § 72 Absatz 3e SGB XI und wie wird das Verfahren 

zur Plausibilisierung bewertet? 

4.1 Methodisches Vorgehen 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurde eine Me-

thoden- und Datentriangulation anhand von qualitativen 

und quantitativen Analysen vorgenommen. Die nachfol-

genden methodischen Zugänge, differenziert für die je-

weiligen Datenmeldungen (1.) gemäß § 72 Absatz 3d SGB 

XI und (2.) gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI, kamen zur An-

wendung: Zur Bewertung der Compliance von Pflegeein-

richtungen, die Datenmeldungen gemäß § 72 Absatz 3d 

SGB XI mitsamt den gesetzlich definierten Meldebestand-

teilen zu tätigen sowie die entsprechend gemeldeten Ent-

lohnungsmaßstäbe einzuhalten, wurde eine bundesweite 

Online-Befragung bei den für die Zulassung zur pflegeri-

schen Versorgung jeweils federführenden Landesverbän-

den der Pflegekassen durchgeführt. 

Die Erhebung umfasste insgesamt 67 Fragen, unter ande-

rem zu den Themenbereichen der Zulassung zum Versor-

gungsvertrag, zur Compliance der Einrichtungen hinsicht-

lich der Einhaltung der gesetzlichen (Melde-)Pflichten, zu 

Sanktionierungen bei Verletzung der gesetzlichen 

(Melde-) Pflichten, zu Umsetzung und Umfängen der 

Nachweisverfahren, zu Kündigungen von Versorgungs-

verträgen sowie zu personellen/zeitlichen Ressourcen 

und Aufwänden seitens der Landesverbände, die aus der 

Umsetzung der gesetzlichen Regelungen zur tarifgerech-

ten Entlohnung resultierten. Die Befragungsteilnehmen-

den hatten keine Möglichkeit einzelne Fragen zu über-

ǎǇǊƛƴƎŜƴΣ ƧŜŘƻŎƘ ƪƻƴƴǘŜ ōŜƛ ŘŜƴ CǊŀƎŜƴ ŘƛŜ hǇǘƛƻƴ αƪŜƛƴŜ 

!ƴƎŀōŜ ƳǀƎƭƛŎƘά ŀǳǎƎŜǿŅƘƭǘ ǿŜǊŘŜƴΦ 

Die Onlinebefragung wurde mittels SoSci Survey (Leiner, 

2025) durchgeführt (IAT, 2025a). Grundlage der Entwick-

lung der Erhebungsinstrumente waren themenspezifi-

sche Vorgespräche (stationäre Langzeitpflege und ambu-

lante Pflege) mit Expertinnen und Experten aus Landes-

verbänden der Pflegekassen sowie eines Bundesverban-

des (n=4). Zur Validierung des Erhebungsinstruments 

wurde ein Pretest durch Expertinnen und Experten im Be-

reich des Zulassungswesens gemäß § 72 SGB XI bei den 

Landesverbänden der Pflegekassen durchgeführt. Die 

Rückmeldungen aus dem Pretest wurden ausgewertet 

und in der Umsetzung der Online-Erhebung berücksich-

4 Qualität der Datengrundlagen 
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tigt. Die Mobilisierung für die Erhebung erfolgte nach vor-

heriger Ankündigung mit Unterstützung der Bundesver-

bände der Pflegekassen. Die bundesweite Erhebung 

wurde im Zeitraum vom 01.08.2025 bis 08.09.2025 

durchgeführt. Insgesamt konnte ein Rücklauf von 28 ab-

geschlossenen Datensätzen erzielt werden. Im Ergebnis 

liegen Rückmeldungen von den Landesverbänden der 

Pflegekassen (Zulassung zur Pflegeversorgung) aller 16 

Bundesländer vor, jeweils sowohl für den ambulanten als 

auch für den stationären Versorgungsbereich. 

Die Meldedaten gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI wurden bei 

der GS-Tarife (GS-Tarife des GKV-SV, Meldejahre 2023, 

2024, 2025) sowie beim AOK-BV (Meldejahre 2021, 2022) 

mittels eines Datennutzungsantrags beantragt. Zur Iden-

tifizierung von Ausschlussgründen zur Ermittlung des rüE 

wurde eine Datensatzbeschreibung zur Datenlieferung 

mit der GS-Tarife konsentiert. Für die Meldejahre 2021 

und 2022 wurde im Projektverlauf zudem ein Fokusge-

spräch (n=1) mit dem ehemals für die Datenerfassung, 

Datenplausibilisierung und rüE-Ermittlung verantwortli-

chen AOK-BV geführt.  

Auf Basis der (Roh-)Meldedaten wurde die Differenz der 

jährlichen Brutto- und Nettomeldungen von kollektivver-

traglich gebundenen Pflegeeinrichtungen zum rüE auf-

grund nicht richtiger oder unvollständiger Meldungen er-

fasst. Die Daten wurden sowohl länderspezifisch, zeitlich 

nach Erhebungszeitpunkten als auch kontextuell durch 

die Erfassung der Gründe für die Nichtberücksichtigung 

von Datenmeldungen differenziert betrachtet. Die Aufbe-

reitung der Daten sowie Berechnungen und Darstellun-

gen erfolgten vorwiegend mit R (v.4.5.1, R Core Team, 

2025) in RStudio (v.2025.05.1, RStudio Team, 2025) und 

Microsoft Excel 365.  

Anhand von Fokusgesprächen mit der GS-Tarife (n=3) im 

Projektverlauf wurden Plausibilisierungsstrategie, Prakti-

kabilität und Aufwand der Datenerhebung eruiert sowie 

Weiterentwicklungsbedarfe hinsichtlich der Datenerhe-

bung und der Datenauswertungsstrategie identifiziert. In 

Ergänzung wurde zudem eine Kurzbefragung zu diesen 

Themenschwerpunkten bei der GS-Tarife durchgeführt 

(IAT, 2025b). Die vorliegenden Analysen zahlen somit 

auch auf das Ziel der Evaluation ein, Hinweise zu Verbes-

serungspotenzialen auf Basis alternativer Datenerhe-

bungs- und Berechnungsmethoden der rüE zu erhalten (s. 

Kapitel 11), valide Erkenntnisse zu den aktuellen Heraus-

forderungen der Datenerhebung gemäß § 72 Absatz 3e 

 

 

21 9ǎ ǿǳǊŘŜƴ ƪƭŀǎǎƛŜǊǘŜ !ƴǘǿƻǊǘƳǀƎƭƛŎƘƪŜƛǘŜƴ ǾƻǊƎŜƎŜōŜƴΦ αум ōƛǎ 

100 ҈άǾŜǊǿŜƛǎǘ ŘŀōŜƛ ƘƛŜǊ ǳƴŘ ƛƳ CƻƭƎŜƴŘŜƴ ŀǳŦ ŘƛŜ ƘǀŎƘǎǘŜ !ƴǘǿƻǊǘƪŀǘŜƎƻπ

ǊƛŜΣ αсм ōƛǎ ул ҈ά ŀǳŦ ŘƛŜ ȊǿŜƛǘƘǀŎƘǎǘŜΦ 

SGB XI zu gewinnen sowie konkrete Verbesserungsvor-

schläge für das Verfahren zu ermitteln. 

4.2 Kernbefunde 

Mitteilungspflichten gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI: Com-

pliance, Qualität der Datenmeldungen und Sanktions-

maßnahmen 

In den Anhängen B bis J werden zentrale deskriptive Er-

gebnisse der bundesweiten Befragung der Landesver-

bände der Pflegekassen tabellarisch aufgeführt. Hinsicht-

lich der Mitteilungspflichten gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI 

kann anhand der Befragungsdaten nachvollzogen wer-

den, dass die deutliche Mehrheit der Pflegeeinrichtun-

gen, gemäß subjektiver Einschätzung der Befragungsteil-

nehmenden, der gesetzlichen Meldepflicht bei Neuzulas-

sung nachkomme und auch die gesetzliche Meldefrist ein-

halte, wohingegen die Compliance der Pflegeeinrichtun-

gen bei gesetzlichen Änderungsmitteilungen nach Ein-

schätzung der Befragten offenbar geringer ausfällt: So ga-

ben rund 93 % der Befragten an, dass schätzungsweise 81 

bis 100 %21 der Pflegeeinrichtungen der gesetzlichen Mel-

depflicht nachkommen würden, wohingegen lediglich ca. 

38 % der Befragten diese Einschätzung auch im Hinblick 

auf die Einhaltung der Meldepflicht (ca. 35 % der Befrag-

ten im Hinblick auf die Einhaltung der Meldefrist) bei Än-

derungsmitteilungen von Bestandseinrichtungen tätigten 

(s. Anhang B). 

Notwendige Rücksprachen der Pflegekassen mit Pflege-

einrichtungen betreffen entsprechend z. T. Änderungs-

mitteilungen sowie die Zulassungsvoraussetzungen (s. 

Anhang C). Des Weiteren finden sich in den Freitextanga-

ben Hinweise, dass unter anderem Rücksprachen hin-

sichtlich der gemeldeten TV/kirchlichen AVR seitens der 

Landesverbände der Pflegekassen erforderlich sind, bei-

spielsweise im Hinblick auf den zeitlichen Geltungsbe-

reich (Laufzeit des TV/der kirchlichen AVR). 

Die Compliance von kollektivvertraglich gebundenen 

Pflegeeinrichtungen, die vollständige, aktuelle und plau-

sible Angaben bei den Meldungen gemäß § 72 Absatz 3d 

SGB XI tätigen, wurde ebenfalls von 75 bis 78 % der Be-

fragten als sehr hoch eingeschätzt (ca. 81 bis 100 % der 

Einrichtungen, s. Anhang D). Bei Einrichtungen, die sich 

an einem TV/einer kirchlichen AVR orientieren oder die 

Zulassungsoption des rüE anwenden, fielen die Schätzun-

gen der Befragten hinsichtlich der Anteile an Einrichtun-

gen, die vollständige, aktuelle aber insbesondere plau-
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sible Angaben tätigen, im Vergleich geringer aus (s. An-

hang E). Die größte Herausforderung hinsichtlich der ge-

tätigten Angaben von nicht kollektivvertraglich gebunde-

nen Einrichtungen scheint bezüglich des zeitlichen Gel-

tungsrahmens der Höhe der Entlohnung (Angabe des 

Zeitraums, für den die Höhe der Entlohnung nicht unter-

schritten wird) vorzuliegen (s. Anhang F). 

Im zeitlichen Verlauf haben sich laut subjektiver Einschät-

zung der Mehrheit der Befragten insbesondere die Ein-

haltung der Meldepflicht sowie die Einhaltung der Melde-

frist verbessert (s. Anhang G). Nur wenige Befragte gaben 

an, dass sich die Compliance der Einrichtungen hinsicht-

lich (unverzüglicher) Änderungsmitteilungen sowie der 

Aktualität und Plausibilität der Angaben im Zeitverlauf 

verschlechtert habe (s. ebd.). Auf die Frage, welche Maß-

nahmen zukünftig zu einer Verbesserung der Compliance 

seitens der Pflegeeinrichtungen beitragen könnten, ga-

ben die Befragten insbesondere Impulse bezüglich einer 

Anpassung der DCS Pflege (7 Nennungen) an. Diese An-

passungsvorschläge betreffen unter anderem eine auto-

matisierte Erinnerung für Änderungsmitteilungen, eine 

Dynamisierung des Fragebogens (vor allem eine Spei-

cherfunktion für sich regelmäßig wiederholende Anga-

ben) sowie unterstützende Ausfüllhilfen und eine Be-

schränkung von Freitextangaben. (IAT, 2025a) 

Die Ergebnisse der Onlinebefragung geben Hinweise da-

rauf, dass bislang keine Sanktionierungen bei Nichterfül-

lung der Mitteilungspflichten erfolgten. Von insgesamt 

22 Befragungsteilnehmenden wurde zurückgemeldet, 

dass bislang keine Sanktionsmaßnahmen durchgeführt 

wurden. Die weiteren Befragungsteilnehmenden haben 

zu diesem Sachverhalt keine Angaben getätigt. Auch 

wurde seitens der befragten Personen in den Landesver-

bänden der Pflegekassen bislang noch keine Nichterfül-

lung der Mitteilungspflicht im Rahmen des Nachweisver-

fahrens registriert. Die Teilnehmenden hatten zudem die 

Möglichkeit, in der Befragung anzugeben, warum keine 

Sanktionierungen bei einer Nichterfüllung der Mittei-

lungspflicht erfolgten. Die entsprechenden Freitextanga-

ben geben Hinweise darauf, dass Einrichtungen nach 

Rücksprachen und Aufforderungen ihren Mitteilungs-

pflichten schließlich nachgekommen seien (2 Nennun-

gen), während andere Fälle sich zum Befragungszeitpunkt 

noch in Klärung befanden (1 Nennung). (IAT, 2025a) 

Die Frage nach den Wirkungen von Sanktionsmaßnah-

men wurde nur von wenigen Teilnehmenden beantwor-

tet (n=9), deren Mehrheit die Wirkungen insgesamt eher 

als niedrig bis mittel einschätzten (s. Anhang H). Aller-

dings geben die Freitextangaben Hinweise darauf, dass 

konkrete Sanktionsmaßnahmen aus Sicht der Befragten 

in den Landesverbänden der Pflegekassen aktuell nicht 

eindeutig definiert seien bzw. eine unklare untergesetzli-

che Ausgestaltung möglicher Sanktionsmaßnahmen im 

Rahmen der Richtlinien existiere (3 Nennungen). Als mög-

liche Sanktionsmaßnahme, die zu einer Verbesserung der 

Compliance beitragen könnten, wurden von den Befrag-

ten insbesondere monetäre Sanktionen, unter anderem 

in Form der Refinanzierung, vorgeschlagen (7 Nennun-

gen). (IAT, 2025a) 

Compliance der Pflegeeinrichtungen bezüglich der Ein-

haltung der gesetzlichen Pflicht zur tarifgerechten Ent-

lohnung gemäß § 72 Absätze 3a und 3b SGB XI 

Die Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

zielte neben dem Themenschwerpunkt zu den Mittei-

lungspflichten gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI auf die 

grundsätzliche Einhaltung der gesetzlichen Pflicht zur ta-

rifgerechten Entlohnung gemäß § 72 Absätze 3a und 3b 

SGB XI. Auch hier gilt es bei der Ergebnisinterpretation 

grundsätzlich zu berücksichtigen, dass es sich bei den 

nachfolgenden Angaben um subjektive Einschätzungen 

der Befragungsteilnehmenden handelt. Erkennbar wer-

den Unterschiede in der subjektiven Bewertung der Be-

fragten im Hinblick auf die Compliance der Pflegeeinrich-

tungen nach gewählter Zulassungsoption der Pflegeein-

richtungen: Rund 91 % der Befragungsteilnehmenden ga-

ben an, dass 81 bis 100 % der Einrichtungen ihrer subjek-

tiven Einschätzung nach die Entgeltordnung bei der Zu-

lassungsoption α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜπ

ƭǳƴƎά einhalten. Diese Anteilsschätzung im Hinblick auf 

eine hohe Compliance der Pflegeeinrichtungen gaben le-

diglich 59 % der Befragten bezüglich der Einhaltung des 

Lohngefüges bei αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ an kollektivvertraglicher 

wŜƎŜƭǳƴƎά und 24 % der Befragten bezüglich der Einhal-

tung des rüE bei αDurchschnittsanwendungά an. Insge-

samt bewegen sich die Schätzungen zur Einhaltung des 

rüE sowie des Lohngefüges bei αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ kollek-

ǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά jedoch im oberen Bereich. So 

schätzten rund 90 % der Befragungsteilnehmenden, dass 

mindestens 61 bis 100 % der Einrichtungen mit αDurch-

schnittsanwendungά das rüE einhalten. Hinsichtlich der 

Einhaltung des Lohngefüges bei αhrientierung an kollek-

ǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά liegt keine Schätzung vor, die 

unterhalb von 61 % der Einrichtungen liegt. (s. Anhang I) 

25 % der Befragten gaben an, dass sich die Einhaltung des 

Lohngefüges bei αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ 

RegelǳƴƎά seit Einführung der Regelungen verbessert 

habe und 42 % schätzten, dass sich die Einhaltung des rüE 

bei αDurchschnittsanwendungά verbessert habe. Insge-

samt gab jedoch die Mehrheit an, dass sich die Compli-

ance der Pflegeeinrichtungen im Zeitverlauf insgesamt 

nicht verändert habe. (s. Anhang J) 
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Auf die Frage im Rahmen der Online-Erhebung im August 

bis September 2025 bei den Landesverbänden der Pfle-

gekassen, ob aktuell Einrichtungen mit Versorgungsver-

trag im Leistungsbereich SGB XI der gesetzlichen Ver-

pflichtung zur tarifgerechten Entlohnung gemäß § 72 Ab-

sätze 3a und 3b SGB XI nicht nachkommen, gaben ledig-

lich 2 von insgesamt 15 Antwortenden an, dass dies zu-

treffen würde. Laut Angaben dieser 2 Befragungsteilneh-

menden, betrifft dies in Summe jedoch lediglich 3 Pflege-

einrichtungen. Die Freitextangaben bezüglich der Gründe 

für den bestehenden Versorgungsvertrag weisen zudem 

darauf hin, dass es sich dabei um Fälle handelt, die aktuell 

in Klärung sind oder aufgrund fehlender Sanktionsmög-

lichkeiten keine Kündigung vorgenommen werden 

könne. (IAT, 2025a) 

Mitteilungspflichten gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI: Plau-

sibilisierungsstrategie, Compliance und Qualität der Da-

tenmeldungen 

Insbesondere die erste Umsetzungsphase 2021/2022 der 

Einführung der tarifgerechten Entlohnung stellte eine 

zeitliche, organisatorische und personelle Herausforde-

rung für die Pflegekassen dar. Die Umsetzung erforderte 

einen engen Abstimmungsprozess, einen engen Kontakt 

und die Einbindung von Leistungserbringerverbänden. 

Zudem wurden Multiplikatorinnen- und Multiplikatoren-

schulungen in den Landesverbänden der Pflegekassen er-

forderlich. Die Datenerhebung, Datenplausibilisierung so-

wie Datenberechnung für die rüE oblag in den Jahren 

2021/2022 dem AOK-BV, seit 2023 ist nunmehr die GS-

Tarife zuständig.  

In den Gesprächen mit der GS-Tarife wurde deutlich, dass 

sowohl vor als auch während des Erhebungsverfahrens 

gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI an die Mitteilungspflichten 

per Mail an die meldepflichtigen Einrichtungen erinnert 

wird. Durch ergänzende Informationsfelder in der Daten-

maske wurde eine Unterstützung im Rahmen der Daten-

meldung und des Eingabeprozesses geschaffen. Zudem 

wurden den Pflegeeinrichtungen durch die GS-Tarife im 

Zeitverlauf Ausfüllhilfen, Excel-Hilfetools zur Unterstüt-

zung der Berechnung sowie weitere Informationsmateri-

alien zur Verfügung gestellt (s. GKV-SV, 2025a).  

Rücksprachen hinsichtlich der Meldebestandteile seien 

laut GS-Tarife gleichwohl aktuell bei ca. 21 bis 40 % der 

meldepflichtigen Einrichtungen notwendig (IAT, 2025b). 

Die Gründe für zeitintensive Rücksprachen, die seitens 

der Pflegeeinrichtungen in Anspruch genommen werden, 

sind laut Aussage der GS-Tarife weiterhin vielfältig und 

einrichtungsindividuell, sodass sich keine generalisieren-

den Aussagen hierzu treffen lassen.  

Die Plausibilisierung der Daten beginnt bereits beim Ein-

gabeprozess in die DCS Pflege durch die Pflegeeinrichtun-

gen. So wurde die Datenmaske für eine höhere Praktika-

bilität im Laufe der Erhebungsjahre bereits angepasst, so-

dass beispielsweise nur bestimmte (numerische) Daten-

werte ǳƴŘ ŘǳǊŎƘ Řŀǎ ±ƻǊƧŀƘǊ ŘŜŦƛƴƛŜǊǘŜ αYƻǊǊƛŘƻǊŜά ein-

gegeben werden können. Ziel war es, mögliche αCŜƘƭŜr-

ǉǳŜƭƭŜƴά, wie beispielsweise eine Angabe von Arbeitszei-

ten oberhalb der gesetzlich definierten Grenzen, von 

vornherein zu reduzieren. Auch gibt es bestimmte Pflicht-

felder, die eine Angabe für den Meldeabschluss zwingend 

erfordern. 

Die Meldungen gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI dienen auch 

als Grundgesamtheit der insgesamt zu erwarteten Mel-

dungen gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI. Auf Grundlage der 

Datenmeldungen gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI wird ge-

prüft, ob bei denjenigen Einrichtungen, die eine Meldung 

getätigt haben, eine Bindung an einer kollektivvertragli-

chen Regelung vorliegt. Bezüglich der Plausibilisierung 

nach Abschluss der Datenmeldungen nehmen die Ver-

tragsdokumente (durchgeschriebene Fassung der ent-

sprechenden TV/kirchlichen AVR), die im Meldeprozess 

mitgeliefert werden, eine zentrale Stellung ein. Hieraus 

werden die entsprechenden Informationen für die Plau-

sibilisierung gezogen, wie beispielsweise die Tabellenent-

gelte, Zuschläge etc.  

Anhand der Entgeltordnungen und kodifizierten Eingrup-

pierungsregelungen können die Ober- und Untergrenzen 

der Entgelte für die Beschäftigten-/Qualifikationsgrup-

pen definiert und auf die Datenmeldungen übersetzt 

werden. Entsprechen die Datenmeldungen diesen Logi-

ken nicht, werden Datensätze ausgeschlossen. Dabei be-

steht die Möglichkeit, dass Datensätze nur teilweise für 

die jeweilige Berechnungsgrundlage (rüE oder Zuschläge) 

ausgeschlossen werden, um die Datenbasis möglichst 

groß zu halten. Sind beispielsweise Entlohnungsangaben 

gemäß Tabellenentgelten für die Berechnung der rüE 

nicht plausibel, können gleichwohl plausible Angaben, 

etwa für die Berechnung der Zuschläge, nach Plausibili-

tätsprüfung weiterhin berücksichtigt werden und vice 

versa. Ausgehend hiervon wird nachfolgend spezifisch 

auf die Datenmeldungen und Datengrundlagen zur Be-

rechnung der rüE eingegangen.  

In Anhang K werden die Brutto- und Nettomeldungen kol-

lektivvertraglich gebundener Einrichtungen der Datener-

hebung gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI sowohl über die Er-

hebungsjahre (2021, 2022, 2023, 2024, 2025) als auch dif-

ferenziert nach Bundesländern dargestellt. Während im 

Jahr 2021 rund 68 % der insgesamt getätigten Meldungen 

in die Berechnung der rüE eingingen, fiel dieser Anteil im 

darauffolgenden Jahr 2022 mit ca. 66 % etwas geringer 
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aus. Im Jahr 2023 wurde erstmalig die GS-Tarife des GKV-

SV mit den Aufgaben betraut, die mit den Meldungen 

zentraler Informationen aus TV/kirchlichen AVR nach 

§ 72 Absatz 3e SGB XI im Zusammenhang stehen (Daten-

erhebung, Datenplausibilisierung, Ermittlung des rüE). 

Dabei zeigt sich im Vergleich der Vorjahre eine deutliche 

Zunahme der einbezogenen Meldungen: Von den insge-

samt 9.205 eingegangenen Meldungen im Jahr 2023 

konnten zu diesem Erhebungszeitpunkt rund 82 % der ge-

tätigten Meldungen in die Berechnungen der rüE einge-

hen. Im Jahr 2024 sank dieser Anteil auf 74,5 %. Im da-

rauffolgenden Erhebungsjahr 2025 lag der Anteil an ein-

bezogenen Meldungen bei 73,4 %. (ebd.) 

In Rheinland-Pfalz konnten im Jahr 2025 mit rund 81 % 

der Großteil der Meldungen in die Berechnung einbezo-

gen werden. In Hessen waren es hingegen lediglich 69 % 

aller Meldungen. Dennoch scheint sich die allgemeine 

αAusschlussǉǳƻǘŜά ōei den Meldungen im Zeitverlauf 

deutlich verringert zu haben: Beispielsweise konnten im 

Jahr 2022 nicht mal die Hälfte der Meldungen in Thürin-

gen in die Berechnung eingehen, während im letzten Er-

hebungsjahr im gleichen Bundesland lediglich rund 28 % 

der Meldungen ausgeschlossen werden mussten. (s. An-

hang K) 

Im Vergleich der Versorgungsarten zeigen sich hinsicht-

lich der Meldungen, die in die Berechnung der rüE eingin-

gen, lediglich geringfügige Unterschiede (s. Abbildung 2). 

Während im zweiten Erhebungsjahr dƛŜ αAusschluss-

ǉǳƻǘŜά ōŜƛ ǎǘŀǘƛƻƴŅǊŜƴ 9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴ ƛƳ ±ŜǊƎƭŜƛŎƘ Ŝǘǿŀǎ 

geringer war, konnten im Jahr 2023 ein höherer Anteil der 

Meldungen von ambulanten Pflegeeinrichtungen in die 

Berechnung der rüE einbezogen werden. In den Erhe-

bungsjahren 2024 und 2025 lag der Anteil der Meldun-

gen, die in die Berechnung der rüE eingehen konnten, bei 

den stationären Einrichtungen wieder geringfügig höher. 

Eine Übersicht über die absoluten Zahlen im Vergleich der 

Erhebungsjahre findet sich in Anhang L. 

In Anhang M werden die Ausschlussgründe vollständiger 

Datensätze der letzten beiden Erhebungszeitpunkte ge-

genübergestellt. Insgesamt wurden im Jahr 2025 in 

Summe 3.486 Meldungen ausgeschlossen. Das sind im 

Vergleich zum Jahr 2024 und insbesondere im Vergleich 

zum Jahr 2023 deutlich mehr ausgeschlossene Datens-

ätze, allerdings scheint auch eine höhere Anzahl an dop-

pelten Meldungen vorgelegen zu haben, die ausgeschlos-

sen werden mussten (s. Anhang M:). Die Zahl derjenigen 

Meldungen, die aufgrund der unplausiblen Meldung ei-

ner Bindung an eine kollektivvertragliche Regelung aus 

der Berechnung des rüE ausgeschlossen werden muss-

ten, scheint sich im Zeitverlauf hingegen deutlich verrin-

gert zu haben (s. ebd.). 

Neben allgemeinen Ausschlussgründen (z. B. eine un-

plausible Angabe über die Bindung an eine kollektivver-

tragliche Regelung) können auch Gründe vorliegen, die 

lediglich zu einem Ausschluss aus der Berechnungsgrund-

lage der rüE geführt haben, beispielsweise aufgrund einer 

 
Abbildung 2: Entwicklung der Anteile der (Rohdaten-)Meldungen, die in die Berechnung der regional üblichen Entlohnungsniveaus eingegangen sind 
nach Versorgungsart und Erhebungsjahr 
Hinweis: Die ambulante Versorgungsart schließt die ambulanten Pflege- und Betreuungsdienste ein, die stationäre Versorgungsart umfasst die stati-
onäre Kurzzeitpflege, Nachtpflege, Tagespflege und die vollstationäre Pflege. Im Jahr 2021 wurde die Versorgungsart nicht erhoben. 
Quelle: AOK-BV (2022), GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung. 



16 Qualität der Datengrundlagen und Compliance der Pflegeeinrichtungen 

 

unplausiblen Angabe der Wochenarbeitszeit, der Vollzeit-

äquivalente (VZÄ) oder einzelner Entlohnungsbestand-

teile. Dies traf im Jahr 2023 auf 61,6 %, im Jahr 2024 auf 

ca. 65,6 % und im Jahr 2025 auf rund 49,9 % der ausge-

schlossenen Meldungen zu (s. Anhang N). Überwiegend 

scheint dies sowohl im Jahr 2023 als auch im Jahr 2024 

aufgrund von unplausiblen Angaben hinsichtlich der Ent-

lohnungsbestandteile der Fall gewesen zu sein. Im Jahr 

нлнр ǎŎƘŜƛƴǘ ŘƛŜǎŜ αCŜƘƭŜǊǉǳŜƭƭŜά hingegen an Relevanz 

abgenommen zu haben, da mit 47,2 % deutlich weniger 

ausgeschlossene Meldungen diese Begründung aufwie-

sen (s. Anhang N). 

Die AOK-Landesverbände weisen, wie bereits im voran-

gegangenen Jahr, auf der Internetpräsenz des AOK-BV 

(2025a) die erwarteten Meldungen gemäß § 72 Absatz 3e 

SGB XI auf Basis der Meldungen gemäß § 72 Absatz 3d 

{D. ·L ŀǳǎΦ 5ƛŜ αŜǊǿŀǊǘŜǘŜƴ aŜƭŘǳƴƎŜƴά ōŀǎƛŜǊŜƴ ŘŜƳπ

nach auf den Meldungen der Pflegeeinrichtungen an die 

Landesverbände der Pflegekassen zur Erfüllung der Zulas-

sungsvoraussetzungen (Bindung an kollektivvertragliche 

Regelung, Orientierung an kollektivvertraglicher Rege-

lung, Durchschnittsanwendung). In Anhang O werden 

entsprechend die Brutto- und Nettomeldequoten für die 

Jahre 2024 und 2025 ausgewiesen. Die Bruttomeldequo-

ten basieren dabei auf dem Anteil der abgegebenen Mel-

dungen (Rohdaten) an den erwarteten Meldungen. Dabei 

zeigt sich, dass 2024 bundesweit rund 89 % der erwarte-

ten Meldungen getätigt wurden und ca. 66 % dieser auch 

in die Berechnungsgrundlage der rüE eingehen konnten. 

Für das Jahr 2023 wurde keine Angabe für das Bundes-

land Niedersachsen ausgewiesen, daher konnten die er-

warteten Meldungen auf Bundesebene nicht ermittelt 

und damit auch keine Grundgesamtheit angegeben wer-

den. (s. ebd.) 

Im Vergleich der Bundesländer zeigt sich, dass in Schles-

wig-Holstein und NRW im Jahr 2025 mehr Meldungen ge-

tätigt wurden als erwartet. Dies spricht für einen hohen 

Anteil an Doppelmeldungen in diesen Bundesländern. 

Daran wird deutlich, dass die Anzahl der getätigten Mel-

dungen (Rohdaten) nur eine geringfügige Aussagekraft 

über die Validität und Qualität der Angaben hat, da bei-

spielsweise Doppelmeldungen oder unplausible Angaben 

die Interpretation der Bruttomeldequoten verfälschen 

können. Die geringste Nettomeldequote wies Hessen auf. 

Hier konnten lediglich rund 58 % der erwarteten Meldun-

gen in die Berechnung der rüE eingehen. In Schleswig-

Holstein konnten jedoch ca. 76 % der erwarteten Melde-

daten in die Berechnung eingehen. (ebd.) 

Seitens der GS-Tarife wurde die Compliance der Einrich-

tungen im Hinblick auf die Datenmeldung gemäß § 72 Ab-

satz 3e SGB XI zum Zeitpunkt der Online-Befragung recht 

hoch bewertet (IAT, 2025b): Ca. 81 bis 100 % der melde-

pflichtigen Einrichtungen würden die Meldepflicht, Mel-

defrist einhalten und auch vollständige sowie plausible 

Angaben liefern. Eine Veränderung über die Erhebungs-

zeitpunkte hinweg (2023 bis 2025) sei dabei nicht festzu-

stellen (ebd.). Auch die Vollständigkeit der Meldebe-

standteile und die Plausibilität der Entlohnungsbestand-

teile wurde seitens der GS-Tarife insgesamt positiv be-

wertet (ebd.): Rund 81 bis 100 % der meldepflichtigen 

Einrichtungen würden insgesamt vollständige Angaben 

und auch plausible Entlohnungsbestandteile liefern. Auch 

hier seien keine Veränderung über die Erhebungszeit-

punkte hinweg (2023 bis 2025) festzustellen. Nach der 

Veröffentlichung der rüE erhalten die Landesverbände 

der Pflegekassen die Mitteilungsdaten. Diesen obliegt an-

schließend die Entscheidung über den Umgang mit Ein-

richtungen, die der Meldepflicht nicht nachgekommen 

sind. 

Mögliche Maßnahmen für eine Verbesserung des Melde-

verhaltens betreffen laut der GS-Tarife die Ge-

brauchstauglichkeit der Datenübermittlung und die Digi-

talisierung (beispielsweise automatisierte Erinnerungs-

funktionen). Auch die Übermittlung von Individualdaten 

(Lohndaten) und der Verzicht auf die Aggregation der zu 

übermittelnden Lohndaten durch die Einrichtungen 

selbst wurde als möglicher Ansatz zur Weiterentwicklung 

des Datenerhebungsverfahrens benannt. Darüber hinaus 

können auch einrichtungsinterne Plausibilisierungsstra-

tegien vor der Datenübermittlung, beispielsweise durch 

einen Abgleich mit den Angaben in TV/kirchlichen AVR, 

eine wichtige Maßnahme zur künftigen Verbesserung der 

Datenqualität sein. (IAT, 2025b) 

Weiterhin muss berücksichtigt werden, dass das aktuelle 

Verfahren der Plausibilisierung bei der GS-Tarife zu hohen 

zeitlichen wie auch personellen Aufwänden führt, die sich 

seit 2023 zudem erhöht haben. Diese Entwicklung wird 

damit begründet, dass sich einerseits der Erhebungspro-

zess und die Plausibilisierung der übermittelten Daten 

weiterentwickelt und vertieft habe und andererseits auf-

grund der Komplexität der TV/kirchlichen AVR eine Inten-

sivierung des Rückfragenbedarfs seitens der Pflegeein-

richtungen festzustellen sei. Auch seien die personellen 

wie auch zeitlichen Ressourcen für die Entgegennahme, 

Erfassung, Prüfung und Plausibilisierung der nach § 72 

Absatz 3e SGB XI mitgeteilten Angaben sowie die Zurver-

fügungstellung der übermittelten TV/kirchlichen AVR ge-

mäß § 82c Absatz 5 Satz 5 SGB XI laut der GS-Tarife aktu-

ell eher nicht ausreichend. (IAT, 2025b) 



Qualität der Datengrundlagen und Compliance der Pflegeeinrichtungen 17 

 

4.3 Vorläufige Interpretation und Limitationen 

Die Meldedaten gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI stellen in 

vielerlei Hinsicht eine zentrale Bezugsgröße dar. Grund-

sätzlich bildet sie gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI die Grund-

gesamtheit aller Pflegeeinrichtungen ab, mit denen ein 

Versorgungsvertrag im Sinne einer Zulassung zur pflege-

rischen Versorgung besteht. Da die Meldung die Voraus-

setzung für die Zulassung zur Versorgung gemäß § 72 Ab-

sätze 3a und 3b SGB XI ist, bilden die Daten zudem die 

Grundgesamtheit für die Mitteilungspflichten gemäß 

§ 72 Absatz 3e SGB XI. Entsprechend positiv ist zu bewer-

ten, dass der Großteil der Befragten bei den Landesver-

bänden der Pflegekassen angab, dass fast alle Einrichtun-

gen der Meldepflicht bei Neuzulassung nachkommen. 

Eine Herausforderung zeigt sich jedoch im Hinblick auf die 

Aktualität der Datengrundlage in Form ausbleibender 

bzw. verzögerter Änderungsmitteilungen, was ein häufi-

ger Grund für die Notwendigkeit von Rücksprachen zwi-

schen Pflegekasse und Pflegeeinrichtung ist. Grundsätz-

lich zeigt sich jedoch nach Einschätzung der Befragten 

eine positive Entwicklung hinsichtlich der Compliance der 

Einrichtungen bei den Datenmeldungen. Mögliche Maß-

nahmen zur Verbesserung der Compliance betreffen ins-

besondere Anpassungen und Standardisierungen zur Da-

tenmeldung über die DCS Pflege. Entsprechende Hin-

weise finden sich auch hinsichtlich der Datenmeldungen 

gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI (s. auch Kapitel 11). 

Die Compliance hinsichtlich der Meldungen wurde bei 

den Einrichtungen mit Zulassung gemäß § 72 Absatz 3b 

SGB XI (αOrientierung an kollektivvertraglicher Regelungά 

oder αDurchschnittsanwendungά) allerdings geringer ein-

geschätzt als bei den Einrichtungen mit Zulassung gemäß 

§ 72 Absatz 3a SGB XI (αBindung an kollektivvertraglicher 

Regelungά), was darauf hindeutet, dass an dieser Stelle ς 

auch im Hinblick auf die Datenqualität ς Verbesserungs-

potenziale bestehen. Eine mögliche Erklärung für diese 

Unterschiede könnte zum einen darin bestehen, dass an 

kollektivvertragliche Regelungen gebundene Einrichtun-

gen im Vergleich zu Einrichtungen mit Orientierung an 

kollektivvertragliche Regelungen und Durchschnittsan-

wendung seltener ihre Zulassungsoption wechseln (s. 

auch Kapitel 5) und entsprechend auch vergleichsweise 

seltener Änderungsmitteilungen tätigen müssen. Zum an-

deren könnten Einrichtungen, die an eine kollektivver-

tragliche Regelung gebunden sind, grundsätzlich einen 

höheren Informationsgrad über kollektivvertragliche Re-

gelungen aufweisen, was zu geringeren Fehlerquellen in 

den notwendigen Angaben führen könnte (s. auch Kapitel 

9). Auch hinsichtlich der Sanktionierung von Pflegeein-

richtungen bei Nichtmeldung scheinen rechtliche und 

operative Unklarheiten auf Seiten der Landesverbände 

der Pflegekassen zu existieren. 

Überraschend ist insbesondere die unterschiedliche Be-

wertung der Compliance hinsichtlich der Einhaltung der 

tarifgerechten Entlohnung je nach gewählter Zulas-

sungsoption, die im Vergleich bei den Einrichtungen mit 

Zulassung gemäß § 72 Absatz 3b SGB XI, insbesondere bei 

Pflegeeinrichtungen mit der Zulassungsoption αDurch-

schnittsanwendungά niedriger ausfiel. Auch sahen hier le-

diglich 42 % der Befragten eine Verbesserung bei den Ein-

richtungen mit ZulassuƴƎǎƻǇǘƛƻƴ αDurchschnittsanwen-

dungά und lediglich 25 % eine Verbesserung bei den Ein-

richtungen mit ½ǳƭŀǎǎǳƴƎǎƻǇǘƛƻƴ αOrientierung an kollek-

tivvertraglicher Regelungά.  

Hinsichtlich der Ergebnisse der Befragung bei den Lan-

desverbänden der Pflegekassen ist zu berücksichtigen, 

dass bezüglich der Compliance und der Datenqualität 

subjektive Einschätzungen der Befragungsteilnehmen-

den erhoben wurden. Bei konkreten Quantifizierungen 

von Einrichtungen, die den gesetzlichen Pflichten nicht 

nachkommen, hat ein Großteil der Befragten keine Anga-

ben getätigt. Entsprechend können an dieser Stelle keine 

konkreten Aussagen darüber getätigt werden, ob tat-

sächlich Einrichtungen der tarifgerechten Entlohnung 

nicht nachkommen. Obgleich lediglich 15 Befragte kon-

krete Aussagen zur Einhaltung der gesetzlichen Pflicht tä-

tigten, wird anhand der Befragung deutlich, dass kon-

krete Anhaltspunkte für eine Verletzung der Pflicht zur ta-

rifgerechten Entlohnung in der Fläche nicht zu beobach-

ten sind. Vielmehr handelt es sich bei den berichteten Fäl-

len nach Angaben der Befragten um Einzelfälle bzw. ak-

tuelle Prüfverfahren. Dabei sei an dieser Stelle auch auf 

die Erkenntnisse im Hinblick auf das Nachweisverfahren 

in Kapitel 8 verwiesen. In den Freitextangaben wurde von 

den Befragten zudem darauf hingewiesen, dass der Fra-

gebogen zur Evaluation z. T. nicht oder nur durch sehr 

aufwändige Datenaufbereitungen von den Befragungs-

teilnehmenden beantwortet werden konnte. 

Hinsichtlich der Mitteilungspflichten gemäß § 72 Absatz 

3e SGB XI soll vor Interpretation der Kernbefunde zu-

nächst ebenfalls auf einige grundlegende Limitation hin-

gewiesen werden. Zum einen muss im Vergleich der Er-

hebungsjahre berücksichtigt werden, dass erst mit In-

krafttreten des PflBoG im Jahr 2022 eine gesetzliche 

Grundlage und Konkretisierung für einzelne meldepflich-

tige Entlohnungsbestandteile vorgenommen und damit 

auch für die Plausibilisierung von Datenmeldungen ge-

schaffen wurde (Lenzen & Evans-Borchers, 2023, S. 85). 

Dies bedeutet, dass die ausgewiesenen rüE zwischen den 

Erhebungsjahren 2021 und 2022ff. nicht unmittelbar ver-

gleichbar sind. Während zum ersten Erhebungszeitpunkt 

noch Rücksprachen mit den Einrichtungen bezüglich feh-

lerhafter oder unvollständiger Meldedaten gemäß § 72 

Absatz 3e SGB XI nach Ablauf der Meldefrist möglich 
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waren, waren fehlerhafte Meldungen in den Folgejahren 

sanktionsbehaftet und nicht mehr korrigierbar (ebd.). 

Entsprechend plausibel erscheint auch ein etwas geringe-

rer Anteil an einbezogenen Meldungen im Jahr 2022 im 

Vergleich zur Ersterhebung. Dieser Befund kann zudem 

als Ausdruck einer Lern- und Konsolidierungsphase im 

Zuge der Umsetzung der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung interpretiert werden. Auffallend ist in diesem 

Zusammenhang die Zunahme der einbezogenen Meldun-

gen im darauffolgenden Erhebungsjahr 2023, indem rund 

82 % aller Meldungen in die Berechnungen eingehen 

konnten. Es kann davon ausgegangen werden, dass die 

kollektivvertraglich gebundenen Einrichtungen zwischen-

zeitlich eine höhere Expertise bei der Datenmeldung auf-

weisen und die Fehlerquellen, die in der Ersterhebung zu 

einem Ausschluss der Meldung führen konnten, im Zeit-

verlauf reduziert wurden. Ein typischer Fall hierfür wäre 

beispielsweise das Wissen darüber, ob eine Bindung an 

eine kollektivvertragliche Regelung besteht und damit 

überhaupt eine Mitteilungspflicht vorliegt. Weitere typi-

sche Fälle betreffen die Gültigkeit einer kollektivvertrag-

lichen Regelung etwa im Hinblick auf die Laufzeit oder die 

Unterscheidung zwischen Mantel- und Entgeltregelung.  

Im Hinblick auf die Anteile der Meldungen, die für die 

Berechnung der rüE herangezogen wurden, zeigt sich 

insgesamt eine positive Entwicklung. Zunächst konnte 

eine deutliche Steigerung der Berechnungsgrundlage er-

reicht werden, von knapp 66 % im Jahr 2022 auf ca. 82 % 

im Jahr 2023. Zwar mussten im darauffolgenden Jahr 

2024 deutlich mehr Datensätze ausgeschlossen werden, 

allerdings ist hier zu berücksichtigen, dass auch deutlich 

mehr Doppelmeldungen als in den Vorjahren vorlagen. 

Selbiges gilt für die Bewertung der Datengrundlage im 

Jahr 2025. Doppelmeldungen können beispielsweise 

dadurch entstehen, dass sich im Zuge der Erhebungsjahre 

die personellen Zuständigkeiten für die Datenmeldungen 

in den Einrichtungen geändert haben. Beispielsweise 

könnten hierdurch mehrere Accounts für eine Einrich-

tungsmelde-ID vorliegen, z. B. durch Personalwechsel 

oder (Urlaubs-) Vertretungen. Zudem könnten Datens-

ätze vorliegen, die während des Eingabeprozesses nicht 

abgeschlossen aber durch das System zwischengespei-

chert wurden. Derartige Fälle können durch die GS-Tarife, 

unter anderem auf Grundlage der Datenmeldungen ge-

mäß § 72 Absatz 3d SGB XI, im Plausibilisierungsprozess 

identifiziert und ausgeschlossen werden. 

Schließlich sollten an dieser Stelle, ohne Berücksichtigung 

der Grundgesamtheit, keine negativen Schlussfolgerun-

gen auf die Berechnungsgrundlage gezogen werden. Da 

die Grundgesamtheit an Meldungen, die in den Vorjahren 

hätten eingehen müssen, unter anderem aufgrund der 

skizzierten Limitationen der Meldungen gemäß § 72 Ab-

satz 3d SGB XI (s. o.), nicht hinreichend identifizierbar 

sind, sind Aussagen darüber, wie sich die Berechnungs-

grundlage im Hinblick auf die Grundgesamtheit entwi-

ckelt hat, nur bedingt aussagekräftig. Diese Limitationen 

gelten gleichermaßen für die Compliance-Aussagen der 

GS-Tarife, die ebenfalls auf die Datenmeldungen gemäß 

§ 72 Absatz 3d SGB XI als Schätzung der Grundgesamtheit 

angewiesen ist. Legt man hier die von den AOK-Landes-

verbänden ausgewiesenen erwarteten Meldungen für 

die Jahre 2024 und 2025 zugrunde (AOK-BV, 2025a), dann 

wird deutlich, dass lediglich 66 %, bzw. neuerdings 69 % 

der Grundgesamtheit in der Berechnungsgrundlage abge-

deckt wird. Allerdings ist zwischen 2024 und 2025 eine 

Steigerung der Nettomeldequote zu konstatieren.  

Die Gründe für den Ausschluss von Meldungen für die 

Berechnung der rüE sind vielfältig. Die Differenzierung 

der Ausschlussgründe von Gesamtdatensätzen oder auch 

nur von Teildatensätzen für bestimmte Zwecke (rüE, Zu-

schläge) gibt Hinweise auf eine Plausibilisierungsstrate-

gie, die sowohl verhindert, dass unplausible Werte in die 

Berechnung aufgenommen werden, als auch die Zielset-

zung verfolgt, eine hohe Anzahl an Daten in die Berech-

nungsgrundlage einzubeziehen. Der hohe Anteil an aus-

geschlossenen Meldungen in den Jahren 2023, 2024 und 

2025, deren Begründung in unplausiblen Angaben von 

Entlohnungsbestandteilen zu finden ist, verdeutlicht zum 

einen, dass die Angaben eingehend geprüft werden. Zum 

anderen zeigt sich hier jedoch auch die anhaltende Her-

ausforderung für die kollektivvertraglich gebundenen 

Pflegeeinrichtungen, der Komplexität und dem Aufwand 

der Datenmeldung gerecht zu werden.
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Im Fokus des folgenden Kapitels stehen datengestützte 

Analysen zur Entwicklung der von den Pflegeeinrichtun-

gen gewählten Zulassungsoption (Bindung an kollektiv-

vertragliche Regelung, Orientierung an kollektivvertragli-

cher Regelung und Durchschnittsanwendung). In diesem 

Kontext ist unter anderem von Interesse, wie sich länder-

spezifische Strukturprofile der Zulassungsoptionen kon-

kretisieren und welche Unterschiede dabei erkennbar 

werden. Darüber hinaus wird untersucht, ob und in wel-

chem Umfang Wechsel von Pflegeeinrichtungen hinsicht-

lich der Zulassungsoption im Untersuchungszeitraum er-

folgten. Entsprechende Erkenntnisse liefern Hinweise auf 

zulassungsspezifische Pfadkontinuitäten und Pfadwech-

sel im Meldeverlauf.  

In diesem Kapitel werden folgende Fragestellungen be-

handelt:  

ω Hat sich der jeweilige Anteil der zugelassenen Pflege-

einrichtungen an allen Pflegeeinrichtungen im Zeitver-

lauf verändert, die (1.) entweder an einen TV oder an 

eine kirchliche AVR gebunden sind, (2.) sich an einem 

TV/einer kirchlichen AVR orientieren oder (3.) mindes-

tens in Höhe des rüE entlohnen? 

ω An welchem TV/welcher kirchlichen AVR orientieren 

sich nicht kollektivvertraglich gebundene Pflegeeinrich-

tungen nach § 72 Absatz 3b, Nr. 1-2 SGB XI (bundesweit 

und regional, hilfsweise nur regional)? Welche Aussa-

gen zur Häufigkeit (vor allem differenziert nach Zahl der 

Einrichtungen, Zahl der betroffenen Beschäftigten ggf. 

in Vollzeitäquivalenten) lassen sich hierbei treffen? 

ω Wie haben sich die rüE nach § 82c Absatz 2 SGB XI im 

Zeitverlauf entwickelt? Werden Unterschiede zwischen 

den Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen erkennbar 

und wenn ja, welche? 

5.1 Methodisches Vorgehen 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurde auf zwei 

Datenquellen zurückgegriffen, die unmittelbar mit den 

gesetzlichen Regelungen nach § 72 Absatz 3 SGB XI im Zu-

sammenhang stehen: Die Datenmeldungen (1.) gemäß 

§ 72 Absatz 3d SGB XI und (2.) gemäß § 72 Absatz 3e 

SGB XI. Zur Prüfung länderspezifischer Entwicklungen der 

gewählten Entlohnungsrichtlinien von zugelassenen Pfle-

geeinrichtungen sowie zur Identifikation von TV und 

kirchlichen AVR, an denen sich Einrichtungen orientieren, 

wurden die Datenmeldungen gemäß § 72 Absatz 3d 

SGB XI beim AOK-BV (2025b) beantragt. Die erste Daten-

lieferung erfolgte zum Stichtag 18.04.2024, die zweite 

zum Stichtag 18.04.2025. Die Datensätze beinhalten jeg-

liche Meldungen, die bis zu den benannten Stichtagen bei 

der DCS Pflege eingegangen waren, sodass Verlaufsana-

lysen der getätigten Meldungen möglich werden (sog. Pa-

neldaten). Im Zuge erster Bereinigungen und Datenaus-

wertungen sowie im Verlauf der Analysen zur Qualität der 

Datengrundlagen (s. Kapitel 4) wurde deutlich, dass in 

den Daten z. T. nicht aktualisierte Meldungen oder auch 

Meldungen von Einrichtungen vorliegen könnten, die 

mittlerweile nicht mehr auf dem Markt sind bzw. nicht 

länger eine Zulassung zum Versorgungsvertrag haben. 

Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, wurde mit Un-

terstützung des AOK-BV (2025c) eine Liste von den AOK-

Landesverbänden der Pflegekassen erstellt, die den aktu-

ellen Datenstand von Einrichtungen mit Zulassung zum 

Versorgungsvertrag abbildete und eine Bereinigung der 

Datenmeldungen gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI zum Stand 

August 2025 darstellte. 

Dieser bereinigte Datenstand wurde für die Verlaufsana-

lyse über die Einrichtungsmelde-ID mit den DCS-Panelda-

ten zum Stichtag 18.04.2025 verknüpft. Anschließend 

wurden die Daten auf Duplikate und fehlende Angaben 

bei den Zulassungsoptionen geprüft. Dabei wurden von 

insgesamt 36.418 Einrichtungsmeldungen 13 Duplikate 

und 1 Fall von fehlenden Angaben bei den Zulassungsop-

tionen ausgeschlossen. Des Weiteren wurden Zeiträume 

für die Meldeabschlüsse definiert. Die ersten Meldungen 

im Datensatz wurden am 07.02.2022 und die letzten Mel-

dungen am 06.08.2025 getätigt; als Einteilung der Mel-

dungsabschlüsse wurde der jährliche Stichtag zum 31.08. 

definiert. Anschließend wurden Wechsel zwischen den 

Zulassungsoptionen von den Einrichtungen mit Zulassung 

bei der AOK zum Stand August 2025 im Meldeverlauf 

quantifiziert, prozentuale Veränderungen der Anteile an 

Zulassungsoptionen zwischen Erstmeldung und letztmali-

5 Entwicklung der 
Zulassungsoptionen 
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ger Meldung berechnet sowie Meldeverläufe zwischen 

erstmaliger und letztmaliger Meldung im Hinblick auf die 

Zulassungsoptionen betrachtet. 

Zur Berechnung der Anteilsverteilung auf die einzelnen 

TV bzw. kirchlichen AVR, an denen sich Pflegeeinrichtun-

gen orientieren, war eine Datenaufbereitung der Frei-

textangaben zu den einzelnen TV/  kirchlichen AVR not-

wendig; insgesamt lagen zum Stand August 2025 in den 

Daten 349 verschiedene TV/kirchlichen AVR auf Bundes-

ebene vor, die sich zum Teil lediglich anhand der Schreib-

weise voneinander unterschieden. Nach der Aufberei-

tung der Freitextangaben verblieben 174 verschiedene 

TV/kirchliche AVR zum Stand August 2025, die zu diesem 

Zeitpunkt für die Orientierung als maßgeblich angegeben 

wurden. 41 Datensätze konnten keinem TV bzw. keiner 

kirchlichen AVR zugeordnet werden. Um Rückschlüsse 

auf einzelne Träger auszuschließen, wird in der Ergebnis-

darstellung auf Länderebene auf konkrete Fallzahlen bei 

einzelnen TV/kirchlichen AVR verzichtet. 

Zur Analyse der rüE nach § 82c Absatz 2 SGB XI im Zeit-

verlauf wurde auf die bundesweite Übersicht der rüE, die 

jährlich von den AOK-Landesverbänden/der GS-Tarife auf 

Grundlage der Datenmeldungen gemäß § 72 Absatz 3e 

SGB XI veröffentlicht werden, zurückgegriffen (AOK-BV, 

2025d). Dabei wurden die prozentualen Steigerungen der 

rüE zwischen 2021 und 2025 nach Beschäftigten-/Qualifi-

kationsgruppe in den einzelnen Bundesländern berech-

net. Die Aufbereitung der Daten sowie Berechnungen 

und Darstellungen erfolgten vorwiegend mit R (v.4.5.1, R 

Core Team 2025) in RStudio (v.2025.05.1, RStudio Team 

2025) sowie in Microsoft Excel 365. Zentrale Befunde der 

Analysen werden im nachfolgenden Abschnitt präsen-

tiert, anschließend interpretiert sowie auf Limitationen 

hin kritisch reflektiert. 

5.2 Kernbefunde 

Verteilung, Entwicklung und Wechsel der Zulassungsop-

tionen  

Nach Ausschluss von Duplikaten und fehlenden Angaben 

bei den Zulassungsoptionen enthält der bereinigte und 

um die Paneldaten ergänzte Datensatz 36.404 verschie-

dene Einrichtungsmeldungen zu den geltenden maßgeb-

lichen Informationen nach § 72 Absatz 3d SGB XI (unter 

anderem Meldungen zur Wahl der Zulassungsoption) von 

Pflegeeinrichtungen, die im August 2025 bei der AOK eine 
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Zulassung zum Versorgungsvertrag aufwiesen, mit einer 

Meldeanzahl zwischen Februar 2022 bis August 2025 von 

insgesamt 65.092 Beobachtungen. 

Die Verteilung der Einrichtungsmeldungen mit Zulassung 

bei der AOK zum Stand August 2025 auf die einzelnen Zu-

lassungsoptionen wird in Abbildung 3 dargestellt.22 Von 

den 36.404 Einrichtungsmeldungen im August 2025 ent-

fielen bundesweit rund 37 % auf die hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ 

ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά, ca. 17 % auf die Option 

αhǊƛŜƴǘƛŜrung an kollektivvertraglicher wŜƎŜƭǳƴƎά und 

knapp 46 % auf die αDurchschnittsanwendungά. Im Ver-

gleich der Bundesländer wies zu diesem Betrachtungs-

zeitpunkt Baden-Württemberg (54,7 %) die höchsten, 

und Berlin (16,3 %) die niedrigsten Anteile an Meldungen 

ŘŜǊ ½ǳƭŀǎǎǳƴƎǎƻǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ 

wŜƎŜƭǳƴƎά auf. Bei der Option αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾπ

ǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά lag der höchste Anteil diesbezüg-

licher Einrichtungsmeldungen in Bremen (35,9 %) und der 

niedrigste in Thüringen (4,3 %) vor. Die αDurchschnittsan-

wendungά hingegen erzielte die höchsten Anteilswerte in 

Berlin (79,7 %) und war prozentual am niedrigsten in Bre-

men (20,5 %) vertreten. (s. Abbildung 3) 

Im Vergleich der Versorgungsarten zeigt sich, dass zum 

Stand August 2025 rund 53,1 % der Einrichtungsmeldun-

gen von ambulanten Pflegeeinrichtungen als Zulas-

sungsoption die Durchschnittsanwendung angaben. Wei-

tere rund 24,7 % der Meldungen entfielen auf die Option 

α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά und 22,3 % 

auf die αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά. 

Bei der stationären Versorgungsform entfielen rund 

48,7 % auf die Zulassungsoption α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾπ

ǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά, rund 38,5 % auf die αDurch-

schnittsanwendungά und weitere 12,8 % auf die Option 

αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά. (s. An-

hang P) 

In Anhang Q werden die Meldezeiträume der ersten und 

letzten Meldung der Datengrundlage in tabellarischer 

Form dargestellt. Dabei zeigt sich, dass von den 36.404 

Einrichtungsmeldungen, die im August 2025 vorlagen, 

28.410 bereits vor September 2022 getätigt wurden. Bei 

15.067 Einrichtungsmeldungen wurde anschließend 

keine Änderungsmitteilung mehr getätigt. 7.994 Einrich-

tungsmeldungen sind hingegen erst nach September 

2022 getätigt worden. (ebd.) 

ǎƻǿƛŜ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ǳƳŦŀssen die Bindung bzw. Orientierung sowohl 

an Tarifverträgen als auch an kirchlichen AVR ungeachtet ihrer faktischen 

Unterscheidungsmerkmale.  
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Darüber hinaus verweisen die Daten darauf, dass bundes-

weit bei ca. 10 % der 36.404 zum Stand August 2025 vor-

liegenden Einrichtungsmeldungen mindestens einmal ein 

Wechsel der Zulassungsoption zu verzeichnen ist. Die 

höchsten Anteile finden sich in Rheinland-Pfalz mit rund 

41 % und die geringsten Anteile in Berlin, wo ca. 4 % der 

Einrichtungsmeldungen durch mindestens einen Wechsel 

der Zulassungsoption im Meldeverlauf gekennzeichnet 

sind. Eine Übersicht über die prozentualen Anteile von 

Einrichtungsmeldungen mit Wechseln zwischen den Zu-

lassungsoptionen nach Bundesländern findet sich in Ab-

bildung 4. 

Zur Analyse der Entwicklung der gewählten Zulassungs-

optionen zwischen der ersten und letzten, aktuellen Mel-

dung (Stand August 2025) wurden die prozentualen Ver-

änderungen der Anzahl der Einrichtungsmeldungen auf 

die jeweilige Zulassungsoption bundesweit, für jedes 

Bundesland sowie differenziert nach den Versorgungs-

arten (ambulant/(teil-)stationär) berechnet. In Anhang R 

werden diese prozentualen Veränderungen als Heatmap 

getrennt für jede Zulassungsoption dargestellt. Bei der In-

terpretation der nachfolgenden Erkenntnisse ist grund-

sätzlich zu berücksichtigen, dass lediglich jene Einrich-

tungsmeldungen bei der Verlaufsanalyse betrachtet wer-

den, die zum Stand August 2025 eine Zulassung zum Ver-

sorgungsvertrag bei der AOK aufwiesen. Auch gilt zu be-

rücksichtigen, dass die erste Meldung dieser Einrichtun-

gen nicht mit dem Zeitpunkt zur Einführung der Regelun-

gen gleichzusetzen ist (s. Anhang Q). Meldungen von Ein-

richtungen, die zum Stand August 2025 keine Zulassung 

zum Versorgungsvertrag (mehr) bei der AOK aufwiesen, 

wurden in den Analysen nicht berücksichtigt (s. o.). 

Bundesweit ist die Anzahl an Einrichtungsmeldungen, die 

für die Zulassungsoption α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛπ

ŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά getätigt wurden, zwischen der ersten und 

letzten Meldung um 0,1 % gestiegen. Die Meldungen ei-

ner αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά 

sind um knapp 12 % gesunken, im stationären Bereich so-

gar um 18 %. Hingegen finden sich Steigerungen im Be-

reich der Durchschnittsanwendung, die über beide Ver-

sorgungsarten bei rund 5,3 % liegen. Die hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ 

ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά erweist sich im Ver-

gleich der Zulassungsoptionen zwischen der erstmaligen 

und letztmaligen Meldung über alle Bundesländer hin-

weg als stabil. Lediglich in Schleswig-Holstein ist ein deut-

licher Zuwachs an Einrichtungsmeldungen von 22 % zu 

verzeichnen. Dieser Zuwachs kann aufgrund der Datenli-

mitationen jedoch nicht als faktische Erhöhung der Op-

ǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά inter-

pretiert werden, sondern ist eher als Umverteilung der 

Meldungen von Einrichtungen mit Zulassungen bei der 

AOK zum Stand August 2025 auf die möglichen Optionen 

zu bewerten. (s. Anhang R) 

 
Abbildung 3: Verteilung der gemeldeten Zulassungsoptionen nach Bundesländern (Stand August 2025) 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung 
sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025c), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Bei der hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜπ

ƎŜƭǳƴƎά finden sich die höchsten Anteilsverluste in Sach-

sen (-57,5 %), Brandenburg (-49,0 %) und Rheinland-Pfalz 

(-46,8 %). Lediglich in Hamburg (+7,8 %) und Bremen 

(+18,1 %) zeigen sich Entwicklungen zu Gunsten der Op-

ǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά. 

Die zum Großteil eher deutlichen Zuwächse bei den Mel-

dungen einer Durchschnittsanwendung sind in Bremen 

deutlich gegenläufig. Hier sind die Meldungen um rund 

23 % gesunken. Insbesondere im ambulanten Bereich ist 

ein deutlicher Rückgang zwischen der ersten und letzten 

Meldung erkennbar. In Rheinland-Pfalz zeigen sich hinge-

gen die höchsten prozentualen Steigerungen an Meldun-

gen der Durchschnittsanwendung, insbesondere im stati-

onären Bereich. (s. ebd.) 

 

Abbildung 4: Prozentuale Anteile an Einrichtungsmeldungen mit min-
destens einem Wechsel der Zulassungsoption im Meldeverlauf nach 
Bundesländern 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung. 

In Abbildung 5 werden die Wechsel zwischen den Zulas-

sungsoptionen im Zuge der ersten und letzten Meldung 

auf Bundesebene in Form eines Sankey-Diagramms dar-

gestellt. Deutlich wird, dass zwischen der ersten und letz-

ten Meldung sowohl Wechsel innerhalb der Zulas-

sungsoptionen gemäß § 72 Absatz 3b SGB XI als auch 

Wechsel zwischen den Zulassungsoptionen gemäß § 72 

Absatz 3a SGB XI und § 72 Absatz 3b SGB XI zu verzeich-

nen sind, obgleich eine große Stabilität zwischen den 

Meldungen vorliegt: Die Analysen zeigen, dass 96,0 % der 

Einrichtungsmeldungen mit der Zulassungsoption 

 

 

23 Die Internetpräsenz der Bundesvereinigung der Arbeitgeber in der Pflege-

branche (BVAP, 2026) gibt Hinweise daraufΣ Řŀǎǎ ŘŜǊ α¢± !ƭǘŜƴǇŦƭŜƎŜά ŀƳ 

α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά zwischen 

erstmaliger und letztmaliger Meldung beständig geblie-

ben sind. Rund 2,3 % der Einrichtungsmeldungen zeigen 

einen Wechsel in die Durchschnittsanwendung und rund 

1,7 % in die hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛπ

ŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά an (ebd.). 

Bei detaillierter Betrachtung dieser insgesamt 546 Ein-

richtungsmeldungen mit einem Wechsel aus der Option 

α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά zwischen 

erstmaliger und letztmaliger Meldung wird deutlich, dass 

es sich dabei überwiegend um Einrichtungsmeldungen 

handelt, die bereits vor September 2022 eingingen; rund 

80,4 % der Einrichtungsmeldungen mit erstmaliger An-

gabe ŘŜǊ hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭektivvertragliche Rege-

ƭǳƴƎά und anschließendem Wechsel der Zulassungsop-

tion im Meldeverlauf, tätigten ihre erste Meldung bis zum 

31. August 2022. 18,7 % dieser Meldungen von vermeint-

lich kollektivvertraglich gebundenen α.ŜǎǘŀƴŘǎŜƛƴǊƛŎƘπ

ǘǳƴƎŜƴά weisen noch vor September 2022 einen Wechsel 

der Zulassungsoption auf und rund 56,7 % folgten zwi-

schen September 2022 und August 2023. Bei diesen ins-

gesamt 331 von 546 Einrichtungsmeldungen (60,6 %) mit 

einem Wechsel aus der hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊπ

tragliche RegŜƭǳƴƎά könnte es sich daher ggf. auch um 

Fälle handeln, die sich zunächst fälschlicherweise als kol-

lektivvertraglich gebunden eingeordnet und im anschlie-

ßenden Meldeprozess Korrekturen der Angaben vorge-

nommen haben. Möglicherweise gingen die Regelungen 

zu diesem Zeitpunkt noch mit einigen Herausforderungen 

für die Einrichtungen einher, sodass die Definition der 

konkreten Regelungsgrundsätze noch zu Unklarheiten 

geführt haben könnten. (AOK-BV, 2025b, 2025c, eigene 

Berechnungen) 

Ein weiteres Indiz, das für mögliche Herausforderungen 

und potenzielle Unklarheiten bei der ersten Meldung 

spricht, ist, dass rund 30 % der 563 Einrichtungsmeldun-

gen, die gemäß den Daten nach erstmaliger Meldung aus 

ŘŜǊ hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά 

in eine andere Zulassungsoption wechselten, eine Bin-

dung an den αTV Altenpflegeά angaben. Dieser wurde je-

doch bereits zum 30.06.2022 gekündigt.23 Damit wird 

deutlich, dass eine Neumeldung für die entsprechend be-

troffenen Einrichtungen notwendig wurde. Inwieweit es 

sich bei diesen Wechselmeldungen tatsächlich um Aus-

tritte aus der Option α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ 

wŜƎŜƭǳƴƎά oder um Meldefehler insbesondere zu Einfüh-

rungsbeginn der Datenmeldungen handelt, kann an die-

30.06.2022 gekündigt wurde. Neuverhandlungen sind nicht ausgewiesen (s. 

ebd.).  



Entwicklung der Zulassungsoptionen 23 

 

ser Stelle nicht abschließend beantwortet werden. (AOK-

BV, 2025b, 2025c, eigene Berechnungen) 

Bei der hǇǘƛƻƴ αDurchschnittsanwendungά kann zwi-

schen erstmaliger und letztmaliger Meldung eine Bestän-

digkeit für ca. 95,3 % der Einrichtungsmeldungen errech-

net werden. Lediglich 1,4 % der Einrichtungen weisen ei-

nen Wechsel in die hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛπ

ŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά und 3,3 % in die hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ 

ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά auf. Bei der hǇǘƛƻƴ αhǊƛπ

ŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά findet sich 

eine vergleichsweise niedrige Beständigkeit zwischen der 

erstmaligen und letztmaligen Meldung von ca. 77,6 %. 

17,7 % der erstmaligen Einrichtungsmeldungen mit der 

Option αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά 

zeigen einen Wechsel in die αDurchschnittsanwendungά 

und ca. 4,7 % in die Option α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎπ

ƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά. (s. Abbildung 5) 

In den Anhängen S bis HH werden die Wechsel für jedes 

Bundesland einzeln grafisch dargestellt. Die geringsten 

Wechsel bei erstmaliger Wahl der Optionen α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ 

ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά und αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭπ

ƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά zwischen der ersten und 

letztmaligen Meldung weist Bremen auf. Hier zeigt sich, 

dass 98,3 % der Einrichtungsmeldungen mit der Option 

α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά und 95,2 % 

der Einrichtungsmeldungen mit ŘŜǊ hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ 

ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά hinsichtlich der Zulas-

sungsoptionen beständig blieben. Hier sind hingegen 

rund 24,7 % der erstmaligen Meldungen einer Durch-

schnittsanwendung bis zur letzten Meldung in die Option 

αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά und 

4,1 % in die hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀn kollektivvertragliche Re-

ƎŜƭǳƴƎά gewechselt. In Brandenburg, Rheinland-Pfalz und 

Schleswig-Holstein sind hingegen vergleichsweise viele 

Wechsel von Einrichtungsmeldungen mit erstmaliger 

Meldung einer α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜπ

ƭǳƴƎά zu beobachten. So fallen 8,9 % der Einrichtungsmel-

dungen, die in Brandenburg zunächst diese Zulas-

sungsoption angaben und 8,2 % dieser Meldungen in 

Rheinland-Pfalz, im August 2025 schließlich auf die Op-

tion αDurchschnittsanwendungά. In Schleswig-Holstein 

waren es 9,7 % der Einrichtungsmeldungen mit erstmali-

ger Angabe ŘŜǊ hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ 

wŜƎŜƭǳƴƎά, die schließlich in die hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ 

ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά wechselten. (AOK-BV, 

2025b, 2025c, eigene Berechnungen) 

Schleswig-Holstein weist eine vergleichsweise hohe An-

zahl an Wechseln in die hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊπ

ǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά auf, insbesondere aus den erstmali-

gen Meldungen ŘŜǊ hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊπ

ǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά (16,8 %). Rheinland-Pfalz und Sach-

sen zeichneten sich wiederum durch eine hohe Anzahl an 

Wechseln von ŘŜǊ hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊπ

ǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά in die Durchschnittsanwendung aus; 

rund 48,0 % der Einrichtungsmeldungen mit einer Orien-

tierung an kollektivvertraglichen Regelungen in Rhein-

land-Pfalz und ca. 61,4 % der Einrichtungsmeldungen in 

 

Abbildung 5: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung auf Bundesebene 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung 
sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Sachsen weisen einen Wechsel in die Durchschnittsan-

wendung auf. (AOK-BV, 2025b, 2025c, eigene Berechnun-

gen) 

²ŀƘƭ ŘŜǊ ¢± ǳƴŘ ƪƛǊŎƘƭƛŎƘŜƴ !±w ōŜƛ αOrientierung an 

kollektivvertraglicher Regelungά 

Zum Stand August 2025 wurden von den 6.331 Einrich-

tungsmeldungen mit entsprechender Zulassungsoption 

insgesamt 174 TV/kirchliche AVR gemeldet, an denen sich 

die Pflegeeinrichtungen orientierten. Bundesweit entfie-

len rund 61,5 % der getätigten Meldungen auf die nach-

folgenden fünf TV/kirchlichen AVR: Auf den TVöD VKA BT-

B entfielen rund 21,5 % der Meldungen mit der Zulas-

sungsƻǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜπ

ƎŜƭǳƴƎά, es folgten die AVR Caritas mit 12,8 % und der 

TVöD-B (VKA) mit 12,2 % der getätigten Meldungen. Dar-

über hinaus zählten die AVR Diakonie Deutschland und 

die AVR Diakonie Bayern zu den als maßgebend benann-

ten kirchlichen AVR (s. Anhang II).  

Nach Bundesländern zeigten sich jedoch Unterschiede 

bei der Wahl der TV/kirchlichen AVR, die als Orientierung 

herangezogen werden (s. Anhang JJ). Diese Unterschiede 

sind maßgeblich darauf zurückzuführen, dass die in An-

wendung gebrachten TV/kirchlichen AVR erstens ihren 

Geltungsbereich auch in den jeweiligen Bundesländern 

haben müssen und zweitens die 10 %-Grenze zum jewei-

ligen rüE (Wirtschaftlichkeit der Personalaufwendungen) 

nicht überschreiten dürfen. Überraschend erscheint je-

doch die Angabe des α¢± !ƭǘŜƴǇŦƭŜƎŜά, der insbesondere 

in den Bundesländern Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen 

und Thüringen vermehrt ausgewiesen wurde (s. Anhang 

II). Dieser wurde bereits zum 30.06.2022 gekündigt (s. o.). 

Dennoch lag diese Angabe bei insgesamt 113 Einrich-

tungsmeldungen mit Zulassung über die Option αhǊƛŜƴπ

ǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά zum Stand 

August 2025 vor. Es liegt die Vermutung nahe, dass es 

sich hierbei um Herausforderungen bei der Änderungs-

mitteilung gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI handelt, welche 

bereits in Kapitel 4 thematisiert wurden. 

Entwicklung der regional üblichen Entlohnungsniveaus 

In den Anhängen KK und Anhang LL werden die Übersich-

ten der rüE für die Erhebungsjahre 2021 bis 2025 darge-

stellt. Da bundesweit zum Stand August rund 45,5 % der 

Einrichtungsmeldungen auf die Option αDurchschnittsan-

wendungά entfallen (s. Abbildung 3), orientierte sich ein 

Großteil der Pflegeeinrichtungen bei der Entlohnung ih-

rer Beschäftigten in den jeweiligen Beschäftigten-/Quali-

fikationsgruppen an diesen Durchschnittswerten. Die 

Übersicht in den Anhängen KK und Anhang LL zeigt, dass 

das rüE über die drei Qualifikations-/Beschäftigtengrup-

pen im ersten Erhebungsjahr 2021 in Schleswig-Holstein 

mit 20,77 Euro pro Stunde den höchsten Wert und in 

Sachsen-Anhalt mit 17,25 Euro pro Stunde den geringsten 

Wert aufwies. In den Jahren darauf bildete Nordrhein-

Westfalen die Spitze mit den höchsten Werten der rüE 

über die drei Qualifikations-/Beschäftigtengruppen. Im 

Jahr 2025 war es in Hamburg mit 24,21 Euro pro Stunde 

am höchsten (s. Anhang KK). 

Im Jahr 2025 wurde für Hamburg das höchste rüE für das 

Pflegehilfs- und Pflegefachpersonal ausgewiesen. Das 

höchste rüE für das Assistenzpersonal (23,47 ϵκƘύ wurde 

hingegen in Nordrhein-Westfalen erzielt. Mecklenburg-

Vorpommern wies hingegen die geringsten rüE für das 

 

Abbildung 6: Prozentuale Steigerung der regional üblichen Entlohnungsniveaus zwischen 2021 und 2025 nach Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe 
Quelle: AOK-BV (2021), GS-Tarife (2025), zitiert nach AOK-BV (2025d), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Fach- (26,03 ϵκƘύ ǳƴŘ IƛƭŦǎǇŜǊǎƻƴŀƭ όмфΣрм ϵκƘύ ƛƴ ŘŜǊ 

Pflege auf. Auch über alle Beschäftigtengruppen war der 

Wert in diesem Bundesland mit 22,44 ϵκƘ ŀƳ ƴƛŜŘǊƛƎǎǘŜƴΦ 

Das niedrigste rüE beim Assistenzpersonal wurde in Thü-

ringen (21,15 ϵκƘύ ŜǊȊƛŜƭǘ. (s. Anhang KK) 

Auffallend ist die vergleichsweise geringe Steigerung der 

rüE zwischen 2024 und 2025 in Baden-Württemberg für 

das Hilfs- und Fachpersonal sowie die hohen Steigerun-

gen der rüE in Bremen (s. Anhang KK). Vergleicht man die 

prozentuale Steigerung der Entlohnungsniveaus mit der 

Ersterhebung im Jahr 2021 wird deutlich, dass Bremen 

insgesamt im Vergleich eine recht hohe Steigerung auf-

wies (s. Abbildung 6). Im Vergleich wird zudem deutlich, 

dass die Steigerungen beim Hilfspersonal zwischen 

15,2 % und 39,3 % lagen (ebd.). Die höchste Steigerung 

lag in Bremen vor, die geringste in Schleswig-Holstein. Für 

das Assistenzpersonal wurde eine Steigerung zwischen 

17,2 % in Bayern und 40,9 % in Bremen zwischen den Er-

hebungszeitpunkten erzielt (ebd.). Beim Fachpersonal lag 

die Spannweite zwischen 14,4 % und 37,7 % (ebd.). Die 

geringste Steigerung bei dieser Beschäftigten-/Qualifika-

tionsgruppe lag in Schleswig-Holstein vor, die höchste in 

Sachsen-Anhalt (ebd.). Die Daten verweisen im Zeitver-

lauf auf eine sukzessive Reduzierung der Niveauunter-

schiede der rüE-Werte zwischen den westdeutschen und 

ostdeutschen Bundesländern (s. Anhänge KK und LL). 

5.3 Vorläufige Interpretation und Limitationen 

Bei der Interpretation der Entwicklungsdynamiken der 

von den Pflegeeinrichtungen gewählten Zulassungsoptio-

nen auf Basis der Meldedaten nach § 72 Absatz 3d SGB XI 

muss berücksichtigt werden, dass es sich nicht um stich-

tagsbezogene Anteilsverteilungen handelt. Aufgrund der 

Datenlimitationen sind keine Aussagen über den Stand 

zum Zeitpunkt der Gesetzeseinführung im September 

2022 möglich, da lediglich eine Bereinigung für den Da-

tenstand August 2025 vorliegt. Auch liegen Verlaufsdaten 

von Einrichtungsmeldungen vor und können aus den fol-

genden Gründen nicht unter die Anzahl an Pflegeeinrich-

tungen subsummiert werden: Einrichtungen können bei-

spielsweise mehrere Versorgungsverträge bei den Pflege-

kassen abschließen, die jeweils einer Meldung bedürfen. 

Zudem können in einer Einrichtung mehrere Entloh-

nungsgrundsätze gemäß der Zulassungsoptionen zur An-

wendung kommen Dies ist etwa dann der Fall, wenn bei-

spielsweise für einen Teil der Beschäftigten im Betrieb ein 

Bestandsschutz (Trägerwechsel/Betriebsübergang) vor-

liegt und damit eine unterschiedliche Vergütung gemäß 

der Zulassungsrichtlinien zustande kommt. Eine konkrete 

Aussage über die Anteile an Einrichtungen nach Zulas-

sungsoptionen würde demzufolge nicht der Grundge-

samtheit der bundesweiten Anzahl an Pflegeeinrichtun-

gen entsprechen, wie sie beispielsweise in der Pflegesta-

tistik des Statistischen Bundesamtes ausgewiesen ist. Da 

die Meldedaten gemäß § 72 Absatz 3d SGBX XI weder An-

gaben über die Anzahl der Beschäftigten noch zu VZÄ be-

inhalten, können auf Basis dieser Datengrundlage keine 

Rückschlüsse über die Anteile an Beschäftigten (VZÄ, 

Köpfe) getroffen werden, die den jeweiligen Zulas-

sungsoptionen unterliegen. Grundsätzlich sollten zudem 

die Limitationen im Hinblick auf die Herausforderungen 

der Datengrundlagen gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI bei 

der Interpretation berücksichtigt werden, die bereits in 

Kapitel 4 diskutiert und ebenfalls bei der Angabe der 

maßgebenden TV bzw. kirchlichen AVR bei der Option 

αOrientierung an kollektivvertraglicher Regelungά ŘŜǳǘπ

lich wurden. So können Meldefehler, auch im Hinblick auf 

die Wechsel der Zulassungsoptionen im Meldeverlauf, 

nicht ausgeschlossen werden. 

Trotz der Limitationen geben die Analysen gleichwohl 

Hinweise zu den Stabilitäten der jeweiligen Wahloptio-

nen sowie zur Pfadkontinuität bzw. zu Pfadwechseln von 

Einrichtungen hinsichtlich der Zulassungsoptionen in den 

einzelnen Bundesländern. Anhand der Verteilung der 

Einrichtungsmeldungen auf die jeweiligen Zulassungs-

optionen kann geschlossen werden, dass die Entloh-

nung nach dem rüE eine attraktive Wahloption gegen-

über der α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά 

und αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά 

darstellt, da im August 2025 nahezu jede zweite Einrich-

tungsmeldung die Durchschnittsanwendung als Entloh-

nungsvariante angab. Die Präferenzen unterscheiden sich 

jedoch deutlich zwischen den Bundesländern. Auch die 

Entwicklungsverläufe auf Basis der Zulassungsoptionen 

zwischen der ersten und letzten Meldung weisen je nach 

Bundesland deutliche Unterschiede auf. Während die 

hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎϦ 

bundesweit hinsichtlich der Anteile recht stabil blieb 

und die hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ 

RegeluƴƎά deutliche Verluste zu Gunsten der Durch-

schnittsanwendung aufweist, war diese Entwicklung im 

Untersuchungszeitraum beispielsweise in Bremen oder 

auch Schleswig-Holstein zum Teil gegenläufig. Generell 

zeigt sich, dass der Anteil an Einrichtungsmeldungen, die 

nach erstmaliger Angabe die Zulassungsoption wechsel-

ten, bundesweit mit 10 % recht gering ist und damit von 

einer hohen Stabilität der Wahloptionen insgesamt aus-

gegangen werden kann. In einigen Bundesländern zeigte 

sich jedoch eine vergleichsweise hohe Wechselbereit-

schaft, wie beispielsweise in Rheinland-Pfalz. Bundesweit 

liegt hinsichtlich der Wechselbereitschaft die höchste 

Stabilität bei der hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛπ

ŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά und die niedrigste bei der hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴπ

tierung an kollektƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά ǾƻǊ. Es zeigte 

sich über die Länder hinweg tendenziell eine Wechselbe-
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reitschaft von der hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊπ

ǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά in die hǇǘƛƻƴ αDurchschnittsanwen-

dungά, wobei auch hier durchaus einige gegenläufige Ent-

wicklungen zu beobachten waren, wie z. B. in Bremen.  

Hinsichtlich der Entwicklung der rüE zeigten sich über die 

Erhebungsjahre für alle drei Beschäftigten-/Qualifikati-

onsgruppen deutliche Erhöhungen des Lohnniveaus, 

wenngleich mit deutlichen Unterschieden in den länder-

spezifischen Steigerungsraten. Insbesondere in den Bun-

desländern Bremen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Sach-

sen und Thüringen waren hohe Steigerungen des rüE bei 

den drei Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen zu ver-

zeichnen. Bei der Interpretation der Daten sind die An-

passungen der Richtlinien (2021/2022) im Hinblick auf die 

bei der Meldung zu berücksichtigenden Entlohnungsbe-

standteile auf Grundlage des PflBoG zu berücksichtigen 

(s. Kapitel 1 und 4). Zur detaillierten Betrachtung der Loh-

nentwicklung über alle Pflegeeinrichtungen (kollektivver-

traglich gebunden und nicht kollektivvertraglich gebun-

den) werden im nachfolgenden Kapitel Ergebnisse weite-

rer Analysen vorgestellt. 
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Die Evaluation zielte gemäß Auftrag darauf, die Effekte 

der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung auf die Be-

zahlung der Pflege- und Betreuungskräfte, insbesondere 

im Hinblick auf Lohndifferenzen zwischen den Beschäftig-

ten in der Langzeit- und Krankenhauspflege, abzuschät-

zen.  

In diesem Kapitel werden folgende Fragestellungen be-

handelt: 

¶ Inwiefern hat sich die Bezahlung von Pflege- und Be-

treuungskräften in der Langzeitpflege durch die Ein-

führung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung zum 1. September 2022 verändert? 

¶ Inwieweit haben sich die Gehälter in der Langzeit-

pflege differenziert nach Fach- und Hilfskräften im 

Sinne des SGB XI in der Langzeitpflege denen in der 

Krankenhauspflege angenähert? 

¶ Wie haben sich die TV/kirchlichen AVR-immanenten 

Löhne und Lohnstrukturen im Untersuchungszeit-

raum verändert? Wie unterscheiden sich die Lohnni-

veaus und Lohnstrukturen von TV/kirchlichen AVR in 

den Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen? 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurde auf zwei 

Sekundärdatenquellen zurückgegriffen: Die Daten der VE 

und der VSE werden unter Berücksichtigung der relevan-

ten Wirtschaftszweige (WZ), Tätigkeitsschlüssel und Ent-

lohnungsbestandteile ausgewertet, um die Entwicklung 

der Entlohnung von Pflege- und Betreuungskräften im 

Zeitverlauf zu beschreiben sowie vergleichende Analysen 

der Lohnentwicklung in der Langzeit- und Krankenpflege 

vorzunehmen. Ergänzend dazu wurden tarifwerkimma-

nente und -vergleichende Analysen der Lohnentwicklung 

auf Basis der Meldedaten gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI 

durchgeführt. 

6.1 Analysen auf Basis der VE/VSE Daten 

Nachfolgend werden zunächst Datenbasis und Stich-

probe sowie Ergebnisse der VE/VSE-Analyse dargestellt. 

Dabei wird sowohl auf die Ergebnisse der deskriptiven 

Analyse als auch auf die der Differenz-von-Differenzen-

Schätzung (DvD) eingegangen. 

6.1.1 Methodisches Vorgehen 

Zunächst wurde die Entwicklung von Löhnen und Gehäl-

tern in der Langzeit- und Krankenhauspflege anhand de-

skriptiver Analysen von Daten der VSE und VE analysiert. 

Um zu ermitteln, inwiefern sich die Bezahlung von Pflege- 

und Betreuungskräften in der Langzeitpflege unter der 

Bedingung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung 

verändert hat, wurde eine αŘƛŦŦŜǊŜƴŎŜ-in-ŘƛŦŦŜǊŜƴŎŜά 

(DvD) Analyse durchgeführt. 

Datenbasis und Stichprobe 

Es wurden Daten der VSE (2014 und 2018) sowie Daten 

der VE (2022-2024) verwendet (FDZ der Statistischen Äm-

ter des Bundes und der Länder, 2025a, 2025b). Bei diesen 

amtlichen Statistiken handelt es sich um bundesweite Er-

hebungen von Arbeitnehmerinnen-/Arbeitnehmerver-

diensten abhängig Beschäftigter in Betrieben der Ab-

schnitte A bis S der Klassifikation der Wirtschaftszweige, 

Ausgabe 2008, welche in § 4 Verdienststatistikgesetz 

(VerdStatG) geregelt sind (VE) bzw. geregelt waren (VSE). 

Mittels dieser Statistiken können Aussagen über die Ver-

teilung von Arbeitnehmerinnen-/Arbeitnehmerverdiens-

ten sowie dem Einfluss relevanter Faktoren auf die Ver-

diensthöhe gemacht werden. Sie bilden unter anderem 

die Grundlage für Konjunktur- und Strukturstatistiken 

(Statistisches Bundesamt 2016, 2025a). Aufgrund neuer 

Datenanforderungen wurde die VE im Jahr 2022 als Nach-

folger dreier ehemaliger Verdienststatistiken (unter an-

derem der VSE) eingeführt (Finke, Geisler & Überschaer, 

2023). 

Pflege- und Betreuungskräfte sind im Wirtschaftszweig 

αv DŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎ- ǳƴŘ {ƻȊƛŀƭǿŜǎŜƴά subsumiert. Für Be-

triebe dieses Abschnitts erfolgt die Erhebung in der VSE 

als zweistufig geschichtete Stichprobe. In der ersten Stufe 

werden alle wirtschaftlich aktiven Betriebe des statisti-

schen Unternehmensregisters, die mindestens eine sozi-

alversicherungspflichtig beschäftigte Person aufweisen, 

betrachtet. Die Schichtung erfolgt nach den 16 Bundes-

6 Entwicklung der Entlohnung der 
Pflege- und Betreuungskräfte 
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ländern, 84 Wirtschaftsabteilungen und 7 Beschäftigten-

größenklassen. Der Gesamtumfang liegt bei 60.000 Be-

trieben im jeweiligen Erhebungsjahr. In der zweiten Stufe 

findet eine Teilauswahl der Beschäftigten der gezogenen 

Betriebe statt, welche sich nach der Beschäftigtenanzahl 

im Betrieb richtet: Betriebe mit weniger als 10 Beschäf-

tigten müssen für jede/n Beschäftigte/ -n melden, Be-

triebe mit mehr als 1.000 Beschäftigten für jede/n 40. Be-

schäftigte/ -n (FDZ der Statistischen Ämter des Bundes 

und der Länder, 2020a). 

Die VE ist für Betriebe des Abschnitts Q als geschichtete 

Stichprobe konzipiert. Wie auch in der VSE werden alle 

wirtschaftlich aktiven Betriebe des statistischen Unter-

nehmensregisters, die mindestens eine/einen sozialversi-

cherungspflichtig Beschäftigte/ -n aufweisen, betrachtet. 

Die Schichtung erfolgt nach den 16 Bundesländern, 85 

Wirtschaftsabteilungen und 7 Beschäftigtengrößenklas-

sen. Der Gesamtumfang liegt bei maximal 58.000 Betrie-

ben im jeweiligen Erhebungsjahr. Im Gegensatz zur VSE 

werden in der VE alle abhängig Beschäftigten einge-

schlossen, die im vollen Berichtsmonat beschäftigt waren 

(FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, 

2023). 

Der repräsentative Erhebungsmonat für die VSE und VE 

ist der April eines jeweiligen Jahres (Finke et al., 2023). 

Die VSE 2014 und 2018 sowie die VE 2022 umfassen somit 

einen Zeitraum vor Einführung der Regelungen zur tarif-

gerechten Entlohnung, während die VE 2023 und 2024 

sich auf einen Zeitraum nach Einführung der Regelungen 

beziehen. 

In einem ersten Schritt wurden alle Betriebe des Langzeit-

pflege- und Krankenhaussektors ausgewählt, die im April 

der Jahre 2014, 2018 oder 2022-2024 an der VSE oder VE 

teilgenommen haben. Die (teil-)stationäre Langzeitpflege 

wird durch Betriebe der Wirtschaftsunterklassen 87.10.0 

(Pflegeheime), 87.30.0 (Altenheime; Alten- und Behin-

dertenwohnheime) und 88.10.2 (Sonstige soziale Betreu-

ung älterer Menschen und Behinderter inkl. Tagespflege) 

abgebildet. Die ambulante Langzeitpflege wird durch die 

Wirtschaftsunterklasse 88.10.1 (Ambulante soziale 

Dienste) erfasst. Die Krankenhauspflege wird durch Be-

triebe der Wirtschaftsunterklassen 86.10.1 (Krankenhäu-

ser, ohne Hochschulkliniken, Vorsorge- und Rehabilita-

 

 

24 Der 9-stellige Tätigkeitsschlüssel ist wie folgt gegliedert: Stellen 1-5 umfas-

sen die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit inklusive Anforderungsniveau, Stelle 6 

den höchsten allgemeinbildenden Schulabschluss, Stelle 7 den höchsten be-

ruflichen Ausbildungsabschluss, Stelle 8 die Arbeitnehmerüberlassung und 

Stelle 9 die Vertragsform (Bundesagentur für Arbeit, 2021). 
25 Relevante Berufsgruppen sind zwischen dem Langzeit- und Krankenhaus-

pflegesektor nicht überschneidungsfrei. Beispielsweise wird der 2020 

tionskliniken), 86.10.2 (Hochschulkliniken) und 86.10.3 

(Vorsorge- und Rehabilitationskliniken) beschrieben. 

In einem zweiten Schritt wurden die Beschäftigten mit re-

levanten ausgeübten Tätigkeiten in der Krankenhaus- 

und Langzeitpflege anhand des 9-stelligen Tätigkeits-

schlüssels24 der Klassifikation der Berufe 2010 (Bunde-

sagentur für Arbeit, 2021) identifiziert. Mithilfe der ers-

ten drei Stellen lassen sich Tätigkeiten in der Pflege iden-

ǘƛŦƛȊƛŜǊŜƴΥ αумоά ǳƳŦŀǎǎǘ ŘƛŜ DŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎ- und Kranken-

pflege, den Rettungsdienst und die Geburtshilfe, αунмά 

umfasst die Altenpflege (Bundesagentur für Arbeit, 

2022). Innerhalb der 3-Steller wurden dann relevante Be-

rufsbezeichnungen ausgewählt. Anhang MM und Anhang 

NN zeigen die ausgewählten Tätigkeitsschlüssel und zu-

geordneten Berufsbezeichnungen nach Anforderungsni-

veau (5. Stelle des Tätigkeitsschlüssels).25 Aufgrund der 

Nichtberücksichtigung von Pflegedienstleitungen und 

stellvertretenden Pflegedienstleitungen bei der Entloh-

nung nach Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung 

wurden Tätigkeitsschlüssel mit hochkomplexen Tätigkei-

ten sowie der einer leitenden Funktion (81393) ausge-

schlossen (AOK, 2023). 

In einem dritten Schritt wurden Personenkreise, für wel-

che die Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung nicht 

greifen oder welche eine Sondergruppe darstellen, über 

den Personengruppenschlüssel ausgeschlossen. Darunter 

fallen die Kreise der Auszubildenden (AOK, 2023), der lei-

tenden Angestellten, der Altersvollrentnerinnen und  

-rentner sowie der Beschäftigten über 67 Jahre und der 

Kreis der Beamtinnen und Beamten. 

In einem letzten Schritt wurden die Pflege- und Betreu-

ungskräfte der Stichprobe nach Helferinnen-/Helfertätig-

keit und Fachkrafttätigkeit klassifiziert. Personen mit An-

ŦƻǊŘŜǊǳƴƎǎƴƛǾŜŀǳ αм ς Helfer-/AnlerntätigkeitŜƴά ǿǳǊŘŜƴ 

der Helferinnen-/Helfergruppe zugeordnet und Personen 

Ƴƛǘ ŘŜƴ !ƴŦƻǊŘŜǊǳƴƎǎƴƛǾŜŀǳǎ αн ς fachlich ausgerichtete 

¢ŅǘƛƎƪŜƛǘŜƴά ƻŘŜǊ αо ς ƪƻƳǇƭŜȄŜ {ǇŜȊƛŀƭƛǎǘŜƴǘŅǘƛƎƪŜƛǘŜƴά 

der Fachkraftgruppe. Auf eine Unterscheidung in die drei 

Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen wurde verzichtet, 

da es sich bei der 7. Stelle des 9-stelligen Tätigkeitsschlüs-

sels um den höchsten erworbenen Berufsabschluss han-

delt und nicht um den erworbenen Berufsabschluss, der 

ŜƛƴƎŜŦǸƘǊǘŜ ƎŜƴŜǊŀƭƛǎǘƛǎŎƘŜ !ǳǎōƛƭŘǳƴƎǎŀōǎŎƘƭǳǎǎ αtŦƭŜƎŜŦŀŎƘƳŀƴƴκ-ŦǊŀǳά 

der Berufsgruppe 81302 zugeordnet, auch wenn eine generalistische Ausbil-

dung in Langzeit- und Krankenpflege erworben werden kann (Bundesagentur 

für Arbeit, 2022). Des Weiteren kann bei den Tätigkeitsschlüsseln 81393 und 

81394 die Krankenhauspflege nicht von der Geburtshilfe und dem Rettungs-

dienst abgegrenzt werden, sodass die letzteren beiden ausgeschlossen wur-

den. 
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für die zugrundeliegende Tätigkeit notwendig ist (Bunde-

sagentur für Arbeit, 2021). 

Deskriptive Analyse 

Zur Ermittlung des Stundenlohns der Beschäftigten 

wurde das Gesamtbruttoentgelt pro Monat (abzüglich 

des Bruttomonatsverdiensts für bezahlte Überstunden 

und Zuschlägen für Schicht-, Samstags-, Sonntags-, Feier-

tags- oder Nachtarbeit) durch die bezahlten Arbeitsstun-

den im Monat bzw. die monatliche vertraglich verein-

barte Arbeitszeit geteilt (Boockmann et al., 2011). Das 

Gesamtbruttoentgelt ist definiert als der Bruttomonats-

verdienst des Berichtsmonats, welcher gemäß § 1 Absatz 

2 Nummer 2c Entgeltbescheinigungsverordnung (EBV) 

anzugeben ist (FDZ der Statistischen Ämter des Bundes 

und der Länder, 2024), d. h. das Gesamtbruttoentgelt 

ohne Trennung nach laufenden und einmaligen Bezügen 

und Abzügen. 

Unplausible Angaben wurden in allen statistischen Analy-

sen ausgeschlossen. Ausschlusskriterien umfassten a) 

eine in Vollzeit vereinbarte Arbeitszeit mit weniger als 30 

bezahlten Stunden pro Woche, b) mehr als 60 bezahlte 

Stunden pro Woche und c) durchschnittliche Stunden-

löhne unterhalb des 2,5.- und oberhalb des 97,5.-

Perzentils auf Helferinnen- und Helferniveau/Fachkraftni-

veau der jeweiligen Erhebungsjahre (vgl. Boockmann et 

al., 2011). 

In einem ersten Schritt wurde die Entwicklung der durch-

schnittlichen Stundenlöhne in Krankenhaus- und Lang-

zeitpflege vor und nach Einführung der Regelungen zur 

tarifgerechten Entlohnung deskriptiv analysiert. Hierzu 

wurden die durchschnittlichen Stundenlöhne über alle 

Beschäftigten hinweg nach Helferinnen- und Helferni-

veau/Fachkraftniveau im jeweiligen Erhebungsjahr nach 

Krankenhauspflege, ambulanter Langzeitpflege und (teil-

)stationärer Langzeitpflege sowie der Interquartilsab-

stand berechnet. Dieser ist als Differenz zwischen obe-

rem und unterem Quartil definiert. Das untere (obere) 

Quartil hat die Eigenschaft, dass mindestens 25 % (75 %) 

der nach Größe geordneten Elemente eines Datensatzes 

kleiner oder gleich des unteren (oberen) Quartils sind und 

mindestens 75 % (25 %) größer oder gleich des unteren 

(oberen) Quartils sind. 

Zur validen Einordnung der Lohnentwicklungen wurden 

die ermittelten Durchschnittslöhne in einem zweiten 

Schritt mit der Entwicklung des Pflegemindestlohns, der 

Indizes durchschnittlicher Bruttoverdienste in der Ge-

samtwirtschaft und im Wirtschaftszweig αDŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎ- 

ǳƴŘ {ƻȊƛŀƭǿŜǎŜƴά ŘŜǎ {ǘŀǘƛǎǘƛǎŎƘŜƴ .ǳƴŘŜǎŀƳǘŜǎ ǎƻǿƛe 

mit der Entwicklung des allgemeinen Preisniveaus, ge-

messen am Verbraucherpreisindex jeweils mit und ohne 

Nahrungsmittel und Energie, verglichen (Statistisches 

Bundesamt, 2025b, 2025c, 2025d). Der Index der Brutto-

monatsverdienste basiert auf der VE und bildet die Ent-

wicklung der im Durchschnitt gezahlten Bruttomonats-

verdienste ohne Sonderzahlungen je Vollzeitbeschäftig-

tem ab. Der Verbraucherpreisindex misst die Preise aller 

Waren und Dienstleistungen, die im Inland von privaten 

Haushalten für Konsumzwecke gekauft werden. Eine Ver-

änderung des Verbraucherpreisindex über die Zeit wird 

als Inflationsrate bezeichnet. Die Inflationsrate ohne Be-

rücksichtigung von Preisen für Nahrungsmittel und Ener-

gie wird Kerninflation genannt. Die empirischen Analysen 

wurden mit Stata 18 durchgeführt (Stata Corp, 2023). Im 

Anschluss wurden die Abbildungen in R Version 4.5.1 er-

stellt (R Core Team, 2025). Von einer Verwendung von 

Hochrechnungsfaktoren wurde abgesehen, da Hochrech-

nungsfaktoren für die Anwendung auf ganze Betriebe 

konzipiert sind. In den vorliegenden Analysen wurden al-

lerdings Berechnungen mit Differenzierung nach Tätig-

keitsschlüssel vorgenommen und damit nur bestimmte 

Teile der Betriebe berücksichtigt. 

Differenz-von-Differenzen Schätzung 

Um die Wirkungen der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung von allgemeinen Trends abzugrenzen, wurde 

eine DvD-Schätzung durchgeführt. Bei dieser wurde an-

genommen, dass die Betriebe, die bereits vor dem 1. Sep-

tember 2022 nach TV/kirchlicher AVR entlohnten, nicht 

von den Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung be-

troffen waren, während die Regelungen zur tarifgerech-

ten Entlohnung die Löhne von Pflege- und Betreuungs-

kräften in Betrieben, die nicht nach TV/kirchlicher AVR 

entlohnten, beeinflussten. Die Differenz in der Entwick-

lung dieser beiden Gruppen gibt Auskunft über den Effekt 

der neuen Regelung. 

Mittels des DvD-Ansatzes wurde die Veränderung des 

durchschnittlichen Lohns bei Pflegeeinrichtungen, die vor 

dem 1. September 2022 nicht nach TV/kirchlicher AVR 

entlohnten (Differenz der Interventionsgruppe), sowie 

bei Pflegeeinrichtungen, die die eingeführten Zulassungs-

voraussetzungen bereits erfüllten (Differenz der Kontroll-

gruppe), gemessen. Unter der Annahme, dass sich die 

durchschnittlichen Löhne von kollektivvertraglich gebun-

denen und nicht kollektivvertraglich gebundenen Pflege-

einrichtungen ohne Einführung der Regelungen zur tarif-

gerechten Entlohnung parallel zueinander entwickelt hät-

ten, stellt die Differenz der Lohndifferenzen von Interven-

tions- und Kontrollgruppe den Teil der Lohnentwicklung 

dar, der durch die Regelungen der § 72 Absätze 3b und 3c 

SGB XI verursacht wurde (DvD-Schätzer). Die Wirkungen 

allgemeiner Trends werden so isoliert. Der DvD-Schätzer 
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wurde in einer Regressionsanalyse über die Jahre 2022-

2024 ermittelt. 

Inwieweit ein Betrieb mehrheitlich nach Tarif entlohnt 

oder nicht, kann in der VSE und VE annähernd bestimmt 

werden, wird aber nicht einheitlich ermittelt. In der VSE 

wird die Variable auf Grundlage des Tarifvertragsschlüs-

sels der Tarifdatenbank des Statistischen Bundesamts er-

ƳƛǘǘŜƭǘ ǳƴŘ ƛƴ ŘŜƴ YŀǘŜƎƻǊƛŜƴ α.ǊŀƴŎƘŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎάΣ 

αCƛǊƳŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎά ǳƴŘ α!ƴŜǊƪŜƴƴǳƴƎǎǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎκ Be-

ǘǊƛŜōǎǾŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎά ŀǳǎƎŜƎŜōŜƴ όC5½ ŘŜǊ {ǘŀǘƛǎǘƛǎŎƘŜƴ 

Ämter des Bundes und der Länder, 2020b). In der VE wird 

die Variable nicht der Tarifdatenbank entnommen, son-

dern durch die ausfüllende Person bestimmt. Mögliche 

aŜǊƪƳŀƭǎŀǳǎǇǊŅƎǳƴƎŜƴ ǎƛƴŘ α.ǊŀƴŎƘŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎάΣ 

αCƛǊƳŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎάΣ αƪŜƛƴ ¢ŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎΣ hǊƛŜƴǘierung an 

ŜƛƴŜƳ .ǊŀƴŎƘŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎά ǳƴŘ αƪŜƛƴ ¢ŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎΣ ŦǊŜƛŜ 

±ŜǊŘƛŜƴǎǘǾŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎά όC5½ ŘŜǊ {ǘŀǘƛǎǘƛǎŎƘŜƴ &ƳǘŜǊ ŘŜǎ 

Bundes und der Länder, 2024). Aufgrund dieser unter-

schiedlichen Erhebung der Tarifvariablen wurden in die-

sem Bericht nur Daten der Jahre 2022 bis 2024 zur Ana-

lyse herangezogen, die auf der VE beruhen. Das Vorliegen 

einer parallelen Entwicklung von Löhnen in Betrieben mit 

α.ǊŀƴŎƘŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎά ƻŘŜǊ αCƛǊƳŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎάΣ α!ƴŜǊπ

ƪŜƴƴǳƴƎǎǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎκ.ŜǘǊƛŜōǎǾŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎά ǳƴŘ αƪŜƛπ

nen Tarifvertragά über die Jahre 2014-2024 wurde im 

Vorfeld getestet (common trends assumption). Unter der 

αŎƻƳƳƻƴ ǘǊŜƴŘǎ ŀǎǎǳƳǇǘƛƻƴά ǿƛǊŘ hier die Annahme 

verstanden, dass sich die durchschnittlichen Löhne von 

kollektivvertraglich gebundenen und nicht kollektivver-

traglich gebundenen Pflegeeinrichtungen ohne Einfüh-

rung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung pa-

rallel zueinander entwickelt hätten. 

In der vorliegenden Analyse galten Betriebe, bei denen 

die häufigste Tarifform ein Branchen- oder Firmentarif-

vertrag ist, als Betriebe, die bereits vor dem 1. September 

2022 die Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung er-

füllten (Kontrollgruppe). Betriebe mit Orientierung an ei-

nem Branchentarifvertrag (Interventionsgruppe 1) oder 

einer freien Verdienstvereinbarung (Interventionsgruppe 

2) wurden als Betriebe klassifiziert, die diese Vorausset-

zung nicht erfüllten. 

Die abhängige Variable in der Regressionsanalyse zur 

Schätzung des Effekts der Neuregelung auf die Löhne der 

Pflege- und Betreuungskräfte war der durchschnittliche 

Stundenlohn für Pflege- und Betreuungskräfte im Be-

trieb. Des Weiteren wurde für Faktoren, welche zusätz-

lich eine Auswirkung auf die Entwicklung der Löhne ha-

ben könnten, auf Betriebsebene kontrolliert, um den Ef-

fekt der Neuregelung isolieren zu können. Hierzu zählten 

das durchschnittliche Alter und die Dauer der Betriebszu-

gehörigkeit der Beschäftigten, der Anteil männlicher Be-

schäftigter, der Anteil Beschäftigter mit Teilzeitvertrag, 

die Gesamtanzahl der Beschäftigten im Unternehmen, 

der Sektor des Betriebs sowie das Bundesland. Die Stan-

dardfehler wurden auf Betriebsebene geclustert, um zu 

berücksichtigen, dass mehrere Messungen zu einem Be-

trieb gehören, und damit Verzerrungen in den Standard-

fehlern zu vermeiden. Die Analysen wurden separat für 

Helferinnen/Helfer und für Fachkräfte durchgeführt. 

6.1.2 Kernbefunde 

Aufgrund der unterschiedlichen Teilauswahl von Beschäf-

tigten, die in der VSE anteilig nach der Beschäftigtenan-

zahl im Betrieb erfolgt und in der VE alle Beschäftigten 

einschließt, kommt es in der Größe der einzelnen Teil-

stichproben zu großen Unterschieden. Im Jahr 2018 wur-

den in der ambulanten Langzeitpflege 1.121 Personen in-

kludiert, welches den geringsten Wert darstellt. 57 % die-

ser Personen waren Fachkräfte. Die höchste Anzahl ein-

geschlossener Beschäftigter weist der Krankenhauspfle-

gesektor mit 348.416 Personen im Jahr 2024 auf. Von die-

sen Personen waren 87,26 % Fachkräfte (Anhang OO). 

Im Langzeitpflegesektor sind Pflege- und Betreuungs-

kräfte des ambulanten Sektors im Vergleich zum (teil-) 

stationären Sektor leicht unterrepräsentiert: Im Juni 2024 

waren 36,35 % der in der Langzeitpflege Beschäftigten im 

ambulanten Sektor tätig (vgl. Statistik der Bundesagentur 

für Arbeit, 2025), während in der vorliegenden Stich-

probe im April 2024 lediglich 23,07 % der Beschäftigten 

im ambulanten Sektor tätig waren (vgl. Anhang OO). Auch 

das Stichprobenverhältnis zwischen Langzeitpflege und 

Krankenhauspflege weicht von den Daten der Bunde-

sagentur für Arbeit ab. Nach Statistik der Bundesagentur 

für Arbeit lag die Anzahl sozialversicherungspflichtig be-

schäftigter Pflegefachkräfte und Pflegehelferinnen/Pfle-

gehelfer im Juni 2024 in Krankenhäusern bei rund 

650.000 und in der Langzeitpflege bei knapp 778.000 Per-

sonen (vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 2025). 

In der vorliegenden Auswertung wurden 46.924 Pflege- 

und Betreuungskräfte in der Langzeitpflege und 348.416 

Pflege- und Betreuungskräfte in der Krankenhauspflege 

für April 2024 beobachtet (vgl. Anhang OO). Das Verhält-

nis von Helferinnen/Helfern und Fachkräften ist hingegen 

in beiden Statistiken ähnlich: Im Krankenhaussektor ar-

beiten knapp mehr als ein Achtel der Pflege- und Betreu-

ungskräfte im Helferinnen-/Helferbereich. In der statio-

nären Langzeitpflege ist der Anteil der Fachkräfte unter 

den Pflege- und Betreuungskräften etwas geringer als in 
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der ambulanten Langzeitpflege (Statistik der Bundes-

agentur für Arbeit, 2025; Anhang OO).26 

Entwicklung von Löhnen in Krankenhaus- und Langzeit-

pflege 

Bei der Darstellung der Lohnentwicklung werden drei 

Zeiträume unterschieden: (1.) April 2014 bis April 2022, 

also vor Inkrafttreten der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung, (2.) April 2022 bis April 2023, um den unmit-

telbaren Effekt dieser Regelungen zu fokussieren und (3.) 

April 2023 bis April 2025, in denen auch andere Faktoren 

prägend sind. 

(1.) Die Abbildung 7 und Abbildung 8 zeigen, dass die 

Löhne von Pflege- und Betreuungskräften in der ambu-

lanten und (teil-)stationären Langzeitpflege auf Helferin-

nen-/Helferniveau ebenso wie auf Fachkraftniveau bis 

April 2022 deutlich unter denen in der Krankenhaus-

pflege lagen und sich parallel zueinander entwickelten. 

Die Löhne in der ambulanten Langzeitpflege lagen dabei 

etwas unter denen in der (teil-)stationären Langzeit-

pflege. Zusätzlich zeigen die Abbildungen, dass der Pfle-

gemindestlohn aus empirischer Sicht vor allem für Pflege- 

und Betreuungskräfte mit Helferinnen-/Helfertätigkeiten 

relevant ist, da die Differenz zwischen Pflegemindestlohn 

und unterem Quartil der Löhne relativ gering ist (s. Abbil-

dung 7). Bei Pflege- und Betreuungskräften mit Fachkraft-

tätigkeiten ist der Abstand zwischen Pflegemindestlohn 

und unterem Quartil der Löhne hingegen deutlich größer 

(s. Abbildung 8). 

(2.) Mit Einführung der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung kam es zwischen April 2022 und April 2023 zu 

einer deutlichen Lohnsteigerung in der Langzeitpflege, 

während die Löhne in der Krankenhauspflege nur margi-

nal stiegen (s. Abbildung 7 und Abbildung 8). Der durch-

schnittliche Stundenlohn für Pflege- und Betreuungs-

kräfte mit Helferinnen-/Helfertätigkeit in der ambulanten 

Langzeitpflege stieg um 12,2 % von 15,22 Euro im Jahr 

2022 auf 17,09 Euro im Jahr 2023, in der (teil-)stationären 

Langzeitpflege um 8,9 % von 15,74 Euro auf 17,15 Euro 

und in der Krankenhauspflege um 1,5 % von 18,27 Euro 

auf 18,54 Euro (s. Anhang PP). Zusätzlich erhöhte sich der 

Abstand zwischen unterem Lohnquartil und dem Pflege-

mindestlohn deutlich: Das untere Quartil für Helferin-

nen/Helfer in der ambulanten Langzeitpflege stieg um 

15,1 % von 13,46 Euro (2022) auf 15,5 Euro (2023), wäh-

rend der Pflegemindestlohn um 9,2 % (ohne mindestens 

einjährige Berufsausbildung) bzw. 10,6 % (mit mindes-

 

 

26 Beim Vergleich der Zahlen ist zu beachten, dass die Statistik der Bunde-

ǎŀƎŜƴǘǳǊ ŦǸǊ !ǊōŜƛǘ CǸƘǊǳƴƎǎǇƻǎƛǘƛƻƴŜƴ Ƴƛǘ ŘŜƴ !ƴŦƻǊŘŜǊǳƴƎǎƴƛǾŜŀǳǎ αо ς 

ƪƻƳǇƭŜȄŜ {ǇŜȊƛŀƭƛǎǘŜƴǘŅǘƛƎƪŜƛǘŜƴά ǳƴŘ αп ς ƘƻŎƘ ƪƻƳǇƭŜȄŜ ¢ŅǘƛƎƪŜƛǘŜƴά 

tens einjähriger Berufsausbildung) stieg (s. Abbildung 7 

und Anhang PP). Ein vergleichbares Bild zeigt sich für die 

anderen Beschäftigtengruppen in der Langzeitpflege mit 

Ausnahme von Fachkräften in der (teil-)stationären Lang-

zeitpflege, bei denen der prozentuale Anstieg des unte-

ren Quartils etwas geringer war als der des Pflegemin-

destlohns (s. Abbildung 8). Der im Vergleich zum Pflege-

mindestlohn relativ starke Anstieg von Löhnen in der am-

bulanten Langzeitpflege sowie im Helferinnen-/Helferbe-

reich lässt darauf schließen, dass die Einführung der Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung zu Steigerungen 

der durchschnittlichen Löhne in der Langzeitpflege ge-

führt hat. Dies ist gerade in Bereichen, in denen der Pfle-

gemindestlohn die höchste Eingriffsintensität hat, zu be-

obachten. Es impliziert, dass die beobachteten Lohnstei-

gerungen nicht allein auf eine Erhöhung des Pflegemin-

destlohns zurückzuführen sind. 

Eine ähnliche Lohnentwicklung ist für relevante Wirt-

schaftszweige im Index der durchschnittlichen Bruttover-

dienste des Statistischen Bundesamtes zu erkennen. Die-

ser beruht auf VE-Daten, umfasst jedoch alle Beschäftigte 

in den jeweiligen Wirtschaftszweigen, unabhängig davon, 

ob diese unter die Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung fallen oder nicht. Es zeigt sich, dass sich die in Abbil-

dung 7 und Abbildung 8 identifizierten Lohnentwicklun-

gen in den Hochrechnungen des Statistischen Bundesam-

tes spiegeln. Nach Angaben des Statistischen Bundesamts 

kam es in den Wirtschaftszweigen αIŜƛƳŜά ό²½лу-87) 

ǳƴŘ α{ƻȊƛŀƭǿŜǎŜƴά (WZ08-88), worunter jeweils die am-

bulante und (teil-)stationäre Langzeitpflege fallen, seit 

Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung im September 2022 zu deutlich stärkeren Anstiegen 

im durchschnittlichen Bruttoverdienst als in der Gesamt-

wirtschaft und im Wirtschaftszweig αDŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎǿŜǎŜƴά 

(WZ08-86). Zwischen April 2022 und April 2023 stieg der 

Index der durchschnittlichen Bruttoverdienste im Wirt-

schaftszweig αIŜƛƳŜά ǳƳ тΣн % und im Wirtschaftszweig 

α{ƻȊƛŀƭǿŜǎŜƴά ǳƳ с %, während die Bruttoverdienste im 

Wirtschaftszweig αDŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎǿŜǎŜƴά ƴǳǊ ǳƳ пΣф % und 

in der Gesamtwirtschaft nur um 5 % stiegen (s. Anhang 

PP). 

(3.) Von April 2023 bis April 2024 stiegen die Löhne in 

Krankenhaus- und Langzeitpflege deutlich stärker als der 

Pflegemindestlohn, als die Löhne in der Gesamtwirtschaft 

und als das allgemeine Preisniveau (s. Anhang PP). Beson-

ders bemerkenswert ist, dass der prozentuale Lohnan-

stieg deutlich über dem des Pflegemindestlohns lag, so-

dass die Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung auch 

enthält, während Tätigkeitsschlüssel, die Führungspositionen umfassen, in 

den vorliegenden Analysen nicht berücksichtigt werden (vgl. Anhang MM). 
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übŜǊ ŜƛƴŜƴ ŜƛƴƳŀƭƛƎŜƴ α{ƘƛŦǘά ƴŀŎƘ ƻōŜƴ Ƙƛƴŀǳǎ ǿƛǊƪŜƴ 

(s. Abbildung 7 und Abbildung 8). 

Nach den Angaben des Statistischen Bundesamtes lag die 

prozentuale Entwicklung der Indizes der durchschnittli-

chen Bruttoverdienste für die Wirtschaftszweige αDŜπ

ǎǳƴŘƘŜƛǘǎǿŜǎŜƴά όҌпΣо ҈ύ ǳƴŘ α{ƻȊƛŀƭǿŜǎŜƴά όҌпΣм %) 

von 2024 bis 2025 weiterhin über der entsprechenden 

Entwicklung in der Gesamtwirtschaft (+3,2 %), während 

die Lohnentwicklung im Wirtschaftszweig αIŜƛƳŜά Ƴit 

+2,6 % darunter lag (s. Anhang PP). Weitergehende Ana-

lysen konnten aufgrund fehlender Daten zum Zeitpunkt 

des Berichts nicht durchgeführt werden. Diese Entwick-

lung deutet aber an, dass von 2022 bis 2023 ein Sonder-

effekt wirksam war, der auf die gesetzlichen Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung zurückgeführt werden 

kann. 

Differenz-von-Differenzen-Schätzung 

Tabelle 1 zeigt, dass vor Einführung der Regelungen zur 

tarifgerechten Entlohnung der durchschnittliche Stun-

denlohn von Helferinnen/Helfern in Betrieben mit Orien-

tierung an einem Branchentarifvertrag 1,13 Euro niedri-

ger war (95 %-Konfidenzintervall: -1,51 Euro bis -0,74 

Euro) als in Betrieben mit einer Tarifvereinbarung (Mo-

ŘŜƭƭ мΣ ±ŀǊƛŀōƭŜ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǘάύΦ aƛǘ 9ƛƴŦǸƘǊǳƴƎ ŘŜǊ wŜπ

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung ist der durch-

schnittliche Stundenlohn von Helferinnen/Helfern in Be-

trieben mit Tarifvereinbarung um 1,97 Euro gestiegen 

 

Abbildung 7: Entwicklung der durchschnittlichen Stundenlöhne für Pflege- und Betreuungskräfte mit Helferinnen-/Helferniveau 
Hinweis: durchgezogene Linien = durchschnittliche Löhne bzw. Pflegemindestlohn; transparente Bereiche = Interquartilsabstand; Stichtag = April 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), eigene Berechnung und Darstellung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Abbildung 8: Entwicklung der durchschnittlichen Stundenlöhne für Pflege- und Betreuungskräfte mit Fachkraftniveau 
Hinweis: durchgezogene Linien = durchschnittliche Löhne bzw. Pflegemindestlohn; transparente Bereiche = Interquartilsabstand; Stichtag = April 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), eigene Berechnung und Darstellung. 
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(95 %-Konfidenzintervall: 1,73 Euro bis 2,20 Euro; Modell 

мΣ ±ŀǊƛŀōƭŜ αtƻǎǘ-нлннάύΦ 27 Unter der Annahme, dass die 

Löhne in Pflegeeinrichtungen mit Tarifvereinbarung und 

in Pflegeeinrichtungen mit Orientierung an einem Bran-

chentarifvertrag ohne die Einführung der Regelungen zur 

tarifgerechten Entlohnung einem gleichen Trend gefolgt 

wären, beträgt der Anstieg der durchschnittlichen Stun-

denlöhne für Helferinnen/Helfern in Pflegeeinrichtungen 

mit Orientierung an einem Branchentarifvertrag auf-

grund der Einführung der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung 0,70 Euro mehr (95 %-Konfidenzintervall: 

0,24 Euro bis 1,17 Euro) als ohne Einführung der Regelun-

gen erwartet worden ǿŅǊŜ όaƻŘŜƭƭ мΣ ±ŀǊƛŀōƭŜ α5Ǿ5-

{ŎƘŅǘȊŜǊάύΦ 

Ein ähnliches Bild zeigt ein Vergleich zwischen Betrieben 

mit einer freien Verdienstvereinbarung und Betrieben 

mit einer Tarifvereinbarung (s. Tabelle 1, Modell 3). Vor 

Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung war der durchschnittliche Stundenlohn von Helfe-

rinnen/Helfern in Betrieben mit freier Verdienstvereinba-

rung 1,61 Euro niedriger (95 %-Konfidenzintervall: -1,88 

Euro bis -1,33 Euro) als in Betrieben mit einer Tarifverein-

ōŀǊǳƴƎ όaƻŘŜƭƭ оΣ ±ŀǊƛŀōƭŜ αCǊŜƛŜ ±ŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎάύΦ aƛǘ 

Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung ist der durchschnittliche Stundenlohn von Helferin-

nen/Helfern in Betrieben mit Tarifvereinbarung um 1,97 

Euro gestiegen (95 %-Konfidenzintervall: 1,73 Euro bis 

нΣнл 9ǳǊƻΤ aƻŘŜƭƭ оΣ ±ŀǊƛŀōƭŜ αtƻǎǘ-нлннάύΦ ¦ƴǘŜǊ ŘŜǊ !ƴπ

nahme, dass die Löhne in Pflegeeinrichtungen mit Tarif-

 

 

27 Bei den in Tabelle 1 dargestellten Werten handelt es sich um Punktschät-

zer, d. h. um einen Wert, der aus einer Stichprobe berechnet wird und eine 

Schätzung für den in der Grundgesamtheit unbekannten Parameter darstellt. 

vereinbarung und in Pflegeeinrichtungen mit freier Ver-

dienstvereinbarung ohne die Einführung der Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung einem gleichen Trend ge-

folgt wären, beträgt der Anstieg der durchschnittlichen 

Stundenlöhne für entsprechend Beschäftigte in Pflege-

einrichtungen mit freier Verdienstvereinbarung durch 

Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung 0,95 Euro mehr (95 %-Konfidenzintervall: 0,61 Euro 

bis 1,29 Euro) als ohne Einführung der Regelungen zu er-

ǿŀǊǘŜƴ ƎŜǿŜǎŜƴ ǿŅǊŜ όaƻŘŜƭƭ оΣ ±ŀǊƛŀōƭŜ α5Ǿ5-Schät-

ȊŜǊάύΦ 

Die Ergebnisse bezüglich der Fachkräfte zeigen ein ähnli-

ches Bild und können analog interpretiert werden (s. Ta-

belle 1, Modelle 2 und 4). Betrachtet man die DvD-Schät-

zung lediglich für die Jahre 2022 und 2023, statt für die 

Jahre 2022 bis 2024 wie in Tabelle 1, verstärken sich die 

geschätzten Effekte der Einführung der Regelungen zur 

tarifgerechten Entlohnung sogar noch (vgl. Tabelle 1 mit 

Anhang SS). Eine Schätzung über die Jahre 2022 und 2024 

schwächt die Ergebnisse der DvD-Schätzung ab (vgl. Ta-

belle 1 mit Anhang TT). Grund dafür ist, dass in Betrieben 

mit Tarifbindung zwischen 2023 und 2024 eine relativ 

hohe Lohnsteigerung zu beobachten ist (s. Anhang QQ), 

was durch die Bildung der Lohndifferenzen einen Einfluss 

auf die DvD-Schätzer hat. Insgesamt zeigen alle drei DvD-

Schätzungen aber dasselbe in diesem Kapitel beschrie-

bene Bild (s. Tabelle 1, Anhang SS, Anhang TT). 

Das 95 %-Konfidenzintervall gibt den Bereich an, in dem der wahre Wert der 

Grundgesamtheit mit einer 95 %-igen Wahrscheinlichkeit liegt. 

 Tarifvereinbarung vs. Orientierung  
an einem Branchentarifvertrag 

Tarifvereinbarung vs. freie Verdienstvereinbarung 

Abhängige Variable Durchschnittlicher 
Stundenlohn 

Helferinnen/Helfer 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 
Fachkräfte 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 

Helferinnen/Helfer 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 
Fachkräfte 

 (1) (2) (3) (4) 

Post-2022 1,965*** 2,302*** 1,967***  2,314*** 

 (0,119) (0,130) (0,119) (0,131) 

Tariforientiert -1,125*** -1,084***    

 (0,195) (0,207)   

Freie Vereinbarung   -1,607*** -1,434*** 

   (0,139) (0,167) 

DvD-Schätzer 0,701*** 0,739*** 0,948*** 1,187*** 

 (0,237) (0,253) (0,173) (0,203) 

Pflegeeinrichtungen 1.364 1.440 1.736 1.808 

Tabelle 1: Ergebnisse der Differenzen-von-Differenzen Schätzung 
Hinweise: Es handelt sich um separate Regressionsanalysen mit Konstante der Jahre 2022 bis 2024. Die Standardfehler sind auf Einrichtungsebene 
geclustert und in Klammern. Kontrollvariablen auf Betriebsebene: Alter der Beschäftigten, Geschlecht der Beschäftigten, Dauer der Betriebszugehö-
rigkeit, Teilzeitvereinbarungen, ambulanter Pflegedienst, Anzahl der Beschäftigten im Unternehmen, Bundesland. Detaillierte Angaben zur Stich-
probe und detaillierte Regressionsergebnisse befinden sich in Anhang QQ und Anhang RR. Der Stata-Code für Modell 3 weicht marginal von den 
Stata-Codes der Modelle 1, 2 und 4 ab, um die vom FDZ angewendeten Regelungen zur Auswertung von Mikrodaten nicht zu verletzen. *** p<0.01, 
** p<0.05, * p<0.01 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), eigene Berechnung und Darstellung. 
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6.1.3 Vorläufige Interpretation und Limitationen 

Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Löhne von Pflege- 

und Betreuungskräften in der Langzeitpflege seit Einfüh-

rung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung den 

Löhnen von Pflege- und Betreuungskräften in der Kran-

kenhauspflege angenähert haben. Die durchschnittli-

chen Löhne von Pflege- und Betreuungskräften in der 

Langzeitpflege sind dabei prozentual stärker gestiegen als 

der Pflegemindestlohn: von 2022-2023 in der ambulan-

ten Langzeitpflege; von 2023-2024 in der ambulanten 

und der (teil-)stationären Langzeitpflege. Besonders 

starke Lohnsteigerungen sind in den unteren Lohnberei-

chen der einzelnen Helferinnen-/Helfergruppen und 

Fachkraftgruppen zu sehen (unteres Quartil). Die Auswer-

tung der Daten legt daher nahe, dass die Lohnsteigerun-

gen zu einem großen Teil auf die Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung zurückzuführen sind und nicht auf 

die alleinige Wirkung des Pflegemindestlohns. Dieses Er-

gebnis wird durch die DvD-Schätzung bestätigt. Nach die-

ser stiegen durchschnittliche Löhne von Pflege- und Be-

treuungskräften in Betrieben, welche vor Einführung der 

Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung nicht nach 

TV/kirchlicher AVR entlohnten, stärker als ohne die Ein-

führung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung zu 

erwarten gewesen wäre. 

Die in der vorliegenden Stichprobe beobachtete Annäh-

rung zwischen Löhnen in der Langzeitpflege und Löhnen 

in der Krankenhauspflege spiegelt sich auch in den Aus-

wertungen der Bundesagentur für Arbeit wider. In diesen 

sind die Löhne in der Krankenhauspflege zwischen De-

zember 2018 und Dezember 2023 im Helferinnen-/Hel-

ferbereich um 14 % und im Fachkräftebereich um 16 % 

gestiegen, die Löhne in ambulanter und stationärer Lang-

zeitpflege jedoch um jeweils 46 % bzw. 39 % im Helferin-

nen-/Helferbereich und um jeweils 48 % bzw. 33 % im 

Fachkräftebereich (Statistik der Bundesagentur für Ar-

beit, 2025). Des Weiteren zeigt die Stichprobe der Inte-

grierten Erwerbsbiographien des Instituts für Arbeits-

markt- und Berufsforschung von 2012 bis zur Einführung 

der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung parallele 

Trends der Lohnentwicklung in Krankenhaus- und Lang-

zeitpflege, bei denen die Löhne in der Langzeitpflege kon-

stant unter denen in der Krankenhauspflege liegen 

(Klimke, 2025). Mit Einführung der Regelungen zur tarif-

gerechten Entlohnung zeigt sich hingegen ein starker An-

stieg der Löhne in der Langzeitpflege hin zu denen in der 

Krankenhauspflege (Klimke, 2025). 

Die Ergebnisse sollten im Kontext einiger Limitationen be-

trachtet werden. Hierzu zählt, dass es sich bei der Aus-

wertung der VSE und der VE um Sekundärdatenanalysen 

handelt, da diese Daten mit einem anderen Ziel erhoben 

wurden, nämlich dem, Aussagen über die Verteilung der 

Verdienste von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

sowie über den Einfluss wichtiger Faktoren, die die indi-

viduelle Verdiensthöhe bestimmen, zu treffen (Statisti-

sches Bundesamt, 2016, 2025a). Die Stichprobenziehung 

erfolgt anhand von Bundesländern, Wirtschaftsabteilun-

gen sowie Beschäftigungsgrößenklassen und ist nicht re-

präsentativ für die Langzeitpflege. Da die Gewichtungs-

faktoren für Hochrechnungen auf Betriebsebene konzi-

piert wurden und die Analysen auf der Auswahl bestimm-

ter Tätigkeitsschlüssel basieren, wurde von einer Gewich-

tung der Ergebnisse abgesehen. Des Weiteren ist die An-

zahl der in der Erhebung enthaltenen Beschäftigten in der 

VSE abhängig von der Anzahl der Beschäftigten im Be-

trieb, während in der VE alle Beschäftigten im Betrieb be-

trachtet werden. Dies schränkt die Aussagekraft der in 

Abbildung 7 und Abbildung 8 dargestellten Lohnentwick-

lung etwas ein. 

Mit Ausbruch der COVID-19-Pandemie im Frühjahr 2020 

sowie aufgrund von stark gestiegenen Energiepreisen in 

den vergangenen Jahren wurde eine Reihe von Gesetzen 

beschlossen, die das monatliche Gesamtbruttoentgelt 

beeinflussen können. Dieses wird für die Berechnung der 

durchschnittlichen Stundenlöhne zugrunde gelegt. Hierzu 

zählt die sogenannte Inflationsausgleichsprämie. Bei die-

ser erhielten Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber die Mög-

lichkeit, zwischen dem 26. Oktober 2022 und dem 31. De-

zember 2024 Zahlungen bis zu 3.000 Euro steuer- und so-

zialversicherungsfrei in einem oder in mehreren Teilbe-

trägen zusätzlich zum Arbeitslohn an ihre Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer auszuzahlen (§ 3 Nr. 11c EStG). 

Des Weiteren erhielten Beschäftigte in der Langzeit- und 

Krankenhauspflege unter der Erfüllung bestimmter Vo-

raussetzungen im Jahr 2022 eine einmalige Sonderleis-

tung zur Anerkennung ihrer besonderen Leistungen wäh-

rend der Pandemie (§ 150a SGB XI und § 26e KHG). Eine 

Auszahlung dieser Leistungen im Erhebungsmonat April 

ist jedoch unwahrscheinlich. 

Des Weiteren unterscheidet die DvD-Schätzung die Ta-

rifbindung auf Betriebsebene, d. h. nicht auf den einzel-

nen Beschäftigten, sondern auf die Mehrheit der Beschäf-

tigten im Betrieb. Damit müssen nicht notwendigerweise 

alle Beschäftigte im Betrieb nach diesem Vertrag entlohnt 

werden. Zusätzlich entsprechen die Antwortmöglichkei-

ten zur Tarifvariable in der VSE und VE nicht der im Ge-

setzestext vorgegebenen Einteilung der Zulassungsvo-

raussetzung, da die Einordnung der an kirchliche AVR ge-

bundenen Einrichtungen nicht eindeutig ist. Die in der 

DvD-Schätzung berechneten Effekte (s. Tabelle 1) weisen 

somit Unschärfen auf.  



Entwicklung der Entlohnung der Pflege- und Betreuungskräfte 35 

 

6.2 Analysen auf Basis der Meldedaten gemäß § 72 

Absatz 3e SGB XI 

6.2.1 Methodisches Vorgehen 

Die tarifwerk- bzw. kirchlichen AVR-immanenten und  

-vergleichenden Analysen der Lohnentwicklung wurden 

auf Basis der Meldedaten gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI 

von kollektivvertraglich gebundenen Einrichtungen 

durchgeführt. Hierfür wurden jene Datensätze als Grund-

lage für die Analyse herangezogen, die von der GS-Tarife 

(2023, 2024, 2025) bzw. dem AOK-BV (2021, 2022) in die 

Berechnungsgrundlage der rüE eingegangen sind (s. Kapi-

tel 4 für die Übersicht der Berechnungsgrundlage). 

In einem ersten Schritt wurden die gemeldeten kollektiv-

vertraglichen Regelungen über die Erhebungsjahre auf-

bereitet und anschließend die Anteile der Meldungen, die 

auf die jeweiligen TV/kirchlichen AVR entfallen, über die 

Erhebungsjahre berechnet. Aufgrund der möglichen Frei-

textangabe bei der Erhebung der TV/kirchlichen AVR ς 

insbesondere in den ersten Erhebungswellen ς ist eine 

eindeutige Differenzierung der kollektivvertraglichen Re-

gelungen über alle Erhebungszeitpunkte erschwert. Um 

die Daten nicht zu verfälschen, wurden lediglich jene 

TV/kirchlichen AVR zusammengefasst, die in der Schreib-

weise geringfügig voneinander abweichen. Bei der Inter-

pretation der Angaben gilt es, diese Limitationen zu be-

rücksichtigen. 

Im zweiten Schritt wurden die durchschnittlichen arbeits-

zeitnormierten Stundenlöhne, auf Grundlage der für die 

rüE zu meldenden Entlohnungsbestandteile gemäß den 

Richtlinien nach § 82c Absatz 4 SGB XI, für die Erhebungs-

jahre 2023, 2024 und 2025 berechnet.28 Für die Daten-

meldungen aus den Jahren 2021 und 2022 liegen diese 

bereits aus den Datenlieferungen des AOK-BV vor. Da die 

arbeitszeitnormierten Stundenlöhne zur Durchführung 

der Analyse nicht durch die VZÄ gewichtet werden (Mel-

dedaten vor Berechnung des/der rüE), weichen diese Da-

ten von den in den Anhängen KK und LL ausgewiesenen 

rüE ab. Zur Analyse der Lohnverteilung wurden jeweils 

die minimalen und maximalen Werte sowie die Durch-

schnittswerte der arbeitszeitnormierten Stundenlöhne 

nach Bundesländern und Versorgungsarten für die drei 

Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen über alle Erhe-

bungszeitpunkte hinweg berechnet. Zudem werden die 

prozentualen Steigerungen in den Jahren ausgewiesen. 

Die Aufbereitung der Daten sowie Berechnungen und 

Darstellungen erfolgten vorwiegend mit R (v.4.5.1, R Core 

 

 

28 Da in der vorliegenden Berechnung der arbeitszeitnormierten Stunden-

löhne jegliche Datensätze einfließen, die für die Berechnung der regional üb-

lichen Entlohnungsniveaus nicht ausgeschlossen wurden und damit keine 

nachträgliche Bereinigung von beispielsweise Ausreißerwerten 

Team 2025) in RStudio (v.2025.05.1, RStudio Team 2025) 

und Microsoft Excel 365. 

6.2.2 Kernbefunde 

Entwicklung der übermittelten kollektivvertraglichen 

Regelungen und arbeitszeitnormierten Stundenlöhne 

Hinsichtlich der letzten Erhebung im Jahr 2025 ist fest-

zustellen, dass 180 verschiedene TV/kirchliche AVR ge-

meldet wurden. Die (AVR Caritas, der TVöD-B (VKA), die 

AVR Diakonie Deutschland, der BAT-KF sowie die AVR (Di-

akonie) Bayern waren dabei für die Landschaft kollektiv-

vertraglicher Regelungen, gemessen an der Zahl der Mel-

dungen der Pflegeeinrichtungen, in der Langzeitpflege in 

Deutschland prägend; ca. die Hälfte (rund 53 %) der Ein-

richtungsmeldungen entfielen auf diese TV bzw. kirchli-

chen AVR (s. Anhang UU). Über alle Erhebungsjahre hin-

weg waren die TOP 5 TV/kirchlichen AVR: die AVR Caritas, 

der BAT-KF, die AVR Diakonie Deutschland sowie der 

TVöD-B, bzw. der TVöD VKA BT-B und die AVR (Diakonie) 

Bayern. In Anhang UU werden die am häufigsten gemel-

deten kollektivvertraglichen Regelungen nach Erhe-

bungsjahren gelistet. Im Vergleich der letzten Jahre zeigt 

sich hier eine weitestgehend stabile Meldesituation hin-

sichtlich der TV/kirchlichen AVR. 

In Anhang VV werden zur Übersicht jeweils die TOP 3 ge-

meldeten TV/kirchlichen AVR nach Bundesland und Erhe-

bungsjahr dargestellt. In Anbetracht der letzten Meldung 

aus dem Jahr 2025 wird deutlich, dass die gemeldeten 

TV/kirchlichen AVR in den einzelnen Bundesländern über 

die Erhebungsjahre hinweg, gemessen an der Zahl der ge-

meldeten TV/kirchlichen AVR, größtenteils stabil blieben. 

Die AVR Caritas als bundesweit über die Erhebungsjahre 

hinweg führende kollektivvertragliche Regelung prägte 

die αTariflandschaftά insbesondere in Baden-Württem-

berg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfa-

len, Rheinland-Pfalz und im Saarland. Weniger prägend 

war die AVR Caritas hingegen in Brandenburg, Bremen, 

Hamburg und Schleswig-Holstein und Thüringen. Der 

BAT-KF war lediglich in NRW innerhalb der TOP 3 der kol-

lektivvertraglichen Regelungen aufgeführt. Aufgrund der 

großen Anzahl an Meldungen in diesem Bundesland galt 

diese kirchliche AVR dennoch für eine Vielzahl der Be-

schäftigten in Deutschland, die in einer Einrichtung mit 

Bindung an eine kollektivvertragliche Regelung arbeiten 

vorgenommen wurden, können die nachfolgenden Berechnungen von den 

Angaben des GKV-SV (2025b) bezüglich der durchschnittlichen Stundenlöhne 

abweichen. 
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und unter die entsprechenden Beschäftigten-/Qualifika-

tionsgruppen fallen. 

Im Jahr 2025 wurden insgesamt 90.329 VZÄ für das Hilfs-

personal, 29.978 VZÄ für das Assistenzpersonal und 

101.795 VZÄ für das Fachpersonal gemeldet. 27,6 % der 

gemeldeten VZÄ beim Hilfspersonal entfielen auf die AVR 

Caritas, 8,9 % auf den TVöD-B (VKA) und 6,2 % auf die 

AVR DD. Damit waren diese drei TV bzw. kirchlichen AVR 

auf Bundesebene für das Hilfspersonal prägend. Bei dem 

Pflegeassistenzpersonal bildeten die AVR Caritas (31,2 %) 

der TVöD-B (VKA) (9,1 %) und die AVR DD (6,3 %) eben-

falls die TOP 3 bezogen auf die Anteile an gemeldeten 

VZÄ in dieser Beschäftigtengruppe. Selbiges gilt für das 

Fachpersonal, wobei 30,4 % der gemeldeten VZÄ auf die 

AVR Caritas entfielen, 8,5 % auf den TVöD-B (VKA) und 

rund 6,1 % der VZÄ dieser Beschäftigtengruppe auf die 

AVR DD. (s. Anhang WW) 

In den Abbildungen der Anhänge XX bis BBB werden die 

arbeitszeitnormierten Stundenlöhne für die drei Beschäf-

tigten-/Qualifikationsgruppen für die Erhebungsjahre 

2021 bis 2025 in Form von Boxplots dargestellt. Der 

durchschnittliche arbeitszeitnormierte Stundenlohn 

beim Hilfspersonal lag im Jahr 2025 bei 20,15 ϵ/h, beim 

Assistenzpersonal bei 22,53 ϵ/h und beim Fachpersonal 

bei 26,99 ϵ/h (s. Anhang BBB). Auffallend ist, dass in den 

Daten von 2025 Einrichtungsmeldungen mit Angaben 

vorliegen, die in sehr geringen durchschnittlichen arbeits-

zeitnormierten Stundenlöhnen von lediglich 0,04 ϵ/h bis 

1,02 ϵκƘ für das Fachpersonal resultieren (s. ebd.). Hier-

bei handelt es sich um Meldungen aus den Bundeslän-

dern Bayern (n=1), NRW (n=1) und Sachsen (n=1). Mittel-

wert und Median weichen im Jahr 2025 geringfügig von-

einander ab, die genannten Ausreißerwerte haben somit 

einen geringfügigen Einfluss auf die Interpretation der 

Mittelwerte (s. ebd.). 

In Anhang CCC werden die Spannweiten und Durch-

schnittswerte der arbeitszeitnormierten Stundenlöhne 

nach Bundesländern für das Jahr 2025 ausgewiesen. Für 

Bayern, NRW und Sachsen werden (in Klammern) zudem 

die Werte ausgewiesen, die sich bei Nichtberücksichti-

gung der o. g. implausiblen Minimalwerte unter 1,50 ϵκƘ 

ergeben. Dieser Ausschluss nimmt einen geringfügigen 

Einfluss auf den bundesweiten Durchschnittswert beim 

Fachpersonal von 27,00 ϵ/h. NRW erzielte die höchsten 

durchschnittlichen arbeitszeitnormierten Stundenlöhne 

für das Hilfs- und Assistenzpersonal. Beim Fachpersonal 

lag Hamburg an der Spitze mit 27,79 ϵ/h. Für Mecklen-

burg-Vorpommern werden hinsichtlich des Hilfs- und 

Fachpersonals die niedrigsten durchschnittlichen Werte 

ausgewiesen. Die Durchschnittswerte für das Assistenz-

personal waren in Thüringen am niedrigsten. Deutsch-

landweit zeigte sich (nach Ausschluss der implausiblen 

Werte) eine Spannweite beim Hilfspersonal von 

12,85 ϵ/h, beim Assistenzpersonal von 11,95 ϵ/h und 

beim Fachpersonal von 19,97 ϵ/h. Insbesondere beim 

Hilfs- und Fachpersonal in Nordrhein-Westfalen und beim 

Assistenzpersonal in Hessen waren die Lohndifferenzen 

innerhalb der Bundesländer stark ausgeprägt (s. ebd.).  

 

Abbildung 9: Entwicklung der durchschnittlichen arbeitszeitnormierten Stundenlöhne (in Euro) zwischen 2021 und 2025 
Quelle: AOK-BV (2021, 2022), GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Zwischen 2021 und 2025 werden hohe Steigerungen der 

arbeitszeitnormierten Stundenlöhne deutlich (s. Anhang 

DDD). Diese lagen beim Hilfspersonal bei 22,9 %, beim As-

sistenzpersonal bei 20,8 % und beim Fachpersonal bei 

19,6 % (s. ebd.). Im Vergleich der Erhebungsjahre zeigt 

sich, dass die bundesweiten prozentualen Steigerungen 

der arbeitszeitnormierten Stundenlöhne zwischen 2023 

und 2024 besonders hoch waren (s. Abbildung 9). Dies 

betrifft insbesondere das Assistenzpersonal, für das eine 

Steigerung von durchschnittlich 10,1 % zwischen 2023 

und 2024 vorlag. Die prozentualen Steigerungen zwi-

schen 2024 und dem letzten Erhebungsjahr 2025 waren 

nicht derart stark ausgeprägt. Sie lagen zwischen 4,6 % 

beim Fachpersonal und 5,3 % beim Hilfspersonal. Im Ver-

gleich der Bundesländer wird deutlich, dass in Bremen die 

höchste Steigerung zwischen 2021 und 2025 bei den ar-

beitszeitnormierten Stundenlöhnen des Hilfspersonals 

und Assistenzpersonals vorlag (s. Anhang DD). Beim Fach-

personal erzielte Sachsen-Anhalt die höchsten Zuwächse 

(s. ebd.). Die geringsten Zuwächse waren hingegen in 

Schleswig-Holstein zu verzeichnen (s. ebd.). Zwischen der 

ambulanten und stationären Versorgung zeigen sich nur 

geringfügige Unterschiede hinsichtlich der prozentualen 

Steigerung der durchschnittlichen arbeitszeitnormierten 

Stundenlöhne, die in der stationären Versorgung zwi-

schen den Erhebungsjahren meist etwas höher ausfielen 

(s. Anhang EEE). Die Differenzen der durchschnittlichen 

arbeitszeitnormierten Stundenlöhne zwischen der ambu-

lanten und stationären Versorgung sind nach wie vor als 

moderat einzustufen (s. Anhang FFF). Deutlich wird zu-

dem, dass sich die Lohndifferenzen innerhalb der Versor-

gungssettings in den letzten beiden Erhebungsjahren ver-

ringert haben (s. Anhang GGG).  

6.2.3 Vorläufige Interpretation und Limitationen 

Anhand der Entlohnungsdaten von kollektivvertraglich 

gebundenen Einrichtungen werden deutliche Steigerun-

gen der arbeitszeitnormierten Stundenlöhne seit 2021 

für die drei Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen deut-

lich. Insbesondere zeigt sich eine hohe Steigerung zwi-

schen den Jahren 2023 und 2024. Im Vergleich der Bun-

desländer zeigen sich deutliche Unterschiede bei den 

durchschnittlichen arbeitszeitnormierten Stundenlöhnen 

und auch hinsichtlich der prozentualen Steigerungen sind 

unterschiedliche Entwicklungen zu beobachten. Auch in-

nerhalb der Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen 

kommt es bisweilen zu hohen Lohndifferenzen zwischen 

einzelnen Einrichtungen, wohingegen die Unterschiede 

zwischen Einrichtungen der ambulanten und stationären 

Versorgung insbesondere in den letzten beiden Erhe-

bungsjahren vergleichsweise gering ausfielen.  

Bei der Interpretation der Mittelwerte und Lohndispari-

täten sollte grundsätzlich berücksichtigt werden, dass im 

Zuge der Analysen keine weiteren Bereinigungen der 

Meldedaten vorgenommen wurden (bspw. Ausschluss 

von Ausreißerwerten). Zudem handelt es sich bei den mi-

nimalen und maximalen Werten um einrichtungsinterne 

durchschnittliche arbeitszeitnormierte Stundenlöhne. 

Während beispielsweise eine Einrichtung in NRW ihr 

Hilfspersonal im Durchschnitt mit einem arbeitszeitnor-

mierten Stundenlohn von 14,89 Euro entlohnte, liegt eine 

weitere Einrichtung vor, deren durchschnittlicher arbeits-

zeitnormierter Stundenlohn bei 27,74 Euro lag (s. Anhang 

CCC). Bei diesen Stundenlöhnen handelt es sich jedoch, 

wie die Abbildung der Streuung in Anhang BBB verdeut-

licht, um Ausreißerwerte einzelner Einrichtungen. Zu-

dem könnten unterschiedliche Erfahrungsstufen, Be-

triebszugehörigkeiten und Sonderzahlungen die hohen 

Lohnspannweiten zwischen Einrichtungen sowie regio-

nale Kostendifferenzen die Disparitäten der Durch-

schnittslöhne zwischen den Bundesländern erklären. 

Sowohl vor Datenlieferung als auch im Anschluss fanden 

Gespräche hinsichtlich der Datennutzung mit der GS-Ta-

rife statt. Dabei wurde deutlich, dass die Analyse der DCS-

Meldedaten auf bestimmte Aspekte limitiert ist: Zum ei-

nen muss berücksichtigt werden, dass erst im Jahr 2022 

mit dem PflBoG eine gesetzliche Konkretisierung der re-

levanten Entgeltbestandteile zur Ermittlung des rüE vor-

genommen wurde. Dies hat zur Folge, dass die Meldeda-

ten des Erhebungsjahres 2021 nicht in allen Entgeltbe-

standteilen mit den Meldedaten in den Folgejahren ver-

gleichbar sind. Denn erst mit dem PflBoG wurden letztlich 

die Entlohnungsbestandteile (Grundlohn, regelmäßige 

Jahressonderzahlungen, vermögenswirksame Leistungen 

des Arbeitgebers, pflegetypische Zulagen, Lohn für Be-

reitschaftsdienst und Rufbereitschaft sowie die pflegety-

pischen Zuschläge), die bis dato in den Richtlinien nor-

miert waren, gesetzlich normiert. Zudem variieren die 

Fallzahlen (Einrichtungsmeldungen) nach Erhebungsjahr 

deutlich (s. Kapitel 4). Des Weiteren liegen zum ersten Er-

hebungszeitpunkt keine Informationen über die Versor-

gungsart der Einrichtungen vor. Auch ist zu berücksichti-

gen, dass die hier dargestellten arbeitszeitnormierten 

Stundenlöhne lediglich die Entlohnungsbestandteile ge-

mäß den Richtlinien nach § 82c Absatz 4 SGB XI berück-

sichtigen und damit nicht alle potenziell relevanten Ent-

lohnungsbestandteile einbezogen wurden. Auch zeigen 

sich einige Ausreißerwerte im unteren Bereich, die nach-

folgend ergänzend eingeordnet werden sollen: 

Bei den Analysen der Daten des Erhebungsjahres 2025 

fällt auf, dass drei Einrichtungsmeldungen vorliegen, die 

nach Berechnung sehr geringe durchschnittliche arbeits-

zeitnormierte Stundenlöhne für das Fachpersonal auf-
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wiesen. Mit Blick auf die Berechnung der rüE für das Fach-

personal in diesen Bundesländern lässt sich feststellen, 

dass die gemeldeten Entlohnungsbestandteile, auf deren 

Basis die arbeitszeitnormierten Stundenlöhne berechnet 

wurden, aufgrund einer fehlenden Angabe der VZÄ der 

Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe des Fachpersonals 

nicht in die Berechnung der rüE eingegangen sind. Auch 

in den Jahren 2021 und 2024 finden sich derartige Fälle. 

Beispielsweise liegen im Jahr 2021 für das Bundesland 

Sachsen Meldungen von Entlohnungsbestandteilen vor, 

die bei Berechnung der arbeitszeitnormierten Stunden-

löhne für das Hilfspersonal unter 2 ϵ/h liegen (n=10). 

Auch diese Werte sind im Jahr 2021 aufgrund fehlender 

Angaben bei den VZÄ nicht in die rüE eingegangen. Selbi-

ges gilt für Meldungen im Jahr 2024 aus den Bundeslän-

dern Baden-Württemberg (n=2) und NRW (n=1). Die Ver-

mutung liegt nahe, dass es sich bei diesen Fällen um Ein-

gabefehler handelt, die jedoch keine Auswirkungen auf 

die Berechnung der rüE hatten. 
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7.1 Auswirkungen auf die Preise in der Pflege 

Die Analyse in Kapitel 6 hat gezeigt, dass sich die Bezah-

lung von Pflege- und Betreuungskräften in der Langzeit-

pflege durch die Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung verbessert und sich der Bezahlung in der Kranken-

hauspflege angenähert hat. Nach § 82c Absatz 1 SGB XI 

kann bei einer tarifgebundenen oder an kirchliche AVR 

gebundenen Pflegeeinrichtung die Bezahlung von Gehäl-

tern der Beschäftigten bis zur Höhe der aus dieser Bin-

dung resultierenden Vorgaben in den Pflegesatz- und 

Vergütungsverhandlungen nicht als unwirtschaftlich ab-

gelehnt werden. Bei Pflegeeinrichtungen, die nicht unter 

Absatz 1 fallen, kann eine Bezahlung von Gehältern nicht 

als unwirtschaftlich abgelehnt werden, soweit diese ins-

gesamt die rüE in der Region, in der die jeweilige Einrich-

tung betrieben wird, um nicht mehr als 10 Prozent über-

steigt (§ 82c Absatz 2 SGB XI). Damit können sich die Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung auf die in den 

Pflegesatz- und Vergütungsverhandlungen vereinbarten 

Preise in der ambulanten und stationären Langzeitpflege 

auswirken. Gleichzeitig stiegen seit Frühjahr 2022 das all-

gemeine Preisniveau und insbesondere die Preise für 

Energie (Statistisches Bundesamt 2025e, 2025f), sodass 

auch diese Entwicklungen einen Einfluss auf die in Pflege-

satz- und Vergütungsverhandlungen vereinbarten Preise 

haben können.  

Die in § 37 SGB V geregelte häusliche Krankenpflege 

(HKP) stellt einen besonderen Fall dar. Sie wird bei vo-

rübergehendem Hilfebedarf aufgrund von Erkrankung 

oder in Verbindung mit der Versorgung nach einem Kran-

kenhausaufenthalt oder zur Vermeidung oder Verkür-

zung eines solchen erbracht und ist ärztlich verordnet. 

Leistungen sowohl gemäß dem SGB XI als auch dem 

SGB V erbringen 96 Prozent aller Pflegedienste (Statisti-

sches Bundesamt 2024). Ausgehend hiervon stellt sich die 

Frage, inwieweit die Regelungen zur tarifgerechten Ent-

lohnung auf Preise der häuslichen Krankenpflege wirken. 

§ 132a Absatz 4 SGB V besagt, dass die Bezahlung von Ge-

hältern bis zur Höhe tarifvertraglich vereinbarter Vergü-

tungen sowie entsprechender Vergütungen nach kirchli-

chen AVR nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden 

kann. Bei nicht kollektivvertraglich gebundenen Pflege-

einrichtungen gilt § 82c Absatz 2 Satz 1 SGB XI entspre-

chend. Damit kann es zu einem Übertragungseffekt der 

Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung auf die Preise 

der im SGB V geregelten häuslichen Krankenpflege kom-

men.  

In diesem Kapitel werden folgende Fragestellungen be-

handelt: 

¶ Wie haben sich die Preise für häusliche Pflegesach-

leistungen und für Leistungen der häuslichen Kran-

kenpflege (§ 37 SGB V) seit dem 1. Juli 2019 entwi-

ckelt? 

¶ Wie wirken sich die Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung auf die Eigenanteile der Pflegebedürfti-

gen in der vollstationären Langzeitpflege (insbeson-

dere Pflegevergütung, Unterkunft und Verpflegung) 

aus? 

¶ Wie wirken sich die Faktoren Entlohnung von Pflege- 

und Betreuungskräften, Energiekosten und Inflati-

onsentwicklung auf die Entwicklung der pflegebe-

dingten Eigenanteile bzw. auf die Preise für häusli-

che Pflegesachleistungen und Leistungen der häusli-

chen Krankenpflege aus? 

7.1.1. Methodisches Vorgehen 

Die ersten zwei Fragestellungen werden anhand deskrip-

tiver Analysen von Preisdaten der vollstationären Lang-

zeitpflege, ambulanten Langzeitpflege und häuslichen 

Krankenpflege beantwortet. Zur Beantwortung der drit-

ten Fragestellung wird ein Modell konstruiert, welches 

die Entwicklung des durchschnittlichen Gesamtheiment-

gelts von 2021 bis 2024 auf Basis der Entwicklung von Ent-

lohnung, allgemeinem Preisniveau und Energiekosten 

fortschreibt. Das Ergebnis der Simulation mit diesem Mo-

dell wird mit den realen Preisentwicklungen des Gesamt-

heimentgelts verglichen und dient in einem weiteren 

Schritt dazu, den Einfluss von Entlohnung, Energiekosten 

und allgemeiner Preisentwicklung auf das Gesamtheim-

entgelt zu bestimmen.

7 Auswirkungen auf 
Pflegebedürftige 
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Datenbasis und Stichprobe 

Es werden Preisdaten des vdek herangezogen. Die vdek-

Landesvertretungen sammeln Adress-, Struktur- und 

Preisdaten, welche auf Verträgen zwischen den Landes-

verbänden der Pflegekassen und den Pflegeeinrichtun-

gen beruhen. Diese umfassen alle Anbieter nach § 71 SGB 

XI, d. h. bundesweit über 30.000 ambulante und statio-

näre Pflegeeinrichtungen (vdek, 2025a). Vollstationäre 

Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Kurzzeit- und 

Tagespflege können diese Daten über die DCS Pflege ak-

tualisieren. Ambulante Pflege- und Betreuungsdienste 

können Änderungswünsche via E-Mail an den vdek über-

mitteln, der dann entsprechende Änderungen vorneh-

men kann. Adress-, Struktur- und Preisdaten werden in 

der Regel zweimal wöchentlich aktualisiert (vdek, 2025a).  

Die Analysen im vorliegenden Bericht basieren auf Daten 

des 1. Juli der Jahre 2019-2024. Die Jahre 2019-2022 um-

fassen damit den Zeitraum vor Einführung der Regelun-

gen zur tarifgerechten Entlohnung, die Jahre 2023-2024 

den Zeitraum danach. 

Die Stichprobe ambulanter Pflegeeinrichtungen umfasst 

alle Einrichtungen, die häusliche Pflegehilfe erbringen 

und die Institutionskennzeichen (IK)-YƭŀǎǎƛŦƛƪŀǘƛƻƴŜƴ αпс 

Kranken- und Altenpfleger, Haushaltshilfen, Hauspfleger, 

Maschinen- ǳƴŘ .ŜǘǊƛŜōǎƘƛƭŦǎǊƛƴƎά ƻŘŜǊ αрл /ŀǊƛǘŀǘƛǾŜ hǊπ

ganisationen, Diakonie- und Sozialstationen, Gemeinde-

schwestern, Selbsthilfegruppen, Kirchengemeinden, 

Stadtverwaltungen (Pflegedienste, Kranken-, Sozial- und 

{ŎƘǿŜǎǘŜǊƴǎǘŀǘƛƻƴŜƴύά ŀǳŦǿŜƛǎŜƴΦ .Ŝƛ ǎǘŀǘƛƻƴŅǊŜƴ Pfle-

geeinrichtungen wurden alle vollstationären Einrichtun-

gen mit Standardpflegeplätzen eingeschlossen. Statio-

näre Einrichtungen mit speziellen Pflegeplätzen, insbe-

sondere Pflegeplätzen für Menschen mit apallischem 

Syndrom, Multipler Sklerose, chronisch psychisch Er-

krankte, Beatmungspflichtige und Kinder/Jugendliche 

wurden ausgeschlossen. Bei Anbietern häuslicher Kran-

kenpflege wurden alle Einrichtungen der IK-Klassifikatio-

ƴŜƴ αпс YǊŀƴƪŜƴ- und Altenpfleger, Haushaltshilfen, 

Hauspfleger, Maschinen- ǳƴŘ .ŜǘǊƛŜōǎƘƛƭŦǎǊƛƴƎάΣ αрл /ŀǊƛπ

tative Organisationen, Diakonie- und Sozialstationen, Ge-

meindeschwestern, Selbsthilfegruppen, Kirchengemein-

den, Stadtverwaltungen (Pflegedienste, Kranken-, Sozial- 

ǳƴŘ {ŎƘǿŜǎǘŜǊƴǎǘŀǘƛƻƴŜƴύά ǳƴŘ αрм !ƭǘŜƴ- und Pflege-

heime, Tages- und Kurzzeitpflege, Sonderschulheime, So-

zial-therapeutischŜ ½ŜƴǘǊŜƴά ōŜǊǸŎƪǎƛŎƘǘƛƎǘΦ 

Preise in der ambulanten Langzeitpflege 

Nach § 89 Absatz 3 SGB XI können Vergütungen der häus-

lichen Pflegehilfe nach dem dafür erforderlichen Zeitauf-

wand oder unabhängig vom Zeitaufwand nach Leistungs-

inhalt, nach Komplexleistung oder nach Einzelleistung be-

messen werden. Sonstige Leistungen wie hauswirtschaft-

liche Versorgung, Behördengänge oder Fahrkosten kön-

nen pauschal vergütet werden. Vergütungen werden 

nach § 89 Absätze 1 und 2 SGB XI zwischen dem Träger 

des Pflegedienstes und den Leistungsträgern vereinbart 

und deren Berechnungssystematik variiert zwischen den 

Bundesländern (vdek, 2024a). In 14 der 16 Bundesländer 

erfolgt die Vergütung von ambulanten Leistungskomple-

xen vorwiegend mittels einer Multiplikation von Punkt-

zahl und Punktwert. Beispielsweise ŜƴǘǎǇǊŀŎƘ ŘƛŜ αYƭŜƛƴŜ 

tŦƭŜƎŜά ŀƳ омΦмнΦнлно ƛƴ bƛŜŘŜǊǎŀŎƘǎŜƴ ном tǳƴƪǘŜƴ 

und der durchschnittliche Punktwert liegt bei 0,057 Euro, 

sodass sich eine durchschnittliche Vergütung von 13,17 

Euro ergab. Während sich vereinbarte Punktwerte mit 

den Pflegevergütungsverhandlungen ändern, bleibt die 

Punktzahl konstant (Übersichten über vereinbarte ambu-

lante Leistungskomplexe in den Bundesländern sind bei 

den Landesvertretungen des vdek zu finden). Punktwerte 

können zwischen den Kategorien erbrachter Leistungen, 

d. h. beispielsweise zwischen körperbezogenen Pflege-

maßnahmen, Hilfen bei der Haushaltsführung und pflege-

rischen Betreuungsmaßnahmen oder nach Uhrzeit und 

Tag der Leistungserbringung variieren. In Baden-Würt-

temberg und Rheinland-Pfalz erfolgt die Vergütung direkt 

als Euro-Betrag. In Baden-Württemberg unterscheiden 

sich die Euro-Beträge zusätzlich nach Art der Fachkraft 

(vdek, 2024a). 

Zur Abschätzung der Wirkungen der Regelungen zur tarif-

gerechten Entlohnung auf die Preise für häusliche Pflege-

hilfe wurde in den statistischen Analysen ς mit Ausnahme 

von Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz ς der Stan-

dardpunktwert bzw. der Punktwert für die Grundpflege 

verwendet, wenn Punktwerte zwischen Kategorien er-

brachter Leistungen unterschieden werden. Für Baden-

Württemberg wurde die Vergütung für die große Körper-

pflege durch eine Fachkraft der Pflege herangezogen. 

Rheinland-Pfalz wurde aufgrund von Inkonsistenzen in 

der durchschnittlichen Preisentwicklung bei der Auswer-

tung ausgeschlossen. 

Preise in der vollstationären Langzeitpflege 

Das Gesamtheimentgelt setzt sich aus dem Pflegesatz 

(mit Ausbildungskosten), dem Entgelt für Unterkunft und 

Verpflegung sowie den Investitionskosten zusammen 

(§ 87a SGB XI). Art, Höhe und Laufzeit der Pflegesätze 

werden zwischen dem Träger eines Pflegeheims und den 

Kostenträgern vereinbart. Die über die von der Pflege-

kasse übernommenen Leistungsbeträge hinausgehenden 

Anteile der Pflegevergütung sind unabhängig von der 

Schwere der Pflegebedürftigkeit für die Pflegegrade 2 bis 

5 gleich hoch (sogenannte EEE). Sie sind von den Pflege-
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bedürftigen zu tragen. Für Pflegebedürftige der Pflege-

grade 2 bis 5 in vollstationären Pflegeeinrichtungen über-

nahm die Pflegekasse zwischen 2019 und 2024 pflegebe-

dingte Aufwendungen in Höhe von 770 Euro (Pflegegrad 

2) bis 2005 Euro (Pflegegrad 5) je Kalendermonat. Seit 

dem 1. Januar 2022 erhalten Pflegebedürftige in vollsta-

tionären Pflegeeinrichtungen zusätzlich einen Leistungs-

zuschlag als Anteil am EEE, wobei die Höhe des Anteils-

wertes abhängig von der Dauer des Bezugs vollstationä-

rer Leistungen gestaffelt ist (§ 43c SGB XI).  

Zur Abschätzung der Wirkungen der Regelungen zur tarif-

gerechten Entlohnung auf die Preise in der vollstationä-

ren Langzeitpflege, werden Preise für das Gesamtheim-

entgelt sowie das Gesamtheimentgelt differenziert nach 

Pflegesatz29, Unterkunft, Verpflegung und Investitions-

kosten in allen Bundesländern betrachtet. Da der Fokus 

der Fragestellung auf der Preisentwicklung unabhängig 

vom Kostenträger liegt, wird von einer differenzierten 

Darstellung der Wirkungen des § 43c SGB XI abgesehen. 

Preise in der häuslichen Krankenpflege 

Leistungen der häuslichen Krankenpflege beinhalten die 

Grundpflege, die Behandlungspflege und die hauswirt-

schaftliche Versorgung oder eine Kombination der drei 

Versorgungsarten. Über die Einzelheiten der Versorgung 

mit häuslicher Krankenpflege sowie über die Preise und 

deren Abrechnung schließen die Landesverbände der 

Pflegekassen und die Ersatzkassen gemeinsam und ein-

heitlich Verträge mit den Leistungserbringern (§ 132a Ab-

satz 4 Satz 1 SGB V). Die Leistungszusammensetzung und 

die Vergütungsart der jeweiligen Leistungen variieren 

zwischen den Bundesländern. 

Um die Entwicklung der Preise in der häuslichen Kranken-

pflege zu analysieren, werden Preise für die Leistung 

αDǊǳƴŘǇŦƭŜƎŜά ōŜǘǊŀŎƘǘŜǘΣ ǿŜƭŎƘŜ [ŜƛǎǘǳƴƎŜƴ ŘŜǎ ǘŅƎƭƛπ

chen Lebens, d. h. Ausscheidungen, Ernährung, Körper-

pflege etc. beinhalten. Aus den bundeseinheitlichen Posi-

tionsnummern wurden diejenigen ausgewählt, die die 

Leistung der Grundpflege abbilden und im überwiegen-

den Teil der Einrichtungen des jeweiligen Bundeslandes 

gelistet sind. Anhang HHH zeigt die für die empirischen 

Analysen ausgewählten Positionsnummern nach Tarifbe-

reich mit ihrer jeweiligen Vergütungsart. Die ersten bei-

den Stellen einer Positionsnummer beschreiben die ge-

 

 

29 Da der Pflegesatz nach Pflegegrad variiert, wurde der gewichtete durch-

schnittliche Pflegesatz betrachtet. Zur Gewichtung wurde die Verteilung der 

Pflegegrade von Pflegebedürftigen in stationären Pflegeeinrichtungen am 

15.12.2019 verwendet (Statistisches Bundesamt 2026a). Die Gewichtung 

wurde über die Zeit konstant gehalten, um eine Veränderung des durch-

schnittlichen Pflegesatzes durch eine Veränderung der Verteilung der Pflege-

grade auszuschließen.  

setzliche Leistungsgrundlage, welche üblicherweise kei-

nen Einfluss auf den Preis hat. Die dritte Stelle beinhaltet 

die Art der Versorgung und die vierte bis sechste Stelle 

die Vergütungsart (GKV-SV, 2025c). Daten für Berlin und 

Sachsen-Anhalt sowie für das Jahr 2024 wurden aufgrund 

von Inkonsistenzen ausgeschlossen.30 

Weitere Einflussfaktoren 

Neben der Lohnentwicklung von Pflege- und Betreuungs-

kräften kann die generelle Preisentwicklung von Ver-

brauchsgütern die Preise für Leistungen in der Langzeit-

pflege und in der häuslichen Krankenpflege beeinflussen. 

Zum Vergleich der Preisentwicklung von Leistungen in der 

Pflege mit der Inflationsrate wird der Verbraucherpreis-

index, d. h. die durchschnittliche Preisentwicklung aller 

Waren und Dienstleistungen, die private Haushalte in 

Deutschland für Konsumzwecke erwerben, herangezo-

gen (Statistisches Bundesamt, 2025b, 2025g). 

Empirische Analyse 

In einem ersten Schritt wurde die Preisentwicklung in der 

ambulanten und stationären Langzeitpflege sowie in der 

häuslichen Krankenpflege deskriptiv analysiert. Hierzu 

wurden die Mittelwerte sowie das untere und obere 

Quartil über alle Einrichtungen auf Bundesländerebene in 

den Jahren 2019 bis 2024 berechnet und mit der Inflati-

onsentwicklung verglichen. Das untere (obere) Quartil 

hat die Eigenschaft, dass mindestens 25 % (75 %) der 

Größe nach geordneten Elementen eines Datensatzes 

kleiner oder gleich des unteren (oberen) Quartils und 

mindestens 75 % (25 %) größer oder gleich des unteren 

(oberen) Quartils sind. Die Differenz zwischen oberem 

und unterem Quartil wird als Interquartilsabstand be-

zeichnet. In einem zweiten Schritt wurde die Preisent-

wicklung in der Pflege mit der Inflationsentwicklung seit 

2019 sowie einem kontrafaktischen Szenario verglichen. 

In dem kontrafaktischen Szenario wurde angenommen, 

dass sich die Preise in der Pflege ohne Einführung der Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung seit 2022 analog 

zum allgemeinen Preisniveau entwickelt hätten. 

Einrichtungen mit unplausiblen Preisangaben wurden in 

allen statistischen Analysen ausgeschlossen. Bei Preisen 

häuslicher Pflegehilfe betrifft dies Punktwerte die größer 

oder gleich 0,4 sind oder Pflegeinrichtungen mit fehlen-

30 In den vorliegenden Daten zu Berlin kommt es zwischen 2020 und 2021 zu 

einem Bruch in den beobachteten Positionsnummern, so dass eine Betrach-

tung über die Zeit unmöglich ist. In den vorliegenden Daten zu Sachsen-An-

halt kommt es ab 2022 zu einem so starken Rückgang der beobachteten Zahl 

der Leistungserbringer, so dass Datenfehler vermutet werden müssen. In 

den vorliegenden Preisblättern zu 2024 werden den einzelnen Positionsnum-

mern mehrere Bezeichnungen (und Preise) zugeordnet. Auch hier ist ein Da-

tenfehler zu vermuten.  
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den Angaben. Bei Preisen in der stationären Langzeit-

pflege kommt es aufgrund der Möglichkeit einer Ände-

rung von Angaben durch die Pflegeeinrichtungen teil-

weise zu Ausreißern, was typischerweise durch Tippfeh-

ler bedingt ist. Aufgrund dessen wurden für jedes Bun-

desland und Jahr Preisangaben unterhalb des 2,5.- und 

oberhalb des 97,5.-tŜǊȊŜƴǘƛƭǎ ŘŜǊ tǊŜƛǎƪŀǘŜƎƻǊƛŜƴ αtŦƭŜπ

ƎŜǎŀǘȊάΣ α¦ƴǘŜǊƪǳƴŦǘάΣ α±ŜǊǇŦƭŜƎǳƴƎά ǳƴŘ αLƴǾŜǎǘƛǘƛƻƴǎπ

ƪƻǎǘŜƴά ŀǳǎƎŜǎŎƘƭƻǎǎŜƴΦ In der häuslichen Krankenpflege 

wurden keine Preisangaben ausgeschlossen, da keine 

nennenswerten Ausreißer in den vorliegenden Daten be-

obachtet wurden. Die empirischen Analysen wurden mit 

R Version 4.5.1 durchgeführt (R Core Team, 2025). 

Bedeutung von Lohnentwicklung, allgemeiner Preisent-

wicklung und Energiepreisentwicklung 

Um den Zusammenhang zwischen Lohnentwicklung, 

Energiepreisentwicklung, allgemeiner Preisentwicklung 

und der Entwicklung von Preisen in der Langzeitpflege zu 

eruieren, wurde in einem ersten Schritt ein Modell entwi-

ckelt, mittels welchem sich die Entwicklung des durch-

schnittlichen Gesamtheimentgelts auf Basis von Perso-

nal-, Material-, Energie- und sonstigen Aufwendungen 

über die Zeit fortschreiben lässt. Nach § 84 Absatz 2 

SGB XI müssen Pflegesätze leistungsgerecht sein. Es wird 

daher angenommen, dass das Gesamtheimentgelt die 

entstehenden Kosten für Pflegeleistungen, Unterkunft 

und Verpflegung sowie die gesondert berechenbaren In-

vestitionskosten vollständig abdeckt. Demgegenüber ste-

hen in der Gewinn- und Verlustrechnung eines Pflege-

heims Personal-, Material- (inkl. Energie) sowie andere 

Aufwendungen wie beispielsweise Steuern, Abgaben und 

Versicherungen oder Mieten, Pacht und Leasing (Verord-

nung über die Rechnungs- und Buchführungspflichten 

der Pflegeeinrichtungen, Anlage 2). Daraus abgeleitet 

wird der folgende Zusammenhang (bei Nichtberücksich-

tigung sonstiger Erträge und einem Jahresüberschuss/ 

Jahresfehlbetrag von Null): 

Gesamtheimentgelt 

  =  Personal 

  +  Material (ohne Energie) 

  + Energie + andere Aufwendungen 

Nach Einschätzung von Expertinnen und Experten lag die 

Personalaufwandsquote in Pflegeheimen im Jahre 2021 

bei 70,8 %, die Materialaufwandsquote (ohne Energie) 

bei 16,7 %, die Energieaufwandsquote bei 3,4 % und die 

Quote für andere Aufwendungen bei 9,1 %. Das durch-

schnittliche Gesamtheimentgelt betrug im selben Jahr 

3.504 Euro (vgl. Abbildung 11), welches sich annahmege-

mäß aus 2.481 Euro für Personalaufwendungen, 585 Euro 

für Materialaufwendungen ohne Energie, 119 Euro für 

Energieaufwendung und 319 Euro für andere Aufwen-

dungen zusammensetzt. Die absoluten Werte der vier Po-

sitionen wurden bis zum Jahre 2024 unter der Annahme 

unterschiedlicher Preisentwicklungen fortgeschrieben: 

Materialaufwand (ohne Energie) und andere Aufwendun-

gen wurden mittels der Entwicklung des Verbraucher-

preisindex fortgeschrieben, Energieaufwendungen mit-

tels der Entwicklung des Verbraucherpreisindex nach 

VerwenduƴƎǎȊǿŜŎƪ α{ǘǊƻƳΣ Dŀǎ ǳƴŘ ŀƴŘŜǊŜ .ǊŜƴƴπ

ǎǘƻŦŦŜά ǳƴŘ tŜǊǎƻƴŀƭŀǳŦǿŜƴŘǳƴƎ ŀƴƘŀƴŘ ŘŜǊ ƛƴ YŀǇƛǘŜƭ 6 

ermittelten Entwicklung der Entlohnung von Pflege- und 

Betreuungskräften. Aufgrund fehlender Daten zur Ent-

lohnung von Pflege- und Betreuungskräften in den Jahren 

2019-2021 wurde angenommen, dass sich die Löhne zwi-

schen 2018 und 2022 linear entwickelt haben. Zusätzlich 

wurde angenommen, dass in Pflegeheimen jeweils 50 % 

der Personalkosten auf Pflege- und Betreuungskräfte mit 

Helferinnen-/Helferniveau bzw. auf Fachkraftniveau ent-

fielen (Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 2025). An-

hang III zeigt die im Modell verwendeten Preisentwick-

lungen. Die Simulation sowie die Erstellung der Abbildung 

erfolgten in Microsoft Excel 2019. 

7.1.2. Kernbefunde 

Ein Vergleich der Stichproben der Pflegeeinrichtungen, 

welche in die statistischen Analysen eingegangen sind, 

mit der Pflegestatistik für das Jahr 2023 zeigt, dass in der 

ambulanten Versorgung mit 15.621 Beobachtungen 

durchschnittlich 4 % mehr Pflegeeinrichtungen in die 

Analysen eingehen als in der Pflegestatistik ausgewiesen 

werden. Abweichungen können durch nicht vollständige 

oder veraltete Einrichtungsdaten entstehen, welches teil-

weise durch die relativ hohe Fluktuation in der ambulan-

ten Langzeitpflege bedingt ist. In der stationären Lang-

zeitpflege gehen im Jahr 2023 im Bundesdurchschnitt 

25 % weniger Pflegeeinrichtungen in die statistische Ana-

lyse ein als in der Pflegestatistik. Diese relative große Dis-

krepanz ist teilweise durch den Ausschluss von Beobach-

tungen kleiner des 2,5.-Perzentils oder größer des 97,5.-

Perzentils bedingt. In der häuslichen Krankenpflege ge-

hen für das Jahr 2023 insgesamt 15.037 Einrichtungen in 

die statistischen Analysen ein. Da häusliche Kranken-

pflege unter das SGB V fällt und die Pflegestatistik das 

SGB XI umfasst, sind in der Pflegestatistik keine Einrich-

tungen der häuslichen Krankenpflege aufgeführt. Detail-

lierte Daten zur Stichprobe sind in Anhang JJJ dargestellt. 

Preisentwicklung in der ambulanten Langzeitpflege 

Abbildung 10 zeigt, dass sich die Preise für Leistungskom-

plexe in der ambulanten Langzeitpflege vom 1. Juli 2019 

bis zum 1. Juli 2022, also in dem Intervall vor Einführung 
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der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung, in fast al-

len Bundesländern auf oder knapp über dem Inflationsni-

veau entwickelt haben (schwarze vs. rote Linie). Im Bun-

desländerdurchschnitt stiegen die Preise zwischen 2019 

und 2022 um 12,2 %, während das allgemeine Preisni-

veau im Bundesdurchschnitt um 10,8 % stieg (s. Anhang 

KKK). In den ostdeutschen Bundesländern Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen verlief die Preisentwicklung für Leistungs-

komplexe bereits vor Einführung der Regelungen zur ta-

rifgerechten Entlohnung leicht oberhalb der Inflations-

entwicklung. Dazu könnte die Entwicklung des Pflegemin-

destlohns beigetragen haben. Zum einen ist dieser in ost-

deutschen Bundesländern von 10,55 Euro (keine Diffe-

renzierung nach Berufs-/Qualifikationsgruppe) auf 12,55 

Euro (Pflegehilfskraft), d. h. um 19 % gestiegen, während 

es in westdeutschen Bundesländern einen Anstieg um 

13,6 % von 11,05 Euro auf 12,55 Euro gab (Pflegehilfs-

kraft). Zum anderen ist die Eingriffsintensität des Pflege-

mindestlohns in ostdeutschen Bundesländern stärker, da 

dort ein höherer Anteil der Löhne in der Nähe des Min-

destlohns liegt, sodass Steigerungen des Pflegemindest-

lohns hier stärker auf den durchschnittlichen Lohn wirken 

können (Boockmann et al., 2011).  

Nach Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Ent-

lohnung kam es zu einem starken Anstieg der Preise für 

Leistungskomplexe im Vergleich zum erwarteten Szena-

rio des kontrafaktischen Vergleichs (s. Abbildung 10, 

schwarze vs. gestrichelte schwarze Linie). Im Bundeslän-

derdurchschnitt stiegen die Preise zwischen 2022 und 

2024 um 24,7 %, während das allgemeine Preisniveau le-

diglich um 8,3 % stieg (s. Anhang KKK). In Berlin, Branden-

burg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und dem Saarland liegt 

der Anstieg über dem Bundesdurchschnitt, während der 

Anstieg in Baden-Württemberg, und Hessen deutlich ge-

ringer ist (s. Abbildung 10, Anhang KKK). 

  

 

Abbildung 10: Entwicklung der Preise in der ambulanten Langzeitpflege in Euro zwischen 2019 und 2024 im Vergleich zur Inflationsentwicklung und 
zur kontrafaktischen Entwicklung 
Hinweise: schwarze Linie = Entwicklung der durchschnittlichen Punktwerte (BW: Vergütung für die große Körperpflege durch eine Fachkraft der 
Pflege); grauer Bereich = Interquartilsabstand; rote Linie = Entwicklung der durchschnittlichen Punktwerte, wenn sich diese entsprechend dem Ver-
braucherpreisindex von 2019 entwickelt hätten; schwarze gestrichelte Linie = kontrafaktische Entwicklung; Stichtag = 1. Juli 
Quelle: vdek (2024b), Statistisches Bundesamt (2025g), eigene Berechnung und Darstellung. 



44 Auswirkungen auf Pflegebedürftige 

 

Preisentwicklung in der stationären Langzeitpflege 

Abbildung 11 zeigt, dass sich die Entgelte für Unterkunft 

und Verpflegung sowie die Investitionskosten in der sta-

tionären Langzeitpflege im Durchschnitt entlang des In-

flationsniveaus entwickelt haben.31 Die durchschnittli-

chen Sätze für pflegebedingte Kosten sind in den drei Jah-

ren vor Einführung der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung (2019-2022) mit einem Anstieg von insge-

samt 14,8 % bereits etwas stärker gestiegen als die Infla-

tion. In Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-

Anhalt und Thüringen sind die Pflegesätze mit einem Plus 

von bis zu 27 %, ähnlich wie die Punktwerte in der ambu-

lanten Langzeitpflege, deutlich stärker angestiegen als 

das allgemeine Preisniveau (s. Anhang KKK und Anhang 

LLL). In den zwei Jahren nach Einführung der Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung (2022-2024) kam es erneut 

zu einem deutlichen Anstieg der Pflegesätze von 23,7 % 

im Bundesdurchschnitt. Dieser Anstieg liegt dabei deut-

lich über dem erwarteten Anstieg im kontrafaktischen 

Szenario (s. Abbildung 11, schwarze vs. gestrichelte 

schwarze Linie). Die Varianz der prozentualen Verände-

rung zwischen den Bundesländern ist jedoch deutlich ge-

ringer als im Zeitraum vor Einführung der Regelungen zur 

tarifgerechten Entlohnung. Die durchschnittlichen Preis-

steigerungen waren also in allen Bundesländern ähnlich 

hoch, während es im Zeitraum vor Einführung der Rege-

lungen zur tarifgerechten Entlohnung deutlichere Unter-

schiede zwischen den Bundesländern gab (s. Anhang KKK 

und Anhang LLL). 

Preisentwicklung in der häuslichen Krankenpflege 

Die Preise in der häuslichen Krankenpflege haben sich im 

Bundesländerdurchschnitt vor und nach Einführung der 

Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung marginal über 

dem Inflationsniveau entwickelt. Zwischen 2019 und 

2022 stiegen diese um 11,2 %, verglichen mit einer 

10,8 %-igen Steigerung des Preisniveaus. Zwischen 2022 

und 2023 stiegen die Preise um durchschnittlich 9 %, 

während die Preise im kontrafaktischen Szenario lediglich 

um 2,2 % angestiegen sind (s. Anhang KKK). 

Im Vergleich der Bundesländer lag die Preisentwicklung 

in der häuslichen Krankenpflege in Bremen, Mecklen-

burg-Vorpommern und Nordrhein-Westfalen größten-

teils über der des Inflationsniveaus, während die Preis-

entwicklung in Bayern und Niedersachsen seit 2022 teil-

weise deutlich darunter lag bzw. nicht vom erwarteten 

kontrafaktischen Szenario abwich (s. Abbildung 12). Im 

 

 

31 Die durchschnittlichen Entgelte für Unterkunft lagen zwar auch schon vor 

2023 leicht oberhalb der Inflationsrate, dieser Effekt ist angesichts der gro-

ßen Standardabweichung aber nicht signifikant. 

Gegensatz zu den Preisen in der ambulanten und statio-

nären Pflege ist der Interquartilsabstand bei den Preisen 

in der häuslichen Krankenpflege, d. h. die Preisspanne 

der mittleren 50 % der Preisdaten, relativ gering. Aus die-

sem Grund wird in Abbildung 12 die Streuung der Daten 

durch die Standardabweichung, d. h. durch die durch-

schnittliche Abweichung der Preise vom Mittelwert, statt 

durch den Interquartilsabstand dargestellt. 

Bedeutung von Lohnentwicklung, allgemeiner Preisent-

wicklung und Energiepreisentwicklung 

Abbildung 13 zeigt, dass sich das durch das Modell simu-

lierte Gesamtheimentgelt analog zu dem auf Basis von 

vdek-Daten ermittelten durchschnittlichen realen Ge-

samtheimentgelt entwickelt (Abbildung 11), wenn die Po-

sitionen Personal-, Material-, Energie- und andere Auf-

wendungen des Jahres 2021 im Modell anhand der 

durchschnittlichen Entwicklung der Löhne von Pflege- 

und Betreuungskräften, dem allgemeinen Preisniveau so-

wie der Entwicklung von Energiepreisen fortgeschrieben 

werden. Personalkosten machen mit über 70 % den größ-

ten Anteil am Gesamtheimentgelt aus. Diese steigen zwi-

schen 2021 und 2024 um 23,6 % von 2.480,52 Euro auf 

3.065,53 Euro. Im Modell steigen Energieaufwendungen 

im selben Zeitraum von 119,12 Euro auf 179,21 Euro, d. h. 

um 50,4 %. Dennoch ist der Anteil von Energieaufwen-

dungen am Gesamtheimentgelt gering, sodass die Steige-

rung des durchschnittlichen Gesamtheimentgelts haupt-

sächlich auf Veränderungen in den Personalkosten zu-

rückzuführen ist. Zum Vergleich steigt dieses zwischen 

2021 und 2024 um 22,5 % von durchschnittlich 3.503,55 

Euro auf 4.290,69 Euro (s. Anhang MMM) 
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Abbildung 11: Entwicklung der Heimentgelte in Euro zwischen 2019 und 2024 im Vergleich zur Inflationsentwicklung und zur kontrafaktischen Ent-
wicklung 
Hinweise: schwarze Linie = Entwicklung der durchschnittlichen Heimentgelte; grauer Bereich = Interquartilsabstand; rote Linie = Entwicklung der 
durchschnittlichen Heimentgelte, wenn sich diese entsprechend dem Verbraucherpreisindex von 2019 entwickelt hätten; schwarze gestrichelte Linie 
= kontrafaktische Entwicklung; Stichtag = 1. Juli 
Quelle: vdek (2024b), Statistisches Bundesamt (2025g), eigene Berechnung und Darstellung. 

 

Abbildung 12: Entwicklung der Preise in der häuslichen Krankenpflege in Euro zwischen 2019 und 2024 im Vergleich zur Inflationsentwicklung und 
kontrafaktischer Entwicklung 
Hinweise: schwarze Linie = Entwicklung der durchschnittlichen Preise; grauer Bereich = Mittelwert ± eine Standardabweichung; rote Linie = Entwick-
lung der durchschnittlichen Preise, wenn sich diese entsprechend dem Verbraucherpreisindex von 2019 entwickelt hätten; schwarze gestrichelte 
Linie = kontrafaktische Entwicklung; Stichtag = 1. Juli 
Quelle: vdek (2024b), Statistisches Bundesamt (2025d), eigene Berechnung und Darstellung. 
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7.1.3. Vorläufige Interpretation und Limitationen 

Die empirischen Analysen zeigen, dass die Preise für am-

bulante und stationäre Langzeitpflegeleistungen in den 

zwei Jahren nach Einführung der Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung deutlich stärker gestiegen sind als in 

den drei Jahren davor und als im kontrafaktischen Szena-

rio erwartet. Dabei gehen die Preissteigerungen bereits 

vor Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung, d. h. zwischen 2019 und 2022, über das Maß der 

Inflationsentwicklung hinaus. Mit Einführung der Rege-

lungen zur tarifgerechten Entlohnung nehmen die pro-

zentualen Preissteigerungen für ambulante und statio-

näre Langzeitpflegeleistungen noch einmal deutlich zu. 

Bei Preisen für Leistungen in der stationären Langzeit-

pflege, die keine pflegebedingten Tätigkeiten beinhalten 

und damit nicht direkt von den Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung betroffen sind, d. h. Preise für Unter-

kunft und Verpflegung sowie den Investitionskosten, kam 

es zu keinen nennenswerten Steigerungen, die die Infla-

tionsentwicklung übertreffen. Die Ergebnisse deuten da-

rauf hin, dass die Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung auf die Preise in der Langzeitpflege gewirkt haben, 

die mit pflegebedingten Tätigkeiten verbunden sind, es 

aber zu keinen Übertragungseffekten auf andere mit 

Langzeitpflege verbundenen Bereiche gekommen ist.  

Die prozentualen Preissteigerungen von ambulanten und 

stationären Langzeitpflegeleistungen liegen über den in 

Kapitel 6 identifizierten prozentualen Lohnsteigerungen 

von Pflege- und Betreuungskräften in der Langzeitpflege. 

Beispielsweise ist das Preisniveau im Bundesländerdurch-

schnitt in der ambulanten Langzeitpflege von 2022 auf 

2023 um 15,1 % gestiegen, während die Löhne von 

Pflege- und Betreuungskräften in der ambulanten Lang-

zeitpflege im Helferinnen-/Helferbereich und Fachkraft-

bereich um durchschnittlich 12,2 % bzw. 13 % stiegen. In 

der stationären Langzeitpflege stiegen die Pflegesätze 

zwischen 2022 und 2023 im Bundesdurchschnitt um 

10,5 % und die Löhne von Pflege- und Betreuungskräften 

um 8,9 % (Helferinnen und Helfer) bzw. 7,8 % (Fach-

kräfte). Die Analyse der unterschiedlichen Entwicklung 

von Personal-, Material-, Energie und anderen Aufwen-

dungen am Gesamtheimentgelt zeigt, dass die Entwick-

lung des Gesamtheimentgelts stark mit der Entwicklung 

von Löhnen für Pflege- und Betreuungskräfte einher-

geht. Dennoch können überproportional große Steige-

rungen von Energiepreisen (>50 %) auf das Gesamtheim-

entgelt wirken, auch wenn der Anteil von Energieaufwen-

dungen an diesem relativ gering ist. Hierbei bleiben die 

Ergänzungshilfen für stationäre Pflegeeinrichtungen zum 

Ausgleich steigender Preise für Erdgas, Wärme und Strom 

nach § 154 SGB XI zunächst unberücksichtigt. In einer er-

weiterten Analyse wird darauf aber eingegangen (s. u.). 

Übertragen auf den Bereich der ambulanten Langzeit-

pflege ist eine ähnliche Wirkung von Löhnen für Pflege- 

und Betreuungskräfte auf die Punktwerte zu erwarten. 

Während Energieaufwendungen, d. h. Aufwendungen für 

Heizöl, Pellets etc. in der ambulanten Langzeitpflege eine 

vergleichsweise geringe Rolle spielen, ist der Aufwand für 

Treibstoffe erheblich höher. Ähnlich wie die Preise für 

Energie, stiegen die Preise für Kraftstoffe seit Frühjahr 

2022 deutlich, sanken bis 2024 aber in einem stärkeren 

Maße (Statistisches Bundesamt, 2025f, 2025h), sodass 

noch weitere Faktoren zur Steigerung der Kosten in der 

ambulanten Langzeitpflege beigetragen haben müssen, 

 

Abbildung 13: Simulierte Entwicklung von Personal-, Material-, Energie- und anderen Aufwendungen im Vergleich zum durchschnittlichen errechne-
ten Gesamtheimentgelt auf Basis der vdek-Daten 
Quelle: vdek (2024b), Berechnung und Darstellung. 
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welche sich dann in den Preisen niederschlagen. Hierzu 

können beispielsweise veränderte Personalmengen oder 

eine Veränderung in den Qualifikationsstrukturen des 

Personals beigetragen haben. Alternativ wäre eine Ver-

änderung der Gewinne denkbar, welche annahmegemäß 

in der Modellsimulation ausgeschlossen wurde. 

Zusätzlich zu den Preissteigerungen in der Langzeitpflege 

lassen sich auch Preissteigerungen in der häuslichen 

Krankenpflege erkennen, die mit einer Steigerung von 

9,1 % im Bundesländerdurchschnitt von 2022 bis 2023 

über der Steigerung des allgemeinen Preisniveaus, aber 

unter der durchschnittlichen Lohnsteigerung von Pflege- 

und Betreuungskräften in der ambulanten Langzeitpflege 

liegen. Damit kann ein gewisser Übertragungseffekt der 

Wirkungen der Regelungen einer tarifgerechten Entloh-

nung auf die Preise der häuslichen Krankenpflege nicht 

ausgeschlossen werden, die Wirkung liegt jedoch weit 

unter der im Bereich der Langzeitpflege.  

Insgesamt zeigen sich die in der vorliegenden Stichprobe 

beobachteten Preissteigerungen bei vollstationären Pfle-

geleistungen auch in den Datenanalysen des vdek, wel-

che neben der Steigerung von Kosten für Unterkunft, Ver-

pflegung und Investitionen, auch eine Steigerung der von 

den Pflegeheimbewohnerinnen und -bewohnern zu er-

bringenden EEE beobachten lassen (vdek, 2024c, 2025b). 

Generell steigen die EEE bei Vergütungsanpassungen 

nach oben proportional stärker als die Pflegesätze, so-

lange sich die von der Pflegekasse übernommenen Leis-

tungsbeiträge gemäß § 43 SGB XI nicht proportional mit-

entwickeln. Mit Einführung des § 43c SGB XI wird der Ef-

fekt gestiegener Pflegesätze auf die pflegebedingten Ei-

genanteile aufgrund der Zahlung eines Leistungszu-

schlags abhängig von der Aufenthaltsdauer durch die 

Pflegekassen jedoch verringert. Seit Einführung dieses 

Leistungszuschlags führen Vergütungsanpassungen in 

der vollstationären Langzeitpflege allerdings auch zu ei-

ner unmittelbaren finanziellen Belastung der Pflegekas-

sen.  

Die Ergebnisse sollten im Kontext einiger Limitationen be-

trachtet werden. Hierzu zählt, dass die Bundesländer un-

terschiedliche Schemata anwenden, um ambulante Lang-

zeitpflegeleistungen zu vergüten. Die unterschiedliche 

Gestaltung der Leistungskomplexkataloge der Bundeslän-

der lässt einen Vergleich absoluter Euro-Beträge nicht zu, 

wodurch sich die Analyse auf die prozentuale Entwicklung 

beschränkt. Beispielsweise enthält der Leistungskomplex 

αƪƭŜƛƴŜ tŦƭŜƎŜά ƛƴ bƛŜŘŜǊǎŀŎƘŜƴ ȊǿŀǊ ŘƛŜ [ŜƛǎǘǳƴƎŜƴ α!ƴ-

κ!ǳǎƪƭŜƛŘŜƴάΣ α¢ŜƛƭǿŀǎŎƘŜƴά ǳƴŘ αaǳƴŘ-κ½ŀƘƴǇŦƭŜƎŜάΣ 

ƧŜŘƻŎƘ ƴƛŎƘǘ ŘƛŜ [ŜƛǎǘǳƴƎŜƴ αYŅƳƳŜƴά ǿƛŜ ŘƛŜ αYƭŜƛƴŜ 

Morgen-κ!ōŜƴŘǘƻƛƭŜǘǘŜά ƛƴ IŀƳōǳǊƎΦ .ŀŘŜƴ-Württem-

berg und Rheinland-Pfalz verwenden anstelle einer Mul-

tiplikation von Punktzahl und Punktwert eine Vergütung 

direkt nach Euro-Betrag. Des Weiteren sind die Vergü-

tungsarten der häuslichen Krankenpflege sehr heterogen, 

infolgedessen sich die Analyse der preislichen Verände-

rung nur auf einen kleinen Teil des Positionsnummern-

verzeichnisses beschränkt.  

Bezüglich der Simulation des durchschnittlichen Gesamt-

heimentgelts auf Basis der Entwicklung von Entlohnung, 

allgemeinem Preisniveau und Energiekosten ist zu be-

rücksichtigen, dass die simultane Wirkung anderer politi-

scher Maßnahmen einen Einfluss haben kann. Für den 

Zeitraum Oktober 2022 bis April 2024 konnten stationäre 

Pflegeeinrichtungen zum Ausgleich steigender Preise für 

leitungsgebundenes Erdgas, leitungsgebundene Fern-

wärme und leitungsgebundenen Strom Ergänzungshilfen 

beantragen (§ 154 SGB XI). Unter der Annahme, dass Kos-

ten für Energie für die Pflegeeinrichtungen im Modell in 

den Jahren 2023 und 2024 nicht über das Niveau von 

Frühjahr 2022 hinausgehen, steigt das durchschnittliche 

Gesamtheimentgelt zwischen 2021 und 2024 um 21,7 % 

von durchschnittlich 3.503,55 Euro auf 4.264,30 Euro. Im 

Vergleich dazu liegt die Steigerung des durchschnittlichen 

Gesamtheimentgelts ohne Berücksichtigung der Inan-

spruchnahme von Ergänzungshilfen im Modell im selben 

Zeitraum bei 22,5 % (s. o.). Damit ist die Steigerung des 

Gesamtheimentgelts weiterhin hauptsächlich auf Verän-

derungen in den Personalkosten zurückzuführen. Die si-

multane Wirkung von politischen Maßnahmen, welche 

mit dem GVWG einhergehen, wie beispielsweise die Ein-

führung des § 113c SGB XI, wird dabei als relativ gering 

eingeschätzt, da das Angebot von Pflege- und Betreu-

ungskräften nicht die Nachfrage nach diesen deckt. 

§ 113c SGB XI regelt Personalanhaltswerte in der vollsta-

tionären Langzeitpflege nach Qualifikationsniveau des 

Pflege- und Betreuungspersonals sowie dem Pflegegrad 

der Bewohnerinnen und Bewohner. 

7.2 Auswirkungen auf die Inanspruchnahme von 

Pflegeleistungen 

Die vorangegangene Analyse hat gezeigt, dass sich die 

Preise in der Langzeitpflege im Zuge der Wirkungen der 

Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung erhöht haben. 

Da nicht alle notwendigen Kosten von der Pflegeversiche-

rung getragen werden, wirkt sich dies unmittelbar auf die 

Pflegebedürftigen aus. In der vollstationären Versorgung 

müssen sie die EEE, die Kosten für Unterkunft und Ver-

pflegung sowie die Investitionskosten tragen. Zur Reduk-

tion der pflegebedingten Eigenanteile werden Leistungs-

zuschläge zu den EEE gewährt, die abhängig von der Ver-

weildauer in der Heimpflege gestaffelt sind. Diese betru-

gen ab dem 1. Januar 2022 zwischen 5 % (bis 12 Monate 

Verweildauer) und 70 % (mehr als 36 Monate Verweil-
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dauer) und wurden im Pflegeunterstützungs- und -entlas-

tungsgesetz (PUEG) zum 1. Januar 2024 auf 15 %-75 % er-

höht. In der ambulanten Langzeitpflege tragen Pflegebe-

dürftige beispielsweise Kosten, die über die Leistungsbei-

träge für Pflegesachleistungen hinausgehen. Die Leistun-

gen der Pflegeversicherung für Pflegesachleistungen be-

trugen mit Einführung des PSG II zum 1. Januar 2017 zwi-

schen 689 Euro (Pflegegrad 2) und 1.995 Euro (Pflegegrad 

5) und stiegen zum 1. Januar 2022 um 5 % (GVWG) und 

dann zum 1. Januar 2024 bzw. 2025 um jeweils weitere 

5 % bzw. 4,5 % (PUEG). Damit stiegen die Versicherungs-

leistungen zwischen dem 1. Juli 2019 und dem 1. Juli 2024 

um 10,3 %, während die Punktwerte zur Vergütung am-

bulanter Leistungskomplexe im Bundesländerdurch-

schnitt im selben Zeitraum um 40 % stiegen (s. Anhang 

KKK). Da die Preissteigerungen daher viermal so hoch sind 

wie die Steigerungen der Versicherungsleistungen, kön-

nen sie einen Effekt auf die individuelle Leistungsinan-

spruchnahme haben. Im Hinblick auf diese Entwicklungen 

wird in diesem Kapitel daher die folgende Fragestellung 

adressiert: 

- Wie hat sich die individuelle Leistungsinanspruch-

nahme in der (ambulanten und (teil)stationären) 

langzeitpflegerischen Versorgung im Zeitverlauf ent-

wickelt? 

Inwieweit Preissteigerungen bei Langzeitpflegeleistun-

gen zu einer Veränderung der Leistungsinanspruch-

nahme führen, hängt von der Preiselastizität der Nach-

frage ab. Die Preiselastizität der Nachfrage misst die 

Stärke, mit der die Nachfragemenge auf eine Verände-

rung der Preise reagiert. Bisherige Erkenntnisse aus der 

ökonomischen Literatur sind im Hinblick auf die Inan-

spruchnahme von Langzeitpflegeleistungen nicht eindeu-

tig. Eine Reihe von Studien zeigt, dass die Nachfrage in 

der vollstationären Langzeitpflege relativ preisunelas-

tisch ist, sodass Preisänderungen in der vollstationären 

Langzeitpflege kaum Auswirkungen auf die Inanspruch-

nahme haben (Grabowski & Gruber, 2007; Lin & Imanaka, 

2020; Mommaerts, 2018). Eine Erklärung hierfür ist, dass 

die Inanspruchnahme vollstationärer Langzeitpflege von 

Pflegebedürftigen als letztes Mittel der Wahl gesehen 

und Langzeitpflege in der häuslichen Umgebung typi-

scherweise bevorzugt wird (Kane & Kane, 2001; Lehnert, 

Heuchert, Hussain & König, 2019; Mattimore et al., 1997). 

Auf der anderen Seite zeigen einige Studien auch, dass 

die Preiselastizität der Nachfrage bei verhältnismäßig ge-

ringen Beeinträchtigungen der Selbstständigkeit oder der 

Fähigkeiten höher ist als bei verhältnismäßig schwerer 

Beeinträchtigung (Mommaerts, 2018; Tenand, Bakx & 

Wouterse, 2023), da Pflegebedürftige bei relativ geringer 

Beeinträchtigung den Pflegeheimeintritt herauszögern 

und daher auf steigende Preise reagieren können 

(Tenand et al., 2023). Neben dem Argument einer stärke-

ren Präferenz für die häusliche Langzeitpflege durch An- 

und Zugehörige bei geringer Beeinträchtigung (Lehnert et 

al., 2019), ist auch die Substituierbarkeit zwischen infor-

meller und formeller Langzeitpflege relevant. Während 

informelle und formelle Langzeitpflege bei verhältnismä-

ßig geringer Beeinträchtigung als substituierbar gelten, 

stellen informelle und formelle Langzeitpflege bei ver-

hältnismäßig schwerer Beeinträchtigung eher Komple-

mente dar (Bolin, Lindgren & Lundborg, 2008; Bonsang, 

2009; Van Houtven & Norton, 2004). Inwieweit die mit 

den Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung assoziier-

ten Preissteigerungen für Langzeitpflegeleistungen die 

Inanspruchnahme nach Leistungsarten beeinflussen, ist 

damit offen und wird in den folgenden Abschnitten ge-

nauer betrachtet. 

7.2.1. Methodisches Vorgehen 

Zentral für das methodische Vorgehen sind die Datenba-

sis, die Ziehung der Stichprobe, die Auswahl der betrach-

teten Größen und die Entscheidung, welche empirischen 

Analysen durchgeführt werden. 

Datenbasis und Stichprobe 

Um die oben genannte Fragegestellung zu beantworten, 

werden Abrechnungsdaten der DAK verwendet. Die DAK 

gehört mit knapp 5,5 Millionen Versicherten zu Deutsch-

lands größten Kranken- und Pflegekassen. Mithilfe dieser 

Daten ist es möglich, Veränderungen der individuellen 

Leistungsinanspruchnahme in der langzeitpflegerischen 

Versorgung von Personen mit einem Pflegegrad über die 

Zeit zu beobachten. Insbesondere bei Personen mit hö-

heren Pflegegraden handelt es sich um eine vulnerable 

Bevölkerungsgruppe, welche in großen bereits bestehen-

den Survey-Datensätzen unterrepräsentiert ist. Der Rück-

griff auf Abrechnungsdaten kann derartige Probleme bei 

der Stichprobenselektion vermeiden. Neben der individu-

ellen Leistungsinanspruchnahme können zudem weitere 

individuelle Charakteristika wie zum Beispiel das Alter, 

das Geschlecht und die Morbidität beobachtet werden, 

welche neben den Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung einen Einfluss auf die individuelle Leistungsinan-

spruchnahme haben könnten (siehe Kapitel 7.2.3 für wei-

tere Limitationen bei der Analyse von Routinedaten).  

Übermittelt wurde ein Datensatz, der alle Versicherten 

der DAK enthält, die im Zeitraum vom 01.07.2019 bis zum 

30.06.2024 mindestens einmal einen Pflegegrad hatten 

und zu dem Zeitpunkt mindestens 65 Jahre alt waren 

(prävalente Fälle). 
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Die verwendete Stichprobe aus diesen Daten umfasst alle 

Versicherten der DAK, welche im Zeitraum vom 

01.10.2019 bis zum 30.06.2024 erstmalig einen Pflege-

grad erhielten (sogenannte inzidente Fälle) und bei Ein-

tritt in die Pflegebedürftigkeit mindestens 65 Jahre alt 

waren. Inzidente Fälle werden als die Versicherten defi-

niert, bei denen ein Pflegegrad vergeben wird, sie aber in 

dem Jahr zuvor keinen Pflegegrad hatten. Um dies prüfen 

zu können, mussten Personen bereits ein Jahr vor Eintritt 

in die Pflegebedürftigkeit bei der DAK versichert sein. In-

zidente Fälle werden betrachtet, um auszuschließen, dass 

mögliche bereits bestehende Pflegearrangements einen 

Einfluss auf die Leistungsinanspruchnahme haben. Des 

Weiteren mussten eingeschlossene Personen mindes-

tens 12 Monate nach Eintritt in die Pflegebedürftigkeit 

bei der DAK versichert bleiben. Zum einen ist die Suche 

nach einem Pflegeheimplatz mit einem gewissen zeitli-

chen Aufwand verbunden, sodass ein Pflegeheimeintritt 

typischerweise nicht direkt in den ersten Monaten der 

Pflegebedürftigkeit beobachtet wird. Zum anderen sollte 

eine gewisse Lebenserwartung vorliegen, um auszu-

schließen, dass die Wahl der Leistungsart durch einen 

möglicherweise zeitnahen Tod beeinflusst wird. Pflege-

bedürftige mit Pflegegrad 1 wurden ausgeschlossen, da 

diese keinen Anspruch auf Leistungen nach § 36 (Pflege-

sachleistungen), § 37 (Pflegegeld), § 38 (Kombinations-

leistungen), § 41 (Tages- und Nachtpflege) und § 43 (voll-

stationäre Pflege) SGB XI haben. 

Betrachtete Größen 

Die Analyse der Veränderung der individuellen Leistungs-

inanspruchnahme fokussierte sich auf die am häufigsten 

in Anspruch genommenen und von Pflege- und Betreu-

ungskräften erbrachten Leistungen: Pflegesachleistungen 

(§ 36 SGB XI), Kombinationsleistungen (§ 38 SGB XI), Ta-

ges- und Nachtpflege (§ 41 SGB XI) und vollstationäre 

Pflege (§ 43 SGB XI). Des Weiteren wurde die Inanspruch-

nahme von Pflegegeld (§ 37 SGB XI) betrachtet, da ange-

nommen wurde, dass ς in Abhängigkeit von der Preiselas-

tizität der Nachfrage nach ambulanten Pflegesachleistun-

gen ς bei steigenden Preisen deren Inanspruchnahme zu-

rückgeht. In der häuslichen Langzeitpflege führt eine 

Rückläufige Inanspruchnahme von Pflegesachleistungen 

und Leistungen der (teil-) stationären Langzeitpflege aber 

automatisch zu einer kompensatorischen Steigerung des 

Pflegegeldbezugs. Hinsichtlich der Leistungsbeträge ist 

dabei zu berücksichtigen, dass das Pflegegeld in allen 

Pflegegraden nur rund 40-50 % der Sachleistungen aus-

macht.  

Neben den Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung 

und assoziierten Preisänderungen in der langzeitpflegeri-

schen Versorgung kann die individuelle Leistungsinan-

spruchnahme durch andere Faktoren beeinflusst werden. 

Zu diesen zählen individuelle Charakteristika wie das Al-

ter, das Geschlecht, der Pflegegrad und die Komorbidität 

einer Person. Um auszuschließen, dass die Ergebnisse 

durch eine Veränderung in den Charakteristika der Pfle-

gebedürftigen beeinflusst wird, wurde zunächst die Ent-

wicklung von Alter, Geschlecht, Komorbidität und das 

Vorliegen einer Demenzdiagnose über die Zeit analysiert. 

Die Komorbidität wurde dabei anhand des Elixhauser 

Komorbiditätsindex gemessen, welcher auf Komorbiditä-

ten beruht, mit welchen verschiedene Zielparameter wie 

Krankenhausverweildauer, -kosten und -mortalität asso-

ziiert sind (Quan et al., 2005). 

7.2.2. Kernbefunde 

Abbildung 14 zeigt, dass die Zahl der beobachteten inzi-

denten Pflegefälle über die Quartale Q1/2020 bis 

Q2/2024 relativ stabil ist. Pro Quartal treten im Durch-

schnitt 8.702 inzidente Fälle mit Pflegegrad 2, 2.364 Fälle 

mit Pflegegrad 3, 336 Fälle mit Pflegegrad 4 und 60 Fälle 

mit Pflegegrad 5 auf. Dabei zeichnet sich bei Pflegebe-

dürftigen mit Pflegegrad 2 ein leichter Anstieg der Fälle 

ab 2017 ab, was als eine Folge der Pflegereform gedeutet 

werden kann (Rothgang et al., 2025). Die Anzahl der Pfle-

gebedürftigen, die erstmals einen Pflegegrad 4 erhalten, 

ist hingegen leicht rückläufig, was sich mit den Daten der 

Begutachtung des Medizinischen Dienstes deckt (Medizi-

nischer Dienst Bund, 2023, 2024, Rothgang et al. 2025). 

Aufgrund der geringen Fallzahl werden alle weiteren Ana-

lysen nicht für Pflegebedürftige mit Pflegegrad 5 durch-

geführt.  
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Abbildung 15 zeigt, dass das Alter bei Eintritt in die Pfle-

gebedürftigkeit bei durchschnittlich 81 Jahren liegt und 

im Zeitverlauf stabil ist. Knapp ein Drittel der Pflegebe-

dürftigen mit Pflegegrad 2 sind Männer. Bei Pflegebe-

dürftigen, die erstmalig Pflegegrad 3 oder 4 erhalten, sind 

knapp 40 % Männer. Der Komorbiditäten-Index liegt 

durchschnittlich etwas über 4, welches leicht unter dem 

in anderen Routinedaten ermittelten Komorbiditäten-In-

dex für Pflegebedürftige liegt, jedoch über dem Komorbi-

ditäten-Index von Personen, die älter als 65 Jahre sind 

und keinen Pflegegrad aufweisen (Czwikla et al., 2023). 

Circa 9 % der Pflegebedürftigen mit Pflegegrad 2 und 

17 % der Pflegebedürftigen mit Pflegegrad 3 und 4 hatten 

im Jahr vor Eintritt in die Pflegebedürftigkeit eine De-

menzdiagnose. Die Tendenz der Diagnose ist über die Zeit 

leicht abnehmend.  

Die Analyse der Stichprobengröße und -charakteristika 

zeigt keine starken Schwankungen über die Zeit, welche 

die im Folgenden betrachteten Ergebnisse der Inan-

 

Abbildung 14: Entwicklung der Stichprobengröße nach Pflegegrad vor und nach Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung auf Quar-
talsbasis  
Quelle: DAK (2025), eigene Berechnung und Darstellung. 

 

Abbildung 15: Entwicklung der Stichprobencharakteristika nach Pflegegrad vor und nach Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung 
auf Quartalsbasis 
Hinweise: Der graue Bereich markiert +/- eine Standardabweichung 
Quelle: DAK (2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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spruchnahme von Pflegeleistungen potenziell beeinflus-

sen könnten. 

Inanspruchnahme von Pflegeleistungen 

Abbildung 16 zeigt die Entwicklung der Inanspruchnahme 

von Pflegeleistungen der inzidenten Fälle im ersten Mo-

nat nach Eintritt (schwarze Linie) sowie sechs Monate 

nach Eintritt (rote Linie) in die Pflegebedürftigkeit. Eine 

Differenzierung nach Pflegegrad erfolgt in den einzelnen 

Spalten. Die Zeilen unterscheiden die Pflegeleistungen. 

Ein Vergleich der schwarzen und roten Linien zeigt für alle 

Pflegegrade, dass sich mit steigender Zeit in der Pflegebe-

dürftigkeit die Inanspruchnahme vom Pflegegeld hin zur 

(teil-)stationären Pflege entwickelt. Das kann durch die 

Suche nach einem geeigneten (teil-)stationären Pflege-

heimplatz, einer sich verstärkenden Beeinträchtigung 

und/oder einer fehlenden Möglichkeit, in der häuslichen 

Umgebung versorgt zu werden, begründet sein. Aufgrund 

dieser Verlagerung wird im Folgenden die Entwicklung 

der Inanspruchnahme sechs Monate nach Eintritt in die 

Pflegebedürftigkeit analysiert, da es sich hierbei im Ver-

gleich zur Inanspruchnahme direkt nach Eintritt in die 

Pflegebedürftigkeit tendenziell um eine längerfristige In-

anspruchnahme handelt. Zur besseren Illustration wird 

diese in Abbildung 17 gesondert dargestellt. 

Abbildung 17 zeigt, dass Pflegebedürftige mit Pflegegrad 

2 vor und nach Einführung der Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung zum größten Teil Pflegegeld in An-

spruch nehmen, mit steigender Tendenz über die Zeit. 

Hingegen sinkt die Inanspruchnahme von Pflegesachleis-

tungen, Kombinationsleistungen sowie vollstationärer 

Langzeitpflege seit der Covid19-Pandemie stetig. Die Leis-

tung der Tages- und Nachtpflege wird hingegen deutlich 

häufiger in Anspruch genommen (siehe Kapitel 7.2.3 für 

eine Interpretation der Ergebnisse).  

Bei Pflegebedürftigen mit Pflegegrad 3 zeichnet sich ein 

ähnliches Bild ab. Seit Einführung der Regelungen zur ta-

rifgerechten Entlohnung besteht bei inzidenten Fällen 

eine steigende Tendenz zur Inanspruchnahme von Pfle-

gegeld, während die Inanspruchnahme von Kombinati-

onsleistungen sinkt (s. Abbildung 17, Spalte 2). Die Inan-

spruchnahme von Pflegesachleistungen weist hingegen 

lediglich kleinere Schwankungen auf. Die Inanspruch-

nahme vollstationärer Langzeitpflege ist bei Pflegebe-

dürftigen mit Pflegegrad 3 durch unterschiedliche Phasen 

charakterisiert: Im Frühjahr 2020 kommt es zu einem 

 

Abbildung 16: Entwicklung der Inanspruchnahme von Pflegeleistungen im ersten Monat (schwarze Linie) sowie sechs Monate (rote Linie) nach Ein-
tritt in die Pflegebedürftigkeit nach Pflegegrad vor und nach Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung auf Quartalsbasis  
Hinweise: Die Beobachtung der Entwicklung der Inanspruchnahme sechs Monate nach Eintritt in die Pflegebedürftigkeit (rote Linie) endet vorzeitig, 
da zum Zeitpunkt der Datenauswertung keine vollständigen Beobachtungen vorlagen. 
Quelle: DAK (2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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starken Rückgang, welcher durch die Covid19-Pandemie 

erklärt werden kann. Nach Einführung des § 43c SGB XI 

ist ein vergleichsweiser starker Anstieg der Inanspruch-

nahme vollstationärer Langzeitpflege zu erkennen, mit 

erneut starkem Rückgang der Inanspruchnahme nach 

wenigen Monaten. Ein möglicher Grund könnte der kurz-

fristige Rückgang der für die Pflegebedürftigen zu tragen-

den EEE durch Einführung der Leistungszuschläge sein. 

Aufgrund steigender Preise in der Langzeitpflege hielt 

diese Entlastung ς in absoluten Zahlen betrachtet ς je-

doch nur über einen relativ kurzen Zeitraum, welches den 

erneuten Rückgang in der Inanspruchnahme möglicher-

weise erklärt (s. Abbildung 17, Spalte 2). 

Bei inzidenten Fällen Pflegebedürftiger mit Pflegegrad 4 

(s. Abbildung 17, Spalte 3) sollte beachtet werden, dass 

es sich um eine spezielle Gruppe mit relativ geringer 

Stichprobe handelt, da Pflegebedürftigkeit typischer-

weise mit geringeren Pflegegraden beginnt und sich über 

die Zeit graduell erhöht. Ähnlich wie bei Pflegebedürfti-

gen mit Pflegegraden 2 und 3 ist auch bei Pflegebedürfti-

gen mit Pflegegrad 4 eine Tendenz zur Inanspruchnahme 

von Tages- und Nachtpflege über die Zeit zu erkennen. 

Des Weiteren ist die abnehmende Inanspruchnahme voll-

stationärer Pflege während der Covid19-Pandemie zu er-

kennen sowie eine Schwankung der Inanspruchnahme 

zur Zeit der Einführung des § 43c SGB XI, mit abnehmen-

der Tendenz in den Quartalen nach Einführung (s. Abbil-

dung 17, Spalte 3). 

7.2.3. Vorläufige Interpretation und Limitationen 

Die empirischen Analysen zeigen, dass die Inanspruch-

nahme von vollstationärer Langzeitpflege und Pflegesa-

chleistungen für Pflegebedürftige mit verhältnismäßig 

geringer Beeinträchtigung nach Einführung der Regelun-

gen zur tarifgerechten Entlohnung niedriger ist als in der 

Zeit davor. Auch bei Pflegebedürftigen mit höherer Be-

einträchtigung sinkt die Inanspruchnahme vollstationärer 

Langzeitpflege nach Einführung der Regelungen. Hinge-

gen steigt die Inanspruchnahme von Pflegegeld deutlich. 

Bei diesen zeitlichen Entwicklungen handelt es sich je-

doch um graduelle Veränderungen, welche nicht sprung-

haft mit Einführung der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung eintreten.  

Werden Pflegebedürftige mit Pflegegrad 2 betrachtet, so 

ist von diesen die stärkste Veränderung zu erwarten, da 

für diese Gruppe eine relativ hohe Preiselastizität der 

Nachfrage angenommen wird. Dies wird auch bei der Ent-

wicklung der Inanspruchnahme von Pflegegeld und voll-

stationärer Langzeitpflege sichtbar. Die Veränderung ist 

 

Abbildung 17: Entwicklung der Inanspruchnahme von Pflegeleistungen sechs Monate nach Eintritt in die Pflegebedürftigkeit nach Pflegegrad vor und 
nach Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung auf Quartalsbasis  
Quelle: DAK (2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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möglicherweise auf ansteigende Preise für Langzeitpfle-

geleistungen zurückzuführen, welche sich nicht nur mit 

Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung nach oben entwickelt haben, sondern bereits in der 

Zeit davor (vgl. Abbildung 10 und Abbildung 11 oben). 

Auch die Wirkung der am 1. Januar 2022 eingeführten 

Leistungszuschläge zur Begrenzung der Eigenanteile ist 

aufgrund steigender Preise in der vollstationären Lang-

zeitpflege begrenzt, sodass Pflegebedürftige schnell mit 

steigenden EEE konfrontiert waren und nach Schätzun-

gen auch in Zukunft sein werden (Rothgang, 2025). Ein 

anderer Grund für die erhöhte Inanspruchnahme von 

Pflegegeld und einen Rückgang der Inanspruchnahme 

vollstationärer Langzeitpflege kann jedoch mit der ς im 

Vergleich zur Zahl der Pflegebedürftigen ς verringerten 

Kapazität von Pflegeheimen in Zusammenhang stehen. 

Während die Anzahl von Pflegebedürftigen der Pflege-

grade 2 bis 5 zwischen 2017 und 2023 um 46 % stieg, 

blieb die Anzahl von Plätzen für vollstationäre Dauer-

pflege konstant (Statistisches Bundesamt, 2025h, 2025i).  

Die in der vorliegenden Stichprobe beobachteten Verän-

derungen der Inanspruchnahme von Langzeitpflegeleis-

tungen spiegeln sich auch in der Statistik der SPV wider, 

in welcher prävalente Fälle enthalten sind. In dieser steigt 

die Inanspruchnahme von Pflegegeld für Pflegebedürf-

tige der Pflegegrade 2 bis 5 zwischen 2019 und 2023 ste-

tig. Gleichzeitig sinkt die Inanspruchnahme von vollstati-

onärer Langzeitpflege im selben Zeitraum über alle Pfle-

gegerade. Die Inanspruchnahme von Tages- und Nacht-

pflege zeigt eine steigende Tendenz über die Zeit, wäh-

rend die Inanspruchnahme von Pflegesachleistungen re-

lativ konstant bleibt (Gesundheitsberichterstattung des 

Bundes, 2024).  

Die vorliegende Analyse betrachtet bei der Inanspruch-

nahme von Pflegesachleistungen lediglich Veränderun-

gen in der Leistungsart und nicht in der Leistungsmenge. 

Während die Leistungsbeiträge der Pflegeversicherung 

für Pflegesachleistungen zwischen dem 1. Januar 2017 

und dem 1. Januar 2022 konstant blieben, stiegen die 

Punktwerte der Leistungskomplexe. Auch die von 2022 

bis 2025 beschlossenen Steigerungen der Leistungsbe-

träge für Pflegesachleistungen (GVWG und PUEG) liegen 

unter den in Anhang KKK berechneten Preissteigerungen 

der Punktwerte. Die reale Kaufkraft der maximal finan-

zierten Pflegeversicherungsleistungen ist damit gesun-

ken. Damit erhöhen sich die Zuzahlungen der Pflegebe-

dürftigen, sollte es zu keiner Verringerung der Menge 

kommen. Oder es sinkt ς bei gegebenen Zuzahlungen ς 

die in Anspruch genommene Leistungsmenge. Die relativ 

geringe Veränderung des Anteils der Nutzerinnen und 

Nutzer von Pflegesachleistungen kann folglich dennoch 

mit einem größeren Rückgang der in Anspruch genom-

menen Leistungsmenge verbunden sein.  

Die Ergebnisse sollten im Kontext einiger Limitationen be-

trachtet werden. Hierzu zählt, dass andere aus den Daten 

beobachtbare oder aber auch nicht beobachtbare indivi-

duelle Charakteristika zu Veränderungen der Leistungsin-

anspruchnahme über die Zeit beitragen können. Zu den 

in Routinedaten nicht beobachtbaren Einflussfaktoren 

zählen Veränderungen in der Verfügbarkeit und Bereit-

schaft von An- und Zugehörigen, informelle Pflege zu er-

bringen. Diese können sich beispielsweise durch eine hö-

here Teilhabe von Frauen im Erwerbsleben verändern, da 

eine Erwerbsbeteiligung die Bereitschaft informelle 

Pflege zu erbringen negativ beeinflussen kann (Car-

michael, Charles & Hulme, 2010; Carrino, Nafilyan & 

Avendano, 2023). Der Anteil erwerbstätiger Frauen im Al-

ter von 55 bis 64 Jahren stieg zwischen 2004 und 2024 um 

knapp 8 Prozentpunkte von 40,2 % auf 47,8 % (Statisti-

sches Bundesamt, 2025j). 

Des Weiteren ist zu beachten, dass es Routinedaten er-

möglichen, die Inanspruchnahme von Gesundheits- und 

Pflegeleistungen durch Personengruppen, die in Primä-

rerhebungen in der Regel unterrepräsentiert sind, zu ana-

lysieren. Hierzu zählen schwerstkranke/-pflegebedürf-

tige, Personen mit Demenz und Bewohner von Pflegehei-

men (Hoffmann & Icks, 2012). Ein Nachteil dieser Daten 

ist, dass die Versichertenstruktur zwischen den Kranken- 

und Pflegekassen variiert und die beobachtete Inan-

spruchnahme abhängig von der Kassenzugehörigkeit sein 

kann. Im Vergleich zu anderen Kranken- und Pflegekassen 

weisen Versicherte der DAK eine erhöhte Erkrankungs-

häufigkeit auf (Hoffmann & Icks, 2012), welche mit einer 

höheren Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme voll-

stationärer Langzeitpflege assoziiert ist (Luppa et al., 

2010).
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Versorgungsverträge werden zwischen dem Träger der 

Pflegeeinrichtung und den Landesverbänden der Pflege-

kassen im Einvernehmen mit in der Regel den überörtli-

chen Trägern der Sozialhilfe in einem Land geschlossen 

(§ 72 Absatz 2 SGB XI). Die Parteien bei Pflegesatz- und 

Vergütungsvereinbarungen sind die Träger des Pflege-

heims bzw. Pflegedienstes sowie die Pflegekassen oder 

sonstige Sozialversicherungsträger sowie die für die ver-

sorgten Pflegebedürftigen zuständigen Träger der Sozial-

hilfe (§§ 85, 89 Absatz 2 SGB XI). Damit sind die Landes-

verbände der Pflegekassen durch die Änderung in den Zu-

lassungsvoraussetzungen zur pflegerischen Versorgung, 

hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit der Personalaufwen-

dungen bei der Bemessung der Vergütungen sowie im 

Hinblick auf das modifizierte Nachweisverfahren über die 

bei der Pflegevergütung zu Grunde gelegte Bezahlung der 

Beschäftigten von den Regelungen der tarifgerechten 

Entlohnung betroffen.  

In diesem Kapitel werden folgende Fragestellungen be-

handelt: 

¶ (1) Wie viele Versorgungsverträge wurden im Zeit-

verlauf von den Pflegekassen oder von den Pflege-

einrichtungen gekündigt? Werden Kündigungs-

gründe angegeben, wenn ja, welche? 

¶ (2) Welche typischen sachlichen Gründe werden für 

eine über die Höhe der Bezahlung von Gehältern 

nach § 82c Absatz 1 SGB XI oder nach § 82c Absatz 2 

SGB XI hinausgehende Entlohnung von den Pflege-

kassen akzeptiert oder abgelehnt? 

¶ (3) Welche Erfahrungen haben die Landesverbände 

der Pflegekassen mit dem in den Zulassung- und 

Nachweisrichtlinien festgelegten Nachweisverfah-

ren gemacht? 

¶ (4) Welche weiteren Auswirkungen haben die Rege-

lungen zur tarifgerechten Entlohnung ggf. für die 

Pflegekassen? 

¶ (5) Waren und sind Umfang der Organisation sowie 

die personelle Ausstattung der in den Ländern ge-

bildeten Schiedsstellen nach § 76 SGB XI für die Ver-

gütungsverhandlungen seit Einführung der Regelun-

gen zur tarifgerechten Entlohnung ausreichend und 

wenn nicht, welchen Verbesserungsbedarf gäbe es? 

8.1 Methodisches Vorgehen 

Da die oben genannten Fragestellungen in unterschiedli-

che Zuständigkeitsbereiche fallen, wurden Kurzbefragun-

gen bei den Landesverbänden der Pflegekassen sowie bei 

einzelnen Pflegekassen durchgeführt. Die Kurzbefragung 

der Landesverbände der Pflegekassen legte den Fokus 

auf die Zulassung zur Versorgung, während die Kurzbefra-

gung der einzelnen Pflegekassen den Fokus auf die Pfle-

gesatz- und Vergütungsverhandlungen legte.  

Die Kurzbefragung der Landesverbände der Pflegekassen 

wurde in allen Bundesländern durchgeführt und enthielt 

Frageblöcke zur Kündigung von Versorgungsverträgen im 

Zeitverlauf (Fragestellung 1), zu den Zulassungsrichtlinien 

nach § 72 Absatz 3c SGB XI (Fragestellung 3), Ressourcen-

aufwänden und weiteren möglichen Auswirkungen der 

Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung (Fragestellung 

4). In Kapitel 4 wurde das methodische Vorgehen der Da-

tenerhebung bereits näher beschrieben. 

Die Kurzbefragung einzelner Pflegekassen zielte auf die 

Befragung der Verhandlerinnen und Verhandler von 

Pflege- und Vergütungssätzen in den Bundesländern Ber-

lin, Nordrhein-Westfalen, Thüringen und Schleswig-Hol-

stein ab. Ziel der Betrachtung dieser vier Bundesländer 

war es, ein umfassendes Bild zur Wirkung der Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung auf die Pflegekassen einer-

seits sowie auf die Pflegeeinrichtungen andererseits auf 

Länderebene zu erhalten. Bei der Wahl der Länder wurde 

auf möglichst große Unterschiede zwischen den Ländern 

abgezielt (vgl. Kapitel 9). 

Der für die Kurzbefragung einzelner Pflegekassen entwi-

ckelte Fragebogen bestand aus sieben Frageblöcken. Die 

CǊŀƎŜōƭǀŎƪŜ α!ƭƭƎŜƳŜƛƴŜǎά ǳƴŘ α²ŜƛǘŜǊŜǎά ŘƛŜƴten dazu, 

Informationen über den Zuständigkeitsbereich zu erfas-

sen sowie allgemeine Veränderungen bei Pflegesatz- und 

Vergütungsverhandlungen, die mit der Einführung der 

8 Auswirkungen auf Pflegekassen 
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Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung verbunden 

waren, zu erfassen (Fragestellung 4). Des Weiteren adres-

ǎƛŜǊǘŜƴ ŘƛŜ CǊŀƎŜōƭǀŎƪŜ α½ŜƛǘƭƛŎƘŜr Aufwand für Pflege-

satz- ǳƴŘ ±ŜǊƎǸǘǳƴƎǎǾŜǊƘŀƴŘƭǳƴƎŜƴά ǎƻǿƛŜ αtŜǊǎƻƴŀƭπ

ŀǳǎǎǘŀǘǘǳƴƎά ǿŜƛǘŜǊŜ ƳǀƎƭƛŎƘŜ ²ƛǊƪǳƴƎŜƴ ŘŜǊ wŜƎŜƭǳƴπ

gen zur tarifgerechten Entlohnung auf die einzelnen Pfle-

gekassen. Informationen zur Beantwortung der Frage-

stellung 3 wurden im FragebloŎƪ α¦ƳƎŀƴƎ ǳƴŘ 9ǊŦŀƘǊǳƴπ

ƎŜƴ Ƴƛǘ bŀŎƘǿŜƛǎǾŜǊƭŀƴƎŜƴ ǳƴŘ bŀŎƘǿŜƛǎǾŜǊŦŀƘǊŜƴά ŜǊπ

ƘƻōŜƴΦ 5ŜǊ CǊŀƎŜōƭƻŎƪ α²ƛǊǘǎŎƘŀŦǘƭƛŎƘƪŜƛǘ ŘŜǊ 9ƴǘƭƻƘπ

ƴǳƴƎά ŜƴǘƘƛŜƭǘ CǊŀƎŜƴ ōŜȊǸƎƭƛŎƘ ŘŜǊ CǊŀƎŜǎǘŜƭƭǳƴƎ н ǳƴŘ 

ŘŜǊ CǊŀƎŜōƭƻŎƪ α{ŎƘƛŜŘǎǾŜǊŦŀƘǊŜƴά CǊŀƎŜƴ ōŜȊǸƎƭƛŎƘ ŘŜǊ 

Fragestellung 5. 

Im Vorfeld der Fragebogenentwicklung wurden im De-

zember 2024 Gespräche mit Verhandlerinnen und Ver-

handlern von Pflege- und Vergütungssätzen geführt, um 

die Fragen zu präzisieren. Ein Pretest wurde im Juli 2025 

durchgeführt. Die Befragung wurde vom 1. bis 31. August 

2025 via LimeSurvey durchgeführt. Es wurden Vorge-

setzte der Verhandlerinnen und Verhandler aller Kassen-

arten in den vier Bundesländern mit der Bitte um Weiter-

leitung des LimeSurvey-Links sowie des Anschreibens und 

Datenschutzkonzepts an die Verhandlerinnen und Ver-

handler kontaktiert. Eine Erinnerung an die Befragung 

wurde am 18. August 2025 versendet. Ein Dankschreiben 

mit dem Hinweis, dass aufgrund eventueller urlaubsbe-

dingter Verzögerungen in den Rückmeldungen die Befra-

gung bis zum 14. September geöffnet bleibt, wurde am 

8. September 2025 verschickt. 

8.2 Kernbefunde 

Die Befragung der Landesverbände der Pflegekassen er-

zielte einen Rücklauf von 28 Fragebögen. Bei der Befra-

gung einzelner Pflegekassen wurden insgesamt 13 Perso-

nen per E-Mail kontaktiert, von welchen 12 Personen die 

Weiterleitung des Links zum Fragebogen bestätigten und 

diesen an insgesamt 55 Verhandlerinnen und Verhandler 

weiterleiteten. Der Fragebogen wurde von 32 Verhandle-

rinnen und Verhandlern gestartet, von welchen 30 den 

Fragebogen bis zum Ende ausfüllten. 16 Fragebögen wur-

den für den Zuständigkeitsbereich Nordrhein-Westfalen 

ausgefüllt, 7 für Thüringen, 7 für Berlin, und 2 für Schles-

wig-Holstein. 62,5 % der Fragebögen wurden für den sta-

tionären Bereich ausgefüllt, 34,4 % für den ambulanten 

und stationären Bereich, und 3,1 % für ausschließlich den 

ambulanten Bereich. Zusätzlich ging eine von mehreren 

Verhandlerinnen und Verhandlern erarbeitete Rückmel-

dung in Textform ein, welche unter dem Abschnitt wei-

tere Aspekte berücksichtigt wurde. 

Kündigung von Versorgungsverträgen im Zeitverlauf 

Die Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

ergab, dass seit Einführung der Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung keine Versorgungsverträge aufgrund 

von Nichteinhaltung des § 72 Absätze 3a und 3b SGB XI 

oder aufgrund von falschen oder nicht getätigten Mel-

dungen gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI von den Landesver-

bänden gekündigt wurden. 50 % der Rückmeldenden ga-

ben an, dass seit Einführung der Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung Versorgungsverträge durch die Pfle-

geeinrichtungen gekündigt wurden. Die absolute Anzahl 

vorgenommener Kündigungen wurde aufgrund hoher 

fehlender Angaben (>60 %) nicht berechnet. Häufig ge-

nannte Kündigungsgründe seitens der Pflegeeinrichtun-

gen waren Betriebsaufgabe oder Insolvenz (jeweils 5 

Nennungen), Personalmangel (3 Nennungen) sowie die 

Nichteinhaltung von Mindestpersonal (2 Nennungen). 

Nur eine Rückmeldung nannte explizit die Regelungen zur 

tarifgerechten Entlohnung als Grund für die frühzeitige 

altersbedingte Einstellung des Betriebs durch Leistungs-

erbringer. 

Zeitlicher Aufwand für die Landesverbände der Pflege-

kassen 

Alle Befragten der Landesverbände der Pflegekassen ga-

ben an, dass sich der zeitliche Aufwand seit Einführung 

der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung für sie ver-

ändert habe. Über die Hälfte der Befragten gab an, dass 

der erhöhte Aufwand durch die Prüfung der Zulassungs-

voraussetzung und der Datenmeldungen gemäß § 72 Ab-

satz 3d SGB XI sowie Rücksprachebedarfe mit den Pflege-

einrichtungen bedingt sei. Zusätzlich tragen eine gestie-

gene Häufigkeit, Dauer und Komplexität der Pflegesatz- 

und Vergütungsverhandlungen zum gestiegenen Auf-

wand bei (2/3 der Rückmeldungen im Freitext). Ein wei-

terer Aspekt war die Arbeitsverdichtung zum Jahres-

wechsel durch Veröffentlichung der rüE im Oktober eines 

jeden Jahres (2 Nennungen). Folgen der erhöhten zeitli-

chen Aufwände seien die Zunahme von Konflikten mit 

Pflegeeinrichtungen (46 % Zustimmung), ein Bearbei-

tungsstau von Vertragsabschlüssen sowie eine kurzfris-

tige Umverteilung von Aufgaben bei vorhandenem Perso-

nal (jeweils 32 % Zustimmung). 

Zeitlicher Aufwand bei Pflegesatz- und Vergütungsver-

handlungen 

Ähnlich wie bei den Landesverbänden der Pflegekassen 

gaben alle bis auf eine Person an, dass sich der zeitliche 

Aufwand für die Pflegesatz- und Vergütungsverhandlun-

gen seit Einführung der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung am 1. September 2022 im Vergleich zu den 
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drei Jahren vor Einführung erhöht habe. Häufig genannte 

Gründe für die Veränderung des Aufwands seien die 

Komplexität (93,3 %), die Dauer (66,7 %) und die Häufig-

keit (53,3 %) der Verhandlungen. Zusätzlich tragen der 

Verhandlungsaufwand mit den nach Landesrecht zustän-

digen Trägern der Sozialhilfe (46,7 %), der Aufwand für 

die Prüfung der Nachweise sowie die fehlende Nachvoll-

ziehbarkeit der Nachweise zu pflegesatzerheblichen An-

gaben (jeweils 50 %) zum erhöhten zeitlichen Aufwand 

bei. Diese Beobachtung wurde durch die Landesverbände 

der Pflegekassen bestätigt, welche eine Zunahme in der 

Häufigkeit, Komplexität und Dauer der Pflegesatz- und 

Vergütungsverhandlungen wahrnahmen (53,8 % der 

Rückmeldungen auf die offene Frage, was sich seit Ein-

führung der Regelungen für die Landesverbände geän-

dert hat). 

Als Folgen des gestiegenen zeitlichen Aufwands wurden 

von den Verhandlerinnen und Verhandlern ein häufigerer 

Bearbeitungsstau bei Vergütungsvereinbarungen (75 %), 

häufigere Frist- und Terminverschiebungen in Pflegesatz-

verfahren (43,8 %) und häufigere Konflikte mit Pflegeein-

richtungen (37,5 %) im Vergleich zur Zeit vor Einführung 

der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung genannt. 

Auch eine kurzfristige Umverteilung von Aufgaben bei 

vorhandenem Personal erfolgt seit Einführung der Rege-

lungen zur tarifgerechten Entlohnung tendenziell häufi-

ger (59,4 %). Eine Neueinstellung von Personal sowie be-

lastungsbedingte personalseitige Kündigungen sind nicht 

unbedingt erfolgt (Neueinstellung: 46,9 % gleichgeblie-

ben, 21,9 % etwas häufiger; Kündigung: 28,1 % gleichge-

blieben, 31,3 % etwas häufiger). 

Personalausstattung 

Bei den Landesverbänden der Pflegekassen hat sich der 

personelle Aufwand im Zuge der Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung erhöht (89 % der Befragten). Auf Sei-

ten der Verhandlerinnen und Verhandler gaben 21,9 % 

der Befragten an, dass sich die Personalausstattung seit 

Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung im Vergleich zu den drei Jahren davor erhöht habe. 

3,1 % gaben an, dass sich diese verringert habe und 

68,8 % konnten keine Veränderung feststellen (6,2 % feh-

lend). 83,3 % der Verhandlerinnen und Verhandler, die 

hierzu geantwortet haben, halten die derzeitige Personal-

ausstattung für Pflegesatz- und Vergütungsverhandlun-

gen für nicht ausreichend. Gründe hierfür seien die im 

!ōǎŎƘƴƛǘǘ αȊŜƛǘƭƛŎƘŜǊ !ǳŦǿand bei Pflegesatz- und Vergü-

ǘǳƴƎǎǾŜǊƘŀƴŘƭǳƴƎŜƴά ōŜǊŜƛǘǎ ŀƴƎŜŦǸƘǊǘŜƴ DǊǸƴŘŜΣ ŘΦ h. 

eine gestiegene Häufigkeit (36,7 %), Dauer (23,3 %) und 

Komplexität (70 %) der Verhandlungen sowie zeitinten-

sive Nachweisverfahren (16,7 %). 

Schulungen zu den Regelungen zur tarifgerechten Ent-

lohnung 

Knapp ein Drittel der befragten Verhandlerinnen und Ver-

handler erhielt eine Schulung zur Umsetzung der Rege-

lungen zur tarifgerechten Entlohnung. 90 % dieser Perso-

nen empfanden die Schulung als hilfreich. Gegenstand 

der Schulungen waren die Inhalte der gesetzlichen Rege-

lungen und ihre Umsetzung, die Einführung des GVWG 

allgemein sowie die Berechnung der rüE. Von den Befrag-

ten, die keine Schulung erhalten hatten, gaben rund 60 % 

an, dass ihnen keine angeboten wurde, da von ihnen eine 

autodidaktische Aneignung der Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung vorausgesetzt worden sei. 

Zulassungsrichtlinien nach § 72 Absatz 3c SGB XI 

60,7 % der Befragten der Landesverbände der Pflegekas-

sen gaben an, dass seit Einführung der Regelungen zur ta-

rifgerechten Entlohnung Prüfungen der Zulassungsrichtli-

nien durch den Landesverband durchgeführt worden 

seien (32,1 % nein, 7,1 % fehlend). Aussagen über die 

Häufigkeit der Überprüfung einer Einhaltung der Zulas-

sungsvoraussetzungen gemäß § 72 Absätze 3a und 3b 

SGB XI sind jedoch aufgrund hoher fehlender Angaben 

(>60 %) nicht aussagekräftig. Die Prüfungen fanden im 

Rahmen der Pflegesatz- und Vergütungsverhandlungen 

statt (50 %). Weitere genannte Gründe für Prüfungen wa-

ren Zweifel an der rechtmäßigen Vergütung von Personal 

entweder durch den Landesverband oder durch Externe 

wie beispielsweise Mitarbeitende der jeweiligen Pflege-

einrichtung (43,8 %). 

Nachweisverlangen und Nachweisverfahren nach § 84 

Absatz 7 SGB XI 

Knapp ein Drittel der Verhandlerinnen und Verhandler 

gab in der Befragung einzelner Pflegekassen an, dass in 

den Jahren vor Einführung der Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung in keiner Pflegeeinrichtung ein Nach-

weisverfahren nach § 84 Absatz 7 SGB XI durchgeführt 

wurde. 25 % gaben an, dass in weniger als einem Viertel 

der Pflegeeinrichtungen ein solches Nachweisverfahren 

durchgeführt wurde und 38 % der Befragten konnten 

keine Angabe machen. Auch für die drei Jahre seit Einfüh-

rung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung gab 

gut ein Drittel der Befragten an, dass kein Nachweisver-

fahren nach § 84 Absatz 7 SGB XI durchgeführt wurde. Je-

doch gaben rund 40 % an, dass in weniger als der Hälfte 

der Pflegeeinrichtungen ein Nachweisverfahren durchge-

führt wurde. Ein Viertel der Befragten konnte keine An-

gabe machen. Die Antworten unterschieden sich nicht 

nach gewählter Zulassungsoption der Pflegeeinrichtung. 

Eine Ausnahme stellen die Pflegeeinrichtungen mit der 
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½ǳƭŀǎǎǳƴƎǎƻǇǘƛƻƴ αOrientierung an kollektivvertraglicher 

Regelungά ŘŀǊΣ ŘƛŜ ƛƳ ±ŜǊƎƭŜƛŎƘ Ȋǳ Pflegeeinrichtungen 

mit einer αBindung an eine kollektivvertragliche Rege-

lungά ƻŘŜǊ α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴŘǳƴƎά ǊŜƭŀǘƛǾ ƘŅǳŦƛƎ 

nicht geprüft wurden. 

Insgesamt gab knapp ein Drittel der Befragten an, dass 

die Anzahl der Nachweisverfahren seit Einführung der Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung gestiegen sei. 

Genannte Gründe für den Anstieg waren die Plausibilisie-

rung von Gehaltsangaben (60 %), Eingruppierung in Tarif-

verträge/kirchliche AVR (60 %), Jahressonderzahlungen 

(50 %), die Zahlung einer Inflationsausgleichsprämie 

(70 %), die Bewertung des Grundlohns und der Zulagen 

(70 %) sowie die Prüfung der Einstufungen und Stufen-

steigerungen (50 %). 12,5 % der Befragten gaben an, dass 

sich die Anzahl der Nachweisverfahren seit Einführung 

der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung verringert 

habe. Grund sei die fehlende Abstimmung des Nachweis-

verfahrens auf Landesebene (75 %; alle Nennungen aus 

Nordrhein-Westfalen). 

Die Hälfte der Pflegeeinrichtungen kann die Unterlagen 

im Nachweisverfahren nie (34,4 %) oder selten (15,6 %) 

fristgerecht vorlegen. Die von Pflegeeinrichtungen vorge-

legten Unterlagen seien gelegentlich bis oft vollständig 

(gelegentlich: 37,5 %, oft: 34,4 %) und plausibel gelegent-

lich: 43,8 %, oft: 25 %). Selten (28,8 %) bis gelegentlich 

(37,5 %) komme es bei Pflegeeinrichtungen zu Problemen 

bei der Vorlage anonymisierter Unterlagen. Mehr als die 

Hälfte der Pflegeeinrichtungen werden oft dazu aufgefor-

dert, ergänzende Unterlagen vorzulegen. Die Übermitt-

lung der Unterlagen erfolgt überwiegend digital (oft: 

43,8 %; immer: 37,5 %). 

Mehr als ein Fünftel der Befragten gab an, die schriftliche 

Mitteilung des Prüfungsergebnisses innerhalb von 8 Wo-

chen nach Eingang der geforderten Unterlagen nie ein-

halten zu können. Im Gegensatz dazu können 34,4 % der 

Befragten diese Frist oft oder immer einhalten. Zu ihren 

Erfahrungen mit dem Umgang des Ergebnisses des Nach-

weisverfahrens gaben 18,8 % der Befragten an, dass Trä-

ger abweisend auf diese reagierten. Alle Befragten aus 

Thüringen sowie eine Person aus NRW gaben an, dass ein 

Nachweisverfahren, welches in Pflegesatz-/Punktwert-

verfahren integriert sei, den Aufwand reduziere und eine 

gute Überprüfung ermögliche. 

Wirtschaftlichkeit der Entlohnung 

Auf die Frage, welche typischen sachlichen Gründe in der 

Verhandlungspraxis von den Pflegeeinrichtungen für die 

Bezahlung von Gehältern, die über die Höhe des Tarif-

lohnniveaus hinausgehen, seit dem 1. September 2022 

für Personalkosten geltend gemacht werden, antworte-

ten 78,1 % der Verhandlerinnen und Verhandler, dass die 

Zahlung wettbewerbsfähiger Löhne oft oder immer ange-

führt werden würde. Des Weiteren wird oft eine in den 

Erfahrungsstufen vom Durchschnitt abweichende beson-

dere Beschäftigtenstruktur angeführt (31,3 % der Befrag-

ten). Andere mögliche Gründe wie beispielsweise eine 

Pflegesatz- oder Vergütungsvereinbarung mit Grundlage 

einer bis zum 31.08.2022 geltenden Rechtslage oder eine 

übertarifliche Bezahlung aufgrund eines qualifizierenden 

Hochschulabschlusses spielten hingegen eine unterge-

ordnete Rolle. 

Häufige Gründe der Pflegekassen dafür, Personalkosten 

mit Gehältern, die über die Höhe des Tariflohnniveaus 

hinausgehen, abzulehnen, waren, dass der angeführte 

Grund von der Pflegeeinrichtung nicht plausibel und 

nachvollziehbar dargelegt wurde (78,1 % der Befragten), 

dass der angeführte Grund nicht als sachlicher Grund ge-

mäß § 82c Absatz 3 SGB XI anerkannt ist (40,8 % der Be-

fragten) oder dass die Pflegeeinrichtung keinen Grund 

anführte (43,8 %). 

Schiedsverfahren 

Kommt es bei Vergütungsverhandlungen zu keiner Eini-

gung, können die in den Ländern gebildeten Schiedsstel-

len bzw. Schiedspersonen nach § 76 SGB XI hinzugezogen 

werden. Von den befragten Verhandlerinnen und Ver-

handler gaben 40,6 % an, dass sich die Anzahl dieser 

Schiedsverfahren seit Einführung der Regelungen zur ta-

rifgerechten Entlohnung erhöht habe. Von den Befrag-

ten, die eine Veränderung in der Anzahl der Schiedsver-

fahren feststellten, gaben 71,4 % an, dass der derzeitige 

Umfang der Organisation sowie die personelle Ausstat-

tung von Schiedsstellen nicht ausreichend sei, um den 

Anforderungen eines Schiedsverfahrens gerecht zu wer-

den. Verbesserungspotentiale sehen die Befragten in ei-

nem verschlankten Verfahren (40 %) sowie in einer ver-

besserten Organisation, welche auch die Terminfindung 

erleichtern könne (20 %). 

Weitere Auswirkungen der Regelungen zur tarifgerech-

ten Entlohnung 

Neben den angeführten Aspekten wurden weitere Aus-

wirkungen der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung 

durch die Landesverbände der Pflegekassen und die Ver-

handlerinnen und Verhandler benannt. Hierzu zählen 

ŜƛƴŜ ōŜƻōŀŎƘǘŜǘŜ αYƻǎǘŜƴŜȄǇƭƻǎƛƻƴά ƛƳ ŀƳōǳƭŀƴǘŜƴ ǳƴŘ 

stationären Langzeitpflegesektor sowie in der häuslichen 

Krankenpflege (14 Freitextantworten von 16 rückmel-

dende Personen der Landesverbände; 3 Freitextantwor-

ten von 13 rückmeldenden Verhandlerinnen und Ver-
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handlern) und wachsender Unmut Pflegebedürftiger und 

ihrer Angehörigen (jeweils eine Nennung durch Landes-

verbände und Verhandlerinnen/Verhandler). Ein weite-

rer Aspekt auf Seiten der Landesverbände waren gestie-

gene Verwaltungs- und Prüfaufwände (6 Nennungen) 

und der Vorschlag, dass die Prüfung alternativ durch den 

Zoll erfolgen könne (1 Nennung). Als Herausforderung 

wurde zudem gesehen, dass die Regelungen ein umfang-

reiches Expertinnen- und Expertenwissen zu TV/kirchli-

chen AVR voraussetzen (3 Nennungen) und dass Sanktio-

nen bei Missbrauch der Regelungen maximal zu einem 

Ausgleich der festgestellten Verfehlung führen (jeweils 

eine Nennung durch Landesverbände und Verhandlerin-

nen/Verhandler). Verhandlerinnen und Verhandler the-

matisierten außerdem die Einführung des § 113c SGB XI, 

welcher zu einer Steigerung der Vergütungsverhandlun-

gen geführt habe (5 Nennungen), unkonkrete gesetzliche 

Regelungen (2 Nennungen), steigende Konflikte mit be-

teiligten Sozialhilfeträgern (2 Nennungen) sowie Pflege-

einrichtungen, welche unter Rechtsbeistand mit Schieds-

verfahren drohen (3 Nennungen). Eine Zunahme von Kla-

geverfahren durch die Pflegeeinrichtungen und Verhand-

lungen unter Hinzunahme Dritter wurde auch durch Lan-

desverbände der Pflegekassen berichtet (2 Nennungen).  

8.3 Vorläufige Interpretation und Limitationen 

Insgesamt zeigt sich, dass der Aufwand bei den Landes-

verbänden der Pflegekassen sowie bei den Verhandle-

rinnen und Verhandlern von Pflegesatz- und Pflegever-

gütungsvereinbarungen mit Einführung der Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung gestiegen ist. Gründe da-

für sind ein erhöhter Aufwand durch die Prüfung der Zu-

lassungsvoraussetzung und der Datenmeldungen gemäß 

§ 72 Absatz 3d SGB XI sowie eine gestiegene Dauer, Häu-

figkeit und Komplexität der Pflegesatz- und Vergütungs-

verhandlungen. Mit Veröffentlichung der rüE im Oktober 

zeigt sich zum Jahreswechsel eine erhöhte Arbeitsver-

dichtung. Neueinstellungen von Personal oder belas-

tungsbedingte und personalseitige Kündigungen sind teil-

weise erfolgt. Die Folgen sind ein häufigerer Bearbei-

tungsstau bei Pflegesatz- und Vergütungsvereinbarun-

gen, häufigere Frist- und Terminverschiebungen in Pfle-

gesatz- und -vergütungsverfahren sowie häufigere Kon-

flikte mit Pflegeeinrichtungen. Von Verhandlerinnen und 

Verhandlern, die keine Schulung erhielten, wurde ein au-

todidaktisches Aneignen der Umsetzung der Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung unter Berücksichtigung 

der Einhaltung der Zulassungs-, Vergütungs- und Nach-

weisrichtlinien erwartet. 

Die Ergebnisse der Befragungen zeigen außerdem, dass 

die in den Zulassungs- und Nachweisrichtlinien festgeleg-

ten Nachweisverfahren seit Einführung der Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung in einigen Pflegeeinrich-

tungen durchgeführt wurden. Dies geschah insbeson-

dere bei Zweifeln an der rechtmäßigen Vergütung von 

Personal. Es bestehen jedoch teilweise Probleme bei der 

fristgerechten Vorlage von Unterlagen durch die Pflege-

einrichtungen und der fristgerechten Vorlage des Prüfer-

gebnisses durch die Verhandlerinnen und Verhandler. Die 

befragten Verhandlerinnen und Verhandler erachten es 

als sinnvoll, die Nachweisverfahren in die Pflegesatz- und 

Vergütungsverhandlungen zu integrieren, um den Auf-

wand zu reduzieren und eine gute Überprüfung zu er-

möglichen. Des Weiteren wird eine Einführung von wirk-

samen Sanktionsmöglichkeiten als sinnvoll erachtet, da 

nach derzeitigem Stand bei Fehlverhalten lediglich ein 

Ausgleich der vorliegenden Verfehlung erfolgen muss. 

Verhandlerinnen und Verhandler erfahren auch abwei-

sende Reaktionen auf die Ergebnisse von Nachweisver-

fahren durch die Träger. Seit Einführung der Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung zeigt sich eine deutliche 

Zunahme von Schiedsverfahren oder Androhung dieser, 

für welche die derzeitige Personalausstattung der in den 

Ländern gebildeten Schiedsstellen derzeit allerdings 

nicht ausreicht. Verbesserungspotentiale werden in ei-

nem verschlankten Verfahren sowie in einer verbesser-

ten Organisation gesehen, welche auch die Terminfin-

dung erleichtern könne. 

Die Zahlung wettbewerbsfähiger Löhne und eine in den 

Erfahrungsstufen vom Durchschnitt abweichende beson-

dere Beschäftigtenstruktur wird in der Verhandlungspra-

xis von den Pflegeeinrichtungen für die Bezahlung von 

Gehältern, die über die Höhe des Tariflohnniveaus hin-

ausgehen, seit dem 1. September 2022 für Personalkos-

ten hauptsächlich geltend gemacht. Häufige Ablehnungs-

gründe für die Pflegekassen sind, dass der von Pflegeein-

richtungen angeführte Grund nicht plausibel und nach-

vollziehbar dargelegt wird oder nicht als Grund nach 

§ 82c Absatz 3 SGB XI anerkannt ist. 

Die Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung hat zu keinen Kündigungen der Versorgungsver-

träge durch die in der Befragung rückmeldenden Landes-

verbände der Pflegekassen geführt. Pflegeeinrichtungen, 

welche Versorgungsverträge kündigen, führen die Be-

triebsaufgabe, Insolvenz oder Personalmangel als Kündi-

gungsgründe an, während nur eine Rückmeldung die vor-

zeitige altersbedingte Aufgabe durch die Einführung der 

Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung thematisierte. 

Eine weitere beobachtete Auswirkung für die Pflegekas-

sen und die pflegerische Versorgung sind die in Kapitel 7 

bereits beschriebenen deutlich erkennbaren Preisan-

stiege in der ambulanten und (teil-)stationären Langzeit-

pflege sowie in der häuslichen Krankenpflege. 



Auswirkungen auf Pflegekassen 59 

 

Bei der Wahl der Bundesländer wurde auf möglichst 

große Unterschiede abgezielt. Dennoch sehen Verhand-

lerinnen und Verhandler in allen vier Bundesländern ei-

nen erhöhten zeitlichen Aufwand seit Einführung der Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung mit einer Perso-

nalausstattung, welche sich nicht im ausreichenden 

Maße geändert habe (Berlin zeigt als einziges Land ein ge-

mischteres Bild bezüglich einer ausreichenden Ausstat-

tung des Personals). Größere länderspezifische Unter-

schiede zeigen sich bei den Schulungen über die Umset-

zung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung und 

bei der Anzahl der Schiedsverfahren. Die befragten Ver-

handlerinnen und Verhandler in Nordrhein-Westfalen er-

hielten nach eigenen Angaben keine Schulung über die 

Umsetzung der Regelungen, während Verhandlerinnen 

und Verhandler in Berlin und Thüringen mehrheitlich 

Schulungen erhielten. Des Weiteren hat sich die Anzahl 

von Schiedsverfahren in Thüringen nicht erhöht. Im Ge-

gensatz dazu sagten drei Viertel der Befragten in Nord-

rhein-Westfalen, dass sich die Anzahl der Schiedsverfah-

ren erhöht habe.  

Die Ergebnisse der Befragungen sollten im Kontext von Li-

mitationen betrachtet werden. Erstens zeigen die länder-

spezifischen Unterschiede bezüglich Schulungen und 

Schiedsverfahren, dass aus einer Stichprobe von vier Bun-

desländern nicht auf die Grundgesamtheit von 16 Bun-

desländern rückgeschlossen werden kann. Bei der Aus-

wahl kann es zu einer systematischen Verzerrung kom-

men, sodass die Stichprobe nicht als repräsentativ für die 

Gesundgesamtheit gewertet werden sollte. Zweitens ist 

die Rückmeldung aus Schleswig-Holstein, mit zwei ausge-

füllten Fragebögen, relativ gering. Drittens handelt es sich 

bei den Befragungen um anonyme Onlinebefragungen, 

sodass die Möglichkeit von Absprachen nicht ausge-

schlossen werden kann. Viertens wurden Angaben zur 

Kündigung von Versorgungsverträgen und zur Durchfüh-

rung von Nachweisverfahren nicht im ausreichenden 

Maße getätigt, sodass keine validen Aussagen über die 

(absolute) Häufigkeit getroffen werden können.
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In diesem Kapitel werden die Auswirkungen der Regelun-

gen zur tarifgerechten Entlohnung auf Pflegeeinrichtun-

gen betrachtet. Im Fokus stehen die Erfahrungen von 

Pflegeeinrichtungen mit der Umsetzung der tarifgerech-

ten Entlohnung, Begründungszusammenhänge hinsicht-

lich der Wahl und des Wechsels der gewählten Zulas-

sungsoption, Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit von 

Personalaufwendungen sowie Erfahrungen mit den Kos-

tenträgern (Pflegekassen). 

In diesem Kapitel werden folgende Fragestellungen be-

handelt:  

¶ Welche Kriterien sind für zugelassene Pflegeeinrich-

tungen bei der Auswahl bzw. Meldung einer Entloh-

nungsvariante entscheidend? 

¶ Welche Auswirkungen hat es für die Wirtschaftlich-

keit einer Pflegeeinrichtung, insbesondere für die 

Wirtschaftlichkeit ihrer Personalaufwendungen, 

wenn nicht kollektivvertraglich gebundene Pflege-

einrichtungen sich für die Zulassungsoption αhǊƛŜƴπ

ǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά oder für 

ŘƛŜ α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴŘǳƴƎά entscheiden? 

¶ Welche Besonderheiten ergeben sich für die Wirt-

schaftlichkeit ambulanter Pflegeeinrichtungen, auch 

unter Berücksichtigung der häuslichen Kranken-

pflege nach § 37 SGB V? 

¶ Gibt es Auswirkungen und wenn ja, welche, der Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung auf die in-

haltliche Ausgestaltung von TV/kirchlichen AVR in 

der Langzeitpflege? 

¶ Welche Erfahrungen haben die Pflegeeinrichtungen 

mit dem in den Zulassung- und Nachweisrichtlinien 

festgelegten Nachweisverfahren nach § 84 Absatz 7 

SGB XI gemacht? 

¶ Welche weiteren Auswirkungen haben die Regelun-

gen zur tarifgerechten Entlohnung für die Pflegeein-

richtungen (z. B. Pflegesatzverhandlungen mit Trä-

gern der Sozialhilfe)? 

9.1 Methodisches Vorgehen 

Die Analyse der Auswirkungen der Regelungen zur tarif-

gerechten Entlohnung auf Pflegeeinrichtungen erfolgte 

anhand leitfadengestützter, problemzentrierter Inter-

views mit Expertinnen und Experten, die auf Grundlage 

ihrer jeweiligen branchenspezifischen Expertise die Ef-

fekte der Regelungen beschrieben und ihre Erfahrungen 

mit der Umsetzung der Regelungen schilderten. Zur 

Sample-Bildung wurde ein Portfolio-Ansatz bevorzugt. 

Grundlage war ein Sampling unter Einschluss der Bundes-

länder Berlin, Nordrhein-Westfalen, Thüringen und 

Schleswig-Holstein (Pflegeeinrichtungen). Darüber hin-

aus wurden Interviews mit Sozialpartnern sowie Perso-

nen aus dem Feld der Unternehmensberatung und Wirt-

schaftsprüfung geführt. Mittels dieses Vorgehens sollte 

der Heterogenität des Untersuchungsgegenstandes 

durch strukturelle Variation der länderspezifischen Fal-

lauswahl so weit wie möglich Rechnung getragen wer-

den.  

Im ersten Zugriff erfolgte das Sampling auf Grundlage 

struktureller Unterschiede der Bundesländer nach Trä-

gerstrukturverteilung und Anteilsverteilungen der Zulas-

sungsoptionen sowie länderspezifischer Kostenstruktu-

ren; auf der zweiten Ebene der Samplebildung wurde 

nach Träger, Versorgungsart und Größe der Einrichtun-

gen auf Grundlage von Datenbank- und Internetrecher-

chen (AOK-Pflegenavigator) differenziert. Zur Durchfüh-

rung der Interviews wurden Interviewleitfäden mit unter-

schiedlichen thematischen Schwerpunkten erstellt, die 

Gespräche wurden mit Geschäftsführungen/Einrich-

tungsleitungen von Pflegeeinrichtungen, Sozialpartnern 

und Wirtschaftsprüfungsunternehmen geführt. Der Inter-

viewleitfaden sowie eine Datenschutz- und Einverständ-

niserklärung wurde den Gesprächsteilnehmenden vorab 

zur Vorbereitung zugesandt. Die Leitfäden finden sich in 

den Anhängen NNN bis PPP. Die Interviews hatten im 

Durchschnitt eine Dauer von 1,5 Stunden und wurden on-

line durchgeführt. Die Interviews wurden nach Einver-

ständniserklärung aufgezeichnet und anschließend trans-

kribiert. Die Auswertung der Interviewskripte erfolgte ka-

tegoriengeleitet in der Software MaxQDA. Die Hauptka-

tegorien basierten in einem ersten Zugriff auf den rele-

9 Auswirkungen auf 
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vanten Themen der Leitfäden, nach Erstauswertung des 

Materials wurden diese um induktiv gebildete Subkate-

gorien erweitert. Nachfolgend werden zentrale Kernthe-

men, Kernaussagen und Kernbefunde der Interviewaus-

wertung dargestellt. Zur besseren Lesbarkeit wird auf die 

Einfügung von Originalzitaten verzichtet, die Darstellung 

erfolgt in Form eines strukturierten Ergebnisprotokolls 

mittels Paraphrasierung. 

9.2 Kernbefunde 

Herausforderungen der Einführung 

Insbesondere bei nicht kollektivvertraglich gebundenen 

Pflegeeinrichtungen erzeugte die Einführung der tarifge-

rechten Entlohnung einen hohen Entscheidungsdruck im 

Hinblick auf die Wahl der Zulassungsoption. Die Vorberei-

tungszeit hierfür wurde von Interviewpartnerinnen und 

Interviewpartnern aus nicht kollektivvertraglich gebun-

denen Einrichtungen als knapp bewertet. Als Ursache für 

diesen Druck wurde unter anderem angegeben, dass es 

zum Zeitpunkt der Umsetzung der gesetzlichen Neurege-

lungen zum Teil an systematisierten Entscheidungsgrund-

ƭŀƎŜƴ ŦǸǊ ŘƛŜ ²ŀƘƭ ŘŜǊ αǊƛŎƘǘƛƎŜƴά ½ǳƭŀǎǎǳƴƎǎƻǇǘƛƻƴ in der 

Pflegeeinrichtung mangelte. Es wurde betont, dass es 

sich bei der Wahl der Zulassungsoption um eine sehr ein-

richtungsindividuelle Entscheidung handele, welche so-

wohl von betriebs- und versorgungsspezifischen Faktoren 

als auch von lokalen (Tarif-) und Marktstrukturen in er-

heblichem Umfang beeinflusst werde. Beispiele hierfür 

sind tradierte wohlfahrtsverbandliche Trägerstrukturen 

(Beispiel Nordrhein-Westfalen), ein hoher Markt- und 

Wettbewerbsdruck durch preisgünstigere Anbieter (Bei-

spiele Schleswig-Holstein, Berlin) wie auch die allgemeine 

Lohnentwicklung in dem Bundesland sowie das Span-

nungsfeld zwischen Nachfrageentwicklung nach Pflege-

leistungen einerseits, dem verfügbaren lokalen/regiona-

len Pflegeplatzangebot und des auf dem Arbeitsmarkt 

verfügbaren Pflegefachpersonals andererseits (Beispiel 

Thüringen).  

Eine Herausforderung für die bis zur Einführung der tarif-

gerechten Entlohnung nicht an kollektivvertragliche Re-

gelungen gebundenen oder orientierten Pflegeeinrich-

tungen bestand laut wiederholter Einschätzung darin, In-

formationen über und Zugänge zu TV/kirchlichen AVR ins-

besondere im Hinblick auf die jeweiligen Entgeltordnun-

gen zu erhalten. Als zentrale Informationsquellen wur-

den von nicht kollektivvertraglich gebundenen Pflege-

einrichtungen überwiegend Arbeitgeberverbände, Trä-

gerverbände, Pflegeinrichtungen im direkten Marktum-

feld sowie professionalisierte Beratungsstrukturen (Un-

ternehmensberatung, Wirtschaftsprüfung) benannt. 

Wahl der Zulassungsoption 

Im Hinblick auf die Wahl der passenden Zulassungsoption 

wurden, laut Aussage einer Expertin/eines Experten im 

Bereich der Unternehmensberatung, bestenfalls die Be-

schäftigtenstruktur, die Refinanzierungslogiken sowie die 

spezifische Leistungserbringung bei den Überlegungen 

einbezogen. In den geführten Interviews wurde mehrfach 

deutlich, dass die Erfüllung der Zulassungsvoraussetzung 

über die Wahl der Durchschnittsanwendung für jene Pfle-

geeinrichtungen, die vor Einführung der tarifgerechten 

Entlohnung weder an eine kollektivvertragliche Regelung 

gebunden waren noch sich an einer kollektivvertraglichen 

wŜƎŜƭǳƴƎ ƻǊƛŜƴǘƛŜǊǘŜƴΣ ƻŦǘƳŀƭǎ ŘƛŜ ŀƳ αƭŜƛŎƘǘŜǎǘŜƴά zu-

gängliche und umsetzbare Zulassungsoption war. Im Zuge 

der Einführung der Regelungen sei es oftmals vorgekom-

men, dass die Durchschnittsanwendung als die potenziell 

am leichtesten umzusetzende Option auch in Beratungs-

dienstleistungen durch Arbeitgeber-/ Interessenverbände 

empfohlen wurde. Der zeitliche Druckpunkt der gesetzli-

chen Umsetzung habe in der Anfangsphase zum Teil zu 

Überforderungen in Pflegeeinrichtungen geführt und 

eine fundierte Entscheidung erschwert. Dies sei vor-

nehmlich bei nicht kollektivvertraglich gebundenen Ein-

richtungen mit geringer Erfahrung im Tarifwesen der Fall 

gewesen. 

Die Annahme, dass es sich bei der Durchschnittsanwen-

ŘǳƴƎ ǳƳ ŘƛŜ αƭŜƛŎƘǘŜǎǘŜά ±ŀǊƛŀƴǘŜ ƘŀƴŘƭŜΣ ǊŜǎǳƭǘƛŜǊŜ ƭŀǳǘ 

Aussage der Expertin/des Experten unter anderem aus 

den fehlenden Kenntnissen über die Inhalte von kollektiv-

vertraglichen Regelungen, aber auch aus Vorbehalten 

hinsichtlich der Komplexität ihrer Eingruppierungslogiken 

und deren Umsetzung. Die Problematik, die aus dieser 

zum Teil als vorschnell charakterisierte Entscheidung für 

die Durchschnittsanwendung in der Folge resultierte, la-

gen in der Refinanzierung. So sei etwa in Nordrhein-West-

falen das Lohnniveau in Form der Durchschnittsanwen-

dung bereits zu Beginn recht hoch angelegt gewesen, mit 

der Folge, dass pauschale Vergütungsanpassungen sei-

tens der Pflegekassen keine auskömmliche Refinanzie-

rung geboten hätten. Dies habe laut der Expertin/des Ex-

perten vielfach zu wirtschaftlichen Herausforderungen 

für die Einrichtungen geführt, die in der Folge Beratungen 

in Anspruch genommen hätten. Entsprechend habe sich 

die Tarifaufklärung als wichtiges Beratungsfeld im Zuge 

der Umsetzung der tarifgerechten Entlohnung sukzes-

sive aufgebaut.  

So skizzierte die Geschäftsführerin/der Geschäftsführer 

einer ambulanten Einrichtung, die/der auf Anraten des 

zuständigen Arbeitgeberverbandes sowie aufgrund der 

hohen Suchkosten passender kollektivvertraglicher Rege-

lungen zunächst die Durchschnittsanwendung umsetzte, 
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dass zwischenzeitlich ein Wechsel zur hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜπ

ǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά stattgefunden 

habe; während sich die Durchschnittsanwendung auf-

grund der Möglichkeit, höhere Einstiegsgehälter im Wett-

bewerb um (vor allem jüngeres) Pflegepersonal zu zah-

len, zunächst als vorteilhaft erwies, resultierten hieraus 

jedoch im weiteren Verlauf hohe Personalkosten, die auf-

grund von Refinanzierungsproblematiken nicht gedeckt 

werden konnten. 

In einem Interview wurde darüber hinaus thematisiert, 

dass es z. T. Unklarheiten im Hinblick auf die gesetzlichen 

Regelungen gäbe. Dies beträfe den Umstand, dass die 

Formulierungen nach § 72 Absatz 3a und 3b SGB XI in Tei-

len zu Unklarheiten bei Pflegeeinrichtungen, insbeson-

dere aber bei Pflegekassen führen können. Dies sei etwa 

dann der Fall, wenn eine Pflegeeinrichtung zwar weiter-

hin über einen gültigen Manteltarifvertrag, nicht jedoch 

über einen gültigen Entgelttarifvertrag verfüge. Auch 

wenn es sich nach Einschätzung der Interviewperson eher 

um eine Ausnahme handele, sei gleichwohl eine gesetzli-

che Klarstellung im Hinblick auf gültige kollektivvertragli-

che Entgeltregelungen erforderlich. 

Aufbau von Verhandlungsmacht und Refinanzierung 

Während die Herausforderung für bis dato nicht kollek-

tivvertraglich gebundene oder orientierte Pflegeeinrich-

tungen darin bestand, sich unter Umständen erstmalig 

mit alternativen Entlohnungsregelungen auseinanderzu-

setzten, war der Übergang nach Einschätzung der Inter-

viewten aus kollektivvertraglich gebundenen oder orien-

tierten Pflegeeinrichtungen deutlich einfacher. Dabei 

wurde auch argumentiert, dass ein Vorteil einer Bindung 

an einen TV/einer kirchlichen AVR bzw. der Mitglied-

schaft in einer Tarifgemeinschaft auch darin bestehe 

αǎǘǊǳƪǘǳǊŜƭƭŜ ±ŜǊƘŀƴŘƭǳƴƎǎƳŀŎƘǘά ŀǳŦȊǳōŀǳŜƴΦ !ƭǎ Ŝƛƴ 

Spannungsfeld wurde in diesem Kontext jedoch die Ent-

wicklung zwischen Flächen- und Haustarifverträgen the-

matisiert. Während Haustarifverträge die Möglichkeit er-

öffneten, stärker die jeweilige betriebliche Situation zu 

berücksichtigten, haben Tarifgemeinschaften eher den 

Vorteil des Aufbaus von Verhandlungsmacht sowohl ge-

genüber Gewerkschaften als auch im Hinblick auf die Re-

finanzierung gegenüber Pflegekassen. Zudem habe sich 

für nicht kollektivvertraglich gebundene Pflegeeinrich-

tungen durch die tarifgerechte Entlohnung die Wettbe-

werbssituation deutlich verbessert. Lohnunterschiede 

zwischen kollektivvertraglich gebundenen/orientierten 

Pflegeeinrichtungen einerseits und Pflegeeinrichtungen 

ohne Bindung an eine bzw. Orientierung an einer kollek-

tivvertraglichen Regelung wurden in einem Bundesland 

auf rund 20 % beziffert. In diesem Zusammenhang wurde 

von Gesprächspersonen aus nicht kollektivvertraglich 

gebundenen Pflegeeinrichtungen betont, dass sich mit 

der tarifgerechten Entlohnung jenseits des einrichtungs-

bezogenen (externen) Vergleichs erstmalig die Chance 

auf Anerkennung der Wirtschaftlichkeit der Entlohnung 

gegenüber den Kostenträgern eröffnet habe. 

Flexibilität, strategische Handlungsspielräume, Trans-

parenz, Legitimation  

Mittlerweile scheinen sich Kenntnisse und Erfahrungs-

werte hinsichtlich der Vor- und Nachteile einzelner Ent-

lohnungsoptionen in den Pflegeeinrichtungen stärker 

aufgebaut zu haben, wie die Argumentation der Ge-

schäftsführenden im Hinblick auf die Wahl der Entloh-

nungsvarianten zeigen. Das rüE erweise sich für die 

Durchschnittsanwender insbesondere dahingehend als 

vorteilhaft, als dass es einen hohen unternehmerischen 

Handlungsspielraum biete. Damit könne sowohl auf wirt-

schaftliche als auch auf personale Herausforderungen fle-

xibel reagiert werden. Als Beispiel wurden Einstiegsgeh-

älter für jüngere Pflegebeschäftigte nach der Pflegeaus-

bildung benannt, die aufgrund des Fachkräftemangels 

höher angesetzt werden könnten mit dem Ziel, hierüber 

einen Bindungseffekt an die Einrichtung zu erzeugen, um 

etwa der Aufnahme einer Tätigkeit im Krankenhaus mit-

tels eines höheren Einstiegslohns etwas entgegenzuset-

zen. Demgegenüber ς so die Argumentation ς würden 

αǎǘŀǊǊŜ ¢ŀǊƛŦƭǀƘƴŜά ŜǊǎǘ ƛƳ [ŀǳŦŜ ƭŅƴƎŜǊŜǊ .ŜǘǊƛŜōǎȊǳƎŜπ

hörigkeiten bzw. Beschäftigungsdauern greifen. Aber 

ŀǳŎƘ ŘƛŜ CǊŜƛƘŜƛǘŜƴ αLƴŎŜƴǘƛǾŜǎά Ȋǳ ǎŜǘȊŜƴ ƻŘŜǊ ōŜπ

stimmte Beschäftigtengruppen zeitlich bevorzugt zu ent-

lohnen (gemeint sind Erfahrungsstufen), um im Wettbe-

werb um Personal strategischer agieren zu können, wur-

den als Argumente für eine Durchschnittsanwendung ge-

nannt. 

Während die hohe Flexibilität im Hinblick auf die Entloh-

nung bei der Durchschnittsanwendung mehrfach betont 

wurden, zeigten sich in den Interviews Hinweise darauf, 

dass die OptionŜƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ŜƛƴŜ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛπ

ŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά ǳƴŘ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛπ

ŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά aufgrund überprüfbarer Eingruppie-

rungsregelungen die Entlohnung des Personals zum ei-

nen betrieblich nachvollziehbar legitimiere und zugleich 

eine höhere Transparenz der Entlohnung für die Be-

schäftigten schaffe. Zudem wurde die Refinanzierung als 

ausschlaggebender Punkt dafür benannt, warum die Ent-

lohnungsoption αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜrtraglicher 

wŜƎŜƭǳƴƎά gewählt bzw. beibehalten wurde. Mit Blick auf 

die Durchschnittsanwendung wurde von einem Inter-

viewpartner/einer Interviewpartnerin aus dem Bereich 

der Sozialpartner betont, dass bei Anwendung des rüE die 

Transparenz der Beschäftigten im Hinblick auf die Entloh-

nung als kritisch anzusehen sei, da durch das rüE kein 
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individualrechtlicher Anspruch auf eine Entlohnung be-

stünde und zugleich bis dato keine Transparenzrichtlinien 

mit Blick auf die Beschäftigten existierten. 

Wirtschaftlichkeit und Vergütungsverhandlungen  

Die befragten Geschäftsführenden aus nicht kollektivver-

traglich gebundenen Pflegeeinrichtungen gaben an, dass 

sie die neuen gesetzlichen Regelungen grundsätzlich sehr 

begrüßt hätten, um höhere Löhne zahlen zu können, die 

dann auch von den Pflegekassen refinanziert würden. Im 

Zuge der Umsetzung der Regelungen wurde demgegen-

ǸōŜǊ Ǿƻƴ DŜǎŎƘŅŦǘǎŦǸƘǊǳƴƎŜƴ Ǿƻƴ α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴπ

ŘŜǊƴά ōŜǊƛŎƘǘŜǘΣ Řŀǎǎ ŘƛŜ wŜŦƛƴŀƴȊƛŜǊǳƴƎ ōŜƛ 5ǳǊŎƘπ

schnittsanwendung z. T. erschwert war. Dies habe nach 

Angabe einer/eines Geschäftsführenden zu einer wirt-

schaftlichen Bedrohungslage geführt, für einige Pflege-

einrichtungen sei die Situation sogar in Insolvenzen ge-

mündet. Andere Expertinnen und Experten berichteten 

zwar von Herausforderungen im Bereich der Wirtschaft-

lichkeit, allerdings sahen sie diese eher in steigenden 

Sachkosten begründet. Aus Sicht einer Expertin/eines Ex-

perten im Bereich der Wirtschaftsprüfung seien Insolven-

zen und Betriebsübernahmen Folgen komplexer Wir-

kungsgefüge, wie beispielsweise anhaltender Auswirkun-

gen der Pandemie, Inflation aber auch der gestiegenen 

Personalkosten. Eine Herausforderung, die von vielen 

der Befragten geteilt wurde, liegt in der prospektiven 

Vergütungsverhandlungslogik des Pflegesatzes einer-

seits und einer fehlenden (zeitlichen) Harmonisierung 

steigender Personalkosten im Zuge der gesetzlichen Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung andererseits.  

Unklarheiten zeigten sich zudem im Kontext der Vergü-

tung von Leistungen der häuslichen Krankenpflege. Hier 

wurde von Gesprächspartnerinnen und Gesprächspart-

nern ambulanter Pflege argumentiert, dass im Hinblick 

auf Vergütungssteigerungen in Teilen unklar sei, ob die 

gesetzlichen Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung 

oder die Grundlohnsummenbindung entscheidend seien. 

Da die Vergütungserhöhungen nach Grundlohnsummen-

entwicklung oftmals geringer als nach Lohnzuwächsen 

seien, bedürfe es hier einer gesetzlichen Klarstellung und 

einheitlicher Verfahrensweisen.   

Verfahrensdauer und Verhandlungsgegenstände 

Es zeigte sich in den Interviews, dass die Refinanzierungs-

situation für einige Einrichtungen zu deutlichen Heraus-

forderungen führt. Allerdings wurde in den Gesprächen 

kein einheitliches Bild im Hinblick auf Pflegesatz- und Re-

finanzierungspraktiken erkennbar. So berichteten einige 

Geschäftsführungen davon, dass langwierige Verhand-

lungen und Schiedsstellenverfahren seit Einführung der 

Regelungen in ihrem Wirkungsfeld nicht zugenommen 

hätten. Andere Interviewpartner bzw. Interviewpartne-

rinnen berichteten hingegen von deutlich langwierigeren 

Prozessen der Pflegesatzverhandlung. Diese wurden zum 

einen auf Personalmangel bzw. hohe Krankenstände bei 

den Kassen und Sozialhilfeträgern zurückgeführt. Zum an-

deren wurde auch der Eindruck formuliert, dass das Hin-

ziehen von Vergütungsabschlüssen strategischen Charak-

ter habe, um den Druck auf Einrichtungen zu erhöhen. 

Das derzeitige Pflegesatzverfahren wurde insbesondere 

im Hinblick auf die Refinanzierungssicherheit von Pfle-

geeinrichtungen als problematisch beschrieben. Zwar 

wurde berichtet, dass die Anerkennung der Personalkos-

ten sowohl in der ambulanten als auch stationären Lang-

zeitpflege im Ergebnis unproblematisch verlaufen würde, 

jedoch Herausforderungen bezüglich der Anerkennung 

von Investitions-, Ausbildungs- und Sachkosten vorlägen. 

Auch die Anerkennung von Urlaubs- und Krankheitstagen 

im Hinblick auf die Diskrepanz zwischen verhandelbarem 

und tatsächlich verfügbarem Personalbestand sowie die 

Anerkennung von Leistungen der häuslichen Kranken-

pflege stelle eine Herausforderung im Verhandlungsge-

schäft dar. 

Insgesamt führten diese Gegebenheiten zu Planungsunsi-

cherheiten und Verhandlungsprozessen, die nach Ein-

schätzung einiger befragten Geschäftsführungen zum Teil 

ƴƛŎƘǘ αŀǳŦ !ǳƎŜƴƘǀƘŜά ǎǘŀǘǘŦŅƴŘŜƴΦ [aut Aussage ei-

ner/eines Geschäftsführenden sei es für eine angemes-

sene und an die individuellen Rahmenbedingungen ange-

passte Refinanzierung notwendig, prinzipiell in die Einzel-

verhandlung zu gehen. Denn pauschale Pflegesatzanpas-

sungen seien oftmals nicht auskömmlich für die spezifi-

sche Betriebsstruktur. Ein weiterer Hinweis bezog sich 

darauf, dass sich in Pflegesatzverhandlungen der Ver-

handlungsgegenstand mit den Pflegekassen zunehmend 

von der Entlohnung als solcher in Richtung der Eingrup-

pierung, insbesondere im Hinblick auf die Erfahrungsstu-

fenzuordnung der Beschäftigten, verschiebe. 

Nachweisverfahren 

Wie im Gespräch mit einer Expertin/einem Experten im 

Bereich der Sozialpartner deutlich wurde, bestand auf 

Seiten der Pflegekassen im Zuge der Einführung der ge-

setzlichen Neuregelungen erheblicher Informationsbe-

darf im Hinblick auf Tarifsystematiken. Schließlich eröff-

nete sich durch die tarifgerechte Entlohnung auch für die 

Kostenträgerseite ein neues und erweitertes Aufgaben-

feld, was sich unter anderem im Zuge der Nachweisricht-

linie als bedeutsam erweise. Nach Angaben der befragten 

Geschäftsführenden sowohl aus kollektivvertraglich ge-

bundenen als auch aus nicht kollektivvertraglich gebun-

denen Pflegeeinrichtungen sei bislang keine Prüfung der 
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Entlohnung bei ihnen vorgekommen. Betont wurde in 

diesem Kontext jedoch, dass entsprechende Nachweis-

prüfungen automatisch in Pflegesatzverhandlungen ge-

führt  würden. Andere Geschäftsführende stellten wiede-

rum die Umsetzung des derzeitigen Nachweisverfahrens 

grundsätzlich in Frage, da etwa bei Einrichtungswechseln 

von Beschäftigten sehr niedrige Gehaltsvorstellungen in 

Bewerbungsgesprächen formuliert werden würden. 

Effekte auf Leistungsinanspruchnahme 

Dass sich höhere Löhne auf die Preise für Pflegeleistun-

gen niederschlagen, erweist sich in den Gesprächen als 

allgemeiner Konsens. Während jedoch steigende Kosten 

für den EEE in der vollstationären Langzeitpflege über den 

Leistungszuschlag nach § 43 c SGB XI zur Begrenzung des 

Eigenanteils für pflegebedürftige Menschen in vollstatio-

närer Pflege ein wenig gedämpft würden, gelte dies für 

den ambulanten Bereich nicht. Gleichwohl wurde darauf 

hingewiesen, dass trotz des Leistungszuschlags nach 

§ 43 Ŏ {D. ·L αŘen Großteilά an der Erhöhung trotzdem 

immer noch die Bewohnerin bzw. der Bewohner trage. 

Zum Teil berichteten ambulante Pflegeeinrichtungen in 

diesem Kontext bereits von einem spürbaren Effekt auf 

die Leistungsinanspruchnahme im Sinne einer Begren-

zung der Ausgaben für Pflegesachleistungen mit der 

Folge sinkender mengenmäßiger Inanspruchnahme der 

Sachleistungen. Um zu vermeiden, dass auch künftig stei-

gende Löhne zu Lasten der Pflegeversicherten und der 

Träger der Sozialhilfe gingen, sei es dringend notwendig, 

die Finanzierungsgrundlagen der Pflegeversicherung 

nachhaltig strukturell zu verändern. Als Beispiel wurde 

ŘŜǊ α{ƻŎƪŜƭ-Spitze-¢ŀǳǎŎƘά ŀƴƎŜŦǸƘǊǘΦ 

Entlohnung und Attraktivität des Pflegeberufs 

In den Interviews wurde von Seiten der interviewten Ge-

schäftsführungen unisono argumentiert, dass der Pflege-

mindestlohn, in Anbetracht der gegenwärtigen Arbeits-

marktlage (Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmer-

markt), der Lohnentwicklung und Lohnerwartung vor al-

lem des Pflegefachpersonals, für die Entlohnung faktisch 

kaum noch eine Rolle spiele. Weniger im Fokus stünde je-

doch die Entlohnung von Beschäftigtengruppen, die nicht 

unter die Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung fie-

len, wie etwa Hauswirtschaftskräfte. Gleichwohl beton-

ten mehrere Gesprächspersonen, dass der Pflegemin-

destlohn insofern von Relevanz sei, als dass er im Kontext 

der rüE eine Untergrenze der Entlohnung setze. In allen 

Gesprächen wurde deutlich, dass aus Perspektive der In-

terviewpersonen Attraktionsfaktoren jenseits der Ent-

lohnung aus Sicht der Beschäftigten deutlich an Relevanz 

hinzugewonnen hätten. 

Grundsätzlich wurde die Einführung der tarifgerechten 

Entlohnung zwar als wichtiger und richtiger Schritt zur 

Verbesserung der Entlohnung gesehen, auch im Hinblick 

auf die Annäherung der Entgelte an den Krankenhaussek-

tor. So scheinen auch Fälle vorzuliegen, in denen Beschäf-

tigte aus der Arbeitnehmerüberlassung in die entleihen-

den Betriebe gewechselt seien, da sich die Entlohnung zu-

nehmend angeglichen habe. Eine Steigerung der Ausbil-

dungszahlen, die unmittelbar auf höhere Löhne zurückzu-

führen sei, scheint nach Einschätzung aller Befragten 

nicht vorzuliegen, obgleich eine Abwanderung von Be-

schäftigten, beispielsweise in Krankenhäuser aufgrund 

der Entlohnungsannäherung, zum Teil abgemildert wer-

den konnte. Gleichwohl wurde von allen Befragten be-

tont, dass nicht-materielle Arbeitsbedingungen (z. B. Per-

sonalausstattung, verlässliche Arbeitszeitgestaltung) eine 

zunehmend gewichtigere Rolle aus Sicht der Beschäftig-

ten spielen. Auch wenn die gestiegenen Löhne als ein 

zentraler Baustein der Attraktivität des Pflegeberufs po-

sitiv zu bewerten seien, wurde hervorgehoben, dass eine 

Steigerung der Attraktivität des Pflegeberufs allein durch 

die höheren Löhne nicht erreicht worden sei.  

In diesem Zusammenhang wurde darauf hingewiesen, 

verstärkt auch nicht intendierte Effekte von Lohnzuwäch-

sen im Pflegesektor stärker in den Blick zu nehmen. So 

wurde in diesem Zusammenhang durch eine Geschäfts-

führende bzw. einen Geschäftsführenden einer Pflege-

einrichtung darauf hingewiesen, dass höhere Löhne er-

fahrbar auch einen Anreiz zur Arbeitszeitreduzierung set-

zen würden. Einzelne Beschäftigte hätten bereits in Folge 

von Lohnzuwächsen ihre Arbeitszeiten reduziert. Aus 

haushaltökonomischer Sicht ist dies nachvollziehbar, 

nämlich dann, wenn der Einkommenseffekt der Lohnstei-

gerung den Substitutionseffekt übersteigt. Ergänzende 

Hinweise bezüglich der Effekte auf die Attraktivität des 

Pflegeberufs finden sich zudem im nachfolgenden Kapitel 

10. 

Perspektiven der Bindung an kollektivvertragliche Rege-

lungen 

Kritisch wurde vor allem von Interviewpartnerinnen und 

Interviewpartnern aus kollektivvertraglich gebundenen 

Pflegeeinrichtungen betont, dass das Alleinstellungs-

merkmal einer Bindung an einen TV bzw. eine kirchliche 

AVR angesichts der Regelungen zur tarifgerechten Ent-

lohnung an Bedeutung verliere. So würden sich Nach-

teile (Wettbewerbsverzerrung) für kollektivvertraglich 

gebundene Einrichtungen gegenüber den Durchschnitts-

anwendern hinsichtlich der Flexibilität bei der Lohnge-

staltung und der Wettbewerbsfähigkeit der Personalge-

winnung durch bestehende Entgeltordnungen ergeben, 

die nicht zu einer Attraktivität der hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ 
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kollektivvertragƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎŜƴά beitragen würden. Zu-

dem wurde argumentiert, dass es Grenzen kollektivver-

traglicher Entgeltordnungen gäbe, die die aktuelle Markt-

situation am Arbeitsmarkt nicht wiedergeben würden. 

Von einer Vertreterin/einem Vertreter der Sozialpartner 

wurde thematisiert, dass höhere Löhne nun für alle Be-

ǎŎƘŅŦǘƛƎǘŜƴ ǳƴŀōƘŅƴƎƛƎ Ǿƻƴ ŘŜǊ ½ǳƭŀǎǎǳƴƎǎƻǇǘƛƻƴ αǉǳŀǎƛ 

ŀǳǘƻƳŀǘƛǎŎƘά ǊŜŀƭƛǎƛŜǊǘ ǿǸǊŘŜƴ ǳƴŘ ǎƛŎƘ ŘƛŜǎ ƳǀƎƭƛŎƘŜǊπ

weise auch auf die Organisations- und Mobilisierungsbe-

reitschaft von Beschäftigten in der ohnehin schwer zu or-

ganisierenden Langzeitpflege auswirken könne. Eine 

Chance läge jedoch darin, die inhaltliche Ausgestaltung 

von kollektivvertraglichen Regelungen weiterzuentwi-

ckeln, indem beispielsweise Entlastungen für Beschäf-

tigte und verlässliche Arbeitszeiten stärker in den Vor-

dergrund gestellt würden. Auch dürften zukünftig an-

dere Beschäftigtengruppen (unter anderem außertarif-

lich bezahlte Führungs-/Leitungskräfte, Hauswirtschafts-

personal, Verwaltungs- und Technikpersonal) jenseits der 

bisherigen Zielgruppen der tarifgerechten Entlohnung 

stärker in den Fokus rücken. 

Nach Einschätzung mehrerer Gesprächspersonen aus den 

Feldern Unternehmensberatung, Geschäftsführung und 

Sozialpartner zeichnet sich ab, dass sich Entgeltordnun-

gen in den nächsten Jahren strukturell verändern dürften 

(agilere Entgeltordnungen). Dies beträfe insbesondere 

Strukturanpassungen aufgrund sich ausdifferenzierender 

pflegespezifischer Qualifikations- und Kompetenzprofile, 

mögliche Auswirkungen des Personalbemessungsverfah-

rens (PeBeM) sowie die Befungsniserweiterung von Pfle-

gefachpersonen. Darüber hinaus ist auch die Ausdifferen-

zierung pflegetypischer Zulagen auch durch neue 

Dienste, wie z. BΦ α5ŜƭŜƎŀǘƛƻƴǎŘƛŜƴǎǘŜά, erwartbar. Dies 

dürfte in der Perspektive mit Herausforderungen (z.B. re-

levante Entlohnungsbestandteile wie pflegetypische Zu-

lagen/Zuschläge, rüE-Ermittlung) einhergehen. Jenseits 

dessen wurde betont, dass die Attraktivität des Pflegebe-

rufs auch in erheblichem Umfang von ŜƛƴŜǊ ǇƻǎƛǘƛǾŜƴ α!ǳπ

ǖŜƴŘŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎά ŘŜr Pflege abhänge. 

9.3 Vorläufige Interpretation und Limitation 

Die Ergebnisse der problemzentrierten Interviews lassen 

sich dahingehend zusammenfassen, dass sie eine grund-

sätzlich positive Bewertung der tarifgerechten Entloh-

nung unabhängig von der Wahl der Zulassungsoption 

spiegeln. Die Wahl der Zulassungsoption folgt sowohl lo-

kalen Arbeitsmarkt- und Wettbewerbsstrukturen, pfad-

abhängigen Entwicklungen als auch einrichtungsspezifi-

schen Begründungszusammenhängen. In diesem Kontext 

werden insbesondere Flexibilitätsvorteile bei der Durch-

schnittsanwendung als auch Refinanzierungssicherheit 

im Hinblick auf die hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊπ

ǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά benannt.  

Aus Perspektive der an kollektivvertragliche Regelungen 

gebundenen Pflegeeinrichtungen stellt sich gleichwohl 

die Frage nach Mehrwert und Perspektive des Merkmals 

der Bindung an eine kollektivvertragliche Regelung. Ins-

besondere die + 10 %-Regelung für Durchschnittsanwen-

der wurde von Gesprächspersonen aus kollektivvertrag-

lich gebundenen Pflegeinrichtungen kritisch gesehen.  

Hinsichtlich der Verhandlungspraxis in Pflegesatz- und 

Vergütungsverhandlungen zeigte sich kein einheitliches 

Bild. In der Tendenz sind jedoch zeitlich längere Verhand-

lungsdauern, eine Komplexitätszunahme und Verrechtli-

chung der Verhandlungspraxis sowie ein Bedeutungsge-

winn neuer Verhandlungssachverhalte, etwa der Prüfung 

der Eingruppierung von Beschäftigten nach Erfahrungs-

stufen, erkennbar. Unklarheiten zeigten sich zudem im 

Kontext der Vergütung von Leistungen der häuslichen 

Krankenpflege. Dies betrifft insbesondere die Frage, ob 

im Hinblick auf Vergütungssteigerungen die gesetzlichen 

Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung oder die 

Grundlohnsummenbindung entscheidend seien. 

Grundsätzlich geteilt wurde die Ansicht, dass die vorlie-

gende Externalisierung der Kosten höherer Löhne insbe-

sondere in Richtung der Pflegebedürftigen sowie der So-

zialhilfeträger als problematisch anzusehen ist. 

Deutlich wurde zudem, dass das Ziel einer höheren Ent-

lohnung als ein Bestandteil der Attraktivitätssteigerung 

des Pflegeberufs nach Einschätzung der Befragten zwar 

erreicht wurde, gleichwohl jedoch jenseits der Entloh-

nung zunehmend qualitative Arbeitsbedingungen (un-

ter anderem Arbeitszeitgestaltung, pflegerische Befug-

nisse) für die Bewertung der Attraktivität des Berufs an 

Bedeutung gewännen. In diesem Kontext gelte es zu be-

obachten, welche Auswirkungen Lohnsteigerungen auf 

den Beschäftigungsumfang haben. Angesichts der gegen-

wärtigen Umbrüche im Pflegesektor, die sich durch die 

Kompetenzerweiterungen von Pflegefachpersonen sowie 

unter anderem der Umsetzung neuer Personal- und Qua-

lifikationsmixe in der Langzeitpflege auszeichneten, rücke 

verstärkt zudem die strukturelle Weiterentwicklung von 

Entgeltordnungen in den Fokus. 

Eine Limitation der Befunde besteht darin, dass es sich 

bei denjenigen Interviewpartnerinnen und Interviewpart-

nern, die sich zum Gespräch bereit erklärten, um eine Po-

sitivauswahl handeln könnte. Dies könnte mit Verzerrun-

gen (Bias) zu Lasten kritischer Einschätzungen zur tarifge-

rechten Entlohnung einhergehen. Auch kann die Tiefen-

schärfe bzw. Generalisierbarkeit der Befunde, wie es 
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durch eine empirisch gesättigte Erhebung mit hohen Fall-

zahlen möglich wäre, prinzipiell nicht unterstellt werden. 

Gleichwohl liefern die Interviews wichtige Hinweise auf 

zentrale Begründungszusammenhänge, Entwicklungen 

und Spannungsfelder, die im Kontext der tarifgerechten 

Entlohnung aus Perspektive der Befragten von Bedeu-

tung sind. 
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Ziel des dritten Arbeitspaketes war die Erhebung der Aus-

wirkungen der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung 

auf den Arbeitsmarkt für Pflege- und Betreuungskräfte 

sowie auf die Attraktivität des Pflegeberufs unter Berück-

sichtigung des Pflegemindestlohns.  

In diesem Kapitel werden folgende Fragestellungen be-

handelt: 

¶ Welche Auswirkungen auf die Entlohnung hat die 

Verpflichtung zur Entlohnung mindestens in Tarif-

höhe nach Einschätzung relevanter Akteure vor dem 

Hintergrund der Pflegemindestlöhne? 

¶ Welche Auswirkungen hat nach Einschätzung von Fa-

chexpertinnen und Fachexperten die verpflichtende 

tarifgerechte Entlohnung auf den Arbeitsmarkt für 

Pflege- und Betreuungskräfte und die Attraktivität 

des Pflegeberufs? 

10.1 Methodisches Vorgehen 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurde am 

5. März 2025 (11.00-16.00 Uhr, Ort: BMG, Berlin) ein Hea-

ring mit Expertinnen und Experten aus den Bereichen der 

Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsforschung, der Arbeit- und 

Dienstgeberverbände sowie der Pflegekommission 

durchgeführt. Die Übersicht der vertretenen Institutio-

nen findet sich in Anhang QQQ. Zur Vorbereitung wurde 

ein Inputpapier erstellt und an die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer versendet. Das Inputpapier enthielt sowohl 

eine Zusammenfassung der Ausgangslage als auch die lei-

tenden Fragestellungen des Expertinnen- und Experten-

Hearings. Das Inputpapier findet sich in Anhang RRR.  

Am Tag des Hearings erfolgte zunächst eine Inputpräsen-

tation durch das Projektteam, anschließend wurden die 

vorab skizzierten Fragestellungen durch Statements der 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie in Form einer 

moderierten Diskussion erörtert. Die Ergebnisse des Hea-

rings werden nachfolgend zusammenfassend dargestellt 

und um Erkenntnisse aus Datenanalysen und Sekundär-

literatur ergänzt. 

10.2 Kernbefunde 

Wirkungsgefüge Pflegemindestlohn, allgemeiner Min-

destlohn und regional übliches Entlohnungsniveau 

Eine zentrale Fragestellung des Expertinnen- und Exper-

ten-Hearings betraf das Wirkungsgefüge zwischen der 

Entwicklung des Pflegemindestlohns und der Entwicklung 

von Löhnen basierend auf kollektivvertraglichen Regelun-

gen. In Deutschland gibt es für den Pflegesektor seit Sep-

tember 2021 keine Mindestlohndifferenzierung zwischen 

Ost- und Westdeutschland mehr. Zudem existieren seit 

dem 1. Juli 2021 Pflegemindestlöhne für die drei Qualifi-

ƪŀǘƛƻƴǎƎǊǳǇǇŜƴ αtŦƭŜƎŜƘƛƭŦǎƪǊŅŦǘŜ ƻƘƴŜ !ǳǎōƛƭŘǳƴƎά 

αtŦƭŜƎŜƘƛƭŦǎƪǊŅŦǘŜ Ƴƛǘ ƳƛƴŘŜǎǘŜƴǎ ŜƛƴƧŅƘǊƛƎŜǊ !ǳǎōƛƭπ

ŘǳƴƎά ǳƴŘ αtŦƭŜƎŜŦŀŎƘƪǊŅŦǘŜάΦ Cür diese drei Qualifikati-

onsgruppen wird ebenfalls jeweils ein rüE auf Ebene des 

Bundeslandes ausgewiesen. Nachfolgend werden die 

zentralen Ergebnisse des Expertinnen- und Experten-

Hearings zu dieser Thematik zusammengefasst: 

Der Pflegemindestlohn normiere laut der Expertinnen 

und Experten eine branchenweite Lohnuntergrenze für 

die Pflegebranche, auch für an TV/kirchliche AVR gebun-

dene Einrichtungen. Soweit ein TV/eine kirchliche AVR 

den Pflegemindestlohn (temporär) unterschreite, werde 

dieser Tariflohn durch den darüber liegenden Pflegemin-

destlohn verdrängt. Die Regelungen zu den Pflegemin-

destlöhnen treten insoweit neben die Regelungen zum 

allgemeinen Mindestlohn. Diese Funktion der Unter-

grenze der Pflegemindestlöhne setze jedoch zugleich ei-

nen gewissen Lohnabstand zwischen den geltenden Pfle-

gemindestlöhnen und den bestehenden kollektivvertrag-

lichen Regelungen voraus, was im Ergebnis auch einen 

Lohnabstand zwischen Pflegemindestlöhnen und rüE in-

duziere.  

Relevant für den Pflegemindestlohn ist darüber hinaus 

auch der Abstand zum allgemeinen Mindestlohn, um für 

ungelernte Mitarbeitende eine Beschäftigung in der 

Pflege attraktiv zu gestalten. Die Festlegung des Pflege-

mindestlohns erfolgt in der unabhängigen Pflegekommis-

sion. Während die Pflegemindestlöhne nunmehr bundes-

weit einheitlich gelten, werden die rüE für die drei Be-

10 Pflegemindestlohn, 
Arbeitsmarkt und 
Berufsattraktivität  
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schäftigten-/Qualifikationsgruppen für jedes Bundesland 

auf Basis der dort geltenden kollektivvertraglichen Rege-

lungen ermittelt.  

In Abbildung 18 wird der Pflegemindestlohn für die drei 

Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen im Vergleich zu ei-

nem bundesweiten Entlohnungsniveau für die Jahre 2022 

und 2025 dargestellt. Das bundesweite Entlohnungsni-

veau für die drei Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen 

wurde auf Basis der Berechnungsmethodik für die rüE der 

einzelnen Bundesländer auf einen bundesweiten Ver-

gleichswert angewendet. Dieser bundesweite Vergleichs-

wert läge im Jahr 2022 auf Basis der Meldungen gemäß 

§ тн !ōǎŀǘȊ оŜ {D. ·L ŦǸǊ Řŀǎ IƛƭŦǎǇŜǊǎƻƴŀƭ ōŜƛ моΣло ϵκƘΣ 

ōŜƛƳ !ǎǎƛǎǘŜƴȊǇŜǊǎƻƴŀƭ ōŜƛ мфΣлр ϵκƘ ǳƴŘ ŦǸǊ Řŀǎ CŀŎƘπ

ǇŜǊǎƻƴŀƭ ōŜƛ ноΣоу ϵκƘΦ 5ŜǊ !ōǎǘŀƴŘ ȊǳƳ tŦƭŜƎŜƳƛƴŘŜǎǘπ

lohn ist beim Fachpersonal im Jahr нлнн Ƴƛǘ сΣну ϵκƘ ŀƳ 

größten. Im Jahr 2025 fallen die Abstände der bundeswei-

ten Entlohnungsniveaus zum Pflegemindestlohn für die 

drei Qualifikations-/Beschäftigtengruppen geringer aus 

ǳƴŘ ƭƛŜƎŜƴ ōŜƛƳ CŀŎƘǇŜǊǎƻƴŀƭ ōŜƛ рΣмн ϵκƘΦ όǎΦ Abbildung 

18) 

Nach Rückmeldungen der Expertinnen und Experten de-

finiere der Pflegemindestlohn im Kontext der Regelungen 

ȊǳǊ ǘŀǊƛŦƎŜǊŜŎƘǘŜƴ 9ƴǘƭƻƘƴǳƴƎ ŘƛŜ αǳƴǘŜǊŜ IŀƭǘŜƭƛƴƛŜά ŘŜǊ 

Entlohnung. Einrichtungen mit der Zulassungsoption der 

Durschnittsanwendung hätten das Recht, das jeweils vor-

gegebene rüE, das im Durchschnitt über alle Pflege- und 

Betreuungskräfte der jeweiligen Beschäftigten-/Qualifi-

kationsgruppe in einer Pflegeeinrichtung eingehalten 

werden müsse, in verschiedener Höhe auf verschiedene 

Beschäftigte aufzuteilen. Gleichwohl dürfe der Lohn jeder 

einzelnen Pflege- und Betreuungskraft pro bezahlter 

Stunde nicht unter dem Pflegemindestlohn liegen. Das 

rüE als Zulassungsvoraussetzung zur Versorgung nor-

miere damit ς im Gegensatz zum Pflegemindestlohn ς ei-

nen beschäftigtengruppen-/qualifikationsspezifischen 

Durchschnittsmindeststandard der Entlohnung in einem 

Bundesland.  

Im Verhältnis von Pflegemindestlohn und rüE ist zudem 

zu berücksichtigen, dass der Pflegemindestlohn als indivi-

dual arbeitsrechtliche Norm und das rüE als qualifikati-

onsgruppenspezifische Norm der Entlohnung nicht exakt 

vergleichbar seien. Dies betrifft  insbesondere die zu be-

rücksichtigenden Entgeltbestandteile sowie die zu be-

rücksichtigenden Arbeitnehmerinnen- und Arbeitneh-

mergruppen gemäß ihres Tätigkeitsumfangs in Pflege 

oder Betreuung. Ausgehend hiervon sei die Funktion der 

Pflegemindestlöhne, eine untere Haltelinie für die Entloh-

nung zu setzen. Insofern markiere der Pflegemindestlohn 

auch die individuelle Untergrenze bei der erlaubten Ab-

weichung von den rüE αƴŀŎƘ ǳƴǘŜƴάΦ 5Ŝƴƴ Řŀǎ rüE müsse 

ς wie bereits dargestellt ς nur im Durchschnitt der jewei-

ligen Beschäftigtengruppe erzielt werden.  

Ausgehend hiervon sei das Zusammenspiel von allgemei-

nem Mindestlohn, Pflegemindestlohn und kollektivver-

traglich normierter Entlohnung nach den Expertinnen 

und Experten wie folgt zu bewerten:  

ω Die Höhe des allgemeinen Mindestlohns beeinflusse in-

sofern die Höhe der Pflegemindestlöhne, als dass über 

einen Lohnabstand zwischen Pflegemindestlohn und 

allgemeinem Mindestlohn ein branchenspezifischer 

Entlohnungsanreiz insbesondere für ungelernte Be-

schäftigte gesetzt werden solle.  

ω Zugleich bedürfe es eines Lohnabstands zwischen Pfle-

gemindestlöhnen und Löhnen aus TV-/kirchlichen AVR-

Regelungen, zum einen im Hinblick auf die Akzeptanz 

2022 2025 

  

Abbildung 18: Bundesweites Entlohnungsniveau όƛƴ ϵκƘύ im Vergleich zum Pflegemindestlohn nach Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen in 2022 
(gültig ab 1. September 2022) und 2025 (gültig ab 1. Juli 2025) 
Quelle: AOK-BV (2022), GS-Tarife (2025), eigene Berechnung des bundesweiten Entlohnungsniveaus, Pflegemindestlohn gemäß fünfter und sechster 
Pflegearbeitsbedingungenverordnung (PflegeArbbV) (vgl. BAnz AT 26.04.2022 V1 und BGBl. 2023 I Nr. 336 vom 04.12.2023), eigene Darstellung. 
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von Pflegemindestlöhnen, zum anderen im Hinblick auf 

die Attraktivität von TV-/kirchlichen AVR-Regelungen. 

Die Tarifentwicklung im Pflegesektor markiere damit 

einen wichtigen Bezugspunkt für den Pflegemindest-

lohn. Allerdings würden sich die Wirkungseffekte von 

Pflegemindestlohn und TV-/kirchlichen AVR-Löhnen 

unterscheiden: Während Pflegemindestlöhne zunächst 

eine Wirkung auf die Lohnverteilung im unteren Ent-

lohnungsbereich des Pflegesektors hätten, wirkten TV-

/kirchliche AVR-Löhne stärker auf die Lohnverteilung 

um den Medianlohn. 

Wirkungsgefüge im Kontext kollektivvertraglicher Rege-

lungen 

In dem Hearing wurde des Weiteren thematisiert, dass 

sich die Pflegemindestlöhne durch den Anstieg in den 

letzten Jahren in den unteren Stufen der Entgeltgruppen 

den kollektivvertraglichen Regelungen annäherten. In ei-

nem Positionspapier der DGS der Caritas wird dies am 

Beispiel der P4 ς P7 der Anlage 32 der AVR Caritas für Ba-

den-Württemberg exploriert32. So seien die Pflegemin-

destlöhne von April 2022 bis Mai 2024 zwischen 24 % und 

27 % angestiegen. Damit läge die prozentuale Steigerung 

etwa doppelt so hoch wie die Steigerung der Entlohnun-

gen in den Entgeltgruppen P4 ς P7 der Anlage 32 der AVR 

Caritas, die im Zeitraum von April 2022 bis März 2024 

etwa 13 % bis 14 % betragen habe. 

In diesem Kontext wurde kritisch hinterfragt, ob diese 

Entwicklung noch dem Charakter eines Mindestlohns 

entspräche. Denn die Akzeptanz für Pflegemindestlöhne 

hänge in Zukunft entscheidend davon ab, dass diese ei-

nen gewissen Lohnabstand zu den TV-/AVR-Regelungen 

halten. Es wurde thematisiert, dass sich der Pflegemin-

destlohn an kollektivvertraglichen Regelungen zu orien-

tieren habe ς und nicht umgekehrt. Ausgehend hiervon 

hätten Pflegemindestlohn und rüE einen gemeinsamen 

α¢ǊŜƛōŜǊάΥ Löhne auf Grundlage kollektivvertraglicher Re-

gelungen. Die Unterschiedlichkeit der Zeitpunkte jedoch, 

zu denen Entscheidungen über kollektivvertragliche Re-

gelungen einerseits sowie über den allgemeinen Min-

destlohn und den Pflegemindestlohn andererseits getrof-

fen würden, könne gleichwohl die Lohnentwicklung be-

einflussen. 

Das rüE ist ein für das jeweilige Bundesland über die kol-

lektivvertraglichen Regelungen mit Geltungsbereich in 

dem jeweiligen Bundesland ermittelter und über VZÄ ge-

wichteter Durchschnittswert der Entlohnung. Hieraus 

 

 

32 Vgl. https://caritas-dienstgeber.de/infothek/analysiert-und-bewertet/ar-

beitsrechtliche-analysen/detail/pflegemindestloehne-und-tarifvorgaben-

wechselwirkungen-sind-zu-beachten/ (letzter Zugriff: 28.2.2026) 

folge jedoch nach Meinung der Expertinnen und Exper-

ten, dass das rüE als Durchschnittswert der Entlohnung 

ƛƳƳŜǊ ƘǀƘŜǊ ƭƛŜƎŜ ŀƭǎ ŘƛŜ αƎǸƴǎǘƛƎǎǘŜά ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛπ

che Regelung in einem Bundesland. 

Entwicklungen von Lohndisparitäten 

In dem Workshop wurde zudem der Einfluss der gesetzli-

chen Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung auf die 

Dynamik der Lohnentwicklung betrachtet. Im Vergleich 

zwischen der Entwicklung des Pflegemindestlohns und 

der Entlohnung in der Langzeitpflege vor Einführung der 

tarifgerechten Entlohnung habe sich gezeigt, dass auch 

die Engpasslage auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere für 

dreijährig examinierte Pflegefachpersonen, ein Treiber 

der Lohnentwicklung gewesen sei. Die Einführung der Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung sei nach Ein-

schätzung der befragten Teilnehmenden ein einmaliger 

αtǳǎƘά ƴŀŎƘ ƻōŜƴ ƎŜǿŜǎŜƴΣ ŘƛŜ ōƛǎlang beobachtete Dy-

namik werde sich ς so die These ς jedoch erwartungsge-

mäß nicht derart stark weiterentwickeln. Es brauche nach 

Einschätzung der Teilnehmenden schätzungsweise noch 

ein bis zwei Jahre, bis sich die Löhne in der Alten- und 

Krankenpflege angeglichen hätten. Allgemeiner Mindest-

lohn, Pflegemindestlohn und die Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung könnten nach Ansicht der Expertin-

nen und Experten entsprechend als Instrumente einer 

politisch intendierten Lohn-Spirale nach oben gesehen 

werden. Zugleich stelle sich damit jedoch die Frage nach 

dem Haltepunkt für eine Lohnspirale im Kontext der dar-

aus resultierenden Preisentwicklung im Pflegesektor. 

Neben der künftig erwartbaren Dynamik wurden die Aus-

wirkungen auf den Lohnabstand der Beschäftigten-/Qua-

lifikationsgruppen thematisiert. Der Lohnabstand zwi-

schen den Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen könne 

nach Einschätzung der Teilnehmenden künftig geringer 

werden, weil insbesondere Pflegeassistenzkräfte per-

spektivisch stärker in die Pflegeversorgung eingebunden 

und höher entlohnt würden. Bei Pflege- und Betreuungs-

kräften mit mindestens dreijähriger Berufsausbildung sei 

das allgemeine Lohniveau zwischen 2021 und 2023 zu-

dem nicht so stark gestiegen wie der Pflegemindestlohn. 

Das spreche für einen höheren Verstärkereffekt für Pfle-

gehilfskräfte. 

Wirtschaftlichkeit von Einrichtungen 

Im Hinblick auf einen Zusammenhang zwischen Lohnstei-

gerungen und Insolvenzen in der Pflegebranche wurde 

https://caritas-dienstgeber.de/infothek/analysiert-und-bewertet/arbeitsrechtliche-analysen/detail/pflegemindestloehne-und-tarifvorgaben-wechselwirkungen-sind-zu-beachten/
https://caritas-dienstgeber.de/infothek/analysiert-und-bewertet/arbeitsrechtliche-analysen/detail/pflegemindestloehne-und-tarifvorgaben-wechselwirkungen-sind-zu-beachten/
https://caritas-dienstgeber.de/infothek/analysiert-und-bewertet/arbeitsrechtliche-analysen/detail/pflegemindestloehne-und-tarifvorgaben-wechselwirkungen-sind-zu-beachten/
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darauf verwiesen, dass Insolvenzen prinzipiell auf ver-

schiedene Ursachen zurückzuführen seien, wie beispiels-

weise aufgestaute Investitionen in den baulichen Bestand 

von Pflegeeinrichtungen, die inflationsbedingt in den Jah-

ren ab 2023 deutlich verteuert worden seien, oder die 

heimrechtliche Verpflichtung, verschiedene stationäre 

Einrichtungen nur zu einem bestimmten Teil zu belegen, 

weil auf Grundlage der lokalen Arbeitsmarktsituation für 

Pflegefachpersonal Personalschlüssel und Fachkraft-

quote unter Umständen nicht eingehalten werden könn-

ten. Die tarifgerechte Entlohnung sei insofern nach Ein-

schätzung der befragten Teilnehmenden nicht der aus-

schlaggebende Grund für Insolvenzen. 

Lohntransparenz im Kontext der Durchschnittsanwen-

dung 

Es wurde argumentiert, dass betriebliche Entgeltsysteme 

transparent sein müssten, da Beschäftigte oftmals nicht 

wüssten, welche Zulassungsoption ihre Einrichtung ge-

genüber der Pflegekasse gemeldet habe. In der Praxis sei 

es laut einer/einem Teilnehmenden durchaus üblich, dass 

Pflegeeinrichtungen, die sich für die Anwendung des rüE 

als Zulassungsoption entschieden haben, sich gleichwohl 

faktisch in ihren Entlohnungsstrukturen (z. B. Entgelt-

gruppen, Entgeltstufen) an einem TV/einer kirchlichen 

AVR orientieren würden. Für Pflegeeinrichtungen mit An-

wendung des rüE als Zulassungsoption, die sich aber 

gleichwohl an einem TV/einer kirchlichen AVR in der Um-

setzung orientieren, gilt, dass Entgelterhöhungen für die 

inkludierten Beschäftigtengruppen zunächst nur in Höhe 

des rüE nachvollzogen werden müssten.  

In diesem Zusammenhang wurde angemerkt, dass die Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung nur sozialrecht-

lich, nicht jedoch individualrechtlich durchgesetzt wer-

den könnten. Die Begründung hierfür sei, dass § 72 

SGB XI die Zulassungsvoraussetzungen für Träger von 

Pflegeeinrichtungen, nicht jedoch individuell von den Be-

schäftigten einklagbare Lohnansprüche regele. Diese Ein-

schätzung wurde im Grundsatz geteilt. Gleichwohl wurde 

darauf verwiesen, dass die Umsetzung der Entlohnungs-

vorgaben in der jeweiligen Einrichtung Zulassungsvoraus-

setzung sei und bei Verstößen von den Landesverbänden 

der Pflegekassen sanktioniert werden könne. Ausgehend 

hiervon wäre der praktischen Umsetzung des Nachweis-

verfahrens (vor allem Prüfung der Entlohnung und zu-

grunde gelegter Vergütungszeitraum, fristgerechte Ein-

reichung der Dokumente, Nachweiszeitraum, Fristeinhal-

tung zur Mitteilung des Prüfergebnisses) gemäß der 

Nachweis-Richtlinien des GKV-SV nach § 84 Absatz 7 

SGB XI besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

10.3 Vorläufige Interpretation und Limitation 

Zusammenfassend können nach dem Expertinnen- und 

Experten-Hearing folgende Schlussfolgerungen gezogen 

werden: Der Pflegemindestlohn sowie der allgemeine 

Mindestlohn bilden zusammen mit den rüE und daraus 

ableitend auch den kollektivvertraglichen Regelungen 

ein komplexes Wirkungsgefüge auf die Entwicklung von 

Löhnen in der Pflege. Zudem beeinflussen sich die ver-

schiedenen Mechanismen gegenseitig und sind im Kon-

text der Entlohnungsentwicklung nicht unabhängig von-

einander zu betrachten. Deutlich wird zudem, dass der 

Pflegemindestlohn nach wie vor die Lohnuntergrenze 

bilden müsse, da die rüE Durchschnittswerte darstellen. 

Denn das rüE setzt lediglich für die jeweiligen Qualifika-

tions-/Beschäftigtengruppe einen unteren Haltewert, 

Abweichungen sowohl nach unten wie nach oben sind 

für einzelne Beschäftigte damit weiterhin prinzipiell 

möglich. Diese Einschätzungen ist konform mit den Aus-

sagen der geschäftsführenden Expertinnen und Experten, 

welche sowohl darauf hinwiesen, dass der Pflegemin-

destlohn nicht zuletzt aufgrund des Pflegefachpersonal-

mangels auf dem Arbeitsmarkt zwar nunmehr eine gerin-

gere Rolle spiele, jedoch weiterhin als Untergrenze der 

Entlohnung eine wichtige Rolle einnehme (s. Kapitel 9.2).  

Die von den Expertinnen und Experten thematisierte 

α[ƻƘƴǎǇƛǊŀƭŜά stellt eine Herausforderung insofern dar, 

als dass höhere Löhne Auswirkungen auf die Preise und 

auf die Eigenanteile/Zuzahlungen der Pflegeversicher-

ten im gegenwärtigen Teilleistungssystem der SPV haben 

(s. Kapitel 7). Die tarifgerechte Entlohnung hat somit ei-

nerseits durch einen Anstieg des Lohnniveaus insgesamt 

die Attraktivität der Pflegeberufe verbessert, gleichwohl 

aber hat sich zugleich der Finanzierungsdruck auf das Sys-

tem der Pflegeversicherung und die Pflegebedürftigen er-

höht. 

Aktuell wird die Lohnentwicklung insbesondere im Hin-

blick auf die Überwindung von Lohndisparitäten sowohl 

innerhalb der Langzeitpflege als auch gegenüber Lang-

zeitpflege und Krankenhauspflege eher positiv bewertet 

und erweist sich damit auch als möglicher Attraktions-

faktor für den Pflegeberuf. Auf Grundlage der vorliegen-

den Analyse sind die Löhne durch die tarifgerechte Ent-

lohnung stärker gestiegen, als dies ohne die Regelungen 

der Fall gewesen wäre (s. Kapitel 6.1). Deutlich wird je-

doch zugleich, dass die Lohntransparenz und die Durch-

setzung von Individualansprüchen Herausforderungen 

für Beschäftigte darstellen. Wie bereits die Ergebnisse 

der Befragungsdaten bei den Landesverbänden der Pfle-

gekassen andeuten, scheinen an dieser Stelle noch Her-

ausforderungen hinsichtlich des Nachweisverfahrens (s. 

Kapitel 8) sowie gesetzliche Unklarheiten bezüglich mög-
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licher Sanktionierungsmaßnahmen (s. Kapitel 4) vorzulie-

gen.  

Schließlich sei abschließend auf die Limitation der Ergeb-

nisse hingewiesen, da es sich bei dem Expertinnen- und 

Experten-Hearing um einen Austausch auf fachlicher 

Ebene handelte, bei dem die Perspektiven der Beschäftig-

ten selbst lediglich indirekt einfließen konnten. Entspre-

chend können über die Effekte der Regelungen auf die 

Berufsattraktivität aktuell keine konkreten Aussagen aus 

Sicht der beruflich Pflegenden getätigt werden. Allerdings 

lassen sich einige Hinweise aus der Sekundärliteratur ab-

leiten, die Hinweise auf zentrale Attraktionsfaktoren des 

Pflegeberufs geben, wie beispielsweise die Befragung des 

Deutschen Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK, 2025), 

der Arbeitnehmerkammer Bremen (Auffenberg et al., 

2022) sowie des BMG (2023). Anhand dessen wird deut-

lich, dass aus Sicht beruflich Pflegender neben monetä-

ren Anreizen insbesondere arbeitsplatzbezogene Merk-

male, wie beispielsweise verlässliche Arbeitszeiten, Maß-

nahmen zur Unterstützung der Vereinbarkeit, Führungs-

kultur sowie kompetenzbasierte Aufgaben- und Tätig-

keitsprofile (BMG, 2023, S. 6) als Attraktionsfaktoren ent-

scheidend sind (s. ebd.). Die Befragung des DBfK (2025, S. 

15) von beruflich Pflegenden zeigt, dass 51 % der 3.047 

Teilnehmenden im Jahr 2025 mit ihrem Gehalt in der ak-

tuellen Position eher zufrieden oder sehr zufrieden sind. 

DǊǀǖŜǊŜ α.ŀǳǎǘŜƭƭŜƴά ǎŜƛŜƴ ƘƛƴƎŜgen Wertschätzung 

durch Arbeitgebende, Führung sowie die Anerkennung 

von Kompetenzen, der Wunsch nach mehr Verantwor-

tung und die Ausweitung der Befugnisse in der Versor-

gung (ebd., S. 20).  

Hinsichtlich indirekter Effekte finden sich nach Hackmann 

et al. (2025, S. 11) Hinweise darauf, dass die Lohnzu-

wächse weder zu einem signifikanten Beschäftigungsauf-

bau noch zu einem Einbruch geführt hätten. Die Ergeb-

nisse ihrer Analyse zeigen, dass die Zahl der vollzeitbe-

schäftigten Fachpersonen zwischen 2021 und 2023 recht 

stabil blieb und die Anzahl an teilzeitbeschäftigten Fach-

personen leicht zurückging (s. ebd.). Die Zahl an Hilfsper-

sonen nahm hingegen leicht zu (s. ebd.). Als Erklärung 

führen Hackmann et al. (2025, S. 11) an, dass Einrichtun-

gen auf ansteigende Lohnkosten mit einem stärkeren Ein-

satz von Hilfstätigkeiten reagieren würden. Auch zeigen 

die Auswertungen eine Erhöhung der Fluktuation gemes-

sen an den Austritten und Wechseln der Anteile an Fach-

altenpflegern im Pflegesektor innerhalb eines Jahres 

(Hackmann et al., 2025, S. 12). In ihrer Konklusion unter-

stützen Hackmann et al. (2025) die Einschätzungen der 

geschäftsführenden Expertinnen und Experten (s. Kapitel 

 

 

33 BGBL 2023 Teil I Nr. 155 ausgegeben zu Bonn am 23.06.2023 

9.2) dahingehend, dass die Regelungen zu einer Steige-

rung der Berufsattraktivität beigetragen hätten, insbe-

sondere durch eine hohe Lohnsteigerung mit Aufwertung 

speziell unterer Lohngruppen sowie einer verringerten 

Lohnspreizung. Jedoch dürften diese Effekte nicht ausrei-

chen, um beispielsweise Abwanderungen aus dem Pfle-

geberuf zu verhindern (ebd., S. 11-13), vielmehr würden 

hier die Grenzen reiner Lohnpolitik erkennbar (ebd., S. 

13; Lenzen & Evans-Borchers, 2024).  

Bezüglich eines indirekten Effekts der Regelungen auf die 

Anteile an Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer 

in der Langzeitpflege durch eine steigende Berufsattrak-

tivität können aktuell noch keine abschließenden Aussa-

gen getroffen werden. Zwar zeigt sich, dass der Anteil an 

Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern in den 

Pflegeberufen insgesamt zwischen 2023 und 2024 um 

rund 10 % gesunken ist (Statistik der Bundesagentur für 

Arbeit, zitiert nach BT-Drucks. 20/13759, S. 8) und auch 

die Anzahl an Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitneh-

mern in den Pflegeberufen der Wirtschaftszweige der 

Langzeitpflege im Jahr 2023 verglichen zum Vorjahr ge-

ringer ist (ebd.), jedoch lassen sich keine direkten Rück-

schlüsse auf die Gründe für diese Entwicklungen ziehen. 

Zwar erscheint ein potenzieller Wechsel aus der Arbeit-

nehmerüberlassung in die Stammbelegschaft zum Bei-

spiel von Einrichtungen der Langzeitpflege nunmehr at-

traktiver, da sich die Löhne zunehmend angeglichen ha-

ben (siehe auch Kapitel 9.2), jedoch werden in dieser Ar-

gumentation lediglich monetäre Anreize berücksichtigt. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass in der Lang-

zeitpflege mit dem Pflegeunterstützungs- und -entlas-

tungsgesetz (PUEG) vom 19. Juni 2023 Regelungen einge-

führt wurden, die die Finanzierung von Leiharbeitnehme-

rinnen und Leiharbeitnehmern über die vereinbarten 

Pflegevergütungen nach SGB XI auf die Tariflohnhöhe der 

Stammarbeitskräfte begrenzen.33 Und schließlich verwei-

sen vorliegende Studien darauf, dass eine attraktivere 

Entlohnung als Motivationsfaktor ehemals zentrale Argu-

mente für eine Beschäftigung in der Arbeitnehmerüber-

lassung waren, allerdings sind ebenso qualitative Attrak-

tionsfaktoren, wie beispielsweise die Dienstplangestal-

tung, Teamstrukturen, fachliche Entwicklungsmöglichkei-

ten und verlässliche Arbeitszeitregelungen von Relevanz 

(s. beispielsweise Schäfer & Stettes, 2023; Peters et al., 

2022; Riedlinger at al., 2020; Bräutigam et al. 2010). 

An dieser Stelle bedarf es weiterführenden Analysen be-

züglich der Effekte der Lohnzuwächse im Zuge der Rege-

lungen, sowohl im Hinblick auf die Auswirkungen auf den 

Beschäftigungsumfang als auch auf die Entwicklung von 
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Leiharbeit im Pflegesektor, um Einflüsse auf die Attrakti-

vität des Pflegeberufes durch höhere Löhne im Zuge der 

Regelungen konkret zu prüfen. Darüber hinaus gilt es 

künftig in den Blick zu nehmen, wie sich aktuelle Entwick-

lungen ς etwa zur Personalbemessung in der Altenpflege 

(PeBeM) oder die Neuregelungen des BEEP-G zur Befug-

niserweiterung ς auf Entgeltordnungen, qualifikations-

spezifische Lohnniveaus und auf die Lohnverteilung in der 

Langzeitpflege auswirken werden. 
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Gegenstand der Evaluation war es auch, mögliche alter-

native Datenerhebungs- und Berechnungsmethoden zu 

den rüE zu erarbeiten. Leitend war die Überlegung, dass 

hierüber die Compliance der Pflegeeinrichtungen wie 

auch die Datenqualität verbessert und zugleich ein Bei-

trag zur Reduzierung von Mehraufwänden der melde-

pflichtigen an kollektivvertragliche Regelungen gebunde-

nen Einrichtungen erzielt sowie das Datenplausibilisie-

rungs- und Ermittlungsverfahren zum rüE der GS-Tarife 

unterstützt werden könnten.  

In diesem Kapitel werden folgende Fragestellungen be-

handelt: 

¶ Gibt es alternative Methoden zur Ermittlung ei-

nes/von rüE, auf deren Grundlage die Pflegeeinrich-

tungen die Zulassungsvoraussetzungen einhalten 

können und die gleichzeitig den fachlichen Anforde-

rungen an die Datenqualität und an aufwandsarme 

Erhebungs- und Auswertungsverfahren gerecht wer-

den können? 

11.1 Methodisches Vorgehen 

Die Fragestellung wurde mittels der Durchführung von 

Workshops bearbeitet, welche zum Ziel hatten, die der-

zeitige Ermittlung der rüE sowie mögliche alternative An-

sätze zur Ermittlung der rüE mit tarif- und branchenspe-

zifischen Expertinnen und Experten zu diskutieren.  

In einem ersten Workshop wurde das bestehende System 

zur Ermittlung der rüE kritisch reflektiert und Möglichkei-

ten für eine vereinfachte Datenerhebung erarbeitet. Auf-

grund des großen Umfangs der Datenmeldung und der 

Komplexität des Erhebungsverfahrens zu den rüE kommt 

es sowohl seitens der an kollektivvertragliche Regelungen 

gebundenen Einrichtungen als auch bei der GS-Tarife 

jährlich zu hohen Aufwänden. Am 23.05.2024 kamen 

zwölf tarif- und branchenspezifische Expertinnen und Ex-

perten für einen eintägigen Workshop im BMG zusam-

men (s. Anhang SSS für die Liste der teilnehmenden Insti-

tutionen). Die Leitfrage für den Workshop ƭŀǳǘŜǘŜ α²ƛŜ 

kann das Meldeverfahren nach § 72 Absatz 3e SGB XI für 

die Pflegeeinrichtungen und die Landesverbände der 

tŦƭŜƎŜƪŀǎǎŜƴ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘ ǿŜǊŘŜƴΚά LƳ !ƴǎŎƘƭǳǎǎ ŀƴ ŘŜƴ 

Workshop wurde ein Ergebnisprotokoll erstellt. Die Ex-

pertinnen und Experten erhielten die Möglichkeit, hie-

rauf mit einem schriftlichen Feedback zu reagieren, Hin-

weise wurden entsprechend berücksichtigt. 

In einem zweiten halbtägigen Workshop (hybrid via We-

bex und im BMG) wurden am 12.06.2024 die Ergebnisse 

des ersten Workshops validiert sowie mögliche alterna-

tive Berechnungsverfahren zu den rüE diskutiert. Die Teil-

nehmenden setzten sich aus neun tarif- und branchen-

spezifischen Expertinnen und Experten zusammen (s. An-

hang TTT für Liste der teilnehmenden Institutionen). Mit 

Blick auf mögliche alternative Berechnungsverfahren 

wurden drei Modelle vorgestellt und diskutiert: a) das 

aƻŘŜƭƭ ŘŜǊ α[ƻƘƴ- und ArbeitszeitsummenermittlungάΣ ōύ 

Řŀǎ αǎǘƛŎƘǇǊƻōŜƴōŀǎƛŜǊǘŜ aƻŘŜƭƭ ƛƴ !ƴƭŜƘƴǳƴƎ ŀƴ ŘƛŜ 

±ŜǊŘƛŜƴǎǘŜǊƘŜōǳƴƎά ǎƻǿƛŜ Ŏύ Řŀǎ αǉǳŀƭƛŦƛƪŀǘƛƻƴǎōŜȊƻπ

ƎŜƴŜ 9ŎƪƭƻƘƴƳƻŘŜƭƭάΦ  

Neben den zwei Workshops wurden zwei leitfadenge-

stützte Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern der 

privaten Arbeitgeberverbände am 17.05.2024 sowie am 

22.05.2024 geführt, um die Perspektive der Einrichtun-

gen in privater Trägerschaft zu berücksichtigen. Der Leit-

faden findet sich in Anhang UUU. 

In einem dritten dreistündigen Online-Workshop am 

12.09.2024 wurden die Überlegungen zu alternativen Be-

rechnungsverfahren durch die Expertinnen und Experten 

weiter diskutiert und vertieft. Hierbei ging es insbeson-

dere um die Fragestellung, inwieweit die Modelle die in 

ŘŜǊ !ǳǎǎŎƘǊŜƛōǳƴƎ ǎǇŜȊƛŦƛȊƛŜǊǘŜƴ !ǎǇŜƪǘŜ α.ŜƛōŜƘŀƭǘǳƴƎ 

ŘŜǊ ½ǳƭŀǎǎǳƴƎǎǾƻǊŀǳǎǎŜǘȊǳƴƎŜƴάΣ αŦŀŎƘƭƛŎƘŜ !ƴŦƻǊŘŜǊǳƴπ

ƎŜƴ ŀƴ 5ŀǘŜƴǉǳŀƭƛǘŅǘά ǳƴŘ αŀǳŦǿŀƴŘǎŅǊƳŜǊŜǎ 9ǊƘŜπ

bungs- ǳƴŘ !ǳǎǿŜǊǘǳƴƎǎǾŜǊŦŀƘǊŜƴά ŜǊŦǸƭƭŜƴΦ ²ŜƛǘŜǊŜ !ǎπ

pekte umfassten die Vor- und Nachteile der drei Modelle, 

alternative Vorgehensweisen innerhalb der Modelle so-

wie fachliche Präferenzen für einzelne Modelle. Anhang 

VVV zeigt eine Übersicht der Teilnehmenden des dritten 

Workshops. Mit den Teilnehmenden vorheriger Work-

shops, die am Tag des dritten Workshops verhindert wa-

ren, wurden bilaterale Gespräche geführt. 

11 Alternative Datenerhebungs- 
und Berechnungsmethoden 
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11.2 Kernbefunde 

Die Zulassungsvoraussetzungen für Pflegeeinrichtungen 

ƎŜƳŅǖ ŘŜƴ ƎŜǎŜǘȊƭƛŎƘŜƴ bŜǳǊŜƎŜƭǳƴƎŜƴ ȊǳǊ αǘŀǊƛŦƎŜǊŜŎƘπ

ǘŜƴ 9ƴǘƭƻƘƴǳƴƎά ǎƛƴŘ ƛƴ Ϡ 72 Absatz 3a und 3b SGB XI de-

finiert. Für nicht an kollektivvertragliche Regelungen ge-

bundene Einrichtungen gilt, dass  

- die Entlohnung eines TV/ einer kirchlichen AVR nicht 

unterschritten werden darf, deren räumlicher, zeitli-

cher, fachlicher und persönlicher Geltungsbereich 

eröffnet ist, und  

- die Entlohnung eines TV/ einer kirchlichen AVR nicht 

unterschritten werden darf, deren fachlicher Gel-

tungsbereich mindestens eine andere Pflegeeinrich-

tung in der Region erfasst, in der die Pflegeeinrich-

tung betrieben wird, und dessen zeitlicher und per-

sönlicher Geltungsbereich eröffnet ist, oder  

- die Entlohnung die Höhe der jeweiligen rüE, das je-

weils im Durchschnitt in den drei Beschäftigten-

/Qualifikationsgruppen erzielt werden muss, und 

das Niveau der jeweils pflegetypischen Zuschläge 

nicht unterschritten wird.  

Das Berechnungsverfahren und die Berechnungsmetho-

dik der rüE wiederum basiert auf folgenden Kernelemen-

ten: 

- der Ermittlung der rüE jeweils für die drei Qualifika-

tions-/Beschäftigtengruppen als arbeitszeitnormier-

ter, gewichteter Durchschnitt (arithmetisches Mit-

tel) der Entlohnung entsprechend den in der jeweili-

gen Region (Bundesländer) nach § 2 geltenden TV 

und kirchlichen AVR (§ 3 Absatz 1 der Pflegevergü-

tungs-Richtlinien); 

- der Ermittlung der rüE basierend auf einer Kombina-

tion aus tarifvertraglichem Anspruchs- und stichtags-

bezogenem Tatsächlichkeitsprinzip (Entlohnung für 

Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst, gemäß der 

zum 1.8. jeweils vorliegenden Gehaltsabrechnung 

i. d. R. für den Monat Juli); 

- der Ermittlung der rüE als arbeitszeitnormierter, ge-

wichteter Durchschnitt der Entlohnung gemäß der in 

§ 3 Absatz 2 Pflegevergütungs-Richtlinien definier-

ten Entlohnungsbestandteile unter Berücksichtigung 

fixer pflegetypischer Zulagen, darüber hinaus geson-

derte Ausweisung der gemäß § 5 Absatz 2 Pflegever-

 

 

34 abrufbar unter: https://www.gkv-spitzenverband.de/pflegeversiche-

rung/gs_tarife_pflege/gs_tarife.jsp (letzter Zugriff: 28.2.2026) 

gütungs-Richtlinien definierten variablen pflegetypi-

schen Zuschläge auf den Stundenlohn (Grundgehalt) 

in Prozent, die nicht in die Berechnung der rüE ein-

gehen; 

- der gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI jährlichen stich-

tagsbezogenen Vollerhebung (Meldepflicht der an 

kollektivvertragliche Regelungen gebundenen Pfle-

geeinrichtungen über die DCS Pflege an Landesver-

bände der Pflegekassen bzw. die GS-Tarife in der 

Langzeitpflege) bei den zum jeweiligen Stichtag (zu-

nächst zum 30. September, nunmehr zum 31. Juli 

jährlich) an kollektivvertragliche Regelungen gebun-

denen Pflegeeinrichtungen und -diensten. 

Grundlage ist die jeweils am 1. August des Jahres (nun-

mehr am 1. Juli) gezahlte Entlohnung der Mitarbeiten-

den, die Leistungen der Pflege- und Betreuung von Pfle-

gebedürftigen erbringen. Für die Einrichtungen werden 

von der GS-Tarife zur Ermittlung der einrichtungsspezifi-

schen Entgeltniveaus entsprechende Berechnungsvorla-

gen (Excel-Hilfetool 3e-Meldungen) zur Verfügung ge-

stellt34. 

In die Berechnung der rüE gehen zusätzlich zu den defi-

nierten Entgeltbestandteilen sowohl fixe pflegetypische 

Zulagen (Anspruchsprinzip) als auch der Lohn für Rufbe-

reitschaft und Bereitschaftsdienst als Sonderformen der 

Arbeit (Tatsächlichkeitsprinzip) ein. Exemplarisch für fixe 

pflegetypische Zulagen werden Pflegezulagen, Schichtzu-

lagen, Erschwerniszulagen, Leistungszulagen oder Sprin-

gerzulagen benannt. Dienstplanabhängige, variable Zula-

gen, die monatlich schwanken können, fallen hingegen 

nicht hierunter. Die Rufbereitschaft versteht sich als Son-

derform des Bereitschaftsdienstes. Der Unterschied zwi-

schen einem Bereitschaftsdienst und einer Rufbereit-

schaft liegt häufig darin, dass bei einem Bereitschafts-

dienst eine Ortsbeschränkung vorliegt, während sich die 

Arbeitnehmerin / der Arbeitnehmer bei einer Rufbereit-

schaft in der Regel an einem von ihm selbst gewählten 

Ort aufhalten darf, um auf Abruf innerhalb einer verein-

barten Zeit die Arbeit aufnehmen zu können. Häufig gilt 

die tatsächlich zur Verfügung gestellte Arbeitskraft inner-

halb der Rufbereitschaft als Arbeitszeit. Ausgehend hier-

von ist entsprechend zwischen einer regelmäßig gezahl-

ten, fixen Springer-Zulage (z. B. für Beschäftigte, die in 

Flex-Pool-Diensten arbeiten) und einer mitarbeiterbezo-

genen, durchschnittlichen Entlohnung für Rufbereitschaft 

zu unterscheiden, sofern letztere nicht über eine fixe 

Springer-Zulage abgedeckt wird. 

https://www.gkv-spitzenverband.de/pflegeversicherung/gs_tarife_pflege/gs_tarife.jsp
https://www.gkv-spitzenverband.de/pflegeversicherung/gs_tarife_pflege/gs_tarife.jsp
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Kernbefunde des ersten Workshops 

Die von den kollektivvertraglich gebundenen Einrichtun-

gen zum 1. Juli eines Erhebungsjahres zu meldenden In-

formationen beinhalten allgemeine Angaben zur Pflege-

einrichtung, spezifische Angaben nach § 72 Absatz 3e SGB 

XI und folgende Entlohnungsbestandteile zur Ermittlung 

der rüE: 

a) Grundlohn (Tabellenentgelt),  

b) vermögenswirksame Leistungen des Arbeitgebers, 

c) regelmäßige und fixe pflegetypische Zulagen, 

d) regelmäßige Jahressonderzahlungen, 

e) den Lohn für Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst,  

f) die pflegetypischen Zuschläge. 

Im ersten Workshop wurden die einzelnen (Entloh-

nungs-)Bestandteile betrachtet und bezüglich möglicher 

Vereinfachungen in Datenform und Meldeweg diskutiert. 

Im Ergebnis wurden nachfolgende Aspekte im Hinblick 

auf mögliche Vereinfachungen identifiziert:  

Informationen zu Pflegeeinrichtungen und zentrale Infor-

mationen aus kollektivvertraglichen Regelungen durch 

Arbeitgeberverbände/Gewerkschaften/Kommissionen 

(nachfolgend: Vertragsparteien).  

ҍ Die regelmäßig zu liefernden Informationen zur 

Pflegeeinrichtung aus dem Vorjahr sollten in der 

Datenmaske gespeichert bleiben. 

ҍ Die Vertragsparteien sollten die Möglichkeit er-

halten, Informationen bezüglich der Sozialpart-

ner, des Vertragstypus, der Laufzeit, des Gel-

tungsbereichs etc. aus den TV/ den kirchlichen 

AVR bei der GS-Tarife freiwillig zu hinterlegen. 

Die Pflegeeinrichtungen können den jeweiligen 

TV/ die jeweilige kirchliche AVR, an die sie ge-

bunden sind, als Voreinstellung wählen und be-

stätigen die Richtigkeit der Angaben, um abwei-

chenden Schreibweisen bei kollektivvertragli-

chen Regelungen und damit einer möglichen 

Fehlerquelle zu begegnen. Für die Pflegeeinrich-

tungen besteht die Möglichkeit, die Voreinstel-

lungen individuell anzupassen.  

a) Grundlohn.  

ҍ Der Grundlohn könnte auf Grundlage von Mi-

krodaten (d. h. Daten auf Ebene der Beschäftig-

ten oder aggregierte Daten auf Einrichtungs-

ebene) aus der Lohnbuchhaltung der jeweiligen 

Pflegeeinrichtung berechnet werden. Diese 

Mikrodaten enthalten Angaben zu Entgelten 

und Stunden nach Beschäftigten-/Qualifikati-

onsgruppe.  

ҍ Die jeweiligen Pflegeeinrichtungen/Träger mel-

den der GS-Tarife. Die GS-Tarife berechnet auf 

Basis der gemeldeten Mikrodaten die tarifver-

traglichen Ansprüche des Grundlohns bei einer 

Vollzeitbeschäftigung. Die Berechnung des 

durchschnittlichen Grundlohns durch die Pfle-

geeinrichtungen entfällt.  

b) vermögenswirksame Leistungen des Arbeitgebers. 

ҍ Die Vertragsparteien sollten die Möglichkeit er-

halten, Informationen zu vermögenswirksamen 

Leistungen aus den TV/den kirchlichen AVR bei 

der GS-Tarife zu hinterlegen. Die Pflegeeinrich-

tungen können den jeweiligen TV/die jeweilige 

kirchliche AVR, an die sie gebunden sind, als 

Voreinstellung wählen und die Richtigkeit der 

Angaben bestätigen. Für die Pflegeeinrichtun-

gen besteht die Möglichkeit, die Voreinstellun-

gen individuell anzupassen.  

c) regelmäßige und fixe pflegetypische Zulagen.  

ҍ Ein Vorschlag ist, dass der GKV-SV aus allen er-

fassten pflegetypischen Zulagen eine Positiv-

liste der relevanten Zulagen, die schließlich in 

die Berechnung der rüE eingehen, bestimmt.  

ҍ Eine Vereinfachung des Meldeweges kann, wie 

auch bei den vermögenswirksamen Leistungen, 

über die freiwillige Hinterlegung von Informati-

onen durch die Vertragsparteien bei der GS-Ta-

rife erfolgen.  

d) regelmäßige Jahressonderzahlungen.  

ҍ Es kann vereinfachend wirken, wenn Prozent-

werte nur für die häufigsten Entgeltgruppen be-

trachtet werden und von eventuellen Abstufun-

gen der Prozentwerte bei hohen Entgeltgrup-

pen abgesehen wird. Die GS-Tarife ermittelt auf 

dieser Basis die tarifvertraglichen Ansprüche 

der regelmäßigen Jahressonderzahlungen.  

ҍ Eine Vereinfachung des Meldeweges kann, wie 

auch bei den vermögenswirksamen Leistungen, 

über die freiwillige Hinterlegung von Informati-

onen durch die Vertragsparteien bei der GS-Ta-

rife erfolgen. 
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e) Lohn für Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst.  

ҍ Eine Möglichkeit, die Erhebung von Lohn für 

Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst zu ver-

ŜƛƴŦŀŎƘŜƴΣ ƛǎǘ ŜǎΣ ŘƛŜǎŜƴ ƴŀŎƘ ŘŜƳ α!ƴǎǇǊǳŎƘǎπ

ǇǊƛƴȊƛǇά ǳƴŘ ƴƛŎƘǘ ƳŜƘǊ ƴŀŎƘ ŘŜƳ α¢ŀǘǎŅŎƘƭƛŎƘπ

ƪŜƛǘǎǇǊƛƴȊƛǇά ƛƴ ŘƛŜ .ŜǊŜŎƘƴǳƴƎ ŘŜǊ ǊǸ9 ŜƛƴŦƭƛŜπ

ßen zu lassen. Nach aktuellem Stand werden die 

tatsächlich angefallenen Vergütungen jeweils 

für Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst ad-

diert und durch die Anzahl der Beschäftigten je 

Beschäftigtengruppe geteilt. Alternativ könnte 

ŜƛƴŜ αaƛƴŘŜǎǘǎǳƳƳŜά ŀǳŦ DǊǳƴŘƭŀƎŜ Ǿƻƴ ǇǊƻπ

zentualen Zuschlägen auf das Grundentgelt für 

Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft berech-

net und angenommen werden, dass ein Be-

schäftigter bzw. eine Beschäftigte eine Rufbe-

reitschaft/einen Bereitschaftsdienst erbringt. 

Damit würde die Pro-Kopf-Ermittlung nach dem 

α¢ŀǘǎŅŎƘƭƛŎƘƪŜƛǘǎǇǊƛƴȊƛǇά ŜƴǘŦŀƭƭŜƴΦ 

ҍ Eine Vereinfachung des Meldeweges kann bei 

Erhebung nach dem Anspruchsprinzip, wie auch 

bei den vermögenswirksamen Leistungen, über 

die freiwillige Hinterlegung von Informationen 

durch die Vertragsparteien bei der GS-Tarife er-

folgen.  

f) pflegetypische Zuschläge.  

ҍ Eine Vereinfachung des Meldeweges kann, wie 

auch bei den vermögenswirksamen Leistungen, 

über die freiwillige Hinterlegung von Informati-

onen durch die Vertragsparteien bei der GS-Ta-

rife erfolgen. 

Kernbefunde des zweiten Workshops: Validierung der 

Ergebnisse des ersten Workshops  

Zum Ergebnisprotokoll des ersten Workshops gab es aus-

führliche Rückmeldungen durch die Expertinnen und Ex-

perten. Die Diskussion am 23.05.2024 sowie die Rückmel-

dungen zum Ergebnisprotokoll des Workshops zeigten, 

dass sich die Heterogenität der Pflegeeinrichtungen hin-

sichtlich Versorgungsart, Größe und kollektivvertragli-

chem Regelungsspektrum in unterschiedlichen Anforde-

rungen an eine vereinfachte Meldepraxis widerspiegeln. 

Für den zweiten Workshop blieb Diskussionsbedarf be-

züglich a) zentraler Trägermeldungen, b) der Informati-

onslieferung von zentralen Informationen aus kollektiv-

vertraglichen Regelungen durch die Vertragsparteien, c) 

den Datengrundlagen für einzelne Entlohnungsbestand-

teile und d) der Datenerfassung. Die Ergebnisse der Dis-

kussion werden im Folgenden näher beschrieben.  

a) Zentrale Trägermeldungen.  

ҍ Es bestanden Bedenken, da in § 72 Absatz 3e 

SGB XI geregelt ist, dass Pflegeeinrichtungen 

und nicht die Träger Angaben zur Entlohnung 

machen.  

ҍ Eine Änderung der Formulierung von αtŦƭŜƎŜπ

ŜƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴ ƘŀōŜƴ Ȋǳ ƳŜƭŘŜƴΧά Ȋǳ αŦǸǊ tŦƭŜπ

ƎŜŜƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴ ƛǎǘ Ȋǳ ƳŜƭŘŜƴάΣ ǎƻŘŀǎǎ ¢ǊŅƎŜǊ 

für mehrere Pflegeeinrichtungen unter Angabe 

der IK-Nummer melden können, könne eventu-

ell genügen. 

b) Informationslieferung für zentrale Informationen aus 

kollektivvertraglichen Regelungen durch die Vertragspar-

teien.  

Es bestand Einigkeit darin,  

ҍ dass allgemeine Informationen aus kollektivver-

traglichen Regelungen durch deren Vertrags-

parteien geliefert werden können. 

ҍ dass die Vertragsparteien die Möglichkeit be-

kommen sollten, Datenblätter zu ihren kollek-

tivvertraglichen Regelungen vorzubereiten, 

nicht aber dazu verpflichtet sein sollten.  

ҍ dass durch die Bereitstellung zentraler Informa-

tionen Meldefehler vermieden werden könn-

ten. 

c1) Regelmäßige und fixe pflegetypische Zulagen.  

Diskutiert wurde darüber, dass 

ҍ die Erstellung einer Positivliste durch den GKV-

SV ς wie im ersten Workshop zunächst ange-

dacht ς nicht erwünscht ist; 

ҍ es mit Blick auf die Zulagen eine Definition von 

αǇŦƭŜƎŜǘȅǇƛǎŎƘά ōŜƴǀǘƛƎŜΣ ŘƛŜ Ŝǎ ŜǊƳǀƎƭƛŎƘŜ, 

dem kollektivvertraglichen Anspruch von Be-

schäftigten auf fixe Zulagen gerecht zu werden. 

Eine Definition könnte in Form einer Richtlinien-

anpassung vorgenommen werden und müsse 

nicht notwendigerweise in Form eines Gesetzes 

erfolgen; 

ҍ fixe pflegetypische Zulagen, die über kollektiv-

vertraglichen Regelungen normiert sind, über 

die Informationslieferung durch die Vertrags-

parteien miterhoben werden könnten.  
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c2) Lohn für Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst.  

Es bestehen große Schwierigkeiten, den Lohn für Rufbe-

reitschaft und Bereitschaftsdienst abzubilden. Während 

die übrigen Entlohnungsbestandteile zur Ermittlung der 

rüE nach dem Anspruchsprinzip in die Berechnung einge-

hen, erfolgt bei Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst 

eine Ermittlung nach dem Tatsächlichkeitsprinzip. Zudem 

betreffen diese Entgeltbestandteile nicht alle Pflegeein-

richtungen in gleichem Maße.  

Nach Einschätzung der Expertinnen und Experten würden 

verschiedene Datenquellen zusammengerechnet und die 

alleinige Erhebung von Euro-Werten führe nicht zum Ziel, 

da Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst oft gar keine 

Anwendung fänden (Rufbereitschaft ist beispielsweise 

nur in der ambulanten Versorgung relevant). Aufgrund 

der genannten Schwierigkeiten bei der Erfassung des 

Lohns für Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst steht 

ein konkreter Vorschlag zur vereinfachten Erfassung noch 

aus. Als Möglichkeiten zur Vereinfachung wurden ge-

nannt: 

ҍ der Einbau eines Filters in der Datenmaske, wel-

cher zwischen verschiedenen Formen der Leis-

tungserbringung und damit bezüglich der Rele-

vanz von Rufbereitschaft und Bereitschafts-

dienst unterscheidet, 

ҍ die Prüfung von Normierungsalternativen, wel-

che für eine Abbildung von Rufbereitschaft und 

Bereitschaftsdienst tragbar wären. 

Aufgrund der Herausforderungen der Berücksichtigung 

der Entlohnungsbestandteile der Rufbereitschaft und des 

Bereitschaftsdienstes wird der Impact dieser Bestand-

teile auf die rüE nachfolgend abgeschätzt. In der Tabelle 

in Anhang WWW wird die Differenz der rüE für das Jahr 

2025 angegeben, sollte die Rufbereitschaft bei der Be-

rechnung unberücksichtigt bleiben. Im Vergleich der Qua-

lifikations-/Beschäftigtengruppen ist der Einfluss der Ruf-

bereitschaft auf die rüE beim Fachpersonal am stärksten. 

Die Differenz beträƎǘ ƘƛŜǊ ȊǿƛǎŎƘŜƴ лΣло ϵκƘ ƛƴ IŀƳōǳǊƎ 

ǳƴŘ лΣнп ϵκƘ ƛƴ .ǊŀƴŘŜƴōǳǊƎΦ ²ƛŜ ŘŜǳǘƭƛŎƘ ǿƛǊŘΣ ǳƴǘŜǊπ

scheidet sich der Einfluss auch nach den Bundesländern. 

In Anhang XXX wird die Differenz der rüE von 2025 bei 

Ausschluss des Bereitschaftsdienstes dargestellt. Im Ver-

gleich zur Rufbereitschaft ist der Impact auf die rüE gerin-

ger. 

d) Datenerfassung und technisches Meldeverfahren.  

Folgende Vorschläge wurden seitens der Expertinnen und 

Experten angebracht: 

ҍ Die Einführung eines Maßgeblichkeitsprinzip 

geltender kollektivvertraglicher Regelungen in 

Pflegeeinrichtungen, d. h., wenn eine kollektiv-

vertragliche Regelung beispielsweise für 80 % 

der Mitarbeitenden einer Einrichtung gilt, dann 

soll diese für alle Mitarbeitenden als maßgeb-

lich nach dem Anspruchsprinzip anzusehen sein. 

Damit könne die Erfassung von Informationen in 

Sonderfällen erheblich reduziert werden.  

ҍ Den Meldezeitraum (zur Zeit des Workshops) 

zum 1. August eines Erhebungsjahres vorzuver-

legen, sprich, den Meldezeitraum zu erweitern. 

Aufgrund von Urlaubs- und Ferienzeiten komme 

es im Meldezeitraum regelmäßig zu personellen 

Engpässen, welche die Meldungen erheblich er-

schwerten.  

ҍ Die technische Umstellung der Meldungen, um 

die benötigten Daten in elektronischer Form aus 

der Lohnbuchhaltung direkt zu übermitteln. Er-

forderlich wären hierfür softwareseitige Anpas-

sungen zur Selektion der meldepflichtigen Da-

ten aus dem Gesamtbestand der Lohnbuchhal-

tung, eine Schnittstellenbeschreibung sowie die 

entsprechende technische Infrastruktur zum 

Import von CSV-Dateien. Die Pflegeeinrichtun-

gen müssen derzeit zudem eine Vielzahl von Da-

ten an verschiedene Stelle liefern. Im Sinne der 

Entbürokratisierung wäre zu prüfen, wo Syner-

gien zur Datenerhebung für die rüE mit anderen 

Datenerhebungen möglich wären. 

Kernbefunde des zweiten Workshops: Alternative Be-

rechnungsmethoden 

Es wurden drei alternative Berechnungsmethoden vorge-

stellt. Leitend für die Auswahl der Alternativmodelle wa-

ren die folgenden Überlegungen: (1) Zielsetzung der Ab-

bildung von TV-/kirchlichen AVR-Löhnen, (2)Beibehal-

tung der Zulassungsvoraussetzungen für Pflegeeinrich-

tungen, (3) Erfüllung der fachlichen Anforderungen an die 

Datenqualität und Datenvalidität, (4) aufwandsärmeres 

Erhebungs- und Auswertungsverfahren unter Berücksich-

tigung der Aspekte Datensparsamkeit, Ressourcenspar-

samkeit, Aufwandsreduzierung und Entbürokratisierung 

im Datenerhebungs- und Auswertungsverfahren, (5) Ori-

entierung an anderweitig technisch, methodisch und sta-

tistisch erprobten Verfahren und Konzepten sowie (6) 

Machbarkeit und Praktikabilität des Verfahrens.  

Folgende potenzielle Alternativmodelle wurden im Rah-

ƳŜƴ ŘŜǎ ²ƻǊƪǎƘƻǇǎ ǾƻǊƎŜǎǘŜƭƭǘΥ ŀύ 5ŀǎ aƻŘŜƭƭ α[ƻƘƴ- 

und AǊōŜƛǘǎȊŜƛǘǎǳƳƳŜƴŜǊƳƛǘǘƭǳƴƎάΣ ōύ Řŀǎ aƻŘŜƭƭ α{ǘƛŎƘ-
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probenbasierte Erhebung analog zur Methodik der Ver-

ŘƛŜƴǎǘŜǊƘŜōǳƴƎ ό±9ύά ǳƴŘ Ŏύ Řŀǎ aƻŘŜƭƭ αǉǳŀƭƛŦƛƪŀǘƛƻƴǎπ

ōŜȊƻƎŜƴŜǊ 9ŎƪƭƻƘƴάΦ bŀŎƘŦƻƭƎŜƴŘ ǿŜǊŘŜƴ ŘƛŜ ƳǀƎƭƛŎƘŜƴ 

Alternativmodelle hinsichtlich ihrer konzeptionellen 

Grundlagen, ihrer leitenden Kernelemente sowie ihrer 

möglichen Vor- und Nachteile skizziert.  

a) α[ƻƘƴ- ǳƴŘ !ǊōŜƛǘǎȊŜƛǘǎǳƳƳŜƴŜǊƳƛǘǘƭǳƴƎάΦ  

Leitend für dieses Alternativmodell sind folgende konzep-

tionelle Überlegungen und Grundannahmen: Das derzei-

tige Konzept der rüE wird als arbeitszeitnormierter, ge-

wichteter Durchschnitt der Entlohnung für das jeweilige 

Bundesland ermittelt. Leitend ist die Überlegung, dass al-

ternativ zum jetzigen Berechnungsverfahren die Ermitt-

lung der rüE über eine einrichtungsspezifische, stichtags-

bezogene Lohn-/Arbeitszeitsummenermittlung erfolgt. 

Dabei wird davon ausgegangen, dass alle kollektivver-

traglich geregelten Lohnansprüche tatsächlich an die Be-

schäftigten ausgezahlt werden. Dies betrifft die in den 

Pflegevergütungs-Richtlinien gemäß § 3 Absatz 2 defi-

nierten Entlohnungsbestandteile. Datengrundlage wären 

die Lohnbuchhaltungsdaten der Einrichtungen. Das Mo-

dell ist durch folgende Kernelemente charakterisiert:  

- Gemäß dem Modell melden die an kollektivvertrag-

liche Regelungen gebundenen Einrichtungen stich-

tagsbezogen ihre Arbeitszeitsummen sowie Lohn-

summen für ihre Beschäftigten in den drei Qualifika-

tions-/Beschäftigtengruppen. 

- Gemäß den von den Einrichtungen zu übermitteln-

den kollektivvertraglichen Regelungen ist die tarif-

lich festgelegte Wochenarbeitszeit für Vollzeitbe-

schäftigte bekannt.  

- Die tatsächliche wöchentliche Arbeitszeit kann aus 

der monatlichen Arbeitszeitsumme ermittelt wer-

den, die Zahl der qualifikationsspezifischen VZÄ lässt 

sich als tatsächliche wöchentliche Arbeitszeit-

summe/tarifvertraglich geregelte Arbeitszeit ermit-

teln. Denn die VZÄ umfassen die Gesamtzahl an ge-

leisteten Arbeitsstunden in einem Berechnungszeit-

raum geteilt durch die Anzahl an Stunden, die Voll-

zeitmitarbeitende in einem bestimmten Zeitraum 

leisten.  

- Das einrichtungsspezifische Entgeltniveau ergäbe 

sich aus real geleisteter Arbeitsstundensumme/rea-

ler Lohnsumme für die jeweilige Beschäftigten-/Qua-

lifikationsgruppe. Alternativ können Lohn- und Ar-

beitszeitsummen auf Vollzeitbeschäftigung hochge-

rechnet werden.  

- Die Berechnung der rüE kann weiterhin über die Ge-

wichtung nach VZÄ auf Basis der kollektivvertragli-

chen Regelungen und der weiteren Berechnungs-

schritte erfolgen. 

Durch die Reduzierung auf zwei Meldewerte je Qualifika-

tions-/Beschäftigtengruppe kann die Fehleranfälligkeit 

reduziert werden. Zudem müssten keine gesonderten Be-

rechnungen durch die Einführung durchgeführt werden, 

sondern die entsprechend benötigten Daten könnten aus 

der Lohnbuchhaltung ermittelt und perspektivisch als 

CSV-Dateien bzw. als xml- oder jason-Format an die GS-

Tarife übermittelt werden. Dadurch, dass die Daten aus 

der Lohnabrechnung der Pflegeeinrichtungen stammen, 

ist eine hohe Datenqualität und Datenvalidität gewähr-

leistet. Die variablen pflegetypischen Zuschläge würden 

analog zum jetzigen Verfahren weiterhin gesondert aus-

gewiesen. 

ōύ α{ǘƛŎƘǇǊƻōŜƴōŀǎƛŜǊǘŜ 9ǊƘŜōǳƴƎ ŀƴŀƭƻƎ ȊǳǊ aŜǘƘƻŘƛƪ 

ŘŜǊ ±ŜǊŘƛŜƴǎǘŜǊƘŜōǳƴƎ ό±9ύά.  

Leitend für dieses Alternativmodell sind Erhebungs- und 

Auswertungsverfahren, wie sie auch für die VE bzw. für 

ŘŜƴ αLƴǘŜǊŀƪǘƛǾŜƴ DŜƘŀƭǘǎǾŜǊƎƭŜƛŎƘά ŘŜǎ {ǘŀǘƛǎǘƛǎŎƘŜƴ 

Bundesamtes verwendet werden. Die Daten der VE bil-

ŘŜƴ ŘƛŜ .ŀǎƛǎ ŦǸǊ ŘŜƴ αLƴǘŜǊŀƪǘƛǾŜƴ DŜƘŀƭǘǎǾŜǊƎƭŜƛŎƘάΦ 5ƛŜ 

Daten der VE selbst sind derzeit nicht repräsentativ für 

die Langzeitpflege, so dass nicht auf die VE-Daten selbst 

zur Ermittlung der rüE zurückgegriffen werden kann. 

DƭŜƛŎƘǿƻƘƭ ƭƛŜŦŜǊǘ ŘƛŜ aŜǘƘƻŘƛƪ ŘŜǎ αLƴǘŜǊŀƪǘƛǾŜƴ DŜπ

ƘŀƭǘǎǾŜǊƎƭŜƛŎƘǎά ǿŜǊǘǾƻƭƭe methodische Hinweise, die für 

eine alternative Berechnungsmethodik auch zur Ermitt-

lung der rüE nutzbar gemacht werden können. Die VE um-

fasst Verdienste sowie personenbezogene und arbeits-

platzspezifische Informationen (wie z. B. das Alter der Be-

schäftigten oder die Unternehmensgröße). Es handelt 

sich dabei um eine Stichprobe (Sample) und die Lohnan-

gaben stammen aus der Lohnabrechnung der Betriebe, 

was wiederrum eine hohe Datenqualität gewährleistet. 

Das Modell ist durch folgende Kernelemente charakteri-

siert: 

- Aufgrund von bislang drei Erhebungswellen zu den 

rüE ist die Grundgesamtheit der an kollektivvertrag-

liche Regelungen gebundenen Pflegeeinrichtungen 

bekannt. Leitend ist die Annahme, dass die Pflege-

einrichtungen ihrer Meldepflicht gemäß § 72 Absatz 

3e SGB XI nachkommen. Ebenfalls bekannt sind zent-

rale einrichtungsspezifische Merkmale wie z. B. Ver-

teilung der VZÄ auf Beschäftigten-/Qualifikations-

gruppen, Verteilung der VZÄ auf unterschiedliche 

Versorgungsarten, Verteilung der VZÄ auf kollektiv-
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vertragliche Regelungen im jeweiligen Bundesland, 

etc. 

- Dieses Alternativmodell basiert auf der Umstellung 

auf ein stichprobenbasiertes Erhebungs- und Aus-

wertungsmodell in den drei Beschäftigten-/Qualifi-

kationsgruppen und der Ermittlung der rüE auf Basis 

einer statistischen Hochrechnung (Prognosewerte 

einer Regressionsgleichung) für die Grundgesamt-

heit der Beschäftigten, wie dies im Rahmen der sta-

tistisch ausgewiesenen Lohndaten im Rahmen der 

VE erfolgt. Die Datengrundlage wäre auch hier die 

stichtagsbezogene Lohnabrechnung der Pflegeein-

richtungen.  

- Voraussetzung für dieses Modell wäre jedoch eine 

komplexe länderspezifische und repräsentative 

Stichprobenbestimmung (Sampling) (geschichtete 

Stichprobe) sowie die Bestimmung der unabhängi-

gen Variablen für das Regressionsmodell. Für den in-

teraktiven Gehaltsvergleich ist dies möglich, da in 

den VE-Daten sowohl die Verdienste als auch die ge-

haltsbestimmenden Merkmale hinterlegt sind. Mit-

hilfe des Regressionsmodells, das die ausgewählten 

Einflussfaktoren und die Größe ihres Einflusses bein-

haltet, können anschließend Schätzungen ausgege-

ōŜƴ ǿŜǊŘŜƴΦ 5ƛŜ ŦǸǊ ŘŜƴ αLƴǘŜǊŀƪǘƛǾŜƴ DŜƘŀƭǘǎǾŜǊπ

ƎƭŜƛŎƘά ǾŜǊǿŜƴŘŜǘŜ 5ŀǘŜƴōŀƴƪ Ƴƛǘ ŘŜƴ wŜƎǊŜǎǎƛƻƴǎπ

koeffizienten wird zudem mit den Ergebnissen der 

neuen VE laufend aktualisiert. 

- Um den Erhebungsaufwand zu minimieren, zugleich 

aber die Datenqualität und die Validität des Regres-

sionsmodells sicherzustellen, ist die Kombination 

aus jährlicher Stichprobenerhebung und einer 

Vollerhebung im zwei- oder dreijährigen Turnus zu 

erwägen.  

Durch die Umstellung auf ein stichprobenbasiertes Ver-

fahren ließe sich der jährliche Meldeaufwand für Pflege-

einrichtungen reduzieren. Die benötigten Daten könnten 

aus der Lohnbuchhaltung ermittelt und perspektivisch als 

CSV-Dateien bzw. im xml- oder jason-Format an die GS-

Tarife übermittelt werden. Hierdurch kann eine hohe Da-

tenqualität gewährleistet werden. Für die Stichprobenbe-

stimmung (Sampling) und Ermittlung der Regressionsko-

effizienten wären jedoch zunächst umfangreichere und 

komplexe statistisch-methodische Vorarbeiten notwen-

dig. Darüber hinaus würde eine Umsetzung als Regelver-

fahren Anpassungen in der Datenmaske bzw. im Erhe-

bungsbogen erforderlich machen. Da Pflegeeinrichtun-

gen Daten an unterschiedliche Stellen melden müssen, 

und zudem in der Datenerhebung zur Pflegestatistik z. T. 

gleiche Daten übermittelt werden (VZÄ), wäre eine Zu-

sammenlegung der Vollerhebung zu den rüE mit der Pfle-

gestatistik durchaus sinnvoll. Hierfür müssten jedoch die 

entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen geschaf-

fen werden, damit die im Rahmen der Pflegestatistik er-

hobenen und für das skizzierte Verfahren benötigten Da-

ten zur weiteren Verwendung an die GS-Tarife übermit-

telt werden könnten. Die variablen pflegetypischen Zu-

schläge würden analog zum jetzigen Verfahren weiterhin 

gesondert ausgewiesen. 

c) αvǳŀƭƛŦƛƪŀǘƛƻƴǎōŜȊƻƎŜƴŜs EcklohnmodellάΦ  

Bestandteil von TV/kirchlichen AVR sind Entgeltordnun-

gen. Die Eingruppierung der Beschäftigten erfolgt zu-

meist nach Qualifikation, Berufserfahrung und/oder Be-

schäftigungsdauer in der Pflegeeinrichtung im Geltungs-

bereich der kollektivvertraglichen Regelung. Unter-

schiede in den kollektivvertraglichen Regelungen existie-

ren unter anderem hinsichtlich der Eingruppierungsrege-

lungen, der Zahl der Erfahrungsstufen sowie der tariflich 

festgelegten Arbeitszeit. Für die in der Region jeweils gel-

tenden kollektivvertraglichen Regelungen jeder Beschäf-

tigten-/Qualifikationsgruppe lässt sich über die tarifwerk-

immanente Entgeltordnung ein Einstiegsgehalt sowie ein 

Endstufengehalt bestimmen.  

Die rüE werden derzeit als empirisch ermittelter, arbeits-

zeitnormierter, gewichteter Durchschnitt (arithmetisches 

Mittel) der Entlohnung in der jeweiligen Beschäftigten-

/Qualifikationsgruppe ermittelt. Grundlage der Ermitt-

lung ist die tatsächliche (aber unbekannte) Eingruppie-

rung der Beschäftigten auf Basis einer Vollzeitbeschäfti-

gung. Lohnuntergrenzen für die drei Beschäftigten-/Qua-

lifikationsgruppen werden weiterhin durch die jeweils 

geltenden Pflegemindestlöhne bestimmt. Für jede kollek-

tivvertragliche Regelung ist der Lohnabstand von qualifi-

kationsspezifischem Einstiegsgehalt und Endstufengehalt 

für den Grundlohn bestimmbar. Dieses Modell basiert auf 

ŘŜǊ «ōŜǊƭŜƎǳƴƎΣ Řŀǎǎ ŘƛŜ ǊǸ9 ŀǳŎƘ ŀƭǎ αǉǳŀƭƛŦƛƪŀǘƛƻƴǎǎǇŜπ

ȊƛŦƛǎŎƘŜǊ 9ŎƪƭƻƘƴά ƪƻƴȊŜǇǘǳŀƭƛǎƛŜǊǘ ǿŜǊŘŜƴ ƪǀƴƴŜƴΦ Cƻƭπ

gende Überlegungen sind für dieses Modell leitend: 

- Die derzeitigen rüE bilden den durchschnittlichen, 

arbeitszeitnormierten, gewichteten Durchschnitt 

(arithmetisches Mittel) der Entlohnung in der jewei-

ligen Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe.  

- Folglich spiegeln die rüE in ihrer jetzigen Form die 

Entlohnung der Beschäftigten gemäß der jeweiligen 

Eingruppierungsregelung wider, in die damit auch 

(als Durchschnittswerte) die Berufserfahrung und 

Beschäftigungsdauer eingehen. Eine Folge hiervon 

ist, dass die rüE anfällig für die Beschäftigungsstruk-

tur sind, sprich: Steigt z. B. der Anteil von Beschäf-
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tigten, die über eine geringere Berufserfahrung und/ 

oder Beschäftigungsdauer verfügen, sinkt das (ein-

richtungsindividuelle) Entgeltniveau.  

- Ausgehend hiervon ließe sich der qualifikationsspe-

ȊƛŦƛǎŎƘŜ α9ŎƪƭƻƘƴά ŀǳŎƘ ŀƭǎ [ƻƘƴ ŦǸǊ ŜƛƴŜƴ αƳƛǘǘƭŜǊŜƴ 

.ŜǊǳŦǎŜǊŦŀƘǊǳƴƎǎǿŜǊǘά ƎŜƳŅǖ ŘŜǊ {ǘǳŦŜƴƭŀǳŦȊŜƛǘŜƴ 

für die jeweilige Beschäftigten-/Qualifikationsgrup-

pe definieren.  

- Die qualifikationsspezifische Altersstrukturvertei-

lung der Beschäftigten in Pflege und Betreuung ist 

auf Basis der Daten der Pflegestatistik bekannt. Nicht 

bekannt sind hingegen Angaben zur Berufserfahrung 

bzw. zur Betriebszugehörigkeit der Beschäftigten, 

beide stellen jedoch mit Blick auf die Entlohnung ge-

mäß der Entgeltordnung relevante Bestimmungsgrö-

ßen dar. Diese müssten entweder a) empirisch erho-

ben, b) approximativ geschätzt oder c) aus den 

TV/kirchlichen AVR immanent als fiktiver Vergleichs-

maßstab bestimmt werden. 

- In statistischen Verfahren ist es üblich, über die Al-

tersstrukturverteilung der Beschäftigten die Berufs-

erfahrung approximativ zu schätzen. Ausgehend von 

den Daten der Pflegestatistik könnten für die jewei-

ligen Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen länder-

spezifische mittlere Berufserfahrungswerte approxi-

mativ als (fiktiver) Vergleichsmaßstab ermittelt wer-

den. Diese Werte würden dann den Vergleichsmaß-

stab für die Tarifvergleiche bilden. Allerdings wäre 

auch dieser entweder über Erhebung oder approxi-

mative Schätzung auf Basis der Altersstrukturvertei-

lung empirisch ermittelte Wert wiederrum abhängig 

von der Beschäftigtenstruktur. 

- Alternativ hierzu könnte die Entlohnung für einen 

mittleren Berufserfahrungswert gemäß der Stufen-

laufzeiten auch tarifwerkimmanent mit Arbeitszeit-

adjustierung bestimmt werden. So ist im Prinzip für 

jeden TV/jede kirchliche AVR bestimmbar, welche 

Gesamtbeschäftigungsdauer benötigt würde, um 

von der Einstiegsstufe die Endstufe der Entlohnung 

(ununterbrochene Beschäftigung) zu erreichen. Aus-

gehend hiervon könnte die Entlohnung (Grundlohn) 

jeweils für den mittleren Berufserfahrungswert ge-

mäß der Stufenlaufzeiten für jede Beschäftigten-

/Qualifikationsgruppe einer kollektivvertraglichen 

Regelung bestimmt werden. Diese Werte könnten 

über alle in der Region geltenden kollektivvertragli-

chen Regelungen wie bislang nach VZÄ gewichtet 

und hierauf basierend die Durchschnittsentlohnung 

als Entlohnung für einen mittleren Berufserfahrungs-

wert über alle kollektivvertraglichen Regelungen be-

stimmt werden. Hinsichtlich der pflegetypischen Zu-

lagen gilt derzeit das Anspruchsprinzip. Da es sich 

ōŜƛƳ α9ŎƪƭƻƘƴ-aƻŘŜƭƭά ǳƳ ŜƛƴŜƴ ±ŜǊƎƭŜƛŎƘǎƳŀǖǎǘŀō 

unter Berücksichtigung des Anspruchsprinzips han-

delt, könnte eine Berücksichtigung der pflegetypi-

schen Zulagen entsprechend erfolgen. Die variablen 

pflegetypischen Zuschläge werden derzeit, gemäß 

Datensatzbeschreibung der GS-Tarife, entweder nu-

merisch oder als Prozentsatz erfasst. Auch dies 

könnte im Ecklohn-Modell berücksichtigt wären.  

Um die Zulassungsvoraussetzungen zu erfüllen, müssten 

nicht kollektivvertraglich gebundene Pflegeeinrichtungen 

den Grundlohn, der für diesen mittleren Berufserfah-

rungswert länderspezifisch über die kollektivvertragli-

chen Regelungen ermittelt wird, im Durchschnitt der je-

weiligen Beschäftigtengruppe mindestens erzielen.  

Dieser (fiktive) Vergleichsmaßstab wäre unabhängiger 

von der tatsächlichen Beschäftigungsstruktur und würde 

ŘŜƴ α²ŜǊǘ ŜƛƴŜǎ ¢±/einer kirchlichen AVRά όDǊǳƴŘƭƻƘƴύ 

über den mittleren Berufserfahrungswert und ermittelt 

über die Stufenlaufzeiten abbilden. 

Kernbefunde des dritten Workshops 

Im dritten Workshop wurden die im zweiten Workshop 

vorgestellten Alternativmodelle diskutiert. Nachfolgend 

werden die aus dieser Diskussion von den Expertinnen 

und Experten skizzierten Vorteile der Modelle sowie offe-

nen Aspekte beschrieben.  

a) α[ƻƘƴ- ǳƴŘ !ǊōŜƛǘǎȊŜƛǘǎǳƳƳŜƴŜǊƳƛǘǘƭǳƴƎάΦ  

Vorteile 

ҍ Das Modell verringert den Aufwand für tarifge-

bundene Einrichtungen und verliert nicht die 

Nähe zum Tarifniveau (Ziel der tarifgerechten 

Entlohnung).  

ҍ Die Daten aus der Lohnbuchhaltung sind mit ei-

ner hohe Datenqualität und -validität assoziiert 

und eigenständige Vorberechnungen durch die 

Einrichtungen entfallen.  

ҍ Es wird eine hohe Akzeptanz bei den betroffe-

nen Pflegeeinrichtungen erwartet. 

ҍ Die Technik ist im optimalen Fall so ausgestal-

tet, dass die Pflegeeinrichtungen über ihre Soft-

wareprogramme zur Lohnbuchhaltung (xml- 

oder jason-Format) die Daten direkt an die GS-

Tarife übermitteln können. Aus der TI-An-
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bindung der Pflege können hierzu ggf. Unter-

stützungsstrukturen abgeleitet werden. 

Offene Aspekte  

ҍ Die Extraktion der in den Richtlinien definierten 

Lohnbestandteile: Für die (technische) Umset-

zung müssten pflegetypische Zulagen bestimm-

bar sein, was zum Beispiel über eine Negativliste 

geregelt werden könnte.  

ҍ Zeithorizont, d. h. eine stichtagsbezogene, mo-

natsbezogene oder jahresbezogene Betrach-

tung der Löhne: Eine jahresbezogene Betrach-

tung hätte beispielsweise den Vorteil, dass 

Löhne für Rufbereitschaft und Bereitschafts-

dienst sowie Jahressonderzahlungen enthalten 

sind, welche sonst aufwändig ermittelt werden 

müssten.  

ҍ Identifizierung der einzelnen Beschäftigten-

/Qualifikationsgruppen: Ein Vorschlag ist es, die 

in TV/kirchlichen AVR üblicherweise enthalte-

nen Eingruppierungsvorgaben zur Identifizie-

rung zu nutzen. Zusätzlich wurde angemerkt, 

dass der Umgang mit geringfügig Beschäftigten 

geregelt werden müsste, da manche TV gering-

fügig Beschäftigte ausschließen.35 Im aktuellen 

Ermittlungsverfahren werden geringfügig Be-

schäftigte wie VZÄ behandelt, da die real geleis-

teten Arbeitsstunden nicht bekannt sind und ein 

möglicher Ausschluss aus der kollektivvertragli-

chen Regelung nicht berücksichtigt wird. 

b) α{ǘƛŎƘǇǊƻōŜƴōŀǎƛŜǊǘŜ 9ǊƘŜōǳƴƎ ŀƴŀƭƻƎ ȊǳǊ aŜǘƘƻŘƛƪ 

ŘŜǊ ±ŜǊŘƛŜƴǎǘŜǊƘŜōǳƴƎ ό±9ύά. 

Vorteile 

ҍ Orientierung an der Methodik der VE: Im Hin-

blick auf die Reduzierung von Mehraufwänden 

von Pflegeeinrichtungen wäre eine Synergie 

zum Datenerhebungsverfahren der VE sinnvoll. 

Die VE wird mit dem Ziel durchgeführt, Daten 

über das Niveau, die Verteilung und die Verän-

derung der Bruttoverdienste von Arbeitnehme-

rinnern und Arbeitnehmern zu gewinnen. Die 

Ermittlung der rüE verfolgt ein ähnliches Ziel.  

 

 

35 Nach Recherche gilt sowohl für geringfügig entlohnte Beschäftigte als auch 

für kurzfristig Beschäftigte das Meldeverfahren nach DEÜV (gemäß § 13, 

DEÜV). 

ҍ Das Verfahren würde für Pflegeeinrichtungen, 

die nicht gezogen werden, entlastend wirken.  

Offene Aspekte 

ҍ Der Fragebogen der VE deckt derzeit nicht alle 

Variablen ab, die zur Ermittlung der rüE benötigt 

werden (Beispiele: Angabe zur Tarifbindung36; 

der Tätigkeitsschlüssel lässt sich nur bedingt in 

die drei Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen 

übersetzen).  

ҍ Informationen über die kollektivvertraglichen 

Regelungen werden für die Berechnung der rüE 

zwar nicht benötigt, da diese Informationen 

über die Datenmeldungen gemäß § 72 Absatz 

3d SGB XI erfasst werden können, jedoch sollte 

der Anspruch an ein Daten-Matching der beiden 

Datenquellen erhalten bleiben (unter anderem 

für die Plausibilisierung). Dies könnte gegebe-

nenfalls über die ID-Nummer gemäß dem VE-

Verfahren erfolgen.  

ҍ Eine Änderung des Fragebogens der VE selbst 

und eine Datenerhebung durch das Statistische 

Bundesamt kann schwierig sein, da eine Ände-

rung des Erhebungsverfahrens der VE einer Zu-

stimmung der Länder bedarf.  

ҍ Sofern die Erhebung zur Ermittlung der rüE in ei-

ner eigenständigen Struktur erfolgen soll, muss 

geklärt werden, wer und wie die repräsentative 

Stichprobe festlegt wird und die Hochrechnun-

gen durchführt. Hierbei sind zwei Wege denk-

bar: a) eine Datenerhebung durch erweiterten 

Auftrag an das Statistische Bundesamt (Daten-

übermittlung zur Weiterverarbeitung an die GS-

Tarife); b) Aufbau einer eigenständigen Struktur 

im Sinne einer repräsentativen VE für den Pfle-

gesektor (ggf. unter Auftragsvergabe an 

α5ǊƛǘǘŜάύΦ  

ҍ Ein stichprobenbasiertes Verfahren könnte in 

Abständen durch eine Vollerhebung ergänzt 

werden (beispielsweise in Kombination mit Er-

hebung der Pflegestatistik). In diesem Kontext 

wurde darauf hingewiesen, dass kollektivver-

tragliche Regelungen in der Pflegebranche sehr 

dynamisch seien (Beispiel: Zulagen) und Löhne 

36 LƳ 9ǊƘŜōǳƴƎǎōƻƎŜƴ ŘŜǊ ±9 ǿŜǊŘŜƴ ŘƛŜ aŜǊƪƳŀƭŜ α.ǊŀƴŎƘŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎάΣ 

αCƛǊƳŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎά ǎƻǿƛŜ αYŜƛƴ ¢ŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎΣ ƻǊƛŜƴǘƛŜǊǘ ŀƴ .ǊŀƴŎƘŜƴǘŀǊƛŦǾŜǊπ

ǘǊŀƎά ǎƻǿƛŜ αYŜƛƴ ¢ŀǊƛŦǾŜǊǘǊŀƎΣ ŦǊŜƛŜ ±ŜǊŘƛŜƴǎǘǾŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎά ŜǊŦŀǎǎǘ ǎƻǿƛŜ 

die betriebliche ID-Nummer. 
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nicht einfach weitergeschrieben würden, son-

dern regelmäßig verhandelt, was mit einem 

α¢ǊŀŘŜ-ƻŦŦά ȊǿƛǎŎƘŜƴ ŘŜƴ !ōǎǘŅƴŘŜƴ ŘŜǊ ±ƻƭƭŜǊπ

hebung verbunden ist. Hierbei führten kurze 

Abstände kaum zur Entlastung der Pflegeein-

richtungen, während lange Abstände zu Da-

tenungenauigkeit führen.  

ҍ Aufgrund sehr dynamischer kollektivvertragli-

cher Regelungen in der Pflegebranche wird die 

Akzeptanz des Modells durch die betroffenen 

Pflegeeinrichtungen als eher niedrig einge-

schätzt. 

c) αvǳŀƭƛŦƛƪŀǘƛƻƴǎōŜȊƻƎŜƴŜǊ 9ŎƪƭƻƘƴά.  

Vorteile 

ҍ Die Einrichtungen müssten weniger Daten mel-

den und weniger berechnen, was diese entlas-

tet.  

Offene Aspekte 

ҍ Der Modellansatz müsste näher ausgestaltet 

und die Berechnung der Zielgröße definiert wer-

den. Insbesondere muss unterschieden werden 

zwischen der Berechnung der rüE über einen Ta-

rifindex, dem 9ŎƪƭƻƘƴ ƛƳ {ƛƴƴŜ ŜƛƴŜǊ α9Ŏƪ-Pfle-

gekraŦǘά und einem Ecklohn durch die Bildung 

einer Mustereinrichtung. Der Tarifindex wäre 

durch eine Vollerhebung plus Stichprobe mit 

Fortschreibung (ähnlich Modell b), bei dem kein 

Durchschnitt gebildet wird, sondern Verände-

rungen der Vergütungshöhe auf der Basis von 

Vergütungsgruppen im zeitlichen Verlauf ermit-

telt werden,37 charakterisiert. Beim Ecklohn im 

{ƛƴƴŜ ŜƛƴŜǊ α9Ŏƪ-tŦƭŜƎŜƪǊŀŦǘά ƭŅƎŜ ŘŜǊ Cƻƪǳǎ ŀǳŦ 

dem Durchschnittsverdienst nach Qualifikati-

onsniveau und dieser würde durch Ermittlung 

des qualifikationsspezifischen mittleren Ein-

gruppierungswerts definiert. Beim Ecklohn 

durch Bildung einer Mustereinrichtung würde 

aus allen Einrichtungen eine Durchschnittsein-

richtung gebildet (z. B. x % Fachkräfte, y % Hilfs-

kräfte, usw.). Auf Grundlage dieser Einrichtung 

würden dann mittlere Vergütungsgruppen und 

zeitliche Entwicklungen gebildet.  

 

 

37 IƛŜǊȊǳ ǿƛǊŘ ƛƳ ±ŜǊŦŀƘǊŜƴ ȊǳǊ 9ǊƳƛǘǘƭǳƴƎ ŘŜǎ α¢ŀǊƛŦƛƴŘŜȄά ŘŜǎ {ǘŀǘƛǎǘƛǎŎƘŜƴ 

Bundesamtes jeweils das höchste Gehalt innerhalb der Vergütungsgruppe 

berücksichtigt 

ҍ 5ƛŜ .ŜǊŜŎƘƴǳƴƎ ŘŜǊ ǊǸ9 ŘǳǊŎƘ ŜƛƴŜƴ α¢ŀǊƛŦƛƴπ

ŘŜȄά ǿǸǊŘŜ ŜǊŦƻǊŘŜǊƴΣ Řŀǎǎ ƴŅƘŜǊ ŘŜŦƛƴƛŜǊǘ 

wird, welche TV/kirchliche AVR betrachtet wer-

den. Ein Vorschlag war es, alle TV/kirchlichen 

AVR nach ihrer Wirkmächtigkeit, basierend auf 

VZÄ, zu ordnen und dann zu zählen bis 75 % der 

Beschäftigten gemäß der gemeldeten Grundge-

samtheit an VZÄ abgedeckt sind, analog zum 

jetzigen durch das Statistische Bundesamt be-

rechneten Index der Tarifverdienste und Ar-

beitszeiten. Im Verfahren zum Tarifindex wer-

den jeweils so viele Tarifverträge in das Wä-

gungsschema der Tarifindizes aufgenommen, 

bis mindestens 75 % aller Beschäftigten, die 

nach Tarifverträgen bezahlt werden, abgedeckt 

sind. Um dabei die Anzahl an Tarifverträgen in 

Grenzen zu halten, werden vornehmlich die Ta-

rifverträge mit der höchsten Anzahl an Tarifbe-

schäftigten ausgewählt. Der Vorschlag für ein 

entsprechendes Wägungsschema wurde jedoch 

von den Expertinnen und Experten als kritisch 

erachtet. Mit der Selektion von TV hätten Ge-

werkschaften die Möglichkeit, die rüE gezielt zu 

beeinflussen: TV können zusammengefasst 

werden und eine regionale Differenzierung ha-

ben, was dann einen direkten Einfluss auf das 

Entgeltniveau hätte.  

ҍ Die Berechnung der rüE durch Bildung einer 

α9Ŏƪ-tŦƭŜƎŜƪǊŀŦǘά ǿǸǊŘŜ ŜǊŦƻǊŘŜǊƴΣ Řŀǎǎ ŘƛŜ Ŝƛƴπ

zelnen Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen 

den einzelnen Entgeltgruppen der Entgeltta-

belle eindeutig zugeordnet werden können. Im 

TVöD wird eine Pflegefachkraft üblicherweise in 

eine der drei Gruppen P7-P9 eingruppiert, was 

ŘƛŜ .ƛƭŘǳƴƎ ŜƛƴŜǊ α9Ŏƪ-tŦƭŜƎŜƪǊŀŦǘά ŀ ǇǊƛƻǊƛ 

schwierig macht.  

ҍ Bei den hier ausgestalteten Modellansätzen 

wird eine eher niedrige Akzeptanz der betroffe-

nen Pflegeeinrichtungen erwartet.  

Abschließende Befunde der drei Workshops 

bŀŎƘ ǾƛŜǊ ¢ŜƛƭƴŜƘƳŜƴŘŜƴ ǎŜƛ Řŀǎ aƻŘŜƭƭ α[ƻƘƴ- und Ar-

ōŜƛǘǎȊŜƛǘǎǳƳƳŜƴŜǊƳƛǘǘƭǳƴƎά und die Nutzung von Daten 

aus der Lohnbuchhaltung als Alternative zum derzeitigen 

Berechnungsverfahren der rüE interessant. Das Modell 

sei mit erheblich reduziertem Aufwand und keiner Be-

rechnung für Pflegeeinrichtungen verbunden. Entlas-
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tungspotentiale für Pflegeeinrichtungen wurden darüber 

hinaus auch in den Ergebnissen der ersten beiden Work-

ǎƘƻǇǎ ƎŜǎŜƘŜƴΦ CǸǊ ŘƛŜ tǊǸŦǳƴƎ ŘŜǎ aƻŘŜƭƭǎ α[ƻƘƴ- und 

AǊōŜƛǘǎȊŜƛǘǎǳƳƳŜƴŜǊƳƛǘǘƭǳƴƎά ǿŅǊŜƴ tŦƭŜƎŜŜƛƴǊƛŎƘǘǳƴπ

gen als Testimonials zu gewinnen. 

Zwei Teilnehmende schlugen vor, alle drei Modelle für die 

letzten drei Jahre explorativ durchzurechnen. Eine Ab-

schätzung des Verhältnisses von Zusatzaufwand, Prakti-

kabilität und Datenqualität insbesondere in den Model-

ƭŜƴ α{ǘƛŎƘǇǊƻōŜƴōŀǎƛŜǊǘŜ 9ǊƘŜōǳƴƎ ŀƴŀƭƻƎ ȊǳǊ aŜǘƘƻŘƛƪ 

ŘŜǊ ±ŜǊŘƛŜƴǎǘŜǊƘŜōǳƴƎ ό±9ύά ǳƴŘ αvǳŀƭƛŦƛƪŀǘƛƻƴǎōŜȊƻƎŜπ

ƴŜǊ 9ŎƪƭƻƘƴά ƪǀƴƴǘŜ ŀƭǎ Ŝƛƴ 9ǊƎŜōƴƛǎ ŘŜǊ 9Ǿŀƭǳŀǘƛƻƴ ōŜπ

trachtet werden.  

Insgesamt ist zu berücksichtigen, dass die Anwendung je-

der der drei Modellvarianten zur Berechnung der rüE die 

Schaffung einer entsprechenden rechtlichen Grundlage 

voraussetzt und auch die technischen Voraussetzungen 

der Datenübermittlung gegeben sein müssten. 

11.3 Vorläufige Interpretation und Limitation 

Unter der Berücksichtigung der dargestellten Erkennt-

nisse zur alternativen Ermittlung der rüE wurde im Herbst 

2024 ein zweistufiges Verfahren, unter der Vorausset-

zung, dass dieses Vorgehen erneut von den Auftragge-

benden geprüft wird, vorgeschlagen. In der ersten Stufe 

konnte das damalige Verfahren zur Berechnung der rüE 

für Pflegeeinrichtungen vereinfacht werden, indem 

grundlegend folgende Aspekte angepasst würden: 

- Es besteht die Möglichkeit für zentrale Trägermel-

dungen, d. h. die Träger können zentrale Informatio-

nen aus kollektivvertraglichen Regelungen und An-

gaben zur Entlohnung für die jeweiligen Pflegeein-

richtungen melden. 

- Es besteht prinzipiell die Möglichkeit von Trägermel-

dungen, wobei die Rechtssicherheit zu prüfen wäre. 

In den Beratungen zeichnete sich ab, dass ein ent-

sprechendes Verfahren derzeit eine aktive Bestäti-

gung durch die derzeit meldepflichtigen Einrichtun-

gen erfordern würde.  

- Der Meldezeitpunkt sollte verlegt oder verlängert 

werden, da es im August aufgrund von Urlaubs- und 

Ferienzeiten regelmäßig zu personellen Engpässen 

kommt. 

 

 

38 Inwieweit diese gesetzliche Neuregelung faktisch Auswirkungen auf die 

Meldezeitpunkte der Pflegeeinrichtungen hat, konnte im Rahmen der 

- Es sollte die Möglichkeit bestehen, die rüE auf 

Grundlage von Daten aus der Lohnbuchhaltung zu 

ermitteln. 

In der zweiten Stufe sollten die in den Workshops disku-

tierten Modelle zur alternativen Berechnung der rüE va-

lidiert  werden. Die Diskussion durch die Expertinnen und 

Experten hat gezeigt, dass die Modelle Vorteile mit sich 

bringen, gleichwohl konkrete Mehrwerte vor dem Hinter-

ƎǊǳƴŘ ŘŜǎ ƎŜǎŜǘȊƭƛŎƘ ŘŜŦƛƴƛŜǊǘŜƴ ½ƛŜƭǎ ŜƛƴŜǊ αǘŀǊƛŦƎŜǊŜŎƘπ

ten Entlohnungά ǳƴŘ aŜƘǊǿŜǊǘŜ ŦǸǊ ŘƛŜ tǊŀȄƛǎ ǾƻǊ ¦Ƴπ

setzung validiert werden müssen. Die evaluierenden In-

stitute haben einen entsprechenden Vorschlag zur Ent-

wicklung und weiteren Überprüfung alternativer Berech-

nungsmethoden zur Ermittlung der rüE in der Langzeit-

pflege erarbeitet (Arbeitszeit-/Lohnsummenmodell; Eck-

lohn-Modell). 

Mit Inkrafttreten des BEEP-G am 1. Januar 2026 haben 

Meldungen gemäß § 72 Absatz 3e SGB XI bis zum Ablauf 

des 31. Juli (vormals 31. August) jeden Jahres zu erfolgen. 

Zu übermitteln sind u.a. die Angaben über die sich aus 

den kollektivvertraglichen Regelungen ergebende ge-

zahlte Entlohnung am 1. Juli (vormals 1. August) des Jah-

res. Der Mitteilung ist die jeweils am 1. Juli des Jahres gel-

tende durchgeschriebene Fassung des mitgeteilten TV 

oder der mitgeteilten kirchlichen AVR beizufügen. Der 

Meldezeitraum wurde vorverlegt, die jährlichen Daten 

zum rüE werden nunmehr spätestens zum 30. September 

des Jahres veröffentlicht38.  

Als weitere Maßnahme hat die GS-Tarife dem BMG bis 

zum 28. Februar 2026 zu berichten unter welchen techni-

schen Voraussetzungen an kollektivvertragliche Regelun-

gen gebundene Pflegeeinrichtungen, die verpflichtenden 

Meldungen nach § 72 Absatz 3e Satz 1 SGB XI auch aus 

den ihnen verfügbaren Daten ihrer Lohnbuchhaltung 

elektronisch übermitteln könnten (§ 82c Absatz 6 SGB XI). 

Damit wird eine Voraussetzung zur Übermittlung der Da-

ten aus der Lohnbuchhaltung für die Berechnung der rüE 

geprüft. 

Des Weiteren werden auf den Seiten der DCS Pflege aus-

führliche Informationen zur Datenerfassung der Meldung 

nach § 72 Absatz 3e SGB XI, ein Excel-Hilfetool mit zuge-

höriger Ausfüllhilfe und ein FAQ, zur Verfügung gestellt 

(https://www.dcs-pflege.de/). Eine Anpassung der Erhe-

bungsanwendung in 2025 umfasste u.a. eine Darstellung 

der Auswahl des TV/der kirchlichen AVR, eine An-

zeige/Bestätigung der Tarifvertragsinformationen, eine 

Anpassung der Hinweistexte zu den jeweiligen Formular-

vorliegenden Evaluation nicht mehr untersucht werden Dies gilt es entspre-

chend für künftige Betrachtungen im Blick zu behalten.  

https://www.dcs-pflege.de/
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feldern und eine Einführung von weichen Prüfungen, d.h. 

Hinweise auf mögliche Unplausibilitäten (GKV-SV 2025d). 

Seit 2025 besteht für Pflegeeinrichtungen damit die Mög-

lichkeit, den jeweiligen TV/die jeweilige kirchliche AVR, 

an die sie gebunden sind, als Voreinstellung zu wählen, 

Einstellungen individuell anzupassen und im Anschluss 

die Richtigkeit der Angaben zu bestätigen.  

Zuletzt ist mit Inkrafttreten des BEEP-G im Rahmen der 

Evaluation der Wirkungen der Regelungen des § 72 Abs 

3a und 3b und des § 82c bis zum 31.12.2026 zu prüfen, 

inwiefern das Verfahren und die Methode zur Ermittlung 

der rüE vereinfacht werden können (§ 72 Absatz 3f SGB 

XI). 
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Mit den gesetzlichen Regelungen zur tarifgerechten Ent-

lohnung gemäß §§ 72 Absätze 3a ff., 82c SGB XI hat der 

Gesetzgeber im Jahr 2021 die Initiative ergriffen, um über 

die Verbesserung der Löhne die Attraktivität des Pflege-

berufs in der Langzeitpflege zu erhöhen, den Berufsver-

bleib von Pflege- und Betreuungskräften zu fördern und 

sicherzustellen, dass sich auch in Zukunft genügend Men-

schen für diesen Beruf und diese Tätigkeiten entscheiden.  

Gemäß § 72 Absatz 3f SGB XI hatte das BMG unter Betei-

ligung des BMAS bis zum 31. Dezember 2025 die Wirkun-

gen der Regelungen gemäß § 72 Absätze 3a und 3b sowie 

des § 82c SGB XI zu evaluieren.  

Gegenstand der Evaluation waren vier Wirkungsfelder: 

(1.) Wirkungen auf Pflege- und Betreuungskräfte, insbe-

sondere unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf 

die Entlohnung, (2.) Wirkungen auf die Pflegeeinrichtun-

gen unter Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit von 

Personalaufwendungen sowie auf die Pflegekassen sowie 

(3.) die Wirkungen auf pflegebedürftige Personen und auf 

die Inanspruchnahme von Pflegeleistungen. Und schließ-

lich adressierte die Evaluation (4.) die Qualität der Daten-

grundlagen sowie mögliche Verbesserungspotenziale des 

Verfahrens und der Methodik zur Ermittlung des rüE.  

Nachfolgend werden zentrale Befunde der Evaluation zu-

sammengefasst (12.1) und im Hinblick auf ihre Implikati-

onen (12.2) beschrieben. Ausgehend hiervon werden al-

ternative Entscheidungsszenarien, korrespondierende 

Prämissen sowie Handlungsempfehlungen formuliert 

(12.3). 

12.1 Zusammenfassung zentraler Befunde 

Entwicklung der Löhne 

Das durch den Gesetzgeber avisierte Ziel, die Verbesse-

rung der Entlohnung der Beschäftigten in Pflege oder Be-

treuung in der Langzeitpflege, wurde durch die Einfüh-

rung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung er-

reicht. Die Auswertung der Daten legt nahe, dass die 

deutlichen Lohnsteigerungen für Pflege- und Betreuungs-

kräfte zu einem großen Teil auf die Regelungen zur tarif-

gerechten Entlohnung zurückzuführen sind.  

Die Löhne von Pflege- und Betreuungskräften in der Lang-

zeitpflege haben sich seit Einführung der Regelungen zur 

tarifgerechten Entlohnung zudem den Löhnen von 

Pflege- und Betreuungskräften in der Krankenhauspflege 

angenähert. Zwar wird dieses Lohnniveau noch nicht voll-

ständig erreicht, gleichwohl ist eine deutliche Annähe-

rung in der Fläche zu konstatieren.  

Die durchschnittlichen Löhne von Pflege- und Betreu-

ungskräften in der Langzeitpflege sind prozentual stärker 

gestiegen als der Pflegemindestlohn: von 2022-2023 in 

der ambulanten Langzeitpflege; von 2023-2024 in der 

ambulanten und der (teil-)stationären Langzeitpflege. Be-

sonders starke Lohnsteigerungen sind in den unteren 

Lohnbereichen der einzelnen Helferinnen-/Helfergrup-

pen und Fachkraftgruppen zu sehen (unteres Quartil). Die 

Auswertung der Daten legt daher nahe, dass die Lohnstei-

gerungen zu einem großen Teil auf die Regelungen zur ta-

rifgerechten Entlohnung zurückzuführen sind und nicht 

auf die alleinige Wirkung des Pflegemindestlohns. Dieses 

Ergebnis wird durch die DvD-Schätzung bestätigt. Diese 

zeigt, dass die durchschnittlichen Löhne von Pflege- und 

Betreuungskräften in Pflegeeinrichtungen, welche vor 

Einführung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung nicht nach TV/kirchlicher AVR entlohnten, im Unter-

suchungszeitraum stärker gestiegen sind als ohne die Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung zu erwarten ge-

wesen wäre: Für Helferinnen/Helfer in Pflegeeinrichtun-

gen mit Orientierung an einem Branchentarifvertrag um 

0,7 Euro pro Stunde und in Pflegeeinrichtungen mit freier 

Verdienstvereinbarung um 0,95 Euro pro Stunde. Für 

Fachkräfte in Pflegeeinrichtungen mit Orientierung an ei-

nem Branchentarifvertrag um 0,74 Euro pro Stunde und 

in Pflegeeinrichtungen mit freier Verdienstvereinbarung 

um 1,19 Euro pro Stunde. 

Die Datenmeldung von kollektivvertraglich gebundenen 

Pflegeeinrichtungen nach § 72 Absatz 3e SGB XI bildet die 

Datenbasis zur Ermittlung der rüE. Die Lohnsteigerungen 

von kollektivvertraglich gebundenen Pflegeeinrichtungen 

spiegeln sich in der Erhöhung der im Untersuchungszeit-

12 Kernbefunde, Implikationen und 
Handlungsempfehlungen 
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raum gemeldeten arbeitszeitnormierten Stundenlöhne, 

die zur Ermittlung des rüE herangezogen werden. In allen 

Bundesländern waren im Untersuchungszeitraum abso-

lute Zuwächse des rüE für alle drei Beschäftigten-/Quali-

fikationsgruppen zu verzeichnen, wenngleich die prozen-

tualen Steigerungsraten im Bundesländervergleich diffe-

renzierte Entwicklungspfade aufweisen. Bundesweit la-

gen die Lohnzuwächse bei den arbeitszeitnormierten 

Stundenlöhnen zwischen 2021 und 2025 beim Hilfsperso-

nal bei +22,9 %, beim Assistenzpersonal bei +20,8 % und 

beim Fachpersonal bei +19,6 %. Insbesondere in den Bun-

desländern Bremen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Sach-

sen und Thüringen werden deutliche Zuwächse der ar-

beitszeitnormierten Stundenlöhne in den Beschäftigten-

/Qualifikationsgruppen sichtbar, welche zum Teil deutlich 

oberhalb der bundesweiten Steigerungen lagen. Gleich-

wohl existiert eine hohe Spannweite der arbeitszeitnor-

mierten Stundenlöhne innerhalb der Beschäftigten-/Qua-

lifikationsgruppen auf Länderebene, die auf unterschied-

liche Berufserfahrung, Betriebszugehörigkeiten und Er-

fahrungsstufenzuordnung und Sonderzahlungen sowie 

auf regionale Kostendifferenzen zurückgeführt werden 

könnten (s. Kapitel 6.2.2). 

Pflegemindestlohn und tarifgerechte Entlohnung 

Allgemeiner Mindestlohn sowie Pflegemindestlohn bil-

den mit den TV/kirchlichen AVR als kollektivvertragliche 

Regelungen sowie dem rüE nach Einschätzung der Exper-

tinnen und Experten ein komplexes Wirkungsgefüge, das 

die Entwicklung von Löhnen in der Pflege beeinflusst. Die 

Höhe des allgemeinen Mindestlohns beeinflusse insofern 

die Höhe der Pflegemindestlöhne, als dass über einen 

Lohnabstand zwischen Pflegemindestlohn und allgemei-

nem Mindestlohn ein branchenspezifischer Entlohnungs-

anreiz insbesondere für ungelernte Beschäftigte gesetzt 

werde. Zugleich bedarf es eines Lohnabstands zwischen 

Pflegemindestlöhnen und Löhnen aus TV-/kirchlichen 

AVR-Regelungen, zum einen im Hinblick auf die Akzep-

tanz von Pflegemindestlöhnen, zum anderen im Hinblick 

auf die Attraktivität von TV-/kirchlichen AVR-Löhnen.  

Angesichts der derzeitigen gesetzlichen Regelungen sei 

die Beibehaltung qualifikationsspezifischer Pflegemin-

destlöhne nach Einschätzung der befragten Expertinnen 

und Experten trotz der erfolgten Lohnanstiege zwingend 

erforderlich, um eine untere Grenze der Entlohnung in 

den Beschäftigten-/Qualifikationsgruppen in der Zulas-

sungsoption Durchschnittsanwendung zu normieren. 

Darüber hinaus markiere die TV-/kirchliche AVR-Entwick-

lung im Pflegesektor einen wichtigen Bezugspunkt für 

den Pflegemindestlohn. Die TV-/kirchliche AVR-Entwick-

lung beeinflusse ihrerseits wiederum die Entwicklung des 

rüE. Prospektive Lohnsteigerungen auf Grundlage kollek-

tivvertraglicher Regelungen sowie Zuwächse des rüE 

seien in der Anpassung qualifikationsspezifischer Pflege-

mindestlöhne entsprechend zu berücksichtigen.  

Tarifstrukturen und Wechsel der Zulassungsoptionen 

Die Landschaft kollektivvertraglicher Regelungen (TV/ 

AVR) zeigt sich im Untersuchungszeitraum weitestge-

hend stabil. Bundesweit liegen von kollektivvertraglich 

gebundenen Pflegeeinrichtungen Meldungen zu rund 

180 TV/kirchlichen AVR vor. Mit dem PSG I erfolgte zu-

nächst die Anerkennung der Wirtschaftlichkeit einer ta-

riflichen und kirchenarbeitsrechtlichen Entlohnung der 

Beschäftigten in Pflegeeinrichtungen im Rahmen der Ver-

gütungsvereinbarungen mit den Pflegekassen und den 

Sozialhilfeträgern (Pflegestärkungsgesetz [PSG] I, 2014). 

Mit dem PSG III (2017) wurde nachfolgend verankert, 

dass auch für nicht-tarifgebundene Pflegeeinrichtungen 

in den Pflegesatzverhandlungen mit den Kostenträgern 

Löhne bis zur Höhe des TV-/kirchlichen AVR-Niveaus 

grundsätzlich als wirtschaftlich anerkannt werden und 

von den Pflegekassen und Sozialhilfeträgern entspre-

chend zu finanzieren seien. Voraussetzung dafür ist, dass 

die Einrichtungsträger die Zahlung entsprechender Löhne 

an ihre Beschäftigten gegenüber den Kostenträgern auch 

nachweisen mussten (BMG/BMFSJ/BMAS 2019, S. 157) 

Dass die in TV/kirchlichen AVR vereinbarten Löhne von 

den Pflegekassen als wirtschaftlich anzuerkennen sind, 

führte dazu, dass vereinzelt TV mit Hinweis auf Refinan-

zierungsvorbehalt abgeschlossen wurden, was der Ord-

nungs-, Schutz- und Verteilungsfunktion von kollektivver-

traglichen Regelungen letztlich widerspricht. Der Anteil 

an Einrichtungen, die nach erstmaliger Meldung die Zu-

lassungsoption wechselten, ist bundesweit mit 10 % rela-

tiv niedrig. Im Hinblick auf die bei Erstmeldung gewählte 

Zulassungsoption werden länderspezifische Profile und 

über den Meldeverlauf länderspezifische Entwicklungs-

pfade erkennbar. Lediglich in geringem Umfang erfolgten 

Wechsel von nicht kollektivvertraglich gebundenen Pfle-

geeinrichtungen, die sich für die Orientierung an kollek-

tivvertraglichen Regelungen oder für Durchschnittsan-

wendung als Zulassungsoption entschieden hatten, zur 

hǇǘƛƻƴ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά. Un-

ter Berücksichtigung der Zu- und Abgänge von Pflegeein-

richtungen aus der Bindung an eine kollektivvertragliche 

Regelung ist die Quote von Einrichtungsmeldungen mit 

einer Bindung an kollektivvertragliche Regelungen über 

den Betrachtungszeitraum deswegen weitestgehend 

stabil. Eine signifikante Erhöhung der Einrichtungsmel-

dungen in der Fläche mit Bindung an eine kollektivver-

tragliche Regelung ist gegenwärtig nicht zu verzeichnen. 



Kernbefunde, Implikationen und Handlungsempfehlungen 87 

 

Die Meldeverlaufsanalyse verweist in der Tendenz auf 

eine Wechselbereitschaft der Pflegeeinrichtungen von 

der Zulassungsoption αhǊƛŜƴǘƛŜrung an kollektivvertragli-

ŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά zur Option der Durchschnittsanwendung, 

in geringerem Umfang von der hǇǘƛƻƴ ŘŜǊ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ 

ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά in die Option der 

αBindung ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά. Abgänge 

aus der Durchschnittsanwendung erfolgten in höherem 

¦ƳŦŀƴƎ ƛƴ ŘƛŜ hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛπ

ŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά ŀƭǎ ƛƴ ŘƛŜ α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ eine kollektivver-

ǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎάΦ Abgänge aus der hǇǘƛƻƴ α.ƛƴdung an 

eine ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά erfolgten gemäß der 

Meldeverlaufsanalyse ς wenn auch insgesamt geringfügig 

ς in höherem Umfang in die Durchschnittsanwendung als 

in die hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜπ

ƎŜƭǳƴƎά. Allerdings weisen die Analysen auf Datenlimita-

tionen und mögliche Meldefehler hin, welche Aussagen 

zu konkreten Abwanderungstendenzen aus dieser Option 

erschweren (s. Kapitel 5). Durch die tarifgerechte Entloh-

nung erfolgt in Form des rüE eine Übersetzung von (ver-

handelten) Lohnerhöhungen aus TV/kirchlichen AVR in 

das rüE. Angesichts dieser durch die tarifgerechte Entloh-

ƴǳƴƎ ƛƴŘǳȊƛŜǊǘŜƴ α[ƻƘƴŜǊƘǀƘǳƴƎǎŀǳǘƻƳŀǘƛƪά Ǝƛƭǘ ŜǎΣ Ŝƴǘπ

sprechende Entwicklungen und deren potenzielle Folgen 

(z. B. Entwicklung qualitativer Arbeitsbedingungen, Ent-

wicklung von Organisationsgraden in Arbeitgeber-

/Dienstgeberverbänden, gewerkschaftlicher Organisati-

onsgrad der Beschäftigten) im Blick zu behalten. 

Pflegeeinrichtungen 

Pflegeeinrichtungen bewerten die Einführung der tarifge-

rechten Entlohnung unabhängig von der Wahl der Zulas-

sungsoption zunächst grundsätzlich positiv. Insbesondere 

bei nicht kollektivvertraglich gebundenen Pflegeeinrich-

tungen führte die Einführung der tarifgerechten Entloh-

nung jedoch zu Herausforderungen im Hinblick auf die 

Wahl der Zulassungsoption. Hier fehlte es in den Pflege-

einrichtungen zum Teil an systematisierten Entschei-

dungsgrundlagen. Die Entscheidung für die jeweilige Zu-

lassungsoption folgt sowohl pfadabhängigen Entwicklun-

gen, lokalen Marktstrukturen als auch einrichtungsspezi-

fischen Begründungszusammenhängen. Für die Wahl der 

Zulassungsoption Durchschnittsanwendung sind lohn-

spezifische Flexibilitätsvorteile entscheidende Motive. 

Aus Perspektive von nicht kollektivvertraglich gebunde-

nen Pflegeeinrichtungen wird der entscheidende Vorteil 

der tarifgerechten Entlohnung zudem in der Refinanzie-

rung auf Grundlage der Pflegesatz- und Vergütungsver-

handlungen gesehen. Aus Perspektive der kollektivver-

traglich gebundenen Pflegeeinrichtungen stellt sich hin-

gegen die Frage nach der Ungleichbehandlung des Merk-

mals α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ eine ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά. So 

kann die Entlohnung auf Grundlage des rüE als Durch-

schnittswert ς gemessen an der jeweiligen Beschäftigten-

/Qualifikationsgruppe ς höher als nach ŘŜǊ αƎǸƴǎǘƛƎǎǘŜƴά 

kollektivvertraglichen Regelung in dem jeweiligen Bun-

desland ausfallen. Weitere Kritik richtet sich auf die Wirt-

schaftlichkeitsgrenze der Entlohnung für Durchschnitts-

anwender (bis zu 10 Prozent über rüE) sowie auf eine 

(mögliche) unzureichende Lohntransparenz für Beschäf-

tigte in Pflegeeinrichtungen mit der Zulassungsoption 

Durchschnittsanwendung.  

Wirtschaftliche Herausforderungen für Pflegeeinrichtun-

gen entstehen dort, wo höhere Löhne binnen der gesetz-

lichen vorgegebenen Frist zwar von den Pflegeeinrichtun-

gen umgesetzt werden müssen, der Abschluss der Pflege-

satz- und Vergütungsvereinbarung jedoch nicht zeitlich 

harmonisiert ist und Einrichtungen so in Vorleistung tre-

ten müssen. Des Weiteren stellt die Vergütung für Leis-

tungen der häuslichen Krankenpflege gemäß § 71 SGB V 

eine Herausforderung dar. § 71 SGB V legt fest, dass die 

Vergütungen für Leistungen der gesetzlichen Krankenver-

sicherung so auszugestalten sind, dass keine Beitrags-

satzerhöhungen notwendig sind. Maßstab für diese Ver-

pflichtung ist die Entwicklung der Grundlohnsumme, d. h. 

der Summe der beitragspflichtigen Einnahmen der Mit-

glieder der Sozialversicherung. Die Grundlohnsumme bil-

det die Finanzierungsbasis der beitragsfinanzierten Sozi-

alversicherungen, es sei denn, die notwendige medizini-

sche Versorgung ist auch nach Ausschöpfung von Wirt-

schaftlichkeitsreserven nicht zu gewährleisten (§ 71 Ab-

satz 1 SGB V).  Auch für das SGB V gilt gemäß § 132a Ab-

satz 4, dass die Bezahlung von Gehältern bis zur Höhe ta-

rifvertraglich vereinbarter Vergütungen sowie entspre-

chender Vergütungen nach kirchlichen Arbeitsrechtsre-

gelungen nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden 

kann. Ausgehend hiervon sind in der Praxis somit Über-

tragungseffekte zwischen SGB XI und SGB V anzunehmen: 

Denn Leistungen nach SGB XI und SGB V werden i. d. R. 

von den gleichen Beschäftigten erbracht. Höhere Löhne 

auf Grundlage der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung im SGB XI erfordern insofern auch eine Anpassung 

der Refinanzierung steigender Lohnkosten nach SGB V. 

In der Tendenz berichten Pflegeeinrichtungen von einer 

Zunahme der Verhandlungslaufzeiten, steigender Kom-

plexität und Verrechtlichung (z. B. Schiedsstellenverfah-

ren, Inanspruchnahme von Rechtshilfe durch Pflegeein-

richtungen) in Pflegesatz- und Vergütungsverhandlun-

gen. Pflegeeinrichtungen berichten davon, dass nicht nur 

die Höhe der Entlohnung als solche, sondern zunehmend 

auch die Eingruppierung von Beschäftigten (vor allem Er-

fahrungsstufen) in Pflegesatz- und Vergütungsverhand-

lungen zum Verhandlungsgegenstand werden. Ob es sich 

hierbei um Einzelerfahrungen von Pflegeeinrichtungen 



88 Kernbefunde, Implikationen und Handlungsempfehlungen 

 

oder um ein Phänomen in der Fläche handelt, kann an 

dieser Stelle nicht abschließend beantwortet werden. 

Grundsätzlich wird die Einführung der Regelungen zur ta-

rifgerechten Entlohnung zwar als wichtiger und notwen-

diger Schritt zur Attraktivitätssteigerung des Pflegeberufs 

bewertet. Konstitutiv für den Pflegearbeitsmarkt ist der 

Wettbewerb um Pflegepersonal zwischen stationären 

Pflegeeinrichtungen, ambulanten Pflege- und Betreu-

ungsdiensten, Krankenhäusern, Einrichtungen der außer-

klinischen Intensivpflege oder Hospizen. Einerseits haben 

die durch die tarifgerechte Entlohnung induzierten Lohn-

steigerungen dazu beigetragen, das Lohnniveau in der 

Langzeitpflege in der Fläche zu erhöhen, untere Lohn-

gruppen aufzuwerten sowie die Lohnspreizung im Pflege-

sektor zu verringern. Nicht ausgeschlossen werden kann 

gleichwohl, dass Beschäftigte etwa bei Wechsel der Zu-

lassungsoption (z. B. von der TV-/kirchlichen AVR-Orien-

tierung in die Durchschnittsanwendung) im berufsbiogra-

fischen Verlauf gegenüber der Entlohnung auf Basis einer 

kollektivvertraglich vereinbarten Entgeltordnung Lohn-

nachteile haben. Gleichfalls ist zu berücksichtigen, dass 

auf Basis der Fragestellungen der Evaluation keine Aussa-

gen zur tatsächlichen Eingruppierungspraxis in Pflegeein-

richtungen getroffen werden können. Darüber hinaus 

können höhere Löhne einen Anreiz zur Reduzierung des 

Beschäftigungsumfangs setzen. Ausgehend hiervon sind 

entsprechend mögliche Wirkungen höherer Löhne auf 

die Entwicklung der Vollzeit-/Teilzeitbeschäftigung in der 

Langzeitpflege perspektivisch stärker in den Blick zu neh-

men. Angesichts der Weiterentwicklung von Qualifikati-

ons- und Kompetenzprofilen in den Pflegeberufen, der 

Befugniserweiterung von Pflegefachpersonen sowie 

neuer Personal- und Qualifikationsmixe im Kontext von 

PeBeM sehen kollektivvertraglich gebundene Pflegeein-

richtungen die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung 

von Entgeltordnungen.  

Auch wenn die Tarifbindung im Pflegesektor im Untersu-

chungszeitraum insgesamt stabil geblieben ist, so deutet 

sich in den Meldeverlaufsanalysen ein Spannungsfeld 

zwischen Lohnsteigerungen in der Fläche einerseits und 

der ordnungspolitischen Funktion von kollektivvertragli-

chen Regelungen für Lohn- und Arbeitsbedingungen in 

der Fläche andererseits an. Denn die Regelungen der ta-

rifgerechten Entlohnung zielen ausschließlich auf die Ent-

lohnung der Beschäftigten. Mit Blick auf die Attraktivi-

tätssteigerung des Pflegeberufs bedarf es ausgehend 

hiervon einer stärkeren Berücksichtigung qualitativer Ar-

beitsbedingungen. Dies adressiert unter anderem die 

Frage, wie sich die jeweiligen Zulassungsoptionen nicht 

nur auf die Lohnentwicklung im berufsbiografischen Ver-

lauf, sondern auch auf qualitative Arbeitsbedingungen 

auswirken.  

Pflegekassen 

Der Aufwand bei den Landesverbänden der Pflegekassen 

sowie bei den Verhandlerinnen und Verhandlern von 

Pflegesatz- und Vergütungsvereinbarungen ist mit Ein-

führung der Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung 

gestiegen. Gründe dafür sind ein erhöhter Aufwand 

durch die Prüfung der Zulassungsvoraussetzung und der 

Datenmeldungen gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI sowie 

eine gestiegene Dauer, Häufigkeit und Komplexität der 

Pflegesatz- und Vergütungsverhandlungen. Die Folgen 

sind ein häufigerer Bearbeitungsstau bei Pflegesatz- und 

Vergütungsvereinbarungen, häufigere Frist- und Termin-

verschiebungen in Pflegesatz- und Vergütungsverfahren 

sowie die Zunahme von Konflikten mit Pflegeeinrichtun-

gen. Von der Mehrheit der befragten Verhandlerinnen 

und Verhandler wurde ein autodidaktisches Aneignen der 

Umsetzung der Regelungen zur tarifgerechten Entloh-

nung erwartet. Die in den Zulassungs- und Nachweisricht-

linien festgelegten Nachweisverfahren wurden seit Ein-

führung der Regelungen zur Entlohnung in einigen Ein-

richtungen durchgeführt. Dies geschah insbesondere bei 

Zweifeln an der rechtmäßigen Vergütung von Personal. Es 

bestehen jedoch teilweise Probleme bei der fristgerech-

ten Vorlage von Unterlagen durch die Pflegeeinrichtun-

gen sowie der fristgerechten Vorlage des Prüfergebnisses 

durch die Verhandlerinnen und Verhandler. Als sinnvoll 

wird von der Zielgruppe der Verhandlerinnen und Ver-

handler von Pflegesatz- und Vergütungsvereinbarungen 

erachtet, die Nachweisverfahren in die Pflegesatz- und 

Vergütungsverhandlungen konsequent zu integrieren, 

um den Aufwand zu reduzieren und eine gute Überprü-

fung zu ermöglichen. Des Weiteren wird von den Befrag-

ten in den Landesverbänden der Pflegekassen (Zulas-

sungswesen) eine Einführung von wirksamen Sanktions-

möglichkeiten als sinnvoll erachtet, da nach derzeitigem 

Stand bei Fehlverhalten lediglich ein Ausgleich der vorlie-

genden Verfehlung erfolgen muss. In diesem Kontext ist 

gleichwohl festzuhalten, dass gemäß der Befragungsteil-

nehmenden bei den Landesverbänden der Pflegekassen 

bislang von den bestehenden Sanktionsmöglichkeiten 

noch nicht Gebrauch gemacht wurde (s. Kapitel 4). 

Preisentwicklung 

Die Preise für ambulante und stationäre Pflegeleistungen 

sind in den zwei Jahren nach Einführung der Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung deutlich stärker gestiegen 

als in den drei Jahren davor. Die Preissteigerungen gingen 

bereits vor Einführung der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung, d. h. zwischen 2019 und 2022, über das Maß 

der Inflationsentwicklung hinaus. Mit Einführung der Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung nimmt die pro-

zentuale Preissteigerung für ambulante und stationäre 
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Pflegeleistungen noch einmal deutlich zu, während die In-

flationsentwicklung abflacht. Bei Preisen für Leistungen 

in der stationären Langzeitpflege, die keine pflegebeding-

ten Tätigkeiten beinhalten und damit nicht direkt von den 

Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung betroffen 

sind, d. h. Preise für Unterkunft und Verpflegung sowie 

den Investitionskosten, kam es zu keinen nennenswerten 

Steigerungen, die die Inflationsentwicklung übertreffen. 

Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Regelungen 

zur tarifgerechten Entlohnung auf die Preise in der Lang-

zeitpflege gewirkt haben, die mit pflegebedingten Tätig-

keiten verbunden sind, es aber zu keinen Übertragungs-

effekten auf andere mit Langzeitpflege verbundene Be-

reiche gekommen ist.  

Die prozentualen Preissteigerungen von ambulanten und 

stationären Langzeitpflegeleistungen liegen über den 

identifizierten prozentualen Lohnsteigerungen von Pfle-

ge- und Betreuungskräften in der Langzeitpflege ς ob-

wohl die Lohnkosten nur einen Teil der gesamten Kosten 

ausmachen. Beispielsweise ist das Preisniveau im Bun-

desländerdurchschnitt in der ambulanten Langzeitpflege 

von 2022 auf 2023 um +15,1 % gestiegen, während die 

Löhne von Pflege- und Betreuungskräften in der ambu-

lanten Langzeitpflege im Helferinnen-/Helferbereich und 

im Fachkraftbereich um durchschnittlich +12,2 % bzw. + 

13 % stiegen. In der vollstationären Langzeitpflege stie-

gen die Pflegesätze zwischen 2022 und 2023 im Bundes-

durchschnitt um +10,5 % und die Löhne von Pflege- und 

Betreuungskräften um +8,9 % (Helferinnen und Helfer) 

bzw. +7,8 % (Fachkräfte). Die Analyse der unterschiedli-

chen Entwicklung von Personal-, Material-, Energie und 

anderen Aufwendungen am Gesamtheimentgelt zeigt, 

dass die Entwicklung des Gesamtheimentgelts stark mit 

der Entwicklung von Löhnen für Pflege- und Betreuungs-

kräfte einhergeht. Dennoch können überproportional 

große Steigerungen von Energiepreisen (>50 % bzw. 

28,3% unter Berücksichtigung der Ergänzungshilfen nach 

§ 154 SGB XI) auf das Gesamtheimentgelt wirken, auch 

wenn der Anteil von Energieaufwendungen an diesem re-

lativ gering ist. Die simultane Wirkung von politischen 

Maßnahmen, welche mit dem GVWG einhergehen, wie 

beispielsweise die Einführung des § 113c SGB XI, wird da-

bei als relativ gering eingeschätzt, da das Angebot von 

Pflege- und Betreuungskräften nicht die Nachfrage nach 

diesen deckt. 

Übertragen auf den Bereich der ambulanten Langzeit-

pflege ist eine ähnliche Wirkung von Löhnen für Pflege- 

und Betreuungskräften auf die Punktwerte zu erwarten. 

Während Energieaufwendungen, d. h. Aufwendungen für 

Heizöl, Pellets, etc., in der ambulanten Pflege eine ver-

gleichsweise geringe Rolle spielen, ist der Aufwand für 

Treibstoffe erheblich höher. Ähnlich wie die Preise für 

Energie, stiegen die Preise für Kraftstoffe seit Frühjahr 

2022 deutlich, sanken bis 2024 aber in einem stärkeren 

Maße, sodass noch weitere Faktoren zur Steigerung der 

Punktwerte in der ambulanten Pflege beigetragen haben 

müssen. Hierzu können beispielsweise veränderte Perso-

nalmengen oder eine Veränderung in den Qualifikations-

strukturen des Personals beitragen. 

Zusätzlich zu den Preissteigerungen in der Langzeitpflege 

lassen sich auch Preissteigerungen in der häuslichen 

Krankenpflege erkennen, welche mit einer Steigerung 

von + 9,1 % im Bundesländerdurchschnitt von 2022 bis 

2023 über der Steigerung des allgemeinen Preisniveaus, 

aber unter der durchschnittlichen Lohnsteigerung von 

Pflege- und Betreuungskräften in der ambulanten Lang-

zeitpflege liegen. Damit kann ein gewisser Übertragungs-

effekt der Wirkungen der Regelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung auf die Preise der häuslichen Krankenpflege 

nicht ausgeschlossen werden, die Wirkung liegt jedoch 

weit unter der im Bereich der Langzeitpflege. 

Inanspruchnahme von Pflegeleistungen 

Der Anteil Pflegebedürftiger mit verhältnismäßig geringer 

Beeinträchtigung, der vollstationäre Pflege und Pflegesa-

chleistungen in Anspruch nimmt, ist nach Einführung der 

Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung niedriger als in 

der Zeit vor Einführung. Auch bei Pflegebedürftigen mit 

höherer Beeinträchtigung sinkt nach Einführung der Re-

gelungen zur tarifgerechten Entlohnung der Anteil derer, 

die vollstationäre Pflege in Anspruch nehmen. Hingegen 

steigt die relative Inanspruchnahme von Pflegegeld deut-

lich. Bei diesen zeitlichen Entwicklungen handelt es sich 

jedoch um graduelle Veränderungen, welche nicht 

sprunghaft mit Einführung der Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung eintraten. Die erhöhte relative Inan-

spruchnahme von Pflegegeld und der Rückgang der rela-

tiven Inanspruchnahme vollstationärer Pflege kann auch 

mit verringerten Kapazitäten von Pflegeheimen, im Sinne 

einer steigenden Zahl von Pflegebedürftigen bei einem 

konstanten Angebot von Plätzen, in Zusammenhang ge-

sehen werden. Eine steigende Zahl pflegebedürftiger 

Menschen (und hohen Auslastungsquoten) muss schon 

rein rechnerisch zu einem relativen Rückgang der Inan-

spruchnahme führen.  

Datenerhebung und Datenermittlungsverfahren nach 

§ 72 Absatz 3e SGB XI 

Die Einführung der tarifgerechten Entlohnung erfolgte 

unter hohem zeitlichen Umsetzungsdruck. In den Erhe-

bungsjahren 2021 und 2022 lag die Verantwortung für 

den Aufbau der Erhebungsstrukturen, für das Datenmel-

deverfahren, die Datenplausibilisierung und Datenver-
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öffentlichung beim AOK-BV. Seit dem Erhebungsjahr 

2023 wird diese Aufgabe von der beim GKV-SV angesie-

delten GS-Tarife übernommen. Die zeitkritische Umset-

zung der gesetzlichen Neuregelungen zur tarifgerechten 

Entlohnung erforderte bei den Pflegekassen einen res-

sourcen- und personalintensiven Prozess zum Kompe-

tenzaufbau, insbesondere im Tarifrecht. Zum Zeitpunkt 

der Einführung der tarifgerechten Entlohnung existierte 

weder eine vollständige Übersicht über TV/kirchlichen 

AVR in der Langzeitpflege noch zu den Entlohnungsgrund-

lagen von Pflegeeinrichtungen auf Bundes- und Länder-

ebene.  

Die Umsetzung des Datenmeldeverfahrens sowie des Er-

mittlungsverfahrens zum rüE erfolgte ebenfalls unter ho-

hem zeitlichem Druck. Erschwerend für den Umsetzungs-

prozess war zudem, dass die Richtlinien (vor allem Pflege-

zulassungs- und Pflegevergütungsrichtlinien) zum Zeit-

punkt der ersten § 72 Absatz 3e SGB XI-Erhebung im Jahr 

2021 nicht abschließend vorlagen, was in der Folge wei-

tere Anpassungen im Hinblick auf die Datenerhebung er-

forderlich machte. Auch lagen keine Verfahrensrichtli-

nien zum Umgang mit dem Prozess der Datenplausibili-

sierung vor. Diese mussten in der Startphase erarbeitet 

werden. Die knappe zeitliche Umsetzungsfrist führte 

dazu, dass erhebliche zeitliche und personelle Mehrauf-

wände (bei den Landesverbänden der Pflegekassen, dem 

AOK-BV, den Trägern von Pflegeeinrichtungen) zur frist-

gerechten Umsetzung der ersten Meldung gemäß § 72 

Absatz 3e SGB XI entstanden, die durch eine längere ge-

setzliche Umsetzungsfrist hätten vermieden werden kön-

nen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine längere ge-

setzliche Umsetzungsfrist nach dem Scheitern eines allge-

meinverbindlichen TV für die Altenpflege durchaus im 

Konflikt mit der öffentlichen Erwartung und der politi-

schen Zielsetzung gestanden hätte, zeitnah zu einer Ver-

besserung der Entlohnung für Pflege- und Betreuungs-

kräfte zu kommen. Gleichwohl hätte der Umsetzungspro-

zess davon profitieren können, wenn die tarifliche Exper-

tise der organisierten Sozialpartner frühzeitiger, konse-

quenter und in Form formalisierter Strukturen berück-

sichtigt worden wäre.  

Gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI müssen Pflegeeinrichtun-

gen gegenüber den Landesverbänden der Pflegekassen 

die Zulassungsoption melden. Insbesondere in der ersten 

Umsetzungsphase der tarifgerechten Entlohnung (2021, 

2022) entstanden umfangreiche Klärungs- und Nachmel-

deerfordernisse (vor allem Wahl und Klärung der Zulas-

sung, Änderungen aufgrund nicht mehr gültiger Tarifver-

träge, Aufbau des Datensatzes [Grundgesamtheit] für 3e-

Meldung 2022) im Hinblick auf die Zulassung, so dass der 

Meldezeitraum für die Meldungen nach § 72 Absatz 3d 

SGB XI verlängert werden musste (auf den 30.4.2022). 

Auch die Pflegeinrichtungen stellte die Umsetzung der ta-

rifgerechten Entlohnung nicht selten vor erhebliche Her-

ausforderungen. Dies betraf das Datenmeldeverfahren 

über die DCS-Eingabemaske, Klärungen im Hinblick auf 

die Entlohnungsgrundlage sowie personelle Aufwände 

der Datenmeldung. Über die im Zeitverlauf von der GS-

Tarife zur Verfügung gestellten Unterstützungsmateria-

lien, Ausfüllhilfen und Berechnungstools wurden Pflege-

einrichtungen zielführend unterstützt.  

Die Umsetzung der tarifgerechten Entlohnung führt trotz 

einer Verbesserung der Information, Unterstützung und 

Begleitung durch die GS-Tarife zu deutlichen Mehrauf-

wänden bei kollektivvertraglich gebundenen Pflegeein-

richtungen und den Landesverbänden der Pflegekassen. 

Zugleich zeigt sich, dass auch die Aufwände der GS-Tarife 

im Hinblick auf die Datenplausibilisierung, den Rückspra-

che- und Beratungsbedarf von Pflegeeinrichtungen und 

zur Ermittlung des rüE erheblich sind. Im Zuge der Evalu-

ation wurden Alternativvorschläge mit Expertinnen und 

Experten zur Weiterentwicklung des Datenermittlungs- 

und Datenmeldeverfahrens zum rüE erarbeitet. Diese 

zielten unter anderem auf die Erweiterung des Melde-

zeitraums zur Datenmeldung gemäß § 72 Absatz 3e SGB 

XI sowie auf die technische Umstellung des Meldeverfah-

rens auf Grundlage eines Imports von CSV-Dateien auf 

der Basis von Lohnbuchhaltungsdaten. Darüber hinaus 

wurden gemeinsam mit Expertinnen und Experten Vor-

schläge für alternative Datenerhebungs- und Datener-

mittlungsmethoden zum rüE diskutiert (vor allem Arbeits-

zeit- und Lohnsummenmodell, Ecklohn-Modell). Die eva-

luierenden Institute haben einen methodisch-operativen 

Vorschlag zur Entwicklung und Überprüfung dieser alter-

nativen Berechnungsmethoden zur Ermittlung des rüE in 

der Langzeitpflege erarbeitet.  

Compliance der Pflegeeinrichtungen 

Überwiegend kommen Pflegeeinrichtungen der Melde-

pflicht bei Neuzulassung gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI 

nach. Eine Herausforderung liegt in der Aktualität der Da-

tengrundlage in Form ausbleibender bzw. verzögerter 

Änderungsmitteilungen, was ein häufiger Grund für die 

Notwendigkeit von Rücksprachen zwischen Pflegekasse 

und Pflegeeinrichtung ist. Grundsätzlich ist eine positive 

Entwicklung hinsichtlich der Compliance der Einrichtun-

gen zur Datenmeldung gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI zu 

konstatieren. Die Compliance hinsichtlich der Meldungen 

wird von den Landesverbänden der Pflegekassen bei Pfle-

geeinrichtungen mit Zulassung gemäß § 72 Absatz 3b SGB 

XI (Tariforientierung, Durchschnittsanwendung) aller-

dings niedriger eingeschätzt als bei Pflegeeinrichtungen 

mit Zulassung gemäß § 72 Absatz 3a SGB XI (Tarifbin-

dung). Auch die rechtskonforme Einhaltung der tarifge-
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rechten Entlohnung wird von den Landesverbänden der 

Pflegekassen mit Zulassung gemäß § 72 Absatz 3b SGB XI, 

insbesondere bei Pflegeeinrichtungen mit Durchschnitts-

anwendung, im Vergleich zu Pflegeeinrichtungen gemäß 

§ 72 Absatz 3a SGB XI, niedriger eingeschätzt. Maßnah-

men zur Verbesserung der Compliance zielen aus Per-

spektive der Landesverbände der Pflegekassen insbeson-

dere auf Anpassungen und Standardisierungen zur Da-

tenmeldung über die DCS-Pflege sowie auf Konkretisie-

rungen im Hinblick auf Sanktionsmaßnahmen bei nicht 

rechtskonformer Datenmeldung (Meldefristen, Meldebe-

standteile). 

12.2 Implikationen der Befunde  

Konstitutiv für die gesetzlichen Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung sind unterschiedliche Handlungsare-

nen, die sich über das Sozialrecht (Zulassungs- und Leis-

tungserbringungsrecht), die Tarifautonomie sowie über 

das Individualarbeitsrecht konkretisieren. Für die Zulas-

sung zur pflegerischen Versorgung müssen sich Pflegeein-

richtungen, die einen Versorgungsvertrag anstreben, für 

eine der gesetzlich definierten Zulassungsoptionen ent-

scheiden (Bindung kollektivvertragliche Regelung, Orien-

tierung an kollektivvertraglicher Regelung, Durchschnitts-

anwendung). Hierüber erfolgt eine Bindung der Zulas-

sung zur Versorgung an die Entlohnung der Beschäftig-

ten, die überwiegend in Pflege oder Betreuung tätig sind 

(Zulassungsrecht). Lohnabschlüsse auf Grundlage kollek-

tivvertraglicher Regelungen unterliegen der Tarifautono-

mie und folgen der Logik von Entgeltsteigerungen. Ausge-

hend hiervon sind weitere Lohnsteigerungen im Pflege-

sektor sowie höhere Pflegemindestlöhne erwartbar. Un-

ter Rückgriff auf das in Kapitel 2 dargestellte Wirkmodell 

(s. Abbildung 1) werden nachfolgend zentrale Implikatio-

nen der Befunde dargestellt: 

Entgelte auf Basis kollektivvertraglicher Regelungen bil-

den im Rahmen der tarifgerechten Entlohnung die Basis 

für Lohnanpassungen. Sie wirken über alle Zulassungsop-

tionen ς wenngleich in unterschiedlichem Maße ς auf die 

Lohnentwicklung der Beschäftigten in Pflege oder Betreu-

ung. In den Optionen der TV-/kirchlichen AVR-Bindung 

und TV-/kirchlichen AVR-Orientierung erfolgt dies über 

die jeweils normsetzende oder als maßgebend erklärte   

Entgeltordnung auf Grundlage der gesetzlich definierten 

Entlohnungsbestandteile. In der Option der Durch-

schnittsanwendung wirken Entgelterhöhungen über das 

rüE auf das Lohnniveau der jeweiligen Qualifikations-/Be-

schäftigtengruppe. Die im rüE ausgewiesenen Lohnwerte 

sind jedoch nicht mit einem individualrechtlichen Lohn-

anspruch gleichzusetzen. Insofern definiert hier weiter-

hin der Pflegemindestlohn die Untergrenze der Entloh-

nung (Individualarbeitsrecht).  

Die tarifgerechte Entlohnung hat zu einer deutlichen Er-

höhung der Entlohnung für Pflege- und Betreuungskräfte 

in der Fläche geführt. Zwar konnte die Verdienstlücke zur 

Krankenhauspflege nicht vollumfänglich geschlossen 

werden, verkleinerte sich jedoch: Im Helferinnen-/Helfer-

bereich stiegen die durchschnittlichen Stundenlöhne von 

Pflege- und Betreuungskräften in der ambulanten Lang-

zeitpflege zwischen April 2022 und April 2023 um 12,2 % 

von 15,22 Euro auf 17,09 Euro und in der (teil-)stationä-

ren Langzeitpflege um 8,9 % von 15,74 Euro auf 17,15 

Euro. Gleichzeitig stiegen die durchschnittlichen Stun-

denlöhne im Helferinnen-/Helferbereich der Kranken-

hauspflege um 1,5 % von 18,27 Euro auf 18,54 Euro. Ein 

ähnliches Bild zeigt sich im Bereich der Fachkräfte im sel-

ben Zeitraum: Ambulante Langzeitpflege +13,0 %, (teil-

)stationäre Langzeitpflege +7,8 % und Krankenhauspflege 

+1,0 %. Die Reallohnentwicklung für Helferinnen/Helfer 

und Fachkräfte im Pflegesektor lag in den vergangenen 

Jahren deutlich über der Reallohnentwicklung aller Be-

rufe (Carstensen, Seibert & Wiethölter, 2025, S. 5f.; Hack-

mann et al, 2025). Darüber hinaus zeichnet sich der Be-

deutungsgewinn von Faktoren ab, die Entgeltordnungen, 

Lohnstrukturen und Lohndynamiken im Pflegesektor 

künftig erheblich prägen werden (z. B. Kompetenzerwei-

terung von Pflegefachpersonen, Personal- und Qualifika-

tionsmix). Auch wenn eine flächendeckende Verbesse-

rung der Löhne zu konstatieren ist, kann nicht ausge-

schlossen werden, dass sich durch einen Wechsel der Zu-

lassungsoption (vor allem in die Durchschnittsanwen-

dung) für die individuelle Entlohnungssituation oder für 

die individuelle Lohnperspektive im berufsbiografischen 

Verlauf keine Verbesserung ergeben hat.  

Höhere Löhne der Beschäftigten in Pflege oder Betreuung 

erhöhen die Lohnkosten der Pflegeeinrichtungen, höhere 

Lohnkosten wirken auf die Preise für pflegebedingte Leis-

tungen in der ambulanten und (teil-)stationären Langzeit-

pflege. Dies induziert Vergütungsanpassungen für ambu-

lante Pflegeleistungen bzw. von Pflegesätzen in der stati-

onären Langzeitpflege. Da die Pflegeversicherung in der-

zeitiger Logik als Teilleistungssystem nur einen Teil der 

Kosten übernimmt (Leistungsrecht), führen Lohnsteige-

rungen über höhere Preise zu steigenden einrichtungs-

einheitlichen Eigenanteilen (EEE) der Pflegebedürftigen 

in der vollstationären Langzeitpflege sowie zu höheren 

Preisen für Leistungen in der ambulanten Langzeitpflege. 

Während im vollstationären Pflegesektor ein Teil der 

lohnbedingten Mehrkosten über § 43c SGB XI aufgefan-

gen wird, wirken sich höhere Löhne im ambulanten Pfle-

gesektor ohne Puffer auf die Kosten für die Pflegebedürf-

tigen aus. Übertragungseffekte der Wirkungen der Rege-

lungen zur tarifgerechten Entlohnung auf Preise der häus-

lichen Krankenpflege sind gemäß den Befunden erkenn-

bar, die Wirkung liegt jedoch weit unter der im Bereich 
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der Langzeitpflege. Sofern Kosten für die pflegerische 

Versorgung nicht durch die Pflegebedürftigen selbst oder 

deren Angehörige übernommen werden können, kann 

αIƛƭŦŜ ȊǳǊ tŦƭŜƎŜά ƴŀŎƘ {D. ·LL ōŜŀƴǘǊŀƎǘ ǿŜǊŘŜƴΦ Im Jahr 

2019 betrug der Anteil der Empfängerinnen und Empfän-

ger von Hilfe zur Pflege bei Pflegebedürftigen in der stati-

onären Versorgung 32,1%, im Jahr 2022 31,9% und im 

Jahr 2024 35,1% (vdek, 2026). Steigende Ausgaben der 

αIƛƭŦŜ ȊǳǊ tŦƭŜƎŜά ƴŀŎƘ {D. ·LL ǎƛƴŘ ŜǊkennbar: Die Netto-

ŀǳǎƎŀōŜƴ ŦǸǊ αIƛƭŦŜ ȊǳǊ tŦƭŜƎŜά ƴŀŎƘ {D. ·LL ǎƛƴŘ ŀƭƭŜƛƴ 

zwischen 2023 und 2024 um +17,7 % auf 5,3 Milliarden 

Euro gestiegen (Statistisches Bundesamt, 2025m).39 An-

gesichts des derzeitigen Teilleitungssystems der Pflege-

versicherung werden die Kosten höherer Löhne über die 

Preisentwicklung in Richtung der pflegebedürftigen Men-

schen und deren Angehöriger bzw. der Sozialhilfeträger 

weitergegeben. Aufgrund der Leistungszuschläge nach 

§ 43c SGB XI sind im stationären Bereich auch die Pflege-

kassen von der Kostensteigerung betroffen.  

Die tarifgerechte Entlohnung setzt zwar einen Anreiz für 

Lohnerhöhungen, ohne jedoch die Kostenseite entspre-

chend zu adressieren. Neben dem verfügbaren Angebot 

an Pflegeleistungen können auch höhere Preise in einem 

begrenzten Maß Auswirkungen auf die Inanspruchnahme 

von Pflegeleistungen haben (grundsätzlich aber preisun-

elastische Nachfrage). Die Inanspruchnahme von Pflege-

geldleistungen ist gestiegen. Die Regelungen zur Entloh-

nung nach Tarif beeinflussen zudem auch mittelbar die 

GKV-Kosten. Denn die Lohnkostensteigerung des Pflege-

personals in der Langzeitpflege führt zu höheren Ausga-

ben in der häuslichen Krankenpflege und außerklinischen 

Intensivpflege, sodass auch die GKV-Beitragszahlenden 

von den Auswirkungen der tarifgerechten Entlohnung be-

troffen sind. 

Die tarifgerechte Entlohnung fokussiert ausschließlich auf 

Entgelte in den gesetzlich definierten Entgeltbestandtei-

len. In den Befunden deutet sich an, dass höhere Entgelte 

auch einen Anreiz zur Reduzierung des Beschäftigungs-

umfangs setzen können, während zugleich qualitative Ar-

beitsbedingungen jenseits der Entlohnung (z. B. Arbeits-

zeit, Vereinbarkeit) für Pflegeeinrichtungen sowie für das 

Pflege- und Betreuungspersonal zusätzlich zur Entloh-

nung an Bedeutung gewinnen. Aus den Meldeverlaufsa-

nalysen können keine Rückschlüsse auf eine Erosion der 

Relevanz kollektivvertraglicher Regelungen in der Lang-

zeitpflege in der Fläche, gleichwohl aber auf die Attrakti-

vität der Optionen αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ŜƛƴŜǊ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊ-

 

 

39 Die Steigerung der Nettoausgaben kann teilweise auch durch eine wach-

sende Anzahl Pflegebedürftiger in stationärer Versorgung bedingt sein. Von 

2023 bis 2024 stieg die Zahl stationärer Leistungsbeziehender in der SPV um 

1,1 % von 703.044 auf 710.746 (BMG 2025). Die Zahl ambulanter Leistungs-

beziehender stieg im selben Zeitraum um 9,6 % von 4,39 Millionen auf 4,79 

ǘǊŀƎƭƛŎƘŜƴ wŜƎŜƭǳƴƎά und insbesondere der Durch-

schnittsanwendung gezogen werden. Ein nachhaltiger Ef-

fekt der Regelungen im Sinne einer Attraktivitätserhö-

hung des Merkmals α.ƛƴŘǳƴƎ ŀƴ ŜƛƴŜ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛπ

ŎƘŜ wŜƎŜƭǳƴƎά ist für die Langzeitpflege unter den gege-

benen Rahmenbedingungen der tarifgerechten Entloh-

nung nicht zu erwarten. Die Befunde verweisen zudem 

auf Mehraufwände von Pflegeeinrichtungen, den Landes-

verbänden der Pflegekassen wie auch der GS-Tarife sowie 

auf eine Zunahme der Verhandlungszeiträume und der 

Komplexität für Pflegesatz- und Pflegevergütungsver-

handlungen. 

12.3 Entscheidungsszenarien und Handlungsempfeh-

lungen 

Ausgehend von den Befunden und Implikationen können 

alternative Entscheidungsszenarien für die tarifgerechte 

Entlohnung abgeleitet werden. Die alternativen Entschei-

dungsszenarien basieren auf differenzierenden Prämis-

sen und Abwägungen unter Berücksichtigung der skizzier-

ten Implikationen. Nachfolgend wird zwischen dem (a) 

Revokationsszenario und dem (b) Adjustierungsszenario 

unterschieden. 

Das Revokationsszenario basiert auf der Prämisse, dass 

das vom Gesetzgeber intendierte Ziel einer Verbesserung 

der Entlohnung erreicht wurde und sich die Löhne in der 

Langzeitpflege angesichts eines Arbeitnehmerinnen- und 

Arbeitnehmermarktes auch künftig unabhängig von der 

gesetzlichen Regelung zur tarifgerechten Entlohnung er-

höhen und sich auf dem Niveau der Krankenhauspflege 

trotz unterschiedlicher Refinanzierungsstrukturen als 

Löhne auf dem Quasi-Markt der Pflegeversicherung sta-

bilisieren werden. Ausgehend hiervon wäre eine Option, 

die Regelungen nach § 72 Absätze 3a und 3b SGB XI zur 

Zulassung von Pflegeeinrichtungen zurückzunehmen und 

wieder in Richtung auf den Status quo-ante (Regelungen 

gemäß PSG III) zu modifizieren.  

Für dieses Szenario lassen sich zwei Varianten unterschei-

den: So könnten (1.) § 72 Absätze 3a und 3b SGB XI ge-

strichen werden (weitestgehende Option). Alternativ 

könnten (2.) die gesetzlichen Regelungen zur tarifgerech-

ten Entlohnung zunächst ausgesetzt und nur im Bedarfs-

fall wieder scharfgeschaltet werden (Stand-by-Modell). 

Dies würde jedoch ein systematisches, engmaschiges und 

prospektiv ausgerichtetes Monitoring der künftigen Loh-

nentwicklung in der Langzeitpflege erfordern. Zugleich 

Millionen (BMG 2025). Der Anteil von Empfängerinnen und Empfängern von 

Hilfe zur Pflege an den Pflegebedürftigen lag in der ambulanten Versorgung 

in den Jahren 2023 und 2024 jedoch lediglich bei 1,2 % (vdek, 2026). 
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wäre im Bedarfsfall eine Wiedereinsetzung der Regelung 

mit zeitnaher Umsetzungsfrist erforderlich. Im Sinne ver-

lässlicher politischer Entscheidungen und Rahmenbedin-

gungen für Pflegeeinrichtungen, Pflegekassen, Pflegever-

sicherte und Träger der Sozialhilfe dürfte dieser Weg nur 

schwer vermittelbar sein. 

Vor allem aber ist angesichts der Begründungszusam-

menhänge zur Einführung der Regelungen zur tarifge-

rechten Entlohnung und der vorliegenden Befunde nicht 

davon auszugehen, dass der Weg über quasi-marktlich 

regulierte Löhne die intendierte Wirkung mit Sicherheit 

erzielen würde. Vielmehr wäre wahrscheinlich, dass sich 

die Lohndisparitäten, je nach lokaler/regionaler Lage auf 

dem Pflege(arbeits)markt (unter Einschluss der Kranken-

häuser) in Folge wieder erhöhen könnten. Darüber hinaus 

wäre dieser Weg trotz der inzwischen flächendeckenden 

Verbesserung der Löhne gegebenenfalls nicht im Sinne ei-

ner konsequenten Aufwertungsstrategie der Pflegebe-

rufe.  

Das Adjustierungsszenario basiert auf der Prämisse, dass 

das Ziel der tarifgerechten Entlohnung erreicht wurde 

und sich die gesetzlichen Regelungen im Grundsatz im 

Hinblick auf das Ziel der Verbesserung der Entlohnung be-

währt haben. Zugleich ist die Annahme leitend, dass sich 

adäquate Löhne im Pflegesektor trotz eines Arbeitneh-

merinnen-/Arbeitnehmermarktes nicht durch marktregu-

lierte Löhne ergeben, Refinanzierungsunterschiede von 

Löhnen zwischen Pflege- und Krankenhaussektor struktu-

rell auch künftig von Bedeutung sein werden und es auch 

ausgehend hiervon einer Anpassung und Stabilisierung 

des Lohnniveaus im Langzeitpflegesektor bedarf. Ausge-

hend hiervon stellt sich in Anbetracht der skizzierten Be-

funde und Implikationen die Frage nach den Stellschrau-

ben zur Adjustierung der tarifgerechten Entlohnung. Bei 

einer grundsätzlichen Beibehaltung der Regelungen zur 

tarifgerechten Entlohnung sind auch weitere Adjustierun-

gen der Verfahren zu diskutieren. Dabei sind sowohl 

strukturelle, prozessuale als auch wirkungsbezogene Di-

mensionen zu berücksichtigen. 

Folgende Handlungsempfehlungen zielen auf struktu-

relle Dimensionen der tarifgerechten Entlohnung: 

ω Es ist zu prüfen, ob die derzeitigen Zulassungsoptionen 

unter Einschluss der Durchschnittsanwendung beibe-

halten werden sollten. Sofern dies politisch als notwen-

dig erachtet wird, wäre zu prüfen, ob die +-10%-Grenze 

in der Zulassungsoption der Durchschnittsanwendung 

pauschaliert angewandt werden sollte. Die Befunde 

verweisen darauf, dass kollektivvertraglich gebundene 

Pflegeeinrichtungen höhere Transaktionskosten durch 

die Verhandlung kollektivvertraglicher Regelungen ha-

ben, während 3b-Pflegeeinrichtungen mindestens von 

diesen Verhandlungskosten profitieren. Durchschnitts-

anwendern ist es zudem möglich, oberhalb des Lohnni-

veaus der günstigsten kollektivvertraglichen Regelung 

in dem jeweiligen Bundesland zu entlohnen bei zu-

gleich höherer Flexibilität der Lohnstrukturen.  

ω Ambulante Pflegedienste bieten regelmäßig Leistun-

gen nach SGB V und SGB XI an, wobei im Durchschnitt 

in beiden Bereichen etwa gleich hohe Umsätze erzielt 

werden. Für die Leistungen nach SGB XI müssen die Ein-

richtungen die Regelungen gemäß § 72 Abs. 3a und 3b 

SGB XI berücksichtigen. Da es praktisch unmöglich ist, 

Pflegekräfte mit gleichem Qualifikationsniveau in Ab-

hängigkeit davon, ob sie in der Langzeitpflege Leistun-

gen nach SGB V oder SGB XI erbringen, ungleich zu be-

handeln, sind die Einrichtungen de facto gezwungen, 

auch den Pflegekräften, die im SGB V-Bereich einge-

setzt werden, entsprechende Lohnsteigerungen zu ge-

währen. § 132a Absatz 4 SGB V besagt hierbei, dass die 

Bezahlung von Gehältern bis zur Höhe tarifvertraglich 

vereinbarter Vergütungen sowie entsprechender Ver-

gütungen nach kirchlichen AVR nicht als unwirtschaft-

lich abgelehnt werden kann. Bei nicht kollektivvertrag-

lich gebundenen Pflegeeinrichtungen gilt § 82c Absatz 

2 Satz 1 SGB XI entsprechend. Damit ist aber klar, dass 

dies auch bei der Preisfindung berücksichtigt werden 

muss ς was derzeit nicht zwingend der Fall ist. Notwen-

dig erscheint daher eine Klarstellung, die deutlich 

macht, dass der Grundsatz der Beitragssatzstabilität 

ausdrücklich vorsieht, dass Preissteigerungen oberhalb 

ŘŜǊ DǊǳƴŘƭƻƘƴǎǳƳƳŜƴǎǘŜƛƎŜǊǳƴƎ αƴŀŎƘ !ǳǎǎŎƘǀǇŦǳƴƎ 

Ǿƻƴ ²ƛǊǘǎŎƘŀŦǘƭƛŎƘƪŜƛǘǎǊŜǎŜǊǾŜƴά ƳǀƎƭƛŎƘ ǎƛƴŘ όϠ 71 

Abs. 1 Satz 1 SGBV) und die Anwendung der Regelun-

gen nach § 72 Abs. 3a und 3b SGB XI diese Ausschöp-

fung der Wirtschaftlichkeitsreserven impliziert.  

ω Angesichts der Problematik einer unzureichenden 

Lohntransparenz insbesondere in der Durchschnittsan-

wendung könnten die Nachweis-Richtlinien um ς von 

Pflegeeinrichtungen mit Durchschnittsanwendung im 

Nachweisverfahren offenzulegende ς Entgelttranspa-

renzanforderungen ergänzt werden. Beispiele hierfür 

wären die betriebsinterne Darstellung von Einstiegsge-

hältern sowie leitenden Eingruppierungsregeln, insbe-

sondere im Hinblick auf den Umgang mit Erfahrungs-

stufen. 

Folgende Handlungsempfehlungen zielen auf prozessu-

ale Dimensionen der tarifgerechten Entlohnung: 

ω Die Umstellung des Datenerhebungs- und Datenermitt-

lungsverfahrens auf Grundlage der identifizierten Al-

ternativmodelle (siehe Kapitel 11) ist vor Einführung 
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praktisch zu prüfen. Dieser Prozess sollte in enger Ko-

operation mit der GS-Tarife unter Einbindung der Pfle-

gepraxis erfolgen. Leitende Aspekte der praktischen 

Prüfung wären die Richtlinienkonformität, Validität, 

Praktikabilität und Aufwandswirkungen der Alternativ-

modelle sowie deren technische Umsetzungsvoraus-

setzungen und Umsetzungsschritte bei den involvier-

ten Akteuren.  

ω Darüber hinaus liefern die Befunde Hinweise zu einer 

möglichen Erhöhung der Compliance von Pflegeein-

richtungen hinsichtlich der verpflichtenden Datenmel-

dungen gemäß § 72 Absatz 3d SGB XI und § 72 Absatz 

3e SGB XI. Diese beziehen sich insbesondere auf Anpas-

sungen der DCS-Plattform zur Vereinfachung, Standar-

disierung und Speicherung wiederkehrender Meldein-

formationen, auf Algorithmen basierte Prüferverfah-

ren zur Vermeidung von Doppel- und Falschmeldungen 

sowie auf die möglichst weitergehende Reduzierung 

von Freitextantworten. Insbesondere im Hinblick auf 

die Erfassung, Übermittlung und Bearbeitung von Än-

derungsmitteilungen im Kontext von Meldungen nach 

§ 72 Absatz 3d SGB XI bedarf es einer Weiterentwick-

lung der technischen Infrastruktur. 

ω Der Pflegesektor ist mit seinen kollektivvertraglichen 

Regelungen in der Verdiensterhebungsstatistik des Sta-

tistischen Bundesamts (VE-Statistik) nicht hinreichend 

abgebildet. Obwohl die Langzeitpflege mittlerweile ein 

bedeutender Beschäftigungs- und Wirtschaftssektor 

ist, bildet die Ausfüllanleitung sowie die Datenstruktur 

der VE den Pflegesektor nicht adäquat ab. In der Aus-

füllanleitung sowie in der Datensatzstruktur wäre klar-

zustellen, wie Pflegeeinrichtungen mit kirchlicher AVR-

Bindung/kirchlicher AVR-Orientierung sowie rüE-An-

wendung bei der VE-Meldung zu verfahren haben.  

ω Zur Beobachtung und Abschätzung der künftigen Ent-

wicklung der Wirkungen der tarifgerechten Entlohnung 

wird im Turnus von zwei Jahren ein von BMG unter Be-

teiligung des BMAS zu veröffentlichender Monitoring-

bericht empfohlen. Die vorliegende Evaluation liefert 

Bausteine dafür, wie ein entsprechender Monitoring-

bericht aufgesetzt werden kann. In diesem Rahmen 

wären zudem die bereits vorgenommenen gesetzli-

chen Änderungen im Rahmen des BEEP-G zu berück-

sichtigen. 

ω Mit dem BEEP-G wurden bereits Änderungen im Hin-

blick auf den Meldezeitraum für die Meldungen nach 

§ 72 Abs. 3e SGB XI und die Veröffentlichung der jährli-

chen rüE, nunmehr zum 30. September, realisiert. Mit 

dem BEEP-_G wurde zudem geregelt, dass die GS-Tarife 

dem BMG bis zum 28. Februar 2026 zu berichten hat, 

unter welchen technischen Voraussetzungen an kollek-

tivvertragliche Regelungen gebundene Pflegeeinrich-

tungen die verpflichtenden Meldungen nach § 72 Abs. 

3e Satz 1 SGB XI auch aus den ihnen verfügbaren Daten 

ihrer Lohnbuchhaltung elektronisch übermitteln könn-

ten (§ 82c Abs. 6 SGB XI). Auf Grundlage des BEEP-G 

werden die identifizierten Alternativmodelle (Verfah-

ren der Datenerhebung und Ermittlung des rüE) in ei-

nem nächsten Schritt im engen Austausch mit Leis-

tungserbringerverbänden und der GS-Tarife praktisch 

geprüft.  

Folgende Handlungsempfehlungen zielen auf wirkungs-

bezogene Dimensionen der tarifgerechten Entlohnung: 

ω Wie dargelegt, bewirken die aktuellen Regelungen eine 

sich gegenseitig verstärkende Lohn-Lohn-Lohn-Spirale 

(Pflegmindestlöhne, Tariflöhne, rüE), bei der auf Lohn-

begrenzung zielende Interessen systematisch aus den 

Verhandlungsrunden ausgeschlossen sind, da hohe 

Löhne in den Tarifverhandlungen seitens der Arbeitge-

ber / Dienstgeber unschädlich sind, da sie als grund-

sätzlich wirtschaftlich refinanziert werden, während sie 

in Pflegesatzverhandlungen aus eben diesem Grund 

nicht thematisiert werden können. Gleichzeitig treiben 

höhere Löhne die Preise für Pflegeleistungen an, was zu 

höheren Eigenanteilen und höheren Ausgaben der 

Pflegeversicherung (im stationären Bereich) bzw. zu 

höheren Ausgaben der Pflegeversicherung und verrin-

gerter Inanspruchnahme der Pflegebedürftigen (im 

ambulanten Bereich) sowie zu steigenden Sozialhilfe-

ausgaben führt. Um zu verhindern, dass die Entlohnung 

von Pflegekräften auch in Zukunft deutlich schneller 

wächst als die der übrigen Beschäftigten, könnten die 

geltenden Regelungen dahingehend modifiziert wer-

den, dass zwar das rüE weiterhin verpflichtend ist und 

als wirtschaftlich gilt, jedoch nicht jede kollektivver-

tragliche Regelung automatisch in die Berechnung des 

rüE eingeht. In diesem Fall muss entschieden werden, 

welche kollektivvertraglichen Regelungen in die Be-

rechnung des rüE eingehen. Diese Entscheidung könnte 

in Verhandlungen auf Landesebene erfolgen. Die damit 

verbundene Eröffnung einer neuen Verhandlungsa-

rena ist zugleich Vor- und Nachteil dieser Option.  

ω Alternativ kann auch einfach eine Kappungsgrenze ein-

gezogen werden, die besagt, dass die TV/kirchliche AVR 

nach der Höhe der Entgelte geordnet werden und dann 

die teuersten X % nicht bei der Bildung des rüE berück-

sichtigt werden. Alle Tarife und AVR selbst würden im-

mer noch als wirtschaftlich gelten, die Lohn-Lohn-Spi-

rale wäre aber dadurch unterbrochen, dass die αǘŜǳŜǊǎπ

ǘŜƴά ¢ŀǊƛŦŜκ!±w nicht mehr in die Berechnung des rüE 

eingehen. Diese Regelung würde zunächst nur Pflege-
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ŜƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴ ǳƴŘ tŦƭŜƎŜōŜǎŎƘŅŦǘƛƎǘŜ ŘŜǊ α5ǳǊŎƘπ

ǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴŘǳƴƎά ōŜǘǊŜŦŦŜƴΣ Řŀ Řŀǎ ǊǸ9 ŜƴǘǎǇǊŜπ

chend niedriger ausfallen würde und hätte insofern zu-

nächst einen begrenzten Effekt auf die Lohn-Preis-Dy-

namik. Auch für die TV-/kirchlichen AVR-Anwender er-

geben sich aber lohndämpfende Wirkungen, die daraus 

resultieren, dass diese sich nur an TV und kirchlichen 

AVR orientieren können, deren Lohnniveau maximal 

10 % über dem rüE liegt, dass dann aufgrund der An-

passung niedriger ausfiele. Damit wird der Effekt dann 

schon größer.  

ω Wird auf Maßnahmen zur Begrenzung der Lohnan-

stiege verzichtet, ist zumindest die Abfederung von 

lohnsteigerungsbedingten Anstiegen der Eigenanteile 

in der stationären und ambulanten Langzeitpflege not-

wendig. Dies könnte insbesondere durch eine absolute 

Deckelung der Eigenanteile erfolgen, die mit entspre-

chenden Maßnahmen zur Einnahmesteigerung der 

Pflegeversicherung verbunden werden (Rothgang et al. 

2025a). Die Lohndynamik würde hierdurch nicht gebro-

chen, wohl aber würden ihre negativen Effekte auf Pfle-

gebedürftige, Pflegekassen und Sozialhilfeträger aus-

gehebelt. 

Die Evaluation hat gezeigt, dass die Intention des Gesetz-

gebers zur Einführung der tarifgerechten Entlohnung er-

füllt wurde. Gleichwohl liefern die Befunde auch Evidenz 

dafür, dass im komplexen Wirkungsgefüge von Pflege-

mindestlohn, Tarifautonomie, Leistungserbringungsrecht 

und Individualarbeitsrecht Weiterentwicklungsbedarfe 

der tarifgerechten Entlohnung insbesondere im Hinblick 

auf die Lohn-Preis-Dynamik erkennbar werden. 
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Anhang A: Operative Fragestellungen der Evaluation 

Themenblock Korrespondierende Fragestellungen der Evaluation 

Wirkungen der Regelungen auf die Entlohnung der Pflege- 
und Betreuungskräfte 

 

Inwiefern hat sich die Bezahlung von Pflege- und Betreuungs-
kräften in der Langzeitpflege durch die Einführung der Rege-
lungen zur tarifgerechten Entlohnung zum 1. September 
2022 verändert?  
 
Inwieweit haben sich die Gehälter in der Langzeitpflege dif-
ferenziert nach den jeweiligen Qualifikationen von Pflege- 
und Betreuungskräften im Sinne des SGB XI in der Langzeit-
pflege denen in der Krankenhauspflege angenähert?  
 
Welche Auswirkungen auf die Entlohnung hat die Verpflich-
tung zur Entlohnung mindestens in Tarifhöhe nach Einschät-
zung relevanter Akteure vor dem Hintergrund der Pflegemin-
destlöhne? 
 

Welche Auswirkungen hat nach Einschätzung von Fachexper-

tinnen und Experten die verpflichtende tarifgerechte Entloh-

nung den Arbeitsmarkt für Pflege- und Betreuungskräfte und 

die Attraktivität des Pflegeberufs 

Qualität der Datengrundlagen 

Wie wird die Qualität der Datengrundlagen für die Ermittlung 
des/der regional üblichen Entlohnungsniveaus basierend auf 
den Meldungen der Pflegeeinrichtungen nach § 72 Absatz 3e 
SGB XI bewertet? Wie lässt sich diese ggf. verbessern? 
 
Wie viele Datenmeldungen der Pflegeeinrichtungen mussten 
in den einzelnen Erhebungsrunden wegen nicht richtiger 
oder unvollständiger Meldungen ausgeschlossen werden?  
 
Aus welchen Gründen waren die Landesverbände der Pflege-
kassen bzw. die Geschäftsstelle Tarifliche Entlohnung in der 
Langzeitpflege des GKV-Spitzenverbands zu Nachfragen bei 
den Pflegeeinrichtungen veranlasst? 
 
Wie erfolgte die Plausibilisierung der Meldungen nach § 72 
Absatz 3e SGB XI und wie wird das Verfahren der Plausibili-
sierung bewertet? 
 
Wie ist die Compliance der Pflegeeinrichtungen bezüglich der 
Datenmeldungen nach § 72 Absätze 3d und 3e SGB XI und 
wie kann diese ggf. verbessert werden? 

17 Anhang 
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Themenblock Korrespondierende Fragestellungen der Evaluation 

 
Haben die Landesverbände der Pflegekassen von den gesetz-
lichen Sanktionsmöglichkeiten bei Nichtmeldung einer Pfle-
geeinrichtung Gebrauch gemacht?  
 
Wenn ja, in welchem Umfang wurden diese angewendet? 
Was konnte damit ggf. erreicht werden? 
 

Gibt es alternative Methoden zur Ermittlung eines/von regi-

onal üblichen tariflichen Entlohnungsniveaus, auf deren 

Grundlage die Pflegeeinrichtungen die Zulassungsvorausset-

zungen einhalten können und gleichzeitig den fachlichen An-

forderungen an die Datenqualität und an aufwandsarme Er-

hebungs- und Auswertungsverfahren gerecht werden kön-

nen? 

Auswirkungen auf die Pflegeeinrichtungen (und Pflegekas-

sen), insbesondere auf die Wirtschaftlichkeit von Personal-

aufwendungen 

Welche Auswirkungen hat es für die Wirtschaftlichkeit einer 
Pflegeeinrichtung, insbesondere für die Wirtschaftlichkeit ih-
rer Personalaufwendungen, wenn nicht kollektivvertraglich 
gebundene Pflegeeinrichtungen sich zur Einhaltung der Zu-
lassungsvoraussetzungen für ŘƛŜ hǇǘƛƻƴ αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ 
ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά (§ 72 Absatz 3b Satz 1 Num-
mer 1-3 SGB XI) oder für die Einhaltung des regional üblichen 
Entlohnungsniveaus (§ 72 Absatz 3b Satz 1 Nummer 4 SGB XI) 
entscheiden? 
 
Welche Besonderheiten ergeben sich ggf. bezüglich der Wirt-
schaftlichkeit ambulanter Pflegeeinrichtungen, auch unter 
Berücksichtigung der häuslichen Krankenpflege nach § 37 
SGB V? 
 
Hat sich der jeweilige Anteil der zugelassenen Pflegeeinrich-
tungen an allen Pflegeeinrichtungen im Zeitverlauf verän-
dert, die (1) tarifgebunden sind oder kirchliche AVR anwen-
den, (2) sich für die Entlohnung ihrer Pflege- und Betreuungs-
kräfte an einem TV oder einer kirchlichen AVR orientieren 
oder (3) mindestens in Höhe des regional üblichen Entloh-
nungsniveaus zahlen? 
 
An welchen TV oder kirchlichen AVR orientieren sich nicht 
kollektivvertraglich gebundene Pflegeeinrichtungen nach 
§ 72 Absatz 3b Nummer 1-3 SGB XI bundesweit und regional, 
hilfsweise nur regional, differenziert nach jeweiliger Häufig-
keit der Anwendung (durch Pflegeeinrichtungen sowie nach 
Zahl der betroffenen Beschäftigten ggf. in Vollzeitäquivalen-
ten)? 
 
Welche Kriterien sind für zugelassene Pflegeeinrichtungen 
bei der Auswahl bzw. Meldung einer Entlohnungsvariante 
entscheidend? 
 
Gibt es Auswirkungen, und wenn ja, welche, der Regelungen 
zur tarifgerechten Entlohnung auf die inhaltliche Ausgestal-
tung von TV bzw. kirchlichen AVR in der Langzeitpflege? 
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Themenblock Korrespondierende Fragestellungen der Evaluation 

Wie haben sich die regional üblichen Entlohnungsniveaus 
nach § 82c Absatz 2 SGB XI im Zeitverlauf entwickelt? 
 
Wie viele Versorgungsverträge wurden im Zeitverlauf von 
den Pflegekassen oder von den Pflegeeinrichtungen gekün-
digt? Werden Kündigungsgründe angegeben, wenn ja, wel-
che (z. B. Nichtumsetzung der Regelungen zur tarifgerechten 
Entlohnung)? 
 
Welche typischen sachlichen Gründe werden von Pflegeein-
richtungen für eine über die Höhe der Bezahlung von Gehäl-
tern nach § 82c Absatz 1 SGB XI oder die Höhe der Entloh-
nung nach § 82c Absatz 2 SGB XI hinausgehende Bezahlung 
der Beschäftigten angegeben?  
 
Welche Typischen sachlichen Gründe werden von den Pfle-
gekassen akzeptiert oder abgelehnt? 
 
Waren und sind Art und Umfang der Organisation sowie die 
personelle Ausstattung der in den Ländern gebildeten 
Schiedsstellen nach § 76 SGB XI für die Vergütungsverhand-
lungen seit Einführung der Regelungen zur tarifgerechten 
Entlohnung ausreichend und wenn nicht, welchen Verbesse-
rungsbedarf gäbe es ggf.? 
 
Welche Erfahrungen haben die Landesverbände der Pflege-
kassen und Pflegeeinrichtungen mit dem in den Zulassungs- 
und in den Nachweisrichtlinien festgelegten Nachweisver-
fahren gemacht? 
 

Welche weiteren Auswirkungen haben die Regelungen zur 

tarifgerechten Entlohnung ggf. für die Pflegeeinrichtungen 

und Pflegekassen? 

Auswirkungen auf die Pflegebedürftigen 

Wie wirken sich die Regelungen zur tarifgerechten Entloh-
nung auf die Eigenanteile der Pflegebedürftigen in der voll-
stationären Pflege (insbesondere Pflegevergütung, Unter-
kunft und Verpflegung) aus? 
 
Wie haben sich die Preise für häusliche Pflegesachleistungen 
(§ 36 SGB XI) und für Leistungen der häuslichen Kranken-
pflege (§ 37 SGB V) im Zeitraum seit dem 1. Januar 2021 ent-
wickelt? 
 
Wie hat sich die individuelle Leistungsinanspruchnahme ins-
besondere in der teilstationären und in der ambulanten lang-
zeitpflegerischen Versorgung im Zeitverlauf entwickelt? 
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Anhang B: Auswertung Frage 20 der bundesweiten Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

Wie bewerten Sie ς Ihrer subjektiven Einschätzung nach ς ȊǳƳ ŀƪǘǳŜƭƭŜƴ ½ŜƛǘǇǳƴƪǘ ŘƛŜ /ƻƳǇƭƛŀƴŎŜ ŘŜǊ 9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴ ƛƴ ώΧϐ 
hinsichtlich der folgenden Merkmale, der gesetzlichen Mitteilungspflicht nach § 72 Absatz 3d SGB XI gemäß den Zulassungs-
richtlinien nachzukommen? 

Bitte schätzen Sie, bei wie vielen Einrichtungen die nachfolgenden Merkmale hinsichtlich des Meldeverhaltens zutreffen. 

 0-20% 21-40% 41-60% 61-80% 81-100% N 

Einhaltung der Meldepflicht 
(Neuzulassung) 

0,0% 0,0% 0,0% 7,4% 92,6% 27 

Einhaltung der Meldefrist (Neuzu-
lassung) 

0,0% 0,0% 0,0% 18,5% 81,5% 27 

Einhaltung der Meldepflicht bei 
Änderungsmitteilungen (Be-
standseinrichtung) 

0,0% 0,0% 8,3% 54,2% 37,5% 24 

Einhaltung der Meldefrist bei Än-
derungsmitteilungen (Bestands-
einrichtung) 

0,0% 0,0% 13,0% 52,2% 34,8% 23 

Quelle: IAT (2025a). 

Anhang C: Auswertung Frage 25 der bundesweiten Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

Wie häufig sind zum aktuellen Zeitpunkt Rücksprachen Ihrerseits mit den Pflegeeinrichtungen notwendig, um die gesetzliche 
Mitteilungspflicht nach § 72 Absatz 3d SGB XI gemäß den Zulassungsrichtlinien zu gewährleisten? Welche Gründe für Rück-
sprachen gibt es? 

 nie sehr selten selten mittel  oft  sehr oft N 

Meldefrist 16,7% 22,2% 44,4% 27,8% 5,6% 0,0% 18 

Zulassungsvoraussetzung 4,0% 4,0% 32,0% 28,0% 24,0% 12,0% 25 

Zulassungsoptionen 0,0% 15,8% 52,6% 15,8% 10,5% 5,3% 19 

Änderungsmitteilung 0,0% 4,0% 40,0% 28,0% 28,0% 0,0% 25 

Meldebestandteile 0,0% 23,8% 28,6% 42,9% 4,8% 0,0% 21 

Meldedokumente 23,1% 15,4% 23,1% 53,8% 7,7% 0,0% 13 

Quelle: IAT (2025a). 
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Anhang D: Auswertung Frage 21 der bundesweiten Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

Wie bewerten Sie zum aktuellen Zeitpunkt ς Ihrer subjektiven Einschätzung nach ς die Plausibilität der getätigten Angaben 
von 3a-Einrichtungen zur gesetzlichen Meldung nach § 72 Absatz 3d SGB XI, hinsichtlich der nachfolgenden Merkmale? Bitte 
schätzen Sie, bei wie vielen Einrichtungen die nachfolgenden Meldebestandteile plausibel sind. 

Bei 3a-Einrichtungen handelt es sich um Einrichtungen, die an einen Tarifvertrag oder eine kirchliche Arbeitsvertragsrichtli-
nie gebunden sind. An dieser Stelle bitten wir Sie, den Fokus Ihrer Einschätzung auf diese Einrichtungen zu legen. 

 0-20% 21-40% 41-60% 61-80% 81-100% N 

Vollständigkeit der Angaben 0,0% 0,0% 4,2% 20,8% 75,0% 24 

Aktualität der Angaben 0,0% 0,0% 4,2% 20,8% 75,0% 24 

Plausibilität der Angaben 0,0% 0,0% 8,7% 13,0% 78,3% 23 

unverzügliche Änderungsmittei-
lung 

0,0% 0,0% 19,0% 33,3% 47,6% 21 

Insgesamt 0,0% 0,0% 8,3% 16,7% 75,0% 24 

Quelle: IAT (2025a). 

Anhang E: Auswertung Frage 23 der bundesweiten Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

Wie bewerten Sie zum aktuellen Zeitpunkt ς Ihrer subjektiven Einschätzung nach ς die Plausibilität der getätigten Angaben 
von 3b-Einrichtungen zur gesetzlichen Meldung nach § 72 Absatz 3d SGB XI, hinsichtlich der nachfolgenden Merkmale? Bitte 
schätzen Sie, bei wie vielen Einrichtungen die nachfolgenden Meldebestandteile plausibel sind. 

Bei 3b-Einrichtungen handelt es sich um Einrichtungen, die sich an einem Tarifvertrag / einer kirchlichen Arbeitsvertrags-
richtlinie orientieren oder das regional übliche Entlohnungsniveau anwenden. An dieser Stelle bitten wir Sie, den Fokus Ihrer 
Einschätzung auf diese Einrichtungen zu legen. 

 0-20% 21-40% 41-60% 61-80% 81-100% N 

Vollständigkeit der Angaben 
0,0% 3,8% 7,7% 26,9% 61,5% 26 

Aktualität der Angaben 
0,0% 3,8% 15,4% 30,8% 50,0% 26 

Plausibilität der Angaben 
0,0% 4,0% 12,0% 44,0% 40,0% 25 

unverzügliche Änderungsmitteilung 
0,0% 16,7% 20,8% 29,2% 33,3% 24 

Insgesamt 
0,0% 4,0% 12,0% 40,0% 44,0% 25 

Quelle: IAT (2025a). 
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Anhang F: Auswertung Frage 24 der bundesweiten Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

Wie bewerten Sie zum aktuellen Zeitpunkt ς Ihrer subjektiven Einschätzung nach ς die Vollständigkeit der getätigten Angaben 
von 3b-Einrichtungen zur gesetzlichen Meldung nach § 72 Absatz 3d SGB XI, hinsichtlich der nachfolgenden Merkmale? Bitte 
schätzen Sie, bei wie vielen Einrichtungen die nachfolgenden Meldebestandteile vollständig sind. 

Bei 3b-Einrichtungen handelt es sich um Einrichtungen, die sich an einem Tarifvertrag / einer kirchlichen Arbeitsvertragsricht-
linie orientieren oder das regional übliche Entlohnungsniveau anwenden. An dieser Stelle bitten wir Sie, den Fokus Ihrer Ein-
schätzung auf diese Einrichtungen zu legen. 

 0-20% 21-40% 41-60% 61-80% 81-100% N 

Allgemeine Angaben zur Einrichtung 0,0% 0,0% 0,0% 15,4% 84,6% 26 

Name Tarifvertrag/kirchliche Arbeitsrechtsre-
gelung 

0,0% 0,0% 8,0% 36,0% 56,0% 25 

Angabe Zeitraum, für den die Höhe der Ent-
lohnung nicht unterschritten wird 

0,0% 5,0% 5,0% 45,0% 45,0% 20 

Erklärung, dass Voraussetzungen im Hinblick 
auf das maßgebende Tarifvertragswerk gege-
ben sind 

0,0% 0,0% 4,3% 21,7% 73,9% 23 

Rechtsverbindliche Erklärung, dass die Höhe 
der Entlohnung bei Tariforientierung nicht 
unterschritten wird 

0,0% 0,0% 4,3% 8,7% 87,0% 23 

Rechtsverbindliche Erklärung, dass das regio-
nal übliche Entlohnungsniveau und das Ni-
veau der pflegetypischen Zuschläge nicht un-
terschritten werden 

0,0% 0,0% 4,3% 13,0% 82,6% 23 

Rechtsverbindliche Erklärung über Richtigkeit 
der Angaben 

0,0% 0,0% 4,3% 4,3% 91,3% 23 

Quelle: IAT (2025a). 

Anhang G: Auswertung Frage 26 der bundesweiten Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

Wie bewerten Sie ς Ihrer subjektiven Einschätzung nach ς ŘƛŜ /ƻƳǇƭƛŀƴŎŜ ŘŜǊ 9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴ ƛƴ ώΧϐ ōȊƎƭΦ ŘŜǊ aƛǘǘŜƛƭǳƴƎ ƴŀŎƘ 
§ 72 Absatz 3d SGB XI im Zeitverlauf? Hat sich die Einhaltung der gesetzlichen Meldepflicht seit der Erstmeldung im Zeitraum 
Februar bis April 2022 hinsichtlich der nachfolgenden Merkmale verbessert, verschlechtert oder sind diesbezüglich keine Ver-
änderungen festzustellen? 

 verschlechtert unverändert verbessert N 

Einhaltung der Meldepflicht 0,0% 28,0% 72,0% 25 

Einhaltung der Meldefrist 0,0% 45,8% 54,2% 24 

unverzügliche Änderungsmitteilung 8,3% 54,2% 37,5% 24 

Vollständigkeit der Angaben 0,0% 57,7% 42,3% 26 

Aktualität der Angaben 4,2% 54,2% 41,7% 24 

Plausibilität der Angaben 8,3% 45,8% 45,8% 24 

Insgesamt 0,0% 56,0% 44,0% 25 

Quelle: IAT (2025a). 
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Anhang H: Auswertung Frage 36 der bundesweiten Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

Inwieweit tragen die möglichen Sanktionierungsmaßnahmen bzgl. der Mitteilung nach § 72 Absatz 3d SGB XI 
gemäß den Zulassungsrichtlinien zur Compliance der Pflegeeinrichtungen bei? Wie bewerten Sie die Wirkung der 
Sanktionierung bzgl. der nachfolgenden Merkmale? 

 sehr nied-
rig 

niedrig mittel  hoch sehr hoch N 

Einhaltung Meldepflicht 22,2% 22,2% 11,1% 33,3% 11,1% 9 

Einhaltung Meldefrist 22,2% 55,6% 11,1% 11,1% 0,0% 9 

unverzügliche Änderungsmitteilung 22,2% 55,6% 11,1% 11,1% 0,0% 9 

Vollständigkeit der Angaben 33,3% 22,2% 11,1% 33,3% 0,0% 9 

Aktualität der Angaben 33,3% 22,2% 33,3% 11,1% 0,0% 9 

Plausibilität der Angaben 33,3% 22,2% 33,3% 11,1% 0,0% 9 

Insgesamt 22,2% 33,3% 33,3% 11,1% 0,0% 9 

Quelle: IAT (2025a). 

Anhang I: Auswertung Frage 28 der bundesweiten Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

Wie bewerten Sie ς Ihrer subjektiven Einschätzung nach ς ȊǳƳ ŀƪǘǳŜƭƭŜƴ ½ŜƛǘǇǳƴƪǘ ŘƛŜ /ƻƳǇƭƛŀƴŎŜ ŘŜǊ 9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴ ƛƴ ώΧϐ 
hinsichtlich der nachfolgenden Merkmale, die gesetzliche Pflicht zur Entlohnung nach Tarif gemäß § 72 Absätze 3a und 3b 
SGB XI einzuhalten? Bitte schätzen Sie, bei wie vielen Einrichtungen die nachfolgenden Merkmale zutreffen. 

 0-20% 21-40% 41-60% 61-80% 81-100% N 

Einhaltung des Entgeltordnung bei "Ta-
rifbindung" 

0,0% 0,0% 0,0% 8,7% 91,3% 23 

Einhaltung des Lohngefüges bei "Tarifori-
entierung" 

0,0% 0,0% 0,0% 40,9% 59,1% 22 

Einhaltung des "regional üblichen Entloh-
ƴǳƴƎǎƴƛǾŜŀǳǎϦ ōŜƛ α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴπ
ŘǳƴƎά 

0,0% 0,0% 9,5% 66,7% 23,8% 21 

Fristgerechte Anpassung der Entlohnung 
ƴŀŎƘ ŘŜƳ αǊŜƎƛƻƴŀƭ ǸōƭƛŎƘŜƴ 9ƴǘƭƻƘƴǳƴƎǎπ
ƴƛǾŜŀǳǎά ōŜƛ α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴŘǳƴƎά 

0,0% 5,9% 29,4% 47,1% 17,6% 17 

Insgesamt 0,0% 0,0% 4,8% 52,4% 42,9% 21 

Quelle: IAT (2025a). 
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Anhang J: Auswertung Frage 29 der bundesweiten Befragung der Landesverbände der Pflegekassen 

Wie bewerten Sie ς Ihrer subjektiven Einschätzung nach ς ŘƛŜ /ƻƳǇƭƛŀƴŎŜ ŘŜǊ 9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎŜƴ ƛƴ ώΧϐ ōȊƎƭΦ ŘŜǊ 9ƛƴƘŀƭǘǳƴƎ ŘŜǊ 
gesetzlichen Pflicht zur Entlohnung nach Tarif gemäß § 72 Absätze 3a und 3b SGB XI im Zeitverlauf? Hat sich die Einhaltung 
der gesetzlichen Pflicht seit Einführung der Regelung 2022 hinsichtlich der nachfolgenden Merkmale verbessert, verschlech-
tert oder sind diesbezüglich keine Veränderungen festzustellen? 

 verschlechtert unverändert verbessert N 

Einhaltung des Entgeltordnung bei "Ta-
rifbindung" 

0,0% 90,9% 9,1% 22 

Einhaltung des Lohngefüges bei "Tarifori-
entierung" 

5,0% 70,0% 25,0% 20 

Einhaltung des "regional üblichen Entloh-
nungsniveaus" bei α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴπ
ŘǳƴƎά 

5,3% 52,6% 42,1% 19 

Fristgerechte Anpassung der Entlohnung 
ƴŀŎƘ ŘŜƳ αǊŜƎƛƻƴŀƭ ǸōƭƛŎƘŜƴ 9ƴǘƭƻƘƴǳƴƎǎπ
ƴƛǾŜŀǳǎά ōŜƛ α5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘǎŀƴǿŜƴŘǳƴƎά 

0,0% 61,1% 38,9% 18 

Insgesamt 0,0% 66,7% 33,3% 21 

Quelle: IAT (2025a).
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Anhang K: Brutto- und Nettomeldungen nach Erhebungsjahr und Bundesland 

Bundesland  
2021 2022 2023 2024 2025 

Netto  Brutto  Quote Netto  Brutto  Quote Netto  Brutto  Quote Netto  Brutto  Quote Netto  Brutto  Quote 

Baden-Württemberg 1.123 1.473 76,2% 998 1.599 62,4% 1.297 1.859 69,8% 1.486 2.054 72,3% 1.572 2.152 73,0% 

Bayern 817 1.725 47,4% 982 1.342 73,2% 1.436 1.743 82,4% 1.407 1.898 74,1% 1.528 2.141 71,4% 

Berlin 115 175 65,7% 103 155 66,5% 172 183 94,0% 140 185 75,7% 133 191 69,6% 

Brandenburg 184 320 57,5% 282 385 73,2% 350 431 81,2% 371 492 75,4% 340 473 71,9% 

Bremen 75 98 76,5% 70 98 71,4% 89 95 93,7% 89 99 89,9% 77 103 74,8% 

Hamburg 99 123 80,5% 94 125 75,2% 117 123 95,1% 118 144 81,9% 107 146 73,3% 

Hessen 368 517 71,2% 293 476 61,6% 544 662 82,2% 468 667 70,2% 475 687 69,1% 

Mecklenburg-Vorpommern 189 253 74,7% 217 296 73,3% 270 298 90,6% 255 325 78,5% 240 298 80,5% 

Niedersachsen 450 644 69,9% 421 690 61,0% 627 745 84,2% 630 818 77,0% 640 838 76,4% 

NRW 1.868 2.321 80,5% 1.555 2.210 70,4% 2.295 2.705 84,8% 2.232 2.922 76,4% 2.436 3.287 74,1% 

Rheinland-Pfalz 257 343 74,9% 260 353 73,7% 314 366 85,8% 320 397 80,6% 385 476 80,9% 

Saarland 100 107 93,5% 97 129 75,2% 122 140 87,1% 121 161 75,2% 123 176 69,9% 

Sachsen 293 541 54,2% 299 559 53,5% 600 665 90,2% 563 746 75,5% 569 744 76,5% 

Sachsen-Anhalt 192 326 58,9% 147 262 56,1% 353 447 79,0% 369 497 74,2% 354 509 69,5% 

Schleswig-Holstein 110 150 73,3% 129 204 63,2% 205 223 91,9% 184 264 69,7% 258 351 73,5% 

Thüringen 188 363 51,8% 177 415 42,7% 414 499 83,0% 351 557 63,0% 387 538 71,9% 

Bundesweit  6.428 9.479 67,8% 6.124 9.298 65,9% 9.205 11.184 82,3% 9.104 12.226 74,5% 9.624 13.110 73,4% 

Quelle: AOK-BV (2021, 2022), GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang L: Brutto- und Nettomeldungen nach Erhebungsjahr und Versorgungsart 

Versorgungsart  
2022 2023 2024 2025 

Netto  Brutto  Quote Netto  Brutto  Quote Netto  Brutto  Quote Netto  Brutto  Quote 

ambulant 1.924 2.988 64,4% 2.982 3.538 84,3% 2.794 3.861 72,4% 2.930 4.083 71,8% 

stationär 4.200 6.309 66,6% 6.223 7.646 81,4% 6.310 8.365 75,4% 6.694 9.027 74,2% 

Insgesamt  6.124 9.297 65,9% 9.205 11.184 82,3% 9.104 12.226 74,5% 9.624 13.110 73,4% 

Hinweis: Die ambulante Versorgungsart schließt die ambulanten Pflege- und Betreuungsdienste ein, die stationäre Versorgungsart umfasst die stationäre Kurzzeitpflege, Nachtpflege, Tages-
pflege und die vollstationäre Pflege. Im Jahr 2021 wurde die Versorgungsart nicht erhoben. 
Quelle: AOK-BV (2022), GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang M: Allgemeine Ausschlussgründe von Datenmeldungen nach Erhebungsjahr 

Ausschlussgrund des gesamten Datensatzes 2022 2023 2024 2025 

Insgesamt ausgeschlossene Datensätze 3.174 1.979 3.122 3.486 

Χwegen doppelter Meldung 
101 

(3,2%) 
221 

(11,2%) 
1.074 

(34,4%) 
1.743 

(50,0%) 

ΧǿŜƎŜƴ ǳƴǇƭŀǳǎƛōƭŜǊ ¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎ 
231 

(7,3%) 
51 

(2,6%) 
4 

(0,1%) 
4 

(0,1%) 

ΧǿŜƎŜƴ ŀƴŘŜǊŜƴ DǊǸƴŘŜƴ 
2.842 

(89,5%) 
1.707 

(86,3%) 
2.044 

(65,5%) 
1.739 

(49,9%) 

Quelle: AOK-BV (2022), GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung. 

Anhang N: Ausschlussgründe von Datenmeldungen aus der Berechnungsgrundlage der regional üblichen Entloh-

nungsniveaus nach Erhebungsjahr 

Ausschlussgrund aus der Berechnungsgrundlage der regional übliches Entloh-
nungsniveau 

2023 2024 2025 

Insgesamt ausgeschlossene Datensätze 1.979 3.122 3.486 

ΧǿŜƎŜƴ ǳƴǇƭŀǳǎƛōƭŜǊ ²ƻŎƘŜƴŀǊōŜƛǘǎȊŜƛǘ 
27 

(1,4%) 
119 

(3,8%) 
93 

(2,7%) 

Χ ǿŜƎŜƴ ǳƴǇƭŀǳǎƛōƭŜǊ ±½&-Angaben 
1 

(0,1%) 
. . 

ΧǿŜƎŜƴ ǳƴǇƭŀǳǎƛōƭŜǊ !ƴƎŀōŜƴ ŘŜǊ Entlohnungsbestandteile 
1.192 

(60,2%) 
1.929 

(61,8%) 
1.646 

(47,2%) 

ΧǿŜƎŜƴ ŀƴŘŜǊŜƴ DǊǸƴŘŜƴ 
759 

(38,4%) 
1.074 

(34,4%) 
1,747 

(50,1%) 

Quelle: GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang O: Meldequoten in den Erhebungsjahren 2024 und 2025 nach Bundesländern 

Bundesland 

2024 2025 

!ƴȊŀƘƭ ŘŜǊ aŜƭŘǳƴƎŜƴΧ Meldequote !ƴȊŀƘƭ ŘŜǊ aŜƭŘǳƴƎŜƴΧ Meldequote 

die erwartet  
wurden 

die abgegeben  
wurden 

(Rohdaten) 

in der  
Berechnung 

Brutto 
(Rohdaten) 

Netto 
(Berechnungs- 

grundlage) 

die er-
wartet  
wurden 

die abgegeben  
wurden 

(Rohdaten) 

in der  
Berech-
nung 

Brutto 
(Rohda-

ten) 

Netto 
(Berech-

nungsgrund-
lage) 

Baden-Württemberg 2.273 2.054 1.486 90,4% 65,4% 2.297 2.152 1.572 93,8% 68,5% 

Bayern 2.268 1.898 1.407 83,7% 62,0% 2.313 2.141 1.528 92,6% 66,1% 

Berlin 201 185 140 92,0% 69,7% 199 191 133 96,0% 66,8% 

Brandenburg 534 492 371 92,1% 69,5% 544 473 340 86,9% 62,5% 

Bremen 138 99 89 71,7% 64,5% 125 103 77 82,4% 61,6% 

Hamburg 162 144 118 88,9% 72,8% 168 146 107 86,9% 63,7% 

Hessen 796 667 468 83,8% 58,8% 825 687 475 83,3% 57,6% 

Mecklenburg-Vorpommern 337 325 255 96,4% 75,7% 347 298 240 85,9% 69,2% 

Niedersachsen 981 818 630 83,4% 64,2% 955 838 640 87,7% 67,0% 

NRW 3.210 2.922 2.232 91,0% 69,5% 3.212 3.287 2.436 102,3% 75,8% 

Rheinland-Pfalz 467 397 320 85,0% 68,5% 508 476 385 93,7% 75,8% 

Saarland 178 161 121 90,4% 68,0% 181 176 123 97,2% 68,0% 

Sachsen 765 746 563 97,5% 73,6% 799 744 569 93,1% 71,2% 

Sachsen-Anhalt 539 497 369 92,2% 68,5% 558 509 354 91,2% 63,4% 

Schleswig-Holstein 289 264 184 91,3% 63,7% 340 351 258 103,2% 75,9% 

Thüringen 603 557 351 92,4% 58,2% 576 538 387 93,4% 67,2% 

Bundesweit 13.741 12.226 9.104 89,0% 66,3% 13.947 13.110 9.624 94,0% 69,0% 

Quelle: GS-Tarife (2024, 2025), AOK-BV (2025a), eigene Berechnung und Darstellung.  
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Anhang P: Verteilung der gemeldeten Zulassungsoptionen nach Versorgungsart (Stand August 2025) 

 Zulassungsoption ambulant stationär 

Bindung an kollektivvertraglicher Regelung 4.355 (24,7 %) 9.137 (48,7 %)) 

Orientierung an kollektivvertraglicher Regelung 3.932 (22,3 %) 2.399 (12,8 %) 

Durchschnittsanwendung 9.366 (53,1 %) 7.215 (38,5 %) 

N 17.653 18.751 

Hinweis: Die ambulante Versorgungsart schließt die ambulanten Pflege- und Betreuungsdienste ein, die stationäre Versor-
gungsart umfasst die stationäre Kurzzeitpflege, Nachtpflege, Tagespflege und die vollstationäre Pflege. 
Quelle: AOK-BV (2025c), eigene Berechnung und Darstellung. 

Anhang Q: Übersicht über die Meldezeiträume der Einrichtungsmeldungen zum August 2025 

Meldeabschluss Erstmeldung Letzte Meldung 

Abschluss bis zum 31.08.2022 28.410 15.067 

Abschluss bis zum 31.08.2023 3.859 5.002 

Abschluss bis zum 31.08.2024 2.732 11.837 

Abschluss bis zum 31.08.2025 1.403 4.498 

N 36.404 36.404 

Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang R: Prozentuale Steigerung der Einrichtungsmeldungen auf die Zulassungsoptionen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung nach Bundesländern und Versorgungsarten 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016). 
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Anhang S: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Baden-Württemberg 

 
Hinweis: Zur vereinŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘǳƴƎ ōȊǿΦ hǊƛŜƴǘƛŜǊǳng sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang T: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Bayern 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ Řer Abbildung die Bindung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang U: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Berlin 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang V: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Brandenburg 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang W: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Bremen 

 
Hinweis: Zur vereinfachten Darstellung umfassen diŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘǳƴƎ ōȊǿΦ hǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ǎƻǿƻƘƭ ŀƴ ¢± ŀƭǎ ŀǳŎƘ ŀƴ ƪƛǊchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang X: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Hamburg 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang Y: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Hessen 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang Z: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Mecklenburg-Vorpommern 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘǳƴƎ ōȊǿΦ hǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ǎƻǿƻƘƭ ŀƴ ¢± ŀƭǎ ŀǳŎƘ ŀƴ ƪƛǊŎƘƭƛŎƘŜ !±wΦ 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang AA: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Niedersachsen 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang BB: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Nordrhein-Westfalen 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang CC: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Rheinland-Pfalz 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang DD: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung im Saarland 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘǳƴƎ ōȊǿΦ hǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ǎƻǿƻƘƭ ŀƴ ¢± ŀƭǎ ŀǳŎƘ ŀƴ ƪƛǊŎƘƭƛŎƘŜ !±wΦ 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang EE: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Sachsen 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang FF: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Sachsen-Anhalt 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang GG: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Schleswig-Holstein 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘǳƴƎ ōȊǿΦ hǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ǎƻǿƻƘƭ ŀƴ ¢± ŀƭǎ ŀǳŎƘ ŀƴ ƪƛǊŎƘƭƛŎƘŜ !±wΦ 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang HH: Wechsel der Zulassungsoptionen von Einrichtungsmeldungen zwischen erstmaliger und letztmaliger Meldung in Thüringen 

 
IƛƴǿŜƛǎΥ ½ǳǊ ǾŜǊŜƛƴŦŀŎƘǘŜƴ 5ŀǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ǳƳŦŀǎǎŜƴ ŘƛŜ .ŜƎǊƛŦŦŜ α¢ŀǊƛŦōƛƴŘǳƴƎά ǳƴŘ α¢ŀǊƛŦƻǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎά ƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ ŘƛŜ .ƛƴŘung bzw. Orientierung sowohl an TV als auch an kirchliche AVR. 
Quelle: AOK-BV (2025b, 2025c), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016) und ggsankey (Sjoberg, 2025). 
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Anhang II: TOP 5 der gemeldeten TV/kirchlichen AVR bei αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά (Stand 

August 2025) 

TV/kirchliche AVR Anzahl (%) 

TVöD VKA BT-B 1.364 (21,5 %) 

AVR Caritas 812 (12,8 %) 

TVöD-B (VKA) 771 (12,2 %) 

AVR Diakonie Bayern 610 (9,6 %) 

AVR Diakonie Deutschland 332 (5,2 %) 

andere 2.401 (37,9 %) 

nicht zuordbar 41 (0,6 %) 

N 6.331 

Quelle: AOK-BV (2025c), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang JJ: TOP 3 der gemeldeten TV/kirchlichen AVR bei αhǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŀƴ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾǾŜǊǘǊŀƎƭƛŎƘŜǊ wŜƎŜƭǳƴƎά nach 

Bundesland (Stand August 2025) 

TV/kirchliche AVR TOP 3 

Baden-Württemberg TVöD VKA BT-B 
AVR der Diakonie Hessen und Nassau 
TV AWO BW 

Bayern AVR Diakonie Bayern 
TVöD VKA BT-B 
TVöD-B (VKA) 

Berlin AVR DWBO 
AVR Caritas 
Haustarifvertrag Ambulante Dienste 

Brandenburg Paritätischer Entgelttarifvertrag Land Brandenburg 
ETV-AWO-TG-Bbg 
Flächentarifvertrag für die Sozialwirtschaft im Land Brandenburg 

Bremen TV PfliB 
TVöD-B (VKA) 
DRK Reformtarifvertrag 

Hamburg DRK Tarifvertrag Hamburg Pflege und Soziales 
Kirchlicher Tarifvertrag Diakonie (KTD) 
TV AWO Hamburg Pflege 

Hessen TVöD VKA BT-B 
AVR der Diakonie in Hessen und Nassau 
Anwendungstarifvertrag TVöD VKA West BT-B 

Mecklenburg-Vorpommern TVöD VKA BT-B 
TVöD-B (VKA) 
HTV Bodden-Kliniken 

Niedersachsen TVöD VKA BT-B 
DRK Reformtarifvertrag 
TVöD-B (VKA) 

Nordrhein-Westfalen TVöD VKA BT-B 
AVR Caritas 
TVöD-B (VKA) 

Rheinland-Pfalz TV Altenpflege 
TVöD VKA BT-B 
TVöD-B (VKA) 

Saarland AVR Caritas 
TV Altenpflege 
Tarifwerk Parität PTG RP/SL 

Sachsen TVöD VKA BT-B 
TV Altenpflege 
TVöD-B (VKA) 

Sachsen-Anhalt Paritätischer Rahmentarifvertrag (PTG-RTV-LSA) & Paritätischer Entgelttarifvertrag (PTG-ETV-
LSA) 
TVöD VKA BT-B 
TV AWO Sachsen-Anhalt 

Schleswig-Holstein TVöD VKA BT-B 
DRK Reformtarifvertrag 
Kirchlicher Tarifvertrag Diakonie (KTD) 

Thüringen TVöD VKA BT-B 
AVR Diakonie Mitteldeutschland 
TV Altenpflege 

Quelle: AOK-BV (2025c), eigene Berechnung und Darstellung 
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Anhang KK: Bundesweite Übersicht der regional üblichen Entlohnungsniveaus in den Jahren 2024 und 2025 

Bundesland  

2024 2025 

Hilfs - 

personal  

Assistenz- 

personal  

Fach- 

personal  
Insgesamt  

Hilfs - 

personal  

Assistenz- 

personal  

Fach- 

personal  
Insgesamt  

Baden-Württemberg 19,69 22,03 26,51 23,35 20,37 22,82 27,28 23,99 

Bayern 19,04 21,35 25,76 22,30 20,01 22,25 26,83 23,38 

Berlin 18,98 19,75 25,45 21,43 20,51 21,97 27,42 23,42 

Brandenburg 18,59 19,84 25,37 21,43 20,13 21,68 26,87 23,13 

Bremen 17,95 19,31 23,84 20,46 20,60 22,03 27,07 23,48 

Hamburg 19,54 22,14 26,66 23,20 20,77 23,33 27,89 24,55 

Hessen 18,91 20,02 25,3 21,64 20,15 21,85 26,63 23,06 

Mecklenburg-Vorpommern 18,33 19,61 24,67 21,16 19,51 21,44 26,03 22,44 

Niedersachsen 19,17 21,44 25,62 22,31 20,23 22,16 26,68 23,33 

Nordrhein-Westfalen 19,77 22,61 26,56 23,38 20,53 23,47 27,40 24,21 

Rheinland-Pfalz 19,29 21,85 26,26 23,10 20,11 22,57 27,25 24,01 

Saarland 18,83 21,74 25,75 22,39 20,07 23,24 27,23 23,70 

Sachsen 18,72 19,97 24,35 21,55 20,30 21,72 26,35 23,32 

Sachsen-Anhalt 19,04 20,64 25,3 22,02 20,33 22,30 26,87 23,53 

Schleswig-Holstein 19,18 20,70 26,01 22,38 20,45 22,27 27,34 23,92 

Thüringen 18,53 19,27 24,70 21,46 19,61 21,15 26,30 22,53 

Quelle: GS-Tarife (2024, 2025), zitiert nach AOK-BV (2025d), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang LL: Bundesweite Übersicht der regional üblichen Entlohnungsniveaus in den Erhebungsjahren 2021, 2022 & 2023 

Bundesland 

2021 2022 2023 

Hilfs- 

personal 

Assistenz- 

personal 

Fach- 

personal 
Insgesamt 

Hilfs- 

personal 

Assistenz- 

personal 

Fach- 

personal 
Insgesamt 

Hilfs- 

personal 

Assistenz- 

personal 

Fach- 

personal 
Insgesamt 

Baden-Württemberg 16,93 19,11 23,24 20,55 17,28 19,51 24,02 20,99 17,81 19,89 24,07 21,30 

Bayern 17,00 19,02 23,19 20,24 17,12 19,01 23,63 20,49 17,48 19,37 23,94 20,80 

Berlin 17,17 17,86 22,85 19,36 17,18 17,83 23,20 19,71 18,01 18,80 23,84 20,39 

Brandenburg 15,40 16,36 20,69 17,66 16,31 16,93 22,32 18,80 17,19 18,12 23,22 19,94 

Bremen 14,79 15,64 20,12 16,87 16,93 18,04 22,72 19,58 17,62 18,79 23,16 19,69 

Hamburg 16,37 18,51 22,58 19,68 16,49 18,72 22,71 19,86 17,32 20,08 24,58 21,21 

Hessen 16,26 18,16 22,20 19,28 16,98 18,69 23,65 20,29 17,46 19,14 23,44 20,39 

Mecklenburg-Vorpom-

mern 

15,49 16,82 20,88 18,03 16,11 17,44 21,78 18,79 16,77 18,26 22,78 19,58 

Niedersachsen 16,16 18,48 22,15 19,29 16,53 18,79 22,69 19,68 17,19 19,15 23,31 20,20 

Nordrhein-Westfalen 17,03 19,75 23,28 20,59 17,52 20,30 23,86 21,05 17,84 20,44 24,06 21,30 

Rheinland-Pfalz 16,46 18,74 22,98 20,18 16,82 19,44 23,26 20,48 17,65 20,03 24,16 21,21 

Saarland 16,20 18,91 22,73 19,66 16,59 19,12 23,26 20,01 17,20 19,80 23,84 20,56 

Sachsen 15,59 17,08 20,59 18,25 16,48 17,41 21,87 19,43 17,28 18,44 22,76 20,14 

Sachsen-Anhalt 15,01 16,35 19,52 17,25 16,55 17,66 21,61 19,01 17,28 18,76 23,37 20,25 

Schleswig-Holstein 17,75 18,60 23,89 20,77 16,75 18,23 22,82 19,66 17,62 19,14 24,07 20,88 

Thüringen 15,29 16,03 20,51 17,85 16,17 17,43 22,23 19,14 16,84 17,82 22,81 19,64 

Quelle: AOK-BV (2021, 2022), GS-Tarife (2023), zitiert nach AOK-BV (2025d), eigene Berechnung und Darstellung.
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Anhang MM: Tätigkeitsschlüssel und zugeordnete Berufsbezeichnung in der Langzeitpflege nach Anforderungsni-

veau  

Anforderungsniveau Tätigkeitsschlüssel und zugeordnete Berufe (Ausschnitt) 

1 ς Helfer-/Anlerntätigkeiten 82101 Altenbetreuerhelfer/in, Altenpflegeassistent/in, Altenpflegehelfer/in, 
Krankenpflegehelfer/in - Altenpflege 

2 ς fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 82102 Altenbetreuer/in, Altenpfleger/in, Seniorenbetreuer/in 
82182 Ambulante/r Pfleger/in 

3 ς komplexe Spezialistentätigkeiten 82103 Fachaltenpfleger/in 
82183 Fachaltenpfleger/in (- Onkologie, -Rehabilitation, -Geriatrie, Geron-
ǘƻǇǎȅŎƘƛŀǘǊƛŜ ΧύΣ CŀŎƘƪǊŀŦǘ - soziale Arbeit in der Altenpflege 

4 ς hoch komplexe Tätigkeiten 82194 Altenheimleiter/in, Altentagesstättenleiter/in, Altenzentrumsleiter/in 

Hinweis: Leitungstätigkeiten sind bei der Entlohnung nach den Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung ausgenommen 
und werden nicht berücksichtigt. Aus Gründen der Vollständigkeit sind diese in der Tabelle aufgenommen, aber grau hinter-
legt. 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2021). 

Anhang NN: Tätigkeitsschlüssel und zugeordnete Berufsbezeichnung in der Krankenhauspflege nach Anforderungs-

niveau  

Anforderungsniveau Tätigkeitsschlüssel und zugeordnete Berufe (Ausschnitt) 

1 ς Helfer-/Anlerntätigkeiten 81301 Krankenpflegehelfer/-in, Kinderkrankenpflegehelfer/-in, Behinder-
tenpflege 

2 ς fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 81302 Gesundheits- und Krankenpfleger/in, Kinderkrankenschwester/-pfle-
ger, Pflegefachmann/-frau 
81382 Ambulante/r Krankenschwester/-pfleger, Ambulanzschwester/-pfle-
ger, Aufnahmeschwester/-pfleger, Badeschwester/-pfleger, Funktionskran-
kenschwester/-pfleger, Krankenpflege 

3 ς komplexe Spezialistentätigkeiten 81313 Fachkrankenpfleger/in, Gesundheits- und Krankenpfleger/in, Anäs-
thesieschwester/-pfleger, Pflegefachkraft - Palliativ-Pflege 
81323 Fachkinderkrankenschwester/-pfleger, Kinderkrankenschwester/-
pfleger, Intensivpflege/Anästhesie 
81383 Enterostomatherapeut/in, Stomatherapeut/in, Wundmanager/in 
81393 Leitende/r Gesundheits- und Krankenschwester/-pfleger, Leitende 
Pflegefachkraft, Leitende Hebamme, Stationsleiter/in - Pflegedienst 

4 ς hoch komplexe Tätigkeiten 81394 Dipl.-Krankenpfleger/in, Dipl.-Krankenschwester/-pfleger (Uni), Kran-
kenpflegeleiter/in, Einsatzleiter/in (Rettungsdienst), Hospizleiter/in, Lei-
ter/in - ambulante Pflegedienste, Leiter/in ς Diakoniestation, Leiter/in ς 
Operationsdienst, Leiter/in ς Pflegedienst, Leiter/in ς Sozialstation, Pflege-
wissenschaftler/in, Wachleiter/in - Rettungsdienst 

Hinweis: Leitungstätigkeiten sind bei der Entlohnung nach den Regelungen zur tarifgerechten Entlohnung ausgenommen 
und werden nicht berücksichtigt. Aus Gründen der Vollständigkeit sind diese in der Tabelle aufgenommen, aber grau hinter-
legt. 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2021). 
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Anhang OO: Anzahl der Beschäftigten in der Stichprobe der Verdienst(struktur)erhebungen 2014-2024 nach Pfle-

gesektor, Anforderungsniveau und Erhebungsjahr 

 2014 2018 2022 2023 2024 

 Ambulante Langzeitpflege 
Anzahl der Beschäftigten 1.349 1.121 10.310 9.528 10.826 
Darunter Pflege- und Betreuungskräfte mit Anforde-
rungsniveau 

     

   - Helferin/Helfer 46,63 43,00 46,16 49,36 46,46 
   - Fachkraft (in %) 53,37 57,00 53,84 50,64 53,54 
 (Teil-)stationäre Langzeitpflege 
Anzahl der Beschäftigten 2.914 2.580 30.070 34.144 36.098 
Darunter Pflege- und Betreuungskräfte mit Anforde-
rungsniveau     

 

   - Helferin/Helfer 51,13 52,87 55,79 55,03 56,01 
   - Fachkraft (in %) 48,87 47,13 44,21 44,97 43,99 
 Krankenhauspflege 
Anzahl der Beschäftigten 7.911 8.552 320.487 334.367 348.416 
Darunter Pflege- und Betreuungskräfte mit Anforde-
rungsniveau     

 

   - Helferin/Helfer 9,46 8,82 11,93 12,18 12,74 
   - Fachkraft (in %) 90,54 91,18 88,07 87,82 87,26 

Hinweis: Der Erhebungsmonat ist April eines jeden Jahres. 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang PP: Entwicklung der durchschnittlichen Stundenlöhne in Krankenhausversorgung und in Langzeitpflege im 

Vergleich zum Pflegemindestlohn, zum Index der durchschnittlichen Bruttoverdienste und zur allgemeinen Preis-

entwicklung  

 Löhne (in Euro) und Indizes Prozentuale Veränderung (in %) 

 
2022 2023 2024 2025 

2022-
2023 

2023-
2024 

2024-
2025 

        
 Pflege- ǳƴŘ .ŜǘǊŜǳǳƴƎǎƪǊŅŦǘŜ Ƴƛǘ !ƴŦƻǊŘŜǊǳƴƎǎƴƛǾŜŀǳ αIŜƭŦŜǊin/Helferά 
Durchschnittliche Löhne in  
     ambulanter Langzeitpflege 15,22 17,09 18,22 k.A. 12,22 6,64 k.A. 
     (teil-)stationärer Langzeitpflege 15,74 17,15 18,77 k.A. 8,94 9,47 k.A. 
     Krankenhauspflege 18,27 18,54 20,48 k.A. 1,50 10,45 k.A. 
Pflegemindestlohn (Q1) 12,55 13,70 14,15 15,5 9,16 3,28 9,54 
Pflegemindestlohn (Q2) 13,20 14,60 15,25 16,5 10,61 4,45 8,20 
        
 Pflege- ǳƴŘ .ŜǘǊŜǳǳƴƎǎƪǊŅŦǘŜ Ƴƛǘ !ƴŦƻǊŘŜǊǳƴƎǎƴƛǾŜŀǳ αCŀŎƘƪǊŀŦǘά 
Durchschnittliche Löhne in  
     ambulanter Langzeitpflege 19,44 21,96 23,63 k.A. 12,97 7,62 k.A. 
     (teil-)stationärer Langzeitpflege 20,68 22,29 24,18 k.A. 7,80 8,46 k.A. 
     Krankenhauspflege 24,16 24,40 26,38 k.A. 0,97 8,15 k.A. 
Pflegemindestlohn (Q3) 15,4 17,1 18,25 19,5 11,04 6,73 6,85 
        
 Index der durchschnittlichen Bruttoverdienste (2022=100) 
Gesamtwirtschaft (WZ08-A-S) 100 105,0 112,3 115,8 4,97 6,96 3,16 
Gesundheits- und Sozialwesen (WZ08-Q) 100 105,4 115,1 119,6 5,42 9,21 3,91 
Gesundheitswesen (WZ08-86) 100 104,9 114,3 119,2 4,91 8,98 4,30 
Heime (WZ08-87) 100 107,2 118,0 121,1 7,17 10,13 2,60 
Sozialwesen ohne Heime (WZ08-88) 100 106,0 115,3 120,0 5,98 8,80 4,05 
        
 Allgemeine Preisentwicklung (2022=100) 
Verbraucherpreisindex 100,0 105,9 108,3 k.A. 5,90 2,23 k.A. 
Verbraucherpreisindex ohne Nahrungs-
mittel und Energie 

100,0 105,1 108,3 k.A. 5,08 3,04 k.A. 

Hinweis: k. A.= keine Angabe aufgrund fehlender Daten. Q1 = ohne mindestens einjährige Berufsausbildung. Q2 = mit min-
destens einjähriger Berufsausbildung. Q3 = mit mindestens dreijähriger Berufsausbildung. WZ08 = Wirtschaftszweig, Aus-
gabe 2008. Die Angaben zu den Durchschnittslöhnen beziehen sich auf den Monat April des jeweiligen Jahres. Für die In-
dexwerte wurden zur besseren Vergleichbarkeit Jahresangaben verwendet. 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), Statistisches Bundesamt (2025b, 2025c, 
2025d), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang QQ: Stichprobencharakteristika für Betriebe der Differenzen-von-Differenzen Schätzung (Durchschnittswerte) 

Betrieb Tarifbindung Orientierung an einem Branchen- 
tarifvertrag 

Freie Verdienstvereinbarung 

Jahr 2022 2023 2024 2022 2023 2024 2022 2023 2024 

 Abhängige Variablen 
Stundenlohn Fachkraft (in Euro) 20,62 22,11 24,10 19,34 21,74 23,25 18,89 21,79 23,27 
Stundenlohn Helferin/Helfer (in Euro) 16,30 17,48 19,34 15,03 17,20 18,40 14,56 17,01 18,23 
 Kontrollvariablen (Betriebsebene) 
Alter d. Beschäftigten (in Jahren) 44,6 44,9 45,4 44,6 44,1 45,0 43,7 43,8 44,3 
Männl. Beschäftigte (in Prozent) 17,80 16,6 16,9 16,7 17,3 16,3 18,0 18,7 19,8 
Betriebszugehörigkeit (in Jahren) 6,9 7,0 7,0 5,8 5,6 6,1 5,73 5,82 5,93 
Teilzeitquote (in Prozent) 69,3 69,6 69,3 64,7 68,8 69,5 56,6 59,0 58,3 
Ambulante Pflege (in Prozent) 31,6 31,6 32,4 43,4 43,8 45,5 48,1 48,1 44,5 
Anzahl Beschäftigte im gesamten UnternehmenϞ 1554,7 1565,5 1612,5 461,5 465,6 432,6 573,4 588,7 428,4 

Pflege- und Betreuungskräfte (Betrieb) 46,7 46,3 52,6 30,4 29,6 30,1 35,5 34,2 38,8 
!ƴȊŀƘƭ ŘŜǊ .ŜǘǊƛŜōŜϞ 399 396 299 145 146 112 291 289 218 

Hinweis: Da nicht in allen Betrieben Pflege- und Betreuungskräfte auf Helferinnen-/Helferniveau und Fachkraftniveau beobachtet werden, weicht die Stichprobe bei der Berechnung des durch-
schnittlichen Stundenlohns für Fachkräfte und Helferinnen/Helfer marginal von der gesamten Stichprobe ab. Ϟunabhängig von der Tätigkeit der Beschäftigten 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang RR: Detaillierte Ergebnisse der Differenzen-von-Differenzen Schätzung 

 Tarifvereinbarung vs. Orientierung 
an einem Branchentarifvertrag 

Tarifvereinbarung vs. freie Verdienstverein-
barung 

Abhängige Variable Durchschnittlicher 
Stundenlohn 

Helferinnen/Helfer 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 
Fachkräfte 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 

Helferinnen/Helfer 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 
Fachkräfte 

 (1) (2) (3) (4) 

Post-2022 1,965***  2,302***  1,967***  2,314***  
 (0,119) (0,130) (0,119) (0,131) 
Tariforientiert -1,125***  -1,084***    
 (0,195) 0,207   
Freie Vereinbarung   -1,607***  -1,434***  

  (0,139) (0,167) 
DvD-Schätzer 0,701***  0,739***  0,948***  1,187***  
 (0,237) (0,253) (0,173) (0,203) 
 Kontrollvariablen (Betriebsebene) 
Alter d. Beschäftigten 0,0111 0,0397** -0,0146 0,0352**  
 (0,0159) (0,0162) (0,0144) (0,0143) 
Männl. Beschäftigte 1,120* 0,456 0,781 0,918* 
 (0,649) (0,533) (0,517) (0,479) 
Betriebszugehörigkeit 0,0906***  0,132***  0,127***  0,128***  
 (0,0208) (0,0207) (0,0179) (0,0194) 
Teilzeitquote -0,0110 -0,109 -0,369* -0,146 
 (0,256) (0,281) (0,214) (0,242) 
Ambulante Pflege 0,262** -0,129 0,313**  -0,233** 
 (0,130) (0,128) (0,108) (0,112) 
Anzahl Beschäftigte -0,000019 0,0000122 -0,00000544 0,0000149 
 (0,0000129) (0,000015) (0,0000116) (0,0000135) 

Einrichtungen 1.364 1.440 1.736 1.808 

Hinweis: Es handelt sich um separate Regressionsanalysen mit Konstante der Jahre 2022 bis 2024. Die Standardfehler sind 
auf Einrichtungsebene geclustert und in Klammern. Weitere Kontrollvariablen auf Betriebsebene: Bundesland. *** p<0,01, 
** p<0,05, * p<0,01 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), eigene Berechnung und Darstellung. 

Anhang SS: Differenzen-von-Differenzen Schätzung mit den Jahren 2022 und 2023 

 Tarifvereinbarung vs. Orientierung 
an einem Branchentarifvertrag 

Tarifvereinbarung vs. freie Verdienstverein-
barung 

Abhängige Variable Durchschnittlicher 
Stundenlohn 

Helferinnen/Helfer 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 
Fachkräfte 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 

Helferinnen/Helfer 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 
Fachkräfte 

 (1) (2) (3) (4) 

Post-2022 1,167***  1,448***  1,162***  1,460***  
 (0,123) (0,136) (0,123) (0,136) 
Tariforientiert -1,160***  -1,095***    
 (0,199) (0,206)   
Freie Vereinbarung   -1,643***  -1,453***  

  (0,142) (0,167) 
DvD-Schätzer 0,983***  0,947***  1,269***  1,426***  
 (0,251) (0,270) (0,184) (0,219) 

Einrichtungen 985 1.046 1.257 1.309 

Hinweis: Es handelt sich um separate Regressionsanalysen mit Konstante. Die Standardfehler sind auf Einrichtungsebene 
geclustert und in Klammern. Kontrollvariablen auf Betriebsebene: Alter der Beschäftigen, Geschlecht der Beschäftigten, 
Dauer der Betriebszugehörigkeit, Teilzeitvereinbarungen, ambulanter Pflegedienst, Anzahl der Beschäftigten im Betrieb, 
Bundesland. *** p<0,01, ** p<0,05, * p<0,01 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang TT: Differenzen-von-Differenzen Schätzung mit den Jahren 2022 und 2024 

 Tarifvereinbarung vs. Orientierung 
an einem Branchentarifvertrag 

Tarifvereinbarung vs. freie Verdienstverein-
barung 

Abhängige Variable Durchschnittlicher 
Stundenlohn 

Helferinnen/Helfer 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 
Fachkräfte 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 

Helferinnen/Helfer 

Durchschnittlicher 
Stundenlohn 
Fachkräfte 

 (1) (2) (3) (4) 

Post-2022 3,000***  3,437***  3,015***  3,446***  
 (0,147) (0,155) (0,148) (0,156) 
Tariforientiert -1,055***  -1,033***    
 (0,196) (0,209)   
Freie Vereinbarung   -1,510***  -1,324***  

  (0,141) (0,169) 
DvD-Schätzer 0,319 0,418 0,579***  0,825***  
 (0,286) (0,302) (0,214) (0,236) 

Einrichtungen 872 921 1.108 1.161 

Hinweis: Es handelt sich um separate Regressionsanalysen mit Konstante. Die Standardfehler sind auf Einrichtungsebene 
geclustert und in Klammern. Kontrollvariablen auf Betriebsebene: Alter der Beschäftigten, Geschlecht der Beschäftigten, 
Dauer der Betriebszugehörigkeit, Teilzeitvereinbarungen, ambulanter Pflegedienst, Anzahl der Beschäftigten im Betrieb, 
Bundesland. *** p<0,01, ** p<0,05, * p<0,01 
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), eigene Berechnung und Darstellung. 

Anhang UU: Anzahl und (prozentuale Anteile) der Meldungen auf die einzelnen TV/kirchlichen AVR, die in die Be-

rechnung des regional üblichen Entgeltniveaus eingegangen sind, nach Erhebungsjahr 

TV/kirchliche AVR 
2021 2022 2023 2024 2025 

AVR Caritas 
2.344 

(36,47) 
1.966 

(32,10) 
2.543 

(27,63) 
2.606 

(28,62) 
2.867 

(29,79) 

BAT-KF  
419 

(5,52) 
353 

(5,76) 
554 

(6,02) 
538 

(5,91) 
556 

(5,78) 

AVR DD  
415 

(6,46) 
350 

(5,72) 
520 

(5,65) 
560 

(6,15) 
590 

(6,13) 

TVöD-B (VKA) . 
5 

(0,08) 
596 

(6,47) 
566 

(6,22) 
669 

(6,95) 

TVöD VKA BT-B 
365 

(5,68) 
225 

(3,67) 
. 

. 
. 

AVR Bayern 213 
(3,31) 

257 
(4,20) 

. 
. 378 

(3,93) 

AVR Diakonie Bayern 
. . 

409 
(1,88) 

333 
(3,66) . 

AVR DWBO 157 
(2,44) 

180 
(2,94) 

241 
(2,62) 

. 
. 

AVR DWBO (Anlage) Johanniter 2 
(0,03) 

18 
(0,29) 

275 
(2,99) 

310 
(3,41) 

288 
(2,99) 

andere 2.513 
(39,09) 

2.770 
(45,23) 

4.067 
(44,18) 

4.191 
(46,03) 

4.276 
(44,43) 

N 
6.428 6.124 9.205 9.104 9.624 

Quelle: AOK-BV (2021, 2022), GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang VV: TOP 3 der gemeldeten TV/kirchlichen AVR, die in die Berechnung des regional üblichen Entgeltniveaus 

eingegangen sind, nach Erhebungsjahr und Bundesland 

Bundes-
land 

2021 2022 2023 2024 2025 

Baden-
Würt-
temberg 

AVR Caritas 

TVöD VKA BT-B 

AVR WÜ Viertes 
Buch 

AVR Caritas 

AVR WÜ Viertes 
Buch 

AVR WÜ 

AVR Caritas 

AVR Diakonie WÜ 

TVöD-B 

AVR Caritas 

AVR-Württemberg 
Buch I 

TVöD-B (VKA) 

AVR Caritas 

AVR-Württemberg 
Buch I 

TVöD-B (VKA) 

Bayern 

AVR Caritas 

AVR Bayern 

TV AWO Bayern 

AVR Caritas 

AVR Bayern 

BRK Haustarifver-
trag 

AVR Caritas 

AVR Diakonie Bay-
ern 

BRK Haustarifver-
trag 

AVR Caritas 

AVR Diakonie Bay-
ern 

Tarifwerk BRK 

AVR Caritas 

AVR Bayern 

Tarifwerk BRK 

Berlin 

AVR DWBO 

AVR Caritas 

AVR HN 

AVR DWBO 

AVR Caritas 

AVR HN 

AVR DWBO 

AVR Caritas 

HTV Volkssolidari-
tät Berlin  

AVR DWBO TG 
West 

AVR Caritas 

AVR DWBO Johan-
niter 

AVR DWBO West 

AVR Caritas 

Tarifwerk PTG Ber-
lin 

Branden-
burg 

AVR DWBO 

ETV-AWO-TG-
Bbg 

AVR Caritas 

AVR DWBO 

Paritätischer Ent-
gelttarifvertrag 
Land Brandenburg 

ETV-AWO-TG-Bbg 

AVR DWBO 

Tarifwerk DRK 
Brandenburg 

Tarifwerk PTG 
Brandenburg 

AVR DWBO TG Ost 

Tarifwerk PTG 
Brandenburg 

Tarifwerk DRK 
Brandenburg 

AVR DWBO Ost 

Tarifwerk PTG BB 

Tarifwerk Wohl-
fahrt BB 

Bremen 

TV BHS/BHP 

TV PfliB  

AVR DD 

TV-Ü Pflege 
BHS/BHP 

TV PfliB  

AVR DD  

TV PfliB BHS 

TV PfliB 

AVR DD 

TV PfliB 

TV PfliB BHS 

AVR DD 

TV PfliB BHS 

TV PfliB 

AVR DD 

Hamburg 

Kirchlicher Tarif-
vertrag Diakonie 

TV ASD  

DRK Tarifvertrag 
Hamburg Pflege 
und Soziales 

Kirchlicher Tarifver-
trag Diakonie 

TV ASD 

DRK Tarifvertrag 
Hamburg Pflege 
und Soziales 

KTD 

TV ASD 

TV DRK Hamburg 

KTD 

TV ASD 

TV DRK Hamburg 

KTD 

TV ASD 

TV PW 

Hessen 

AVR Caritas 

AVR KW 

AVR HN  

AVR Caritas 

AVR KW 

AVR HN 

AVR Caritas 

AVR Diakonie HN 

AVR Diakonie KW 

AVR Caritas 

AVR.KW 

TVöD-B (VKA) 

AVR Caritas 

AVR.KW 

AVR.HN 

 

Mecklen-
burg-Vor-
pom-
mern 

AVR DW M-V 

AVR Caritas 

TV AWO M-V 

AVR DW M-V 

AVR Caritas 

TV AWO M-W 

AVR Diakonie M-V 

TV AWO M-V 

AVR Caritas 

AVR DW M-V 

TV AWO M-V 

AVR Caritas 

AVR DW M-V 

TV AWO M-V 

AVR Caritas 

Nieder-
sachsen 

AVR Caritas 

TV DN 

AVR Caritas 

TV DN 

TV DN 

AVR Caritas 

TV DN 

AVR Caritas 

AVR Caritas 

TV DN 
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Bundes-
land 

2021 2022 2023 2024 2025 

TV AWO Weser-
Ems-Gruppe 

Dienstvertragsord-
nung der Ev. Luth. 
Landeskirche Han-
nover 

TVöD-B TVöD-B (VKA) AVR DD 

NRW 

AVR Caritas 

BAT-KF 

AVR DD  

AVR Caritas 

BAT-KF 

AVR DD 

AVR Caritas 

BAT-KF 

AVR DD 

AVR Caritas 

BAT-KF 

AVR DD 

AVR Caritas 

BAT-KF 

AVR DD 

Rhein-
land-
Pfalz 

AVR Caritas 

DRK-Reformta-
rifvertrag 

AVR DD 

AVR Caritas 

AVR DD 

DRK-Reformtarif-
vertrag 

AVR Caritas 

AVR DD 

DRK-Reformtarif-
vertrag 

AVR Caritas 

AVR DD 

DRK-Reformtarif-
vertrag 

AVR Caritas 

AVR DD 

DRK-Reformtarif-
vertrag 

Saarland 

AVR Caritas 

Tarifvertrag der 
AWO Landesver-
band Saarland  

Tarifvertrag 
Saarländischer 
Schwesternver-
band 

AVR Caritas 

TV AWO Saarland i. 
d. F. des 6. ÄTV 
vom 04.08.2021 

Tarifvertrag Saar-
ländischer Schwes-
ternverband 

AVR Caritas 

TV AWO Saarland 

TV saarl. Schwes-
ternschaft 

AVR Caritas 

TV AWO Saarland 

TV saarl. Schwes-
ternverband 

AVR Caritas 

TV AWO Saarland 

TV saarl. Schwes-
ternverband 

Sachsen 

AVR Diakonie 
Sachsen 

Mantel-/2. Ent-
gelttarifvertrag 
AWO Sachsen 

AVR Caritas 

AVR Diakonie Sach-
sen 

AVR DWBO Anlage 
Johanniter 

AVR Caritas 

AVR Diakonie Sach-
sen 

TV DRK Sachsen 

AVR Caritas 

AVR Diakonie Sach-
sen 

TV DRK Sachsen 

AVR Caritas 

AVR Diakonie Sach-
sen 

TV DRK Sachsen 

AVR Caritas 

Sachsen-
Anhalt 

AVR DW EKM 

PTG-RTV-LSA & 
PTG-ETV-LSA 

AVR Caritas 

AVR DW EKM 

AVR Caritas 

PTG-RTV-LSA & 
PTG-ETV-LSA 

Tarifwerk PTG 
Sachsen-Anhalt 

AVR Diakonie Mit-
teldeutschland 

AVR Caritas 

AVR Diakonie Mit-

teldeutschland 

Tarifwerk PTG Sach-

sen-Anhalt 

E-TV AWO Sachsen-
Anhalt 

AVR Diakonie Mit-

teldeutschland 

Tarifwerk PTG Sach-

sen-Anhalt 

AVR Caritas 

Schles-
wig-Hol-
stein 

AVR DD  

Kirchlicher Tarif-
vertrag Diakonie  

TVöD VKA BT-B 

Kirchlicher Tarifver-
trag Diakonie  

AVR DD 

AVR Caritas 

KTD 

AVR DD 

TVöD-B 

AVR DD 

KTD 

AVR DWBO Johan-
niter 

KTD 

AVR DD 

TV Anwend AWO 

Pflege SH 

Thürin-
gen 

AVR DW EKM 

AVR Caritas 

Rahmen- und 
Vergütungstarif-
vertrag PATT 

Rahmen- und Ver-
gütungstarifvertrag 
PATT 

AVR Caritas 

DRK-Tarifvertrag 
Thüringen 

TV AWO Thüringen 

Tarifwerk PATT 
Thüringen 

AVR Diakonie Mit-
teldeutschland 

AVR Diakonie Mit-
teldeutschland 

PATT Thüringen 

AVR Caritas 

TV AWO Thüringen 

AVR Diakonie Mit-
teldeutschland 

Tarifwerk PATT TH 

Quelle: AOK-BV (2021, 2022), GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung.  
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Anhang WW: Anzahl und (prozentuale Anteile) der gemeldeten VZÄ im Jahr 2025 auf die einzelnen TV/kirchlichen 

AVR, die in die Berechnung des regional üblichen Entgeltniveaus eingegangen sind 

TV/kirchliche AVR 
Hilfspersonal Assistenzpersonal Fachpersonal 

AVR Caritas 
24959,9 
(27,6) 

9347,2 
(31,2) 

30947,9 
(30,4) 

TVöD-B (VKA) 
8062,9 
(8,9) 

2742,4 
(9,1) 

8677,5 
(8,5) 

AVR DD 
5582,7 
(6,2) 

1885,3 
(6,3) 

6193,5 
(6,1) 

andere 
51723,9 
(57,3) 

16003,3 
(53,4) 

55975,7 
(55,0) 

N 
90329,4 29978,2 101794,6 

Quelle: GS-Tarife (2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang XX: Streuung der arbeitszeitnormierten Stundenlöhne (in Euro) nach Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe zum Erhebungsjahr 2021 

Quelle: AOK-BV (2021), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016). 
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Anhang YY: Streuung der arbeitszeitnormierten Stundenlöhne (in Euro) nach Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe zum Erhebungsjahr 2022 

Quelle: AOK-BV (2022), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016). 
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Anhang ZZ: Streuung der arbeitszeitnormierten Stundenlöhne (in Euro) nach Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe zum Erhebungsjahr 2023 

Quelle: GS-Tarife (2023), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016). 
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Anhang AAA: Streuung der arbeitszeitnormierten Stundenlöhne (in Euro) nach Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe zum Erhebungsjahr 2024 

Quelle: GS-Tarife (2024), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016). 

 



158 Anhang 

 

 

Anhang BBB: Streuung der arbeitszeitnormierten Stundenlöhne (in Euro) nach Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe zum Erhebungsjahr 2025 

Quelle: GS-Tarife (2025), eigene Berechnung und Darstellung mit ggplot2 (Wickham, 2016). 
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Anhang CCC: Durchschnittliche arbeitszeitnormierte Stundenlöhne (in Euro) nach Beschäftigten-/Qualifikations-

gruppe nach Bundesländern im Jahr 2025 

Bundesland 

Hilfspersonal Assistenzpersonal Fachpersonal 

min max mean min max mean min max mean 

Baden-Württemberg 14,97 24,57 20,27 18,07 28,57 22,69 20,53 33,23 27,20 

Bayern 
16,36 26,12 19,92 17,60 28,75 22,23 1,02 

(22,04) 

33,85 26,79 

(26,81) 

Berlin 17,86 22,65 20,29 17,94 26,99 22,42 22,77 32,05 27,50 

Brandenburg 15,09 23,02 20,06 18,85 26,92 21,64 22,09 32,91 27,15 

Bremen 17,86 22,37 20,37 19,07 24,57 21,94 23,76 29,95 27,26 

Hamburg 16,51 23,69 20,29 19,07 27,09 23,31 24,05 31,87 27,79 

Hessen 16,07 24,58 19,99 17,87 29,18 21,84 20,80 32,08 26,66 

Mecklenburg-Vorpommern 15,79 25,67 19,36 18,68 27,03 21,29 22,78 30,11 25,92 

Niedersachsen 16,11 23,92 20,11 17,43 27,09 22,32 20,87 32,60 26,69 

NRW 
14,89 27,74 20,43 18,47 28,51 23,47 0,04 

(19,15) 

39,12 27,49 

(27,50) 

Rheinland-Pfalz 16,35 26,00 20,10 19,10 28,62 22,42 22,27 37,03 27,19 

Saarland 17,51 24,89 20,10 18,84 28,87 23,25 19,88 30,47 27,07 

Sachsen 
17,17 23,19 20,10 17,83 26,94 21,63 0,17 

(21,75) 

32,83 26,24 

(26,28) 

Sachsen-Anhalt 17,33 24,78 20,18 17,23 26,39 21,87 21,85 32,68 26,64 

Schleswig-Holstein 16,15 23,88 20,38 18,30 29,18 22,24 19,90 37,76 26,86 

Thüringen 16,66 24,05 19,47 17,23 26,47 21,05 22,15 32,04 26,08 

Bundesweit 
14,89 27,74 20,15 17,23 29,18 22,53 0,04 

(19,15) 

39,12 26,99 

(27,00) 

Quelle: GS-Tarife (2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang DDD: Prozentuale Steigerungen der durchschnittlichen arbeitszeitnormierten Stundenlöhne zwischen 2021 und 2025 

Quelle: AOK-BV (2021), GS-Tarife (2025), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang EEE: Entwicklung der durchschnittlichen arbeitszeitnormierten Stundenlöhne zwischen 2022 und 2025 nach Versorgungsart 

Ambulante Versorgung Stationäre Versorgung 

  

Hinweis: Die ambulante Versorgungsart schließt die ambulanten Pflege- und Betreuungsdienste ein, die stationäre Versorgungsart umfasst die stationäre Kurzzeitpflege, Nachtpflege, Tages-
pflege und die vollstationäre Pflege. 
Quelle: AOK-BV (2022), GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung. 



162 Anhang 

 

 

Anhang FFF: Durchschnittliche arbeitszeitnormierte Stundenlöhne (in Euro) nach Beschäftigten-/Qualifikationsgruppe und Versorgungsart 

2022 2025 

  

Hinweis: Die ambulante Versorgungsart schließt die ambulanten Pflege- und Betreuungsdienste ein, die stationäre Versorgungsart umfasst die stationäre Kurzzeitpflege, Nachtpflege, Tages-
pflege und die vollstationäre Pflege. 
Quelle: AOK-BV (2022), GS-Tarife (2025), eigene Berechnung und Darstellung. 



Anhang 163 

 

 

Anhang GGG: Spannweiten der durchschnittlichen arbeitszeitnormierte Stundenlöhne (in Euro) nach Beschäftig-

ten-/Qualifikationsgruppe und Versorgungsart 

Erhebungsjahr 
Beschäftigten-/  

Qualifikationsgruppe 

ambulant stationär 

min max mean min max mean 

2022 

Hilfspersonal 11,36 38,30 16,77 10,78 28,87 16,95 

Assistenzpersonal 11,51 33,45 19,20 11,03 35,98 19,10 

Fachpersonal 15,46 48,47 23,60 16,83 39,48 23,11 

2023 

Hilfspersonal 12,24 25,09 17,35 11,19 22,95 17,46 

Assistenzpersonal 10,96 27,02 19,50 11,44 25,34 19,48 

Fachpersonal 15,11 39,14 23,89 15,28 41,34 23,64 

2024 

Hilfspersonal 14,37 25,23 18,97 14,22 25,59 19,19 

Assistenzpersonal 15,79 29,20 21,42 15,66 28,29 21,48 

Fachpersonal 18,35 39,43 25,91 0,04 
(18,96) 

36,73 25,74 
(25,76) 

2025 

Hilfspersonal 14,89 26,12 20,03 14,97 27,74 20,19 

Assistenzpersonal 17,68 29,18 22,43 17,23 28,87 22,58 

Fachpersonal 1,02 
(19,9) 

35,89 27,03 0,04 
(19,15) 

39,12 26,98 
(26,99) 

Hinweis: Die ambulante Versorgungsart schließt die ambulanten Pflege- und Betreuungsdienste ein, die stationäre Versor-
gungsart umfasst die stationäre Kurzzeitpflege, Nachtpflege, Tagespflege und die vollstationäre Pflege. 
Quelle: AOK-BV (2022), GS-Tarife (2023, 2024, 2025), eigene Berechnung und Darstellung. 

Anhang HHH: Betrachtete Positionen aus dem bundeseinheitlichen Positionsnummernverzeichnis für die häusliche 

Krankenpflege 

Tarifbereich Positionsnr Art der Versorgung Vergütungsart 

01 Baden-Württemberg 011120 1 Grundpflege 120 Einsatzpauschale 

02 Bayern 011124 1 Grundpflege 124 Pauschale 1. und 2. Einsatz 

04 Bremen 014121 4 Kombi aus Grund-/Behandlungspflege 
/hauswirtschaftlicher Versorgung 

121 Pauschale 1. Einsatz 

05 Hamburg 011000 1 Grundpflege 000 keine besondere Ausprägung 

06 Hessen 011000 1 Grundpflege 000 keine besondere Ausprägung 

07 Niedersachsen 014120 4 Kombi aus Grund-/Behandlungspflege 
/hauswirtschaftlicher Versorgung 

120 Einsatzpauschale 

08 Nordrhein-Westfalen 101120 1 Grundpflege 120 Einsatzpauschale 

09 Rheinland-Pfalz 011120 1 Grundpflege 120 Einsatzpauschale 

10 Saarland 101121 1 Grundpflege 121 Pauschale 1. Einsatz 

11 Schleswig-Holstein 101120 1 Grundpflege 120 Einsatzpauschale 

12 Brandenburg 011506 1 Grundpflege 506 Grundpflege bis 30 Minuten 

13 Sachsen 014506 4 Kombi aus Grund-/Behandlungspflege 
/hauswirtschaftlicher Versorgung 

506 Grundpflege bis 30 Minuten 

14 Sachsen-Anhalt 011507 1 Grundpflege 507 Grundpflege bis 60 Minuten 

15 Mecklenburg-Vorpom-
mern 

011506 1 Grundpflege 506 Grundpflege bis 30 Minuten 

16 Thüringen 011205 1 Grundpflege 205 Körperpflege, Hilfe bei 

Quelle: GKV-Spitzenverband (2025b). 
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Anhang III: Annahmen der prozentualen Veränderung von allgemeinem Preisniveau, Energiepreisen und Löhnen 

über die Zeit 

 
Gesamtheimentgelt  Verbraucherpreisindex  Index "Strom, Gas, an-

ŘŜǊŜ .ǊŜƴƴǎǘƻŦŦŜά 
Löhne und Gehälter  

 
in Euro %-Verän-

derung zu 
2021 

Basisjahr = 
2020 

%-Verän-
derung zu 
2021 

Basisjahr = 
2020 

%-Verän-
derung zu 
2021 

in Euro %-Verän-
derung zu 
2021 

2021 3503,55 
 

103,10 
 

101,10 
 

17,39 
 

2022 3651,64 4,23 110,20 6,89 129,70 28,29 18,33 5,39 

2023 3969,42 13,30 116,70 13,19 157,10 55,39 19,78 7,93 

2024 4363,23 24,54 119,30 15,71 152,10 50,45 21,49 8,65 

Quellen: vdek (2024b), FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2025a, 2025b), eigene Berechnungen. Sta-
tistisches Bundesamt (2025b, 2025f).  

Anhang JJJ: Stichprobe der in den statistischen Analysen enthaltenen Daten (vdek-Daten) im Vergleich zur Pflege-

statistik für das Jahr 2023 

  
Ambulante Pflege 

 
Stationäre Pflege 

 Häusliche 

Krankenpflege 

  Pflegestatistik vdek  Pflegestatistik vdek  vdek 

Baden-Württemberg  1297 1327  1526 976  1671 

Bayern  2173 2206  1467 1026  2421 

Berlin  670 693  280 255   

Brandenburg  801 812  341 275  804 

Bremen  106 101  94 76  101 

Hamburg  396 405  152 111  378 

Hessen  1367 1363  820 528  1366 

Mecklenburg-Vorpommern  522 556  265 184  540 

Niedersachsen  1409 1463  1409 1217  1413 

Nordrhein-Westfalen  3205 3580  2244 1661  3362 

Rheinland-Pfalz  591   464 438  601 

Saarland  133 138  164 155  137 

Sachsen  1154 1173  697 535  1149 

Sachsen-Anhalt  650 704  437 336   

Schleswig-Holstein  573 594  537 475  599 

Thüringen  502 506  353 232  495 

Deutschland  14958Ϟ 15621Ϟ  11250 8480  15037 

IƛƴǿŜƛǎΥ Ϟ!ƴƎŀōŜ ƻƘƴŜ wƘŜƛƴƭŀƴŘ-Pfalz. Der Stichtag der Pflegestatistik ist der 15.12.2023, der Stichtag der vdek-Daten ist 
der 1.07.2023. 
Quelle: vdek (2024b), Statistisches Bundesamt (2025k, 2025l), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang KKK: Entwicklung von Verbraucherpreisindex, Punktwerten in der ambulanten Pflege, Pflegesätzen in der stationären Pflege und Preisen in der häuslichen Krankenpflege 

von 2019 bis 2024 

 
Verbraucherpreisindex 

Ambulante Pflege Stationäre Pflege Häusliche Krankenpflege 

 
Index (Basis-

jahr=2019) 

Prozentuale Verän-

derung 

Durchschnittlicher Punkt-

wert (in Euro) 

Prozentuale Ände-

rung (in %) 

Durchschnittlicher Pflegesatz 

(in Euro) 

Prozentuale Verän-

derung 

Durchschnittlicher 

Preis (in Euro) 

Prozentuale Än-

derung (in %) 

Land/ 

Jahr 2022 
2024 2019-

2022 

2022-

2024 

2019 2022 2024 2019-

2022 

2022-

2024 

2019 2022 2024 2019-

2022 

2022-

2024 

2019 2022 2023 2019-

2022 

2022-

2023 

BW 
110,16 119,72 10,16 8,68 нфΣнпϟ онΣонϟ отΣнмϟ 10,54 15,13 2371,24 2781,44 3287,12 17,30 18,18 23,40 25,46 28,42 8,80 11,60 

BY 
111,06 120,50 11,06 8,51 0,0560 0,0599 0,0698 6,98 16,56 2272,53 2539,30 3110,19 11,74 22,48 24,38 25,88 27,08 6,13 4,67 

BE 
110,54 119,28 10,54 7,90 0,0528 0,0581 0,0778 10,07 33,86 2314,84 2547,26 3156,20 10,04 23,91      

BB 
111,26 121,41 11,26 9,12 0,0504 0,0587 0,0738 16,48 25,84 2049,30 2371,75 2952,30 15,73 24,48 15,15 17,87 20,73 17,96 15,97 

HB 
113,80 121,15 13,80 6,46 0,0495 0,0574 0,0699 15,92 21,81 1921,07 2227,55 2839,76 15,95 27,48 36,42 42,04 45,25 15,43 7,65 

HH 
109,32 117,43 9,32 7,42 0,0490 0,0514 0,0627 4,89 22,07 2061,42 2296,23 2834,44 11,39 23,44 12,49 13,23 14,40 5,94 8,85 

HE 
110,02 118,54 10,02 7,74 0,0540 0,0577 0,0684 6,90 18,64 2100,72 2380,24 3036,31 13,31 27,56 21,72 23,77 26,18 9,43 10,17 

MV 
111,67 121,23 11,67 8,56 0,0457 0,0540 0,0658 18,11 21,75 1783,55 2246,75 2814,59 25,97 25,27 14,64 17,58 19,48 20,09 10,81 

NI 
110,44 119,68 10,44 8,36 0,0446 0,0495 0,0618 11,01 24,69 1869,01 2201,66 2781,31 17,80 26,33 31,73 34,55 36,40 8,87 5,34 

NW 
110,95 119,80 10,95 7,97 0,0438 0,0468 0,0581 6,68 24,12 2137,63 2344,45 2879,45 9,68 22,82 19,00 22,05 24,69 16,06 11,94 

RP 
110,46 119,92 10,46 8,56      2094,11 2370,58 2753,95 13,20 16,17 23,27 25,44 28,20 9,33 10,88 

SL 
109,64 119,08 9,64 8,61 0,0431 0,0479 0,0667 11,20 39,28 2244,08 2466,30 3003,14 9,90 21,77 28,90 31,19 34,08 7,93 9,28 

SA 
111,30 122,00 11,30 9,61 0,0457 0,0532 0,0660 16,39 24,05 1834,23 2329,52 2939,91 27,00 26,20      

ST 
111,26 120,80 11,26 8,58 0,0451 0,0524 0,0685 16,08 30,92 1865,02 2244,37 2837,04 20,34 26,41 17,93 19,60 19,61 9,27 0,08 

SH 
110,17 119,64 10,17 8,59 0,0530 0,0572 0,0704 8,02 23,11 1842,19 2155,57 2741,59 17,01 27,19 19,08 20,49 22,22 7,41 8,43 
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Verbraucherpreisindex 

Ambulante Pflege Stationäre Pflege Häusliche Krankenpflege 

 
Index (Basis-

jahr=2019) 

Prozentuale Verän-

derung 

Durchschnittlicher Punkt-

wert (in Euro) 

Prozentuale Ände-

rung (in %) 

Durchschnittlicher Pflegesatz 

(in Euro) 

Prozentuale Verän-

derung 

Durchschnittlicher 

Preis (in Euro) 

Prozentuale Än-

derung (in %) 

Land/ 

Jahr 2022 
2024 2019-

2022 

2022-

2024 

2019 2022 2024 2019-

2022 

2022-

2024 

2019 2022 2024 2019-

2022 

2022-

2024 

2019 2022 2023 2019-

2022 

2022-

2023 

TH 
112,25 121,86 12,25 8,57 0,0461 0,0573 0,0736 24,14 28,49 1715,62 2158,53 2875,45 25,82 33,21 12,38 14,18 15,60 14,56 9,99 

D 
110,75 119,90 10,75 8,26    мнΣноϞ нпΣсфϞ 2081,36 2388,57 2955,50 14,76 23,74  

  
11,2оϞ 8,98Ϟ 

Hinweis: Der Verbraucherpreisindex für 2023 mit Basisjahr 2019 ist 117,29. Die prozentuale Veränderung des VerbraucherpreisinŘŜȄ Ǿƻƴ нлнн ŀǳŦ нлно ōŜǘǊŅƎǘ нΣно҈Φ ϟ 5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘƭƛŎƘŜ 
Vergütung für die ƎǊƻǖŜ YǀǊǇŜǊǇŦƭŜƎŜ ŘǳǊŎƘ ŜƛƴŜ CŀŎƘƪǊŀŦǘ ŘŜǊ tŦƭŜƎŜΤ Ϟ 5ǳǊŎƘǎŎƘƴƛǘǘƭƛŎƘŜ ǇǊƻȊŜƴǘǳŀƭŜ ±ŜǊŅƴŘŜǊǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ .ǳƴŘŜǎƭŅƴŘŜǊΤ .² Ґ .aden-Württemberg, BY = Bayern, BE = 
Berlin, BB = Brandenburg, HB = Bremen, HH = Hamburg, HE = Hessen, MV = Mecklenburg-Vorpommern, NI = Niedersachsen, NW = Nordrhein-Westfalen, RP = Rheinland-Pfalz, SL = Saarland, SA 
= Sachsen, ST = Sachsen-Anhalt, SH = Schleswig-Holstein, TH = Thüringen, D = Deutschland 

Quelle: vdek (2024b), Statistisches Bundesamt (2025b, 2025g), eigene Berechnung und Darstellung. 
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Anhang LLL: Entwicklung der Pflegesätze in Euro zwischen 2019 und 2024 im Vergleich zur Inflationsentwicklung und zur kontrafaktischen Entwicklung auf Bundesländerebene 

 
Hinweise: schwarze Linie = Entwicklung der durchschnittlichen Pflegesätze; grauer Bereich = Interquartilsabstand; rote Linie = Entwicklung der durchschnittlichen Pflegesätze, wenn sich diese 
entsprechend dem Verbraucherpreisindex entwickelt hätten; schwarze gestrichelte Linie = kontrafaktische Entwicklung; Stichtag = 1. Juli 
Quelle: vdek (2024b), Statistisches Bundesamt (2025g), eigene Berechnung und Darstellung. 
























